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(Beginn: 12.31 Uhr) 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich eröffne unsere 44. Sitzung des 
1. Untersuchungsausschusses der 20. Wahl-
periode, die zugleich unsere 19. Beweisaufnah-
mesitzung ist. 

Ich stelle fest, dass die Öffentlichkeit hergestellt 
ist, und begrüße ganz herzlich die Zuschauerin-
nen und Zuschauer sowie die Vertreterinnen und 
Vertreter der Presse.  

Ich gehe davon aus, dass sich keine Personen als 
Zuschauerinnen und Zuschauer hier im Raum 
aufhalten, die später als Zeugen in Betracht kom-
men.  

Was die Damen und Herren von der Presse 
angeht, hat sich der Ausschuss aus Gründen 
des Persönlichkeitsschutzes dafür entschieden, 
Namen von Zeugen und Zeuginnen nicht in der 
Tagesordnung zu veröffentlichen, soweit diese 
nicht ohnehin aufgrund ihrer Funktion öffentlich 
bekannt sind. Bei den Angaben zur Person wer-
den die Namen zwar in öffentlicher Sitzung ge-
nannt; das bedeutet jedoch nicht, dass der Per-
sönlichkeitsschutz der Zeugen damit aufgehoben 
wäre. Ich bitte daher darum, in der Bericht-
erstattung über die Beweisaufnahme des Unter-
suchungsausschusses nach den Regeln im Presse-
kodex zu verfahren, will heißen, die Namen der 
Zeugen nicht zu veröffentlichen, soweit sie nicht 
in der Tagesordnung genannt sind. 

Ton- und Bildaufnahmen sind während der 
öffentlichen Beweisaufnahme nicht zulässig. Ein 
Verstoß gegen dieses Gebot kann nach dem Haus-
recht des Bundestages nicht nur zu einem dau-
ernden Ausschluss von den Sitzungen dieses 
Ausschusses sowie des ganzen Hauses führen, 
sondern gegebenenfalls strafrechtliche Konse-
quenzen nach sich ziehen. 

Heute haben wir den einzigen Tagesordnungs-
punkt: 

Öffentliche Zeugenvernehmung  

B  J  
Referentin im Referat „Zentralasien, 
Afghanistan und Pakistan“ des BMZ  
(Beweisbeschluss Z-44)  

Dr. Julius Spatz  
Leiter der Abteilung „Afghanistan und 
Pakistan“ der GIZ  
(Beweisbeschluss Z-45)  

Eingestufte Zeugenvernehmung  

Dr. T. W.  
Leiter Interne Revision des BND  
(Beweisbeschluss Z-43)  

Wir werden die Zeugen in dieser Reihenfolge 
vernehmen. 

Der Ausschuss hat in der Beratungssitzung vom 
heutigen Tage beschlossen: 

Für die Vernehmung des Zeugen Dr. T. W. am 
heutigen Tage wird die Öffentlichkeit gemäß 
§ 14 Absatz 1 Nummer 4 des Untersuchungs-
ausschussgesetzes ausgeschlossen, weil beson-
dere Gründe des Wohls des Bundes entgegen-
stehen. 

Wir werden die Vernehmungen heute um circa 
18.15 Uhr und um 20.30 Uhr wegen Reden des 
Vorsitzenden und seines Stellvertreters im Ple-
num bzw. namentlicher Abstimmungen unterbre-
chen müssen. Wir verfolgen das aber sehr genau, 
und akustische und optische Signale helfen uns 
dabei. 

Vernehmung der Zeugin 
B  J  

Unsere erste Zeugin, Frau J , hat bereits 
Platz genommen. Ich stelle fest, dass die Zeugin 
ordnungsgemäß geladen ist. Sie haben den Erhalt 
der Ladung am 26. April 2023 bestätigt.  

Ich heiße Sie herzlich willkommen und bedanke 
mich, dass Sie dem Ausschuss als Zeugin zur 
Verfügung stehen. 
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Neben Ihnen hat Ihr Rechtsbeistand, Herr Rechts-
anwalt Professor Alexander Ignor, Platz genom-
men. Herr Professor Ignor, ich darf auch Sie herz-
lich begrüßen. Wie Sie sicherlich wissen, dürfen 
Sie die Zeugin beraten. Ihnen steht jedoch kein 
eigenes Rede- und Fragerecht zu. Insbesondere 
dürfen Sie Ihrer Mandantin während ihrer Aus-
sage keine inhaltlichen Hinweise geben. Gegebe-
nenfalls können Sie oder Ihre Mandantin eine 
kurze Unterbrechung zum Zwecke der Beratung 
beantragen.  

Haben Sie dazu Fragen? 

(RA Prof. Dr. Alexander 
Ignor schüttelt den Kopf) 

Zeugin B  J : Nein, danke. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann bin ich zu-
nächst gehalten, Frau J , Sie über Ihre 
Rechte und Pflichten als Zeugin aufzuklären. 
Diese Belehrung schreibt mir das Gesetz für jeden 
Zeugen und jede Zeugin inhaltsgleich vor. 

Sie sind als Zeugin geladen worden. Als Zeugin 
vor einem Untersuchungsausschuss sind Sie ver-
pflichtet, die Wahrheit zu sagen. Das heißt, Sie 
müssen richtige und vollständige Angaben ma-
chen. Sie dürfen nichts weglassen, was zur Sache 
gehört, und nichts hinzufügen, was der Wahrheit 
widerspricht. Wer vor einem Untersuchungs-
ausschuss vorsätzlich falsche Angaben macht, 
kann sich nach § 162 in Verbindung mit § 153 
des Strafgesetzbuches strafbar machen. Solch 
eine uneidliche Falschaussage kann eine Geld-
strafe oder eine Freiheitsstrafe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren nach sich ziehen.  

Auf bestimmte Fragen dürfen Sie die Auskunft 
verweigern. Das gilt zum einen für Fragen, deren 
Beantwortung Sie oder einen Ihrer Angehörigen 
der Gefahr zuziehen würde, einer Untersuchung 
nach einem gesetzlich geordneten Verfahren aus-
gesetzt zu werden. Das können Verfahren wegen 
einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit sein, aber 
auch Disziplinar- oder berufsgerichtliche Verfah-
ren.  

Darüber hinaus dürfen sogenannte Berufsgeheim-
nisträger und ihre Gehilfen grundsätzlich die 
Auskunft in Bezug auf Dinge verweigern, die 
ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut oder be-
kannt geworden sind. 

Haben Sie dazu noch Fragen? 

Zeugin B  J : Nein, auch dazu nicht. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann möchte ich 
Sie darauf hinweisen, dass eine Tonaufnahme ge-
fertigt wird, um die Protokollierung der Sitzung 
zu erleichtern. Deshalb ist es sehr wichtig, dass 
Sie Ihr Mikrofon einschalten, sich möglichst in 
der Nähe zum Mikrofon aufhalten und laut spre-
chen, wenn Sie das Wort ergreifen. Die Auf-
nahme wird dann nach Abschluss der Proto-
kollerstellung gelöscht. Das Protokoll wird Ihnen 
vor der endgültigen Fertigstellung übersandt.  

Sollten Sie während Ihrer Vernehmung zu der 
Auffassung gelangen, dass Sie als VS-Vertraulich 
oder höher eingestufte Informationen oder sons-
tige Dinge zur Sprache bringen müssen, deren 
öffentliche Erörterung überwiegende schutzwür-
dige Interessen verletzen würde, bitte ich um 
einen Hinweis. Der Ausschuss hätte dann über 
den Ausschluss der Öffentlichkeit sowie den 
Geheimhaltungsgrad der Sitzung zu beschließen. 
Ich weise allerdings ausdrücklich darauf hin, 
dass das ein Regel-Ausnahme-Verhältnis ist. Der 
Öffentlichkeitsgrundsatz für Beweiserhebungen 
in Untersuchungsausschüssen hat nach Arti-
kel 44 des Grundgesetzes Verfassungsrang. Die 
Gründe für eine Ausnahme müssen daher von 
besonderem Gewicht sein. Der Ausschuss ent-
scheidet und hat da eine strenge Praxis. 

Haben Sie zu den Hinweisen Fragen? 

Zeugin B  J : Nein, danke. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Jetzt kommen wir 
dann bald zu den Fragen, die Sie beantworten 
können. - Ich muss Sie anfänglich zu Ihrer Person 
befragen. Und dann haben Sie nach Beginn der 
Vernehmung zur Sache nach § 24 Absatz 4 des 
Untersuchungsausschussgesetzes Gelegenheit, 
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zum Beweisthema im Zusammenhang vorzutra-
gen, wenn Sie das wünschen. Anschließend oder 
wenn Sie darauf verzichten, werden Sie von den 
Mitgliedern des Ausschusses befragt. Die Frage-
zeit richtet sich dabei nach dem Stärkeverhältnis 
der Fraktionen. Das ist hier geübte Praxis. - Gibt 
es dazu noch Fragen? 

Zeugin B  J : Nein, danke.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich darf Sie nun 
bitten, sich dem Ausschuss zu Beginn Ihrer Aus-
führungen mit Ihrem Namen, Ihrem Alter - nicht 
Ihrem Geburtsdatum -, Ihrem Beruf und einer la-
dungsfähigen Anschrift vorzustellen.  

Zeugin B  J : Ja, gerne. - Mein Name ist 
B  J . Ich bin 46 Jahre alt und bin der-
zeit Referentin im Referat „Weltbank, IWF, Ent-
schuldung“ im Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. 
Ladungsfähige Adresse wäre dann eben Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung in der Stresemannstraße 94 in 
10963 Berlin. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen herzlichen 
Dank. Das hätten wir zur Not gefunden mit der 
Postleitzahl; aber wir sind dankbar, wenn Sie sie 
kennen. - So, nun können Sie, wenn Sie wün-
schen, im Zusammenhang darlegen, was Ihnen 
über den Gegenstand der Vernehmung bekannt 
ist.  

Zeugin B  J : Ich glaube, darauf ver-
zichte ich und antworte lieber auf Ihre Fragen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen herzlichen 
Dank. - Die Mitglieder des Ausschusses haben 
nunmehr die Möglichkeit, Fragen an Sie zu rich-
ten. Ich weise noch mal darauf hin, dass, wenn 
Vorhalte aus Akten gemacht werden, die Frage-
stellerin oder der Fragesteller Ihnen das gerne zur 
Verfügung stellt, wenn Sie das wünschen. Und 
ich erinnere die Kolleginnen und Kollegen daran, 
dass sie bitte die MAT-Nummer und die Blatt-
zahl nennen, bevor der Aktenvorhalt erfolgt. Und 
andere erinnere ich daran, dass, wenn sie Presse-
artikel vorlegen, wir eine Vereinbarung haben, 

dass die vorher dem Ausschuss zur Verfügung 
gestellt werden, sodass wir das auch überprüfen 
können, bevor der Vorhalt erfolgt. - So weit so 
gut.  

Dann fangen wir an mit der SPD-Fraktion. Und 
das Wort hat der Kollege Nürnberger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Guten Tag, Frau J ! 
Vielen Dank, dass Sie uns als Zeugin zur Verfü-
gung stehen. - Mir obliegt immer, die Eingangs-
fragen zu stellen als größte Fraktion. - Die erste 
und allgemeine Frage würde ich so formulieren: 
Können Sie uns bitte Ihr Aufgabengebiet im Refe-
rat 312 näher beschreiben, was Sie da genau ge-
tan haben? Und ich würde mich auch interessie-
ren, wie sich diese Aufgaben im Laufe des Unter-
suchungszeitraumes verändert haben. 

Zeugin B  J : Ja, mache ich gerne. - 
Ich muss dazu sagen, dass ich nicht den ganzen 
Untersuchungszeitraum als Afghanistan-Refe-
rentin im Referat 312 „Afghanistan, Pakistan, 
Zentralasien“ tätig war. Das war so, dass ich zwar 
ab Juli 2017 in dem Referat tätig war, allerdings 
bis einschließlich Oktober 2020 ausschließlich 
als Pakistan-Referentin. Das heißt, Afghanistan-
Referentin bin ich am 01.11.2020 geworden und 
dann auch bis zum Abschluss des ganzen Unter-
suchungszeitraums und noch ein bisschen län-
ger, bis April 2022. 

Das war so, dass ich ab November 2020 zuständig 
war für unter anderem - mit den Kollegen und 
Kolleginnen natürlich und dem Referatsleiter - 
die, sagen wir, politische Steuerung und Gestal-
tung der Entwicklungszusammenarbeit in und 
mit Afghanistan. Wir hatten uns das im Team so 
aufgeteilt, dass es die sogenannten - wir haben 
die so genannt, etwas umgangssprachlich - Port-
folioreferenten gab und die - in Anführungsstri-
chen - „politische Referentin“, und ich war die 
politische Referentin. Das heißt, ich habe nicht so 
sehr Projekte beauftragt und Projekte gemonitort, 
die die Entwicklungszusammenarbeit in Afgha-
nistan durchgeführt hat, sondern ich habe Lei-
tungstermine vorbereitet, auch begleitet. Ich habe 
zur konzeptionellen Ausrichtung von Entwick-
lungszusammenarbeit in Afghanistan gearbeitet, 
also Konzeptpapiere geschrieben. Ich war auch 
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für die Beobachtung der internationalen Prozesse 
zu Afghanistan zuständig, habe eben auch im 
Ressortkontext die Abstimmung begleitet, insbe-
sondere mit dem Auswärtigen Amt, war auch für 
den Prozess GAAP - „Gemeinsame Analyse und 
abgestimmte Planung“ heißt das - zuständig und 
habe im November 2020 noch die internationale 
Geberkonferenz zu Afghanistan mit vorbereitet. 

Diese Tätigkeit hat sich so ungefähr bis August 
2021 auch so dargestellt und fortgeführt. Und 
dann ab dem 15. August war ich auch mit den 
Ortskräften beschäftigt, also nicht so sehr mit 
dem Ortskräfteverfahren, aber wie alle anderen 
Kollegen und Kolleginnen bei uns auch im Team 
sehr viel mit Anfragen nach dem Umgang mit 
Ortskräften, sei es aus dem Parlament oder der 
Zivilgesellschaft oder auch von Afghaninnen und 
Afghanen selbst, die sich ja an uns gewandt 
haben in dem Zeitraum. 

Jörg Nürnberger (SPD): Darf ich Sie ergänzend 
noch danach fragen: Was waren dann diese kon-
kreten Aufgaben im Zusammenhang mit dem 
Ortskräfteverfahren und den Ortskräften in dieser 
Zeit? 

Zeugin B  J : Also, das war tatsächlich 
unterschiedlich. Wir hatten zum Beispiel Anfra-
gen von Afghaninnen und Afghanen, die gar 
nicht Ortskräfte der deutschen Entwicklungs-
zusammenarbeit waren. Das waren so Fragen: An 
wen richte ich mich, wenn ich einen Antrag stel-
len möchte, um nach Deutschland zu kommen? - 
Das war natürlich in dem Zeitraum nicht das 
BMZ, sondern das Auswärtige Amt, was für die 
Personengruppe zuständig war. Das waren aber 
auch Fragen von zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen oder politischen Stiftungen: Wie gehen 
wir mit unseren Ortskräften um? An wen können 
wir uns wenden? - Das waren aber auch einfach 
so technische Aufgaben, wie die Namen von 
Ortskräften in eine Liste schreiben und weiter-
leiten. Das haben wir dann zu der Zeit auch alle 
gemacht, also von der Bürosachbearbeitung bis 
zum Referenten, einfach alle. - Genau, das waren 
so unterschiedliche Aufgaben. 

Jörg Nürnberger (SPD): Weil Sie gerade Ihre Mit-
arbeiter/-innen angesprochen haben: Wie viel 

Personal stand Ihnen im Referat zur Verfügung, 
um diese Aufgaben zu bewältigen? 

Zeugin B  J : Wir hatten eine Büro-
sachbearbeiterin, einen Sachbearbeiter, damals 
drei Referent/-innen, einen Referatsleiter und 
haben dann relativ schnell - ich weiß nicht ganz 
exakt den Tag, vielleicht war es der 17., 18., 
19. August; da können Sie mich jetzt nicht ganz 
drauf festlegen - - 

Jörg Nürnberger (SPD): Also nach dem Fall von 
Kabul. 

Zeugin B  J : Also, nach dem Fall ha-
ben wir eine sogenannte Afghanistan-Taskforce 
bekommen, die über die Wochen und Monate un-
terschiedliche Personenstärken hatte. Das kann 
ich ganz genau nicht sagen, weil manche haben 
Vollzeit gearbeitet, manche Teilzeit, manche an 
bestimmten Tagen nur, manche über Wochen, 
manche über Monate. Ich kann es nicht ganz 
genau quantifizieren. 

Jörg Nürnberger (SPD): Wie hat sich diese 
Taskforce zusammengesetzt, und welche Auf-
gaben hatte diese Taskforce? 

Zeugin B  J : Es gab damals im BMZ 
so eine Ausschreibung, wer von den Mitarbeitern 
und Mitarbeiterinnen sich bereit erklärt oder wer 
Interesse hat, Teil dieser Taskforce zu werden. 
Daraufhin haben sich viele Kollegen und Kolle-
ginnen gemeldet, wurden dann eben ausgewählt 
als unterstützende Mitarbeiter und Mitarbeiterin-
nen. Und die hatten ausschließlich mit Ortskräf-
ten und auch Anfragen von Afghaninnen und Af-
ghanen zu tun. Manche haben zum Beispiel die 
Hotline - wie soll ich sagen? - - saßen an der Hot-
line, so, haben die Anrufe entgegengenommen. 
Manche haben aber auch die Listen befüllt, man-
che haben konkrete Nachfragen beantwortet von 
Ortskräften oder auch von den Durchführungs-
organisationen, die eben Arbeitgeber der Orts-
kräfte waren. 

Jörg Nürnberger (SPD): Weil Sie das gerade so 
plastisch beschrieben haben, dass Sie versucht 
haben, Listen der Ortskräfte aufzustellen in die-



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/44 I 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 13 von 140 
 

sem sehr kritischen Zeitraum: Haben Sie eine Er-
innerung, um wie viele Personen es dann zu die-
sem Zeit- - Lassen Sie die Frage noch ein biss-
chen offener formulieren. Im Verhältnis zu den 
Anzeigen, die vorher eingegangen sind, wie wür-
den Sie die Entwicklung der Nachfrage nach 
Schutz nach dem Ortskräfteverfahren in diesem 
kritischen Zeitraum darstellen aus Ihren eigenen 
Erinnerungen? 

Zeugin B  J : Ja, das war tatsächlich 
eine ganz andere Größenordnung. Also, vorher 
gab es das Ortskräfteverfahren ja auch schon, und 
da war ich nicht für zuständig tatsächlich, aber 
ich habe es natürlich mitbekommen. Da gab es 
immer mal wieder einen Antrag von einer Orts-
kraft. Ich kann Ihnen die exakte Anzahl jetzt 
nicht sagen; aber das war pro Monat sicher eher 
im einstelligen Bereich. 

Und dann wurde ja nach dem 15. August das 
Verfahren umgestellt, nicht mehr das indivi-
duelle Antragsverfahren, sondern das Listen-
verfahren, und dann waren es auf einmal sehr, 
sehr viele. Ich kann es nicht genau sagen, aber 
alleine die GIZ hatte ja schon etwas mehr als 
1 000 Ortskräfte, und die Ortskräfte hatten ja 
auch eine Familie - also die Kernfamilie hatte ja 
auch Anspruch -, und das kann man grob, glaube 
ich, berechnen mit einem Faktor von vier bis 
fünf. Insofern waren das schon sehr viele. Und 
dann hatte die KfW auch noch Ortskräfte natür-
lich, deutlich weniger als die GIZ, aber auch. 
Und dann gab es noch die Ortskräfte der Con-
sultingwirtschaft, der NGOs und der politischen 
Stiftungen inklusive Kernfamilie. 

Jörg Nürnberger (SPD): Um diesen Punkt noch 
etwas zu vertiefen: Hatten Sie während des 
Untersuchungszeitraums, solange Sie für dieses 
Referat zuständig waren, zu jeder Zeit einen 
Überblick, wie viele Ortskräfte tatsächlich in 
Afghanistan in die Zuständigkeit, wenn Sie das 
so formulieren wollen, Ihres Ressorts fallen? Gab 
es immer einen Überblick, welche Organisation 
wie viele Ortskräfte vor Ort hat und wie viele da 
Anspruch auf das Verfahren haben könnten? 

Zeugin B  J : Also, sicherlich besser 
weiß das die Person, die auch für das Ortskräfte-
verfahren im Referat zuständig war; aber ich 
glaube, dass wir das nicht hatten bzw. vielleicht 
auch gar nicht haben mussten, weil die jeweili-
gen Arbeitgeber ja für ihre Ortskräfte zuständig 
waren. Da gehe ich davon aus, dass die GIZ und 
die KfW und die NGOs und die politischen Stif-
tungen Mitarbeiter- und Mitarbeiterinnenlisten 
geführt haben. Die lagen uns meines Wissens im 
BMZ nicht vor. Also, diese Angabe bezieht sich 
natürlich auf den Zeitpunkt vor August 2021. 

Jörg Nürnberger (SPD): Nur zur Vervollständi-
gung, auch fürs Protokoll: Wer war im Unter-
suchungszeitraum Ortskräftebeauftragter im 
BMZ? 

Zeugin B  J : Meinen Sie jetzt im 
August 2021 oder vorher? 

Jörg Nürnberger (SPD): Über den ganzen Unter-
suchungszeitraum hinweg. 

Zeugin B  J : Okay. - Das war zuerst 
der Henning Plate als Referatsleiter, also Ressort-
beauftragter des BMZ für die Ortskräfte. Und 
dann war es der Helmut Fischer, als es den Refe-
ratsleiterwechsel gab. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - Themen-
wechsel. Nach der Antwort auf meine erste Frage 
habe ich auch verstanden, dass Sie in einem ge-
wissen Umfang auch für die Koordination der 
deutschen Entwicklungszusammenarbeit mit den 
Durchführungsorganisationen zuständig waren. 
Können Sie mir einen Überblick über die Zusam-
menarbeit mit der GIZ und mit der KfW und an-
deren nichtstaatlichen Organisationen auch im 
Hinblick eben auf das Ortskräfteverfahren geben? 
Welche Abstimmungsprozesse gab es da? Wie lie-
fen da die Kommunikationsprozesse? 

Zeugin B  J : Also, das muss ich viel-
leicht doch noch mal detaillierter darstellen. Ich 
war nicht in erster Linie zuständig für die Koor-
dination der Zusammenarbeit mit den Durch-
führungsorganisationen. Zu dem Zeitpunkt, als 
ich die Afghanistan-Referentenstelle übernom-
men hatte, gab es zwei Referenten und mich, also 
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drei Referent/-innen. Davon waren die anderen 
beiden die sogenannten Portfolioreferenten, was 
heißt, dass die tatsächlich in erster Linie mit den 
Durchführungsorganisationen über unsere kon-
kreten Projekte vor Ort gesprochen haben, also: 
Wie werden die beauftragt, welche Schwer-
punkte haben die, wie teuer sind die, wie werden 
die gemonitort, welche Abschlussberichte gibt es 
usw.?  

Ich hatte, wie gesagt, eher die politische Bearbei-
tung des Themas in meinem Portfolio, mit Aus-
nahme eines Projekts, und zwar des ARTFs, also 
des Afghanistan Reconstruction Trust Fund, der 
auch von der KfW betreut worden ist. Und inso-
fern hatte ich in dem Zeitraum deutlich mehr mit 
der KfW zu tun, was das Portfolio anging. Wir 
hatten aber natürlich Länderteams. Das war eine 
regelmäßige Veranstaltung mit GIZ, KfW und 
BMZ über die Weiterentwicklung des Portfolios. 
Daran habe ich auch teilgenommen. Klärt das so 
Ihre Frage oder - - 

Jörg Nürnberger (SPD): Wenn wir dann auf Ihre 
Haupttätigkeit zurückkommen, die politische Ko-
ordination: Es tauchen bei uns in den Unterlagen 
immer wieder die Begriffe „ressortübergreifende 
Besprechungen“ auf. War das auch Teil Ihrer 
Aufgabe, und, wenn ja, an welchen solchen Be-
sprechungen haben Sie teilgenommen? Und kön-
nen Sie uns kurz beschreiben, um welche Inhalte 
es bei diesen Besprechungen ging? 

Zeugin B  J : Ja, ressortübergreifende 
Prozesse gab es auf unterschiedlichen Ebenen. 
Also, es gab zum Beispiel den eben erwähnten 
GAAP-Prozess mit dem Auswärtigen Amt. Das 
war nur BMZ und Auswärtiges Amt. Das war im 
Prinzip eine Aufforderung an die beiden Ressorts 
zu einer abgestimmten Planung und zu einer 
gemeinsamen Analyse. Da haben wir uns regel-
mäßig getroffen auf Arbeitsebene, die Länder-
referate in erster Linie des BMZ und des Aus-
wärtigen Amtes, und auch Kollegen aus dem 
Stabilisierungsbereich des Auswärtigen Amts 
und aus dem Bereich Übergangshilfe des BMZ, 
also alle, die Projekte in Afghanistan verantwor-
tet haben. Das war aber nur auf Arbeitsebene und 
nur zwischen Auswärtigem Amt und BMZ. 

Dann gab es die sogenannte Staatssekretärsrunde 
zu Afghanistan und Mali, hieß das früher noch. 
Das war eine Runde, wo, soweit ich mich erin-
nere, alle Ressortvertreter anwesend waren, auf 
Staatssekretärsebene. Das wurde tatsächlich nicht 
von mir begleitet, in der Regel nicht, sondern 
vom Referatsleiter und natürlich vom damaligen 
Staatssekretär Jäger. Und dann gab es ab einem 
gewissen Zeitraum auch den Sicherheitspoliti-
schen Jour fixe zu Afghanistan. Dazu muss man 
sagen: Der eigentliche Sicherheitspolitische Jour 
fixe, dem gehört das BMZ nicht standardmäßig 
an. Das BMZ wird dazu in Fällen dazugeladen 
zu einzelnen Tagesordnungspunkten; aber es ist 
nicht standardmäßig dabei. Aber zu dem Sicher-
heitspolitischen Jour fixe zu Afghanistan war 
auch das BMZ dabei. Das wurde auch auf Staats-
sekretärsebene wahrgenommen, und das habe ich 
nicht immer, aber relativ häufig begleitet.  

Jörg Nürnberger (SPD): Das Wort „begleitet“ ist 
ein bisschen unspezifisch.  

Zeugin B  J : Ach so, ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): Könnten Sie mir die Art 
und Weise der Begleitung bzw. in Ihre Aufgabe 
beschreiben? Haben Sie da Leitungsvorlagen 
vorbereitet? Haben Sie da Berichte geschrieben? 
Haben Sie es nachher analysiert? Haben Sie die 
Informationen dann im Haus wieder weiter-
gegeben, Informationsfluss in Richtung auf diese 
Runde, aber auch wieder zurück? 

Zeugin B  J : Genau. Ja, Entschuldi-
gung, das habe ich nicht detailliert genug ge-
sagt. - Also, diese Sicherheitspolitischen Jours 
fixes zu Afghanistan, die fanden in einem gewis-
sen Zeitraum - ich kann es jetzt nicht mehr ganz 
genau sagen, ich glaube, von April 2021 bis Juni, 
Mitte Juni 2021 - fast wöchentlich, manchmal 
auch alle zwei Wochen statt. Die habe ich vor-
bereitet. Das heißt, dass ich die Vorbereitung 
für Herrn Jäger geschrieben habe, Staatssekretär 
Jäger, mit den Themen, die bearbeitet werden sol-
len, kurzem Hintergrund und Sprechpunkten. So 
sah die Vorbereitung aus, sehr knapp, zwei Sei-
ten, vielleicht drei circa. Dann bin ich mit ihm 
dahin gegangen zu der Runde. Das heißt, so ähn-
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lich - - Also, die Runden fanden im Bundeskanz-
leramt statt, so ein bisschen wie hier, also in 
einem runden Saal, und ich saß hinter dem 
Staatssekretär. Und im Anschluss an die Sitzung 
wurde in der Regel ein Vermerk erstellt, aller-
dings in der Regel vom Bundeskanzleramt, der 
dann im Ressortkreis noch mal abgestimmt wor-
den ist. Den habe ich dann natürlich auch dem 
Staatssekretär gegeben. Der hat den dann ge-
billigt, je nachdem mit Änderungen oder ohne 
Änderungen. Und genau, das war die Vor- und 
Nachbereitung. 

Jörg Nürnberger (SPD): Aus Ihrer eigenen Wahr-
nehmung: Wenn Sie sagen, das Bundeskanzler-
amt hat diese Besprechungen dann am Ende 
quasi protokollarisch erfasst und diese Protokolle 
wieder in die Ressortabstimmung gegeben, hatten 
Sie den Eindruck, dass das Bundeskanzleramt in 
diesen Runden eine sehr aktive Rolle spielt? 

Zeugin B  J : Mein Eindruck war, dass 
das Bundeskanzleramt eher zugehört hat, also 
sich eher zurückgehalten hat und die Ressort-
vertreter, also die Staatssekretäre in dem Fall und 
Staatssekretärinnen, hat reden lassen. Es gab eine 
kurze Einführung normalerweise vom Kanzler-
amt; aber dann wurde das Wort in der Regel, ich 
meine, zuerst ans Auswärtige Amt gegeben und 
dann an die anderen Staatssekretär-/innen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Waren Sie Zeugin von - - 
Konnten Sie als Zeugin Spannungen zwischen 
den einzelnen Ressorts in diesen Besprechungen 
wahrnehmen? Oder lassen Sie den Begriff neutral 
formulieren. Haben Sie Meinungsverschiedenhei-
ten zwischen den einzelnen Ressorts in diesen 
Besprechungen wahrgenommen? 

Zeugin B  J : Also, in diesen Runden 
in dem Zeitraum zwischen April 21 und Juni 21 
ging es fast ausschließlich um die Ortskräfte in 
der Runde. Und da habe ich es eher so wahr-
genommen, dass die Staatssekretäre und Staats-
sekretärinnen darum bemüht waren, irgendwie 
eine Lösung zu finden, wie man mit den unter-
schiedlichen Ortskräften umgehen soll. Und da 
hatten zum Beispiel die Ortskräfte vom BMI und 
BMVg eine andere Ausgangslage als die Orts-

kräfte vom BMZ, einfach weil wir anders gearbei-
tet haben, weil es bei uns auch mehr Ortskräfte 
waren, sie auch im unterschiedlichen Zeitraum 
tätig waren in Afghanistan. „Meinungsverschie-
denheiten“, würde ich nicht sagen, aber unter 
Umständen andere Perspektiven sozusagen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Gehört zu diesen unter-
schiedlichen Perspektiven auch die Frage, in 
welchem Umfang die Ortskräfte persönlicher Be-
drohung ausgesetzt waren? Oder, um Ihnen die 
Antwort zu erleichtern: Uns wurde es in den ver-
gangenen Sitzungen öfters dargestellt, dass ge-
rade die Kräfte, die für Sicherheitsorgane tätig 
waren, natürlich durch die Taliban in der Regel 
sehr unmittelbar bedroht werden konnten. Und 
andere Aussagen haben dargestellt, dass eben 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entwick-
lungszusammenarbeitsorganisationen und der 
nachgeordneten Organisationen diese konkrete 
Bedrohung nicht so oft wahrgenommen haben. 
Ist das eine Erfahrung, die Sie teilen würden? 

Zeugin B  J : Also, ich erinnere mich 
an die Diskussion. Ich erinnere mich auch daran, 
dass sozusagen pauschal festgestellt worden ist, 
dass die Ortskräfte vom BMVg einer größeren 
Bedrohung ausgesetzt seien als pauschal die 
Ortskräfte der Entwicklungszusammenarbeit. Ich 
erinnere mich auch daran, dass wir dem wider-
sprochen haben, dass wir dieser pauschalen Aus-
sage nicht zustimmen konnten. 

Jörg Nürnberger (SPD): Das heißt, Sie haben 
dann für eine differenzierte Beurteilung plädiert 
in diesen Runden oder eine individualisierte Be-
urteilung? Wie würden Sie das mit eigenen Wor-
ten darstellen? Wie war die Position des BMZ? 

Zeugin B  J : Wir haben als BMZ - - ha-
ben wir relativ lange daran festgehalten an dem 
normalen oder ursprünglichen Ortskräfteverfah-
ren, wonach jede Ortskraft individuell einen An-
trag auf Gefährdung einreichen muss, weil wir 
gesagt haben, die Bedrohungen - - oder die Ge-
fährdungslage ist unterschiedlich. Sie ist immer 
subjektiv, auch manchmal objektiv, aber in der 
Regel ist es eine subjektive Wahrnehmung, und 
die ist unterschiedlich. Und auch in der Entwick-
lungszusammenarbeit gibt es unterschiedliche 
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Aufgaben. Es ist zum Beispiel vielleicht eine an-
dere Bedrohungslage oder Gefährdungswahrneh-
mung, wenn ich als Trainer für ein Frauenförde-
rungsprojekt in Afghanistan arbeite, als wenn ich 
zum Beispiel Koch bin. Das haben wir aber zum 
Beispiel beim BMVg auch unterstellt, dass es da 
auch unterschiedliche Bedrohungshintergründe 
oder Gefährdungsperzeptionen gegeben hat und 
dass man deswegen nicht pauschal sagen kann, 
die BMVg-Ortskräfte sind pauschal gefährdeter 
als die BMZ-Ortskräfte. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechselt 
jetzt das Fragerecht. Und der Kollege Zippelius 
hat das Wort.  

Jörg Nürnberger (SPD): Ich wollte mich nur be-
danken. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Danke Ihnen, Herr 
Vorsitzender. - Frau J , ich will gleich ein-
steigen und Sie zu dem Ortskräfteverfahren fra-
gen, und zwar, welche Planungen die Ressorts 
für die Ortskräfte hatten. In Ihrem Fall natürlich 
geht es darum, welche Planungen, welche Vor-
stellungen das BMZ bezüglich seines weiteren 
Engagements in Afghanistan hatte. 

Ich mache Ihnen einen Vorhalt. Sie schreiben im 
April 2021 - das ist MAT A BMZ-4.16 VS-NfD, 
Blatt 96 bis 101 - in einem Sprechzettel für eine 
Sitzung des Haushaltsausschusses, dass die Ent-
wicklung im Land ungewiss sei. Dann - ich zi-
tiere Sie -: 

… Ausweitung des Bürgerkriegs 
über die Errichtung eines afghani-
schen Emirats/Kalifats bis hin zu 
einer Regierungsbildung unter Be-
teiligung der Taliban. 

Zitat Ende. - Aus der damaligen Sicht: War der 
Eintritt der Szenarien aus Ihrer Sicht oder auch 
aus Sicht des Ministeriums im Frühjahr 2021 
gleich wahrscheinlich? Sie schreiben ja,  

… Ausweitung des Bürgerkriegs 
… Errichtung eines afghanischen 
Emirats/Kalifats bzw. Regierungs-
bildung unter Beteiligung der Ta-
liban. 

Waren all diese Szenarien für Sie gleich wahr-
scheinlich damals? 

Zeugin B  J : Also, ich erinnere mich, 
dass wir über verschiedene Szenarien gesprochen 
haben. Welche wir damals als das wahrschein-
lichste identifiziert haben, kann ich jetzt nicht 
mehr genau sagen, leider. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Also, gab es Ge-
danken, dass sich sozusagen eine Regierung auch 
mit den Taliban zusammenfinden würde, die, 
wenn man davon sprechen kann, so etwas wie 
Stabilität verleihen würde? War das ein Ge-
danke? 

Zeugin B  J : Also, es war zumindest 
eines der Szenarien, dass auch die Taliban an 
der Regierung in irgendeiner Form beteiligt sein 
könnten. Das gehörte zu dem Spektrum der Sze-
narienbildung, ja. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Und welche kon-
kreten Vorstellungen gab es bei Ihnen und natür-
lich damit im Zusammenhang im BMZ bis An-
fang August 2021 zu der Frage, ob und auch wie 
oder wie die Entwicklungszusammenarbeit in 
den schlechten Szenarien eines Bürgerkriegs 
oder einer Talibanregierung fortgesetzt werden 
könnte? 

Zeugin B  J : Ja, damit haben wir uns 
befasst tatsächlich, auf zwei Ebenen, würde ich 
sagen. Wir haben zum einen den Auftrag ja auch 
gehabt und wollten das ja selber auch feststellen: 
Wie könnte sich - - also zu überlegen: Wie könnte 
sich die politische Situation in Afghanistan wei-
terentwickeln? Dafür haben wir Szenarien ge-
macht. Das haben wir sowohl im BMZ gemacht 
als auch ressortübergreifend. Es gab auch vom 
Auswärtigen Amt beauftragt einen Szenarien-
prozess. Den haben wir ja auch als BMZ und mit 
anderen Ressortvertretern auch begleitet. Das 
heißt also, das war ein Strang. Wir haben über-
legt: Welche politischen Szenarien sind vorstell-
bar? Und dann haben wir auf Arbeitsebene ge-
prüft: Was könnte das für die Entwicklungs-
zusammenarbeit bedeuten? Könnten wir in dem 
einen oder anderen Fall Entwicklungszusammen-
arbeit in Afghanistan fortführen - oder eben 
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nicht? So, und dann sind wir zu dem Schluss 
gekommen, dass unser Portfolio damals, wie es 
sich zur Zeit damals darstellte, schon relativ gut 
eingestellt war. Das heißt also, es gab relativ, ich 
sage jetzt mal so, einfache Entwicklungszusam-
menarbeitsprojekte, relativ robuste, die man auch 
in Fernsteuerung machen konnte zum Beispiel, 
die sich geeignet hätten, auch schnell einstellen 
zu lassen, sprich: Also, es gibt ja Projekte, wenn 
man die erst mal anfängt, dann ist man auf Jahre 
beschäftigt damit und kann man schlecht einstel-
len, weil man dann Investitions- oder Infrastruk-
turruinen hinterlässt. Solche Projekte haben wir 
aber dann nicht mehr empfohlen in bestimmten 
Szenarien. Das heißt also, wir haben uns schon 
überlegt: Könnten wir - - Unter welchen Umstän-
den könnten wir zivile Unterstützung fortführen 
und unter welchen nicht? Wir haben dann auch 
gesagt, sind sozusagen auf Arbeitsebene zum 
Schluss gekommen: Ja, wir könnten unter relativ 
vielen Bedingungen Entwicklungszusammen-
arbeit fortführen; aber dazu bedarf es der politi-
schen Entscheidung, ob wir das möchten. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Sie hatten gerade 
diese Bedingungen erwähnt und auch das Wort 
„Fernsteuerung“. Können Sie das konkretisieren, 
was mit „Fernsteuerung“ gemeint ist? Also, ist 
das aus Afghanistan heraus gemeint oder quasi 
remote? Einfach eine Konkretisierung.  

Zeugin B  J : Genau. Also, das war 
ja zum Beispiel im Fall der KfW schon länger 
remote, also gar nicht von Afghanistan aus ge-
steuert, sondern von Frankfurt oder auch von der 
Region aus. Das ist gemeint mit „Fernsteuerung“, 
also bei der nicht unbedingt internationale Kräfte 
auch im Land sein müssen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Und auch da noch 
mal zur Konkretisierung: Sie hatten gesagt, es 
wäre Unterschiedliches darstellbar gewesen. 
Aber was war das primäre Ziel des Ministeriums? 
Also Entwicklungszusammenarbeit unter schwie-
rigen Bedingungen aufrechterhalten oder, wenn 
es dann Richtung zum Beispiel Bürgerkrieg ge-
hen würde, Talibanemirat, dass man die Hilfs-
projekte abzieht? 

Zeugin B  J : Also, die grundsätzliche 
politische Entscheidung war schon, zivile Unter-
stützung für Afghanistan fortzusetzen, wobei 
unter zivile Unterstützung zum einen Entwick-
lungszusammenarbeit zu rechnen ist, zum ande-
ren auch Stabilisierung und humanitäre Hilfe, 
die das Auswärtige Amt verantwortet. Diese Ent-
scheidung, die wurde politisch schon präferiert - 
unter bestimmten Bedingungen: dass es eben die 
Sicherheit der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
nicht gefährdet, dass wir auch in einem Afgha-
nistan arbeiten können mit einer Regierung, die 
demokratisch legitimiert ist, die die Menschen-
rechte anerkennt. Das bezog sich auf die staatli-
che Zusammenarbeit mit Afghanistan.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ich danke Ihnen. - 
Ich habe eine Vorlage für Minister Müller zur 
strategischen Ausrichtung der Entwicklungs-
zusammenarbeit vom 15. März 2021. Das ist 
MAT A BMZ-4.15 VS-NfD, Blatt 367 bis 371. 
An dieser Vorlage waren Sie beteiligt. Und Sie 
schreiben, dass die Entwicklungszusammenarbeit 
grundsätzlich auch bei einer Machtübernahme 
durch die Taliban weiterlaufen könne - können 
wir Ihnen auch gerne vorlegen, haben wir gerade 
schon mal kurz darauf rekurriert -; allerdings 
müssten Kriterien erfüllt sein; Sie hatten das 
auch gerade schon erwähnt. Vom Volk legiti-
mierte Regierung, hatten Sie gerade unter ande-
rem genannt.  

Jetzt mal, weil Sie sagen, auch demokratisch 
legitimiert. Ist man davon ausgegangen, dass ein 
Emirat der Taliban oder eine Art demokratische 
Legitimation auch Menschen- und Frauenrechte 
achten würde, dass diesbezüglich eine Zusam-
menarbeit möglich wäre? 

Zeugin B  J : Also, ich glaube, man 
muss ein bisschen unterscheiden zwischen der 
deutschen staatlichen Entwicklungszusammen-
arbeit klassischer Natur, die wir sonst machen. 
Das wäre zum Beispiel, Regierungsverhandlun-
gen mit einer Partnerregierung führen, das Geld 
dem Staat sozusagen oder den Partnerministerien 
zuzusagen etc. Das wurde ja ab einem gewissen 
Zeitraum - - konnte das natürlich nicht mehr rea-
lisiert werden, weil wir mit den Taliban keine 
von uns anerkannte Partnerregierung hatten; wir 
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haben die Regierung als solche ja nicht aner-
kannt. Das heißt, in dem Sinne klassische staat-
liche Entwicklungszusammenarbeit gab es da 
nicht. Das nicht.  

Was schon denkbar gewesen ist - und so wird es 
ja nach wie vor in Afghanistan auch heute durch-
geführt -, ist zum Beispiel Entwicklungszusam-
menarbeit, die eben nicht an den Staat abgeführt 
wird, in bestimmten Projekten, sondern über 
multilaterale Organisationen, über internationale 
Organisationen, VN-Organisationen, also Organi-
sationen der Vereinten Nationen zum Beispiel, 
in den Ländern umgesetzt wird. Also, zu dem 
remote, robust, simpel kommt dann noch sozu-
sagen dazu Kanalisierung über multilaterale und 
internationale Organisationen. Das wäre schon 
damals vorstellbar gewesen, und so ist es ja auch 
heute noch. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Okay. - Wenn es 
sich dann um keine Zusammenarbeit im klassi-
schen Sinne handelt, aber trotzdem wäre es 
damals - - wäre es vielleicht nicht zu weitrei-
chend - - oder nicht „vielleicht“ - - Ich frage ganz 
konkret- wie soll ich das sagen? -: Hätte man 
damals auch sagen können, man schließt eine 
Zusammenarbeit oder Projekte unter einer 
Taliban-legitimierten Regierung aus? Weil das 
wurde ja nicht getätigt. 

Zeugin B  J : Also, wir haben eine Zu-
sammenarbeit ja mit den Taliban ausgeschlossen; 
eine direkte Zusammenarbeit mit den Taliban ha-
ben wir ausgeschlossen. Es gab mal Ideen - ich 
glaube, vielleicht wollen Sie darauf hinaus -, es 
gab ein Szenario, was sich hätte vorstellen kön-
nen, dass die Taliban eine bestimmte Rolle in 
einer demokratisch legitimierten afghanischen 
Regierung spielen könnten, zum Beispiel im 
Sinne eines iranischen Wächterstaats*, zum Bei-
spiel so. Das ist ja nicht eingetroffen. Da hätte 
man sich dann, wenn es eingetroffen wäre, da-
rüber politisch verständigen müssen, ob das 
sozusagen möglich gewesen wäre, Entwicklungs-
zusammenarbeitsprojekte durchzuführen mit 
einer solchen Regierung. Den Fall, den gab es 
nicht, und der wurde insofern meines Wissens 
nicht weiter erörtert. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Haben Sie sich zu 
den Planungen, die Projekte weiter fortzuführen 
auch zum Beispiel unter dem Fall eines Emirats 
oder ähnlichen, haben Sie sich da auch mit ande-
ren Ressorts abgesprochen? 

Zeugin B  J : Wir haben die ganze Zeit 
uns abgestimmt, in erster Linie mit dem Auswär-
tigen Amt, weil wir eben die meisten Überschnei-
dungen hatten durch Stabilisierung, humanitäre 
Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit. Und 
wir haben diese Szenarien gemeinsam diskutiert. 
Ja. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Also war es dann 
eine gemeinsame Haltung, dass man sagt, man 
würde die Projekte möglicherweise auch unter 
den Taliban fortsetzen, also die Projekte, nicht 
eine Zusammenarbeit, sondern die Projektarbeit 
vor Ort auch unter den Taliban? 

Zeugin B  J : Also, diese Leitungs-
vorlage, die Sie eben erwähnt hatten, war eine 
BMZ-Leitungsvorlage, die ist nicht mit dem Aus-
wärtigen Amt abgestimmt gewesen.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Sie haben am 
5. Juli 2021 - das ist MAT A BMZ-4.29 VS-NfD, 
Blatt 430 bis 436 - eine Entscheidungsvorlage für 
Staatssekretär Jäger angesichts der Landnahme 
der Taliban angefertigt. Und darin wird vorge-
schlagen, die Entwicklungszusammenarbeit auch 
in den Gebieten der Taliban fortzusetzen, wenn 
bestimmte Voraussetzungen erfüllt seien. Ich 
nenne Sicherheit des Personals, keine Taliban-
besteuerung, keine Schutzgeldzahlungen und 
Weiteres. Staatssekretär Jäger ordnet dann auf 
diesem Vermerk an, dass die Projekte in Taliban-
gebieten nicht mehr weitergeführt werden. - Kön-
nen Sie noch mal darauf eingehen: Was hatte Sie 
bewogen, diese Einschätzung so zu treffen? Und 
auch: Wie kam es dann zu der Entscheidung, 
dass es doch nicht weitergeführt wird? 

Zeugin B  J : Also, wir haben das - ich 
erinnere mich tatsächlich an den Entstehungs-
prozess dieser Leitungsvorlage -, wir haben uns ja 
genau angeguckt, welche Distrikte in den Provin-
zen, in denen deutsche Entwicklungszusammen-
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arbeit tätig war, welche davon schon unter Kon-
trolle der Taliban standen und welche nicht. Und 
dann haben wir genau geguckt: „Welche Projekte 
haben wir, welcher Natur sind diese Projekte, 
also wie werden die umgesetzt?“, und dann über-
legt: Welche könnten wir aus unserer Sicht trotz-
dem noch zugunsten der Afghaninnen und Af-
ghanen vor Ort umsetzen, weil wir davon aus-
gehen, dass uns die Taliban da nicht reinreden, 
dass wir natürlich keine Steuern und keine Ab-
gaben an die Taliban bezahlen, dass die Taliban 
keine Vorgaben für die Ausrichtung machen, 
auch nicht für unser Personal etc., also die Krite-
rien, die Sie eben auch schon angedeutet haben 
oder ansatzweise genannt haben? Und das haben 
wir Staatssekretär Jäger vorgelegt, weil wir auch 
auf Arbeitsebene tatsächlich der Meinung waren, 
die Projekte sind gut, die werden benötigt von 
der afghanischen Bevölkerung, und die Armuts- 
und Hungerstatistiken waren schlecht, waren 
auch noch schlechter als vorher. Und wir haben 
einfach den Bedarf gesehen und haben argumen-
tiert, dass diese Projekte fortgesetzt werden soll-
ten, weil sie einfach sinnvoll waren. Und Staats-
sekretär Jäger hat dann eben so entschieden, wie 
Sie es eben auch vorgelesen haben.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Welche Rolle hat 
dabei die Überlegung gespielt, dass Projekte auch 
die Talibanherrschaft stützen könnten? 

Zeugin B  J : Ja, das war natürlich 
auch immer eine Überlegung, dass wir gut abge-
wogen haben: Was machen wir mit welchem Nar-
rativ, mit welcher Überzeugung? Wir haben da-
mals oft argumentiert: Wir wollen diese Projekte 
weitermachen, weil sie auch in den Augen der 
Taliban unkritisch sein könnten; die können 
nichts dagegen haben, aus unserer Sicht damals, 
und die nutzen der afghanischen Bevölkerung, 
und wir machen das trotz der Taliban, nicht we-
gen der Taliban, um ihnen einen Gefallen zu tun 
oder um ihnen sozusagen zu mehr Ansehen oder 
dergleichen zu verhelfen, sondern weil wir die 
Bevölkerung im Blick hatten. Uns war schon be-
wusst, auch bei dem Vorschlag, dass es hätte pas-
sieren können, dass die Taliban vor Ort auch pro-
fitieren davon, ja.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Haben Sie als 
fachlich zuständiges Referat 312 der Hausleitung 
zu irgendeinem Zeitpunkt vor August 2021 vor-
geschlagen, die Projekte in Talibangebieten ein-
zustellen, oder hat das die Hausleitung grund-
sätzlich entgegen Ihrer Empfehlung entschieden?  

Zeugin B  J : Ich erinnere mich nicht 
an eine Leitungsvorlage, mit der wir auf Arbeits-
ebene vorgeschlagen hätten, die Projektarbeit in 
Afghanistan einzustellen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Okay. - Ab März, 
April 2020 gab es zwischen den Ressorts auf An-
regung des Verteidigungsministeriums Diskussio-
nen zur Frage, wie das Ortskräfteverfahren be-
schleunigt und erleichtert werden kann. Können 
Sie noch mal darauf eingehen? Herr Nürnberger 
hat es vorhin gefragt. Wie war aus Ihrer Sicht die 
Haltung des Entwicklungsministeriums zur Än-
derung an den Ortskräfteverfahren? 

Zeugin B  J : Da muss ich leider pas-
sen, weil ich zu der Zeit noch nicht für Afghanis-
tan zuständig war. Da habe ich ausschließlich zu 
Pakistan gearbeitet. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Gut. - Ein anderer 
Vorhalt. Wir haben von unterschiedlichen Zeu-
gen, die wir schon verhört haben, gehört, dass 
Ortskräfte in der Entwicklungszusammenarbeit 
weniger gefährdet waren als etwa Bundeswehr-
ortskräfte. Teilen Sie diese Einschätzung? 

Zeugin B  J : Wir haben als BMZ die 
Position gehabt, dass man nicht sagen kann, dass 
pauschal, grundsätzlich die Ortskräfte des BMVg 
gefährdeter sind als pauschal die Ortskräfte des 
BMZ. Wir haben immer argumentiert, das kommt 
auf die Verwendung der jeweiligen Ortskraft an 
und auf den Einsatz, also im Prinzip: Was tut 
diese Ortskraft? Wie hoch ist die Gefährdung? - 
Wir haben immer gesagt, wie ich eben das Bei-
spiel angebracht habe, eine Projektmitarbeiterin, 
die Rechtsstaatlichkeitsprojekte umgesetzt hat, 
Frauenförderungsprojekte umgesetzt hat, war 
eventuell auch in der EZ, in der Entwicklungs-
zusammenarbeit, einer höheren Bedrohung aus-
gesetzt als die Köchin, die wenig sichtbar gewe-
sen ist nach außen. Das dürfte es aus unserer 
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Sicht damals zumindest beim BMVg auch gege-
ben haben. Insofern haben wir uns gegen eine 
pauschale Kategorisierung gewendet. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann geht das 
Fragerecht zu Bündnis 90/Die Grünen. Frau 
Kollegin Bayram.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank, Herr Vorsitzender. - Sehr geehrte 
Frau J , Sie haben gerade auf die Frage des 
Kollegen gesagt, dass es ein Szenario gab, was die 
Rolle der Taliban in einer demokratisch immer 
noch verfassten afghanischen Regierung oder un-
ter einer Regierung sein kann. Können Sie noch 
mal ausführen, in welchem Kontext diese Idee 
entstanden ist und wer bei dieser Entwicklung, 
dieses Szenarios beteiligt war? 

Zeugin B  J : Es gab in der Zeit tat-
sächlich mehrere Szenarienentwicklungs-
prozesse. Es gab einen ressortübergreifenden 
Szenarienentwicklungsprozess, den das Aus-
wärtige Amt federführend in Gang gesetzt hat, an 
dem die Ressorts und das Kanzleramt beteiligt 
waren, und es gab einen Prozess, den wir im 
BMZ schon ein bisschen früher angefangen ha-
ben, tatsächlich im Winter 2020/2021, der aber 
nur für uns sozusagen, für die Arbeitsebene, ge-
dacht war, weil wir mehr Klarheit darüber haben 
wollten, mit welchen politischen Entwicklungen 
wir eventuell rechnen müssen. Wir haben damals 
und - also das habe ich damals gemacht; des-
wegen erinnere ich mich da noch gut dran - - Ich 
habe damals Interviews geführt mit Kollegen, 
Kolleginnen, ehemaligen Kollegen, Kolleginnen 
sowohl in Deutschland als auch vor Ort in Afgha-
nistan, mit Vertretern und Vertreterinnen der Zi-
vilgesellschaft, Wissenschaft, Think Tanks, also 
mit keiner repräsentativen Menge von Personen, 
aber von den Personen, die uns geeignet schie-
nen, damals aussagekräftige Informationen zu Af-
ghanistan liefern zu können, und die auch schon 
ausreichend lange mit Afghanistan beschäftigt 
waren, dass wir den Eindruck hatten, wenn wir 
die befragen, haben wir nachher vielleicht ein 
Bild, was uns auf Arbeitsebene hilft, klarer zu se-
hen, womit wir eventuell zu tun haben. Ich weiß 
es nicht mehr genau, aber ich glaube, ich habe 

vielleicht so 15, 16 Interviews geführt und daraus 
im Prinzip die Antworten zusammengestellt.  

Und eine dieser Fragen war auch immer: Wie 
stellt ihr euch, wie stellen Sie sich die weitere 
Entwicklung in Afghanistan vor? Mit was müssen 
wir rechnen, auf welche Situation müssen wir 
uns da oder können wir uns einstellen? Und da 
war zum Beispiel eine Antwort, die häufiger ge-
fallen ist, sogar relativ häufig, dass diese Vorstel-
lung, dass es eine demokratisch legitimierte af-
ghanische Regierung gibt, vielleicht nicht unbe-
dingt durch Wahlen legitimiert, aber durch zum 
Beispiel eine Schura oder was auch immer, an 
der auch die Taliban in einer Form beteiligt sind. 
Das wurde dann häufig mit dem Beispiel Iran 
verglichen. Aber man hat jetzt auch nicht gesagt: 
Es ist eins zu eins - - wird das wie im Iran sein. - 
Die Bedingungen waren anders. Aber das waren 
so Ergebnisse dieser Interviews, die ich damals 
geführt habe und dann im Kollegenkreis disku-
tiert habe. Das war aber für uns, damit wir auf 
Arbeitsebene etwas klarer sehen und nicht nur 
immer in unserem Saft schmoren.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Verstehe. - Haben Sie denn da auch mit Institu-
tionen wie zum Beispiel Militär oder Sicherheits-
behörden im Allgemeinen den Austausch ge-
sucht oder diese Aspekte in Ihre Überlegungen 
miteinbezogen und, wenn ja, wie? 

Zeugin B  J : Also, mit den Sicher-
heitsbehörden - - von denen hatten wir sozusagen 
die eingestuften Erläuterungen und Berichte, die 
haben wir natürlich auch zur Kenntnis genom-
men, gelesen und auch verarbeitet. Wir haben 
auch mit dem Risk Management Office, also dem 
RMO, was ja Auswärtiges Amt und BMZ in 
Afghanistan beauftragt haben - - die gehörten 
auch zu den Interviewpartnern. Genau. Insofern 
haben wir auch Sicherheitsanalysen miteinbezo-
gen, ja. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
dieses Country Risk Management Team Meeting 
kommt ja in den Akten vor. Können Sie uns da so 
erläutern, was da so stattgefunden hat, und viel-
leicht auch, wie Sie persönlich oder aber auch 
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aus dem Haus dort eine Teilnahme erfolgte? Oder 
ja - - 

Zeugin B  J : Ja, also, das war tatsäch-
lich auch auf unterschiedlichen Ebenen. Also, 
das Country Risk Management Team, das war vor 
Ort in Afghanistan. Die haben sich dort getroffen. 
Dann gab es aber das Steering Committee für das 
Risk Management Office. Da waren auch Vertre-
ter und Vertreterinnen von BMZ und Auswärti-
gem Amt dabei, weil wir es ja immer zusammen 
beauftragt haben. Und wir hatten immer regel-
mäßig Austausch. Also, das Risk Management 
Office hat ans BMZ berichtet in regelmäßigen 
Formaten, auch immer, was die Ergebnisse von 
diesem Country Team gewesen sind. Aber ich 
habe nicht an den Sitzungen von dem Country 
Team teilgenommen. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Haben Sie denn die Ergebnisse dieses Country 
Teams im Austausch gehabt? Oder wie muss ich 
mir das vorstellen? 

Zeugin B  J : Ja, in der Regel gab es 
dazu einen Vermerk, und den haben wir auch 
bekommen. Und wenn wir Nachfragen hatten - 
wir waren ja auch schließlich die Auftraggeber -, 
dann haben wir auch immer Auskunft bekom-
men. Also, das Risk Management Office war sehr 
gut ausgestattet und hat uns sehr gut informiert 
und hat uns zu jeder Frage Informationen zukom-
men lassen, die wir gestellt haben. Das kann 
manchmal regulär, also regelmäßig, gewesen 
sein; aber es kann auch mal ad hoc passiert sein. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Was ich interessant finde, ist, dass Sie ja in einer 
Ausführlichkeit auch schildern, wie das weiter-
hin möglich gewesen wäre oder hätte sein kön-
nen, trotz der Bedrohung durch die Taliban vor 
Ort die Arbeit fortzusetzen. Können Sie uns viel-
leicht den zeitlichen Rahmen, in dem Sie das für 
möglich gehalten haben, noch mal so einordnen? 
Also, wie intensiv haben Sie die Fragen bearbei-
tet dieses Szenarios „Ist es möglich?“ und auch 
die Planungen? Oder gab es einen Zeitpunkt, ab 
dem Sie gesagt haben: „Das ist eine Variante, aber 
wir müssen vielleicht auch die Variante prüfen, 
dass wir nicht bleiben können“? 

Zeugin B  J : Also, ich glaube, dass - - 
Auch schon vor meiner Zeit als Afghanistan-
Referentin wurde die Situation in Afghanistan ja 
nicht stetig nur besser. Und wir hatten als BMZ 
schon auch gesehen, dass manche Projekte, die 
wir vielleicht ursprünglich mal geplant hatten für 
Afghanistan, eventuell zu komplex waren für die 
Gemengelage vor Ort, sage ich mal ganz allge-
mein. Dann fingen wir ja an, das Portfolio ins-
gesamt etwas robuster zu gestalten, wie ich eben 
schon mal ausgeführt habe, also einfachere ent-
wicklungspolitische Projekte, robustere, weniger 
mit internationalen Mitarbeitern und Mitarbeite-
rinnen durchzuführende, sondern mehr auf lo-
kale Kräfte vor Ort angewiesen zu sein usw. Also, 
es hat - - sozusagen hat uns diese Frage ständig 
begleitet: Wie statten wir dieses Entwicklungs-
zusammenarbeitsportfolio in Afghanistan so aus, 
dass es auch sehr schwierige Momente über-
dauern kann und trotzdem noch zugunsten der 
Bevölkerung umgesetzt werden kann? Und daran 
haben wir auch sehr lange festgehalten, bis dann 
mit dem 15.08. ja erst mal die Entscheidung von 
der Leitung des BMZ getroffen worden ist, dass 
die Entwicklungszusammenarbeit vorübergehend 
ausgesetzt wird. Und dieses „vorübergehend“ 
war auch deswegen, weil wir uns erst mal sortie-
ren mussten: Was müssen wir - - welche Kon-
sequenzen müssen wir daraus ziehen, welche 
Projekte können wir denn überhaupt fortführen?  

Was ja immer fortgeführt worden ist, ist zum Bei-
spiel das Risk Management Office. Was auch im-
mer fortgeführt worden ist in der Zeit, sind auch 
teilweise Gehälter an die Ortskräfte. Wir konnten 
ja nicht sagen, wir lassen jetzt keinen einzigen 
Cent mehr nach Afghanistan. Dann wären ja auch 
die Ortskräfte ohne Gehälter gewesen etc. Also, 
es gab natürlich schon noch Teile der Entwick-
lungszusammenarbeit, die fortgelaufen sind. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Und können Sie dann in diesem Kontext das 
Ortskräfteverfahren und den Bedarf der Regelung 
des Ortskräfteverfahrens einordnen für den Fall, 
dass Sie eben die Projekte nicht fortsetzen, son-
dern dass die Ortskräfte Afghanistan womöglich 
verlassen? Können Sie das noch mal aus Ihrer 
Perspektive vielleicht auch mit einem zeitlichen 
Rahmen einordnen? 
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Zeugin B  J : Ja. Also, das haben Sie ja 
sicherlich auch in den Akten gesehen, dass das 
BMZ sich sehr lange dafür ausgesprochen hat, 
dass das reguläre, ursprüngliche Ortskräfte-
verfahren für die Ortskräfte der Entwicklungs-
zusammenarbeit so fortgeführt wird, also dass es 
tatsächlich individuell geprüft wird nach Gefah-
renanzeige, auch mit dem Hintergrund, weil eben 
die politische Entscheidung getroffen worden ist, 
die zivile Unterstützung für das Land und für die 
Bevölkerung fortzusetzen, und wir genau wuss-
ten, wir können diese Projekte, die wir für Afgha-
nistan umsetzen wollten, auch nicht ohne Orts-
kräfte fortführen.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Gab es denn - - Oder haben Sie Informationen er-
reicht, dass es auch Ortskräfte aus dem Bereich 
des BMZ gab, die halt lieber das Land verlassen 
hätten? Also, haben Sie solche Informationen er-
reicht? 

Zeugin B  J : In welchem Zeitraum 
jetzt? 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Na, 
in dem Zeitraum, in dem seitens des BMZ die 
Idee im Raum stand, dass möglichst individuell 
und möglichst, ich sage mal, bleibeorientiert ge-
prüft wird das Ortskräfteverfahren. 

Zeugin B  J : Also, wir hatten in der 
Zeit auch tatsächlich einen Anstieg zu verzeich-
nen der individuellen Gefährdungsanzeigen. In-
sofern sprach schon einiges dafür, dass es ver-
mehrt Ortskräfte gegeben hat, die das Land ver-
lassen wollten. Also, das waren einfach die Zah-
len, die da - - Wenn es vorher, in den Jahren vor-
her, vielleicht im Monat, ich sage jetzt einfach 
mal, eine geschätzte Summe von drei, vier, fünf 
Gefährdungsanzeigen gab und dann gab es auf 
einmal 15, dann ist das ein Anstieg, und der deu-
tet ja darauf hin, dass vermehrt Ortskräfte sich 
gefährdet gefühlt haben. Mir ist jetzt nicht direkt 
bekannt oder ich erinnere mich nicht dran, dass 
pauschal die Ortskräfte der EZ gesagt haben, sie 
wollen jetzt alle das Land verlassen. Da erinnere 
ich mich jetzt nicht dran. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das Fragerecht 
wechselt zum Abgeordneten Keuter. 

Stefan Keuter (AfD): Guten Tag, Frau J ! - 
M  B , Mitarbeiter des deutschen 
Generalkonsulats in Masar-i-Scharif, schrieb am 
9. Dezember 2020 Ihrem Referatsleiter Fischer 
und dem Auswärtigen Amt eine E-Mail mit dem 
Betreff - ich zitiere - „VS-nfD - Diskussion 
Schutzgeldthematik“ und bat darin um weitere 
Weisungen aus Berlin. Er formulierte - ich zitiere 
aus MAT A AA-2.29 VS-NfD, Blatt 84; Zitat 
Anfang -: 

Es häufen sich Meldungen und 
konkrete Hinweise …, dass die 
TLB in von ihnen dominierten Ge-
bieten internationale Hilfsprojekte 
… entweder massiv einschränken 
oder unterbinden oder alternativ 
konsequent Schutzgelder erpres-
sen (i.d.R. 10% „Besteuerung“). 
So nutzen sie die internationalen 
Hilfsprojekte doppelt: Zum einen 
als Geldquelle für ihren bewaffne-
ten Kampf, zum anderen profitie-
ren sie von dem Eindruck, dass in 
den von ihnen beherrschten Ge-
bieten Projekte vorangehen … Es 
muss davon ausgegangen werden, 
dass von zahlreichen deutschen …  
Projekten eine TLB-Steuer erho-
ben wird … Das Thema könnte 
medienrelevant werden. 

Zitat Ende. - In welchem Maße sind tatsächlich 
diese Besteuerungen, Talibanbesteuerungen 
durchgeführt worden? Und was wissen Sie über 
Talibanbesteuerungen im Allgemeinen? 

Zeugin B  J : Die E-Mail, die Sie zitiert 
haben, kenne ich nicht. Da war ich auch noch 
nicht Afghanistan-Referentin, in dem Zeitraum; 
das war also vor meiner Zeit. Insofern kann ich 
zu dem konkreten Fall leider gar nichts sagen. 

Zu Ihrer Frage, was ich über Schutzgeldforderun-
gen weiß, das auch die deutsche EZ betroffen hat, 
ist mir das nicht bekannt. Es ist mir nicht be-
kannt, dass ein deutsches EZ-Projekt eine zehn-
prozentige Steuer abgegeben hat. Das war für uns 
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auch immer, zu jedem Szenario, was wir entwi-
ckelt haben, tatsächlich eine rote Linie. Wir ha-
ben immer ausgeschlossen, dass wir eine Steuer 
an die Taliban abgeben, um entwicklungspoliti-
sche Projekte in Afghanistan durchführen zu 
können. 

Stefan Keuter (AfD): Ihnen ist da kein einziger 
Fall bekannt, habe ich richtig verstanden, ja? 

Zeugin B  J : Mir persönlich ist kein 
Fall bekannt. 

Stefan Keuter (AfD): Okay. - Dann habe ich noch 
was anderes Interessantes in den Akten gefun-
den, und zwar ist das Fundstelle MAT A AA-
2.29, Blatt 209 f., ein Mailwechsel zwischen der 
GIZ und dem Auswärtigen Amt vom 4. August 
2021. Wieder einmal ging es um die Frage, ob 
eine Besteuerung oder Abgaben in den Taliban-
gebieten gezahlt würden. Ich zitiere aus dieser 
Fundstelle: 

… letzten Endes muss uns klar 
sein, dass die Taliban sehr gut da-
rin sind, doch Steuern zu erheben 
und etwa Nutzungsgebühren ein-
treiben könnten, ohne dass wir da-
von mitbekommen …  

Zitat Ende. - Frau J , Sie haben diese 
E-Mails zwar nicht erhalten, sind aber dennoch 
in diesem Problemfeld befasst gewesen. Können 
Sie uns sagen, ob die Taliban während des deut-
schen Afghanistan-Engagements sehr gut darin 
waren, Steuern abzugreifen und auf welche 
Weise so was indirekt geschehen sein könnte? 

Zeugin B  J : Also, ich muss sagen, das 
ist tatsächlich jetzt eine Frage nach dem, was ich 
mir vorstellen kann. Ich kann mir vorstellen - - 
Ich kann mir viel vorstellen bei den Taliban. Ich 
kann mir auch vorstellen, dass sie Versuche un-
ternommen haben, Steuern zu erheben auf Pro-
jekte. Ich kann mir auch vorstellen, dass sie dabei 
durchaus kreativ vorgegangen sein können; aber 
mir ist einfach kein Fall bewusst, dass konkret zu 
einem entwicklungspolitischen Projekt ein Talib 
gegangen ist und gesagt hat: „Ich will von euch 
jetzt 10 Prozent haben“, geschweige denn, dass 

wir dem nachgekommen wären. Mir ist die Pro-
blematik durchaus bewusst, ich will die gar nicht 
abtun; aber mir ist einfach kein Fall bewusst, der 
ganz konkret auf deutsche entwicklungspoliti-
sche Projekte zugekommen wäre. 

Stefan Keuter (AfD): Ist in Ihrem Hause das 
Thema Talibanbesteuerung regelmäßig Thema 
gewesen, oder war das eine Randerscheinung?  

Zeugin B  J : Wir haben darüber auch 
gesprochen, ja, und deswegen finden Sie das 
auch in sehr vielen Akten womöglich als rote 
Linie, als definierte rote Linie: Das werden wir 
nicht akzeptieren als deutsche staatliche Ent-
wicklungszusammenarbeit. 

Stefan Keuter (AfD): Okay. - Ich würde gerne 
noch mal ein anderes Thema ansprechen: den 
Haber-Bericht. Der sagt Ihnen was, oder? 

Zeugin B  J : Nein. 

Stefan Keuter (AfD): Sie nahmen am 08.09.2021 
an der Staatssekretärsrunde zu Afghanistan und 
Mali teil. Im Protokoll der Sitzung heißt es dazu 
folgendermaßen - ich zitiere aus MAT A BMF-
3.79 VS-NfD, Blatt 473 -:  

AA mit deutlicher Kritik an Wei-
tergabe des eingestuften DKOR  

- also des Drahtberichtes - 

aus DEU Bo Washington an Re-
daktion DER SPIEGEL. Umstand 
der Weitergabe belaste die Bezie-
hungen zu den USA und gefährde 
außenpolitische Kerninteressen 
der Bundesrepublik Deutschland 
und das deutsche Staatswohl.  

Also, an dieser Runde haben Sie teilgenommen 
und offensichtlich dieses Thema, nämlich die 
Weitergabe dieses Haber-Berichtes, dieses 
DKORs, mitbekommen. Hilft Ihnen das, oder hilft 
Ihnen das vielleicht, wenn ich Ihnen dieses Do-
kument einmal vorhalte? 

Zeugin B  J : Ja, ich glaube, dann 
müssten Sie mir das einmal zeigen. 
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Stefan Keuter (AfD): Ist auf dem Weg. 

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Zeugin B  J : Habe ich jetzt gelesen. 
Könnten Sie noch mal Ihre Frage wiederholen 
dazu? 

Stefan Keuter (AfD): Ja. - Es ging ja um diesen 
Haber-Bericht, der durchgestochen worden ist, 
die Amerikaner wohl sehr verärgert hat und au-
ßenpolitische Kerninteressen der Bundesrepublik 
Deutschland belastet haben sollte. Mich würde 
dazu interessieren: Wissen Sie, wer diesen Be-
richt durchgestochen hat? Und wie ist das in 
dieser Staatssekretärsrunde diskutiert worden? 

Zeugin B  J : Auf beide Fragen muss 
ich leider passen. Ich weiß nicht, wer den durch-
gestochen hat. Und mehr als das, was in dem 
Vermerk jetzt steht und das ich jetzt auch wirk-
lich nur noch mal gelesen habe, erinnere ich 
auch nicht. 

Stefan Keuter (AfD): Okay. Wenn Sie sich daran 
nicht erinnern, kann ich dazu auch nichts fragen. 
Mich wundert das nur, weil das ja nun doch 
eigentlich ein ganz elementarer Bereich der 
deutschen Sicherheitsinteressen ist. Und wenn 
in einer Staatssekretärsrunde so etwas diskutiert 
wird, hätten mich da die Reaktionen der Teilneh-
mer dazu interessiert. - Gut, können Sie nichts zu 
sagen. 

Andere Frage: Können Sie uns darlegen, inwie-
weit das im Verlaufe des Jahres 2021 eingeführte 
vereinfachte Ortskräfteverfahren - wir hatten ja 
eben schon mal darüber gesprochen - dazu beige-
tragen hat, dass die von Deutschland finanzierten 
EZ-Projekte in Afghanistan ab  bzw. nach dem 
Sommer 2021 zum Erliegen kamen und wie viele 
deutsche Vermögenswerte dadurch vernichtet 
worden sind? 

(Die Zeugin macht sich 
Notizen) 

Zeugin B  J : Ich mache mir nur Noti-
zen, damit ich nichts vergesse. 

Stefan Keuter (AfD): Gerne. 

Zeugin B  J : Die erste Frage, wie viele 
Projekte der deutschen Entwicklungszusammen-
arbeit zum Erliegen gekommen sind, weil es das 
vereinfachte Listenverfahren gab: Wir hatten da-
mals als BMZ ja auch erst mal, als es dieses ver-
einfachte Listenverfahren gab - das gab es ja auch 
nur für eine ganz kurze Zeit -, ohnehin die Ent-
scheidungen getroffen, dass vorerst die Entwick-
lungszusammen- - die Projekte der deutschen 
staatlichen Entwicklungszusammenarbeit vo-
rübergehend eingestellt werden. Das heißt, die 
waren ohnehin erst mal eingestellt in der Zeit, in 
der es dieses Listenverfahren gab. Insofern gab es 
dann ja auch keinen Unterschied, weil wir die 
Entscheidung ja ohnehin schon getroffen hatten, 
dass das vorübergehend eingestellt wird. 

Vermögenswerte: Das weiß ich nicht. Also, wel-
che Vermögenswerte dadurch beschädigt worden 
sind oder nicht mehr bewacht werden konnten, 
das weiß ich nicht. Es gab Gespräche, an denen 
ich aber nicht beteiligt war, ob zum Beispiel per-
sonengeschützte Fahrzeuge zerstört werden soll-
ten. Das lief tatsächlich eher bei den Kollegen 
vom Risk Management Office und den Krisen-
beauftragten im Haus. Das weiß ich nicht, wie 
viele personengeschützte Fahrzeuge eventuell 
zerstört worden sind. 

Stefan Keuter (AfD): Gut, vielen Dank. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechselt 
das Fragerecht zur FDP-Fraktion. Frau Kollegin 
Dr. Jurisch. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. - Guten Tag, Frau J ! - 
Afghanistan war ja bis zum Schluss Partnerland 
der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit. 
Und bilaterale Entwicklungszusammenarbeit ist 
ja sozusagen so ein bisschen High-End-Entwick-
lungszusammenarbeit, kann man so sagen. Es 
sind ja nicht so viele Länder, die auf dieser Liste 
stehen. Die Liste ist ja auch permanent reduziert 
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worden, wo man sich strategisch auf Länder kon-
zentriert hat, mit denen man bilateral zusammen-
arbeiten will. Bilaterale Entwicklungszusammen-
arbeit heißt ja auch, dass man das mit der Part-
nerregierung aushandelt und dann die verschie-
denen Komponenten und Instrumente der Ent-
wicklungszusammenarbeit dort einsetzt, auf der 
Grundlage von SDGs usw. usw. Und so war das 
ja bei Afghanistan auch. Und die bilaterale Ent-
wicklungszusammenarbeit wurde wann einge-
stellt? 

Zeugin B  J : Mit dem 15.08. wurde 
sie nicht eingestellt, sondern sie wurde vorüber-
gehend ausgesetzt. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ja. - Und Sie 
haben vorher gesagt, Sie haben Ihr Portfolio 
schon so umgeschichtet, dass Sie praktisch in 
Regionen, die von den Taliban übernommen 
wurden oder wo es unsicher war, wie die Lage 
ist - - dass dort es aber auch möglich gewesen 
wäre, Projekte eventuell weiterzuführen oder 
kurzfristig da rauszugehen. Habe ich Sie da 
richtig verstanden? 

Zeugin B  J : Ja, wobei: Diese Über-
legung, das Portfolio der Entwicklungszusam-
menarbeit in Afghanistan etwas robuster aus-
zustatten, auszurichten, das gab es tatsächlich 
schon deutlich, zeitlich deutlich vor der Über-
legung, ob jetzt zum Beispiel die Taliban Dis-
trikte erobert haben oder nicht. Das hatte auch 
damit zu tun, dass wir gesehen haben, dass die 
Partnerministerien einfach in manchen Fällen 
noch nicht so weit waren. Wir waren, glaube ich, 
ambitionierter, was die Qualität der entwick-
lungspolitischen Projekte anging in Afghanistan. 
Wir haben da viel erwartet, und wir mussten ir-
gendwann aber sehen, die Ministerien sind noch 
nicht so weit, das Governance-Niveau ist noch 
nicht so hoch, und wir müssen unsere Projekte 
einfacher gestalten, damit sie Wirkung erzielen 
können in Afghanistan. Insofern war dieser Vor-
gang, den ich eben beschrieben habe, das Port-
folio kontinuierlich anzupassen und auf die Si-
tuation in Afghanistan auszurichten, auch schon 
in den Jahren vorher begonnen worden. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Das Szenario, 
dass die Taliban an der Regierung beteiligt wären 
oder vielleicht sogar die Regierung übernehmen 
würden, hatten Sie ja auch als eine mögliche Op-
tion. Haben Sie dort in diesen Szenarien auch de-
finiert, was dann die Konsequenz für die bilate-
rale Zusammenarbeit ist? Also, bilateral heißt ja, 
dass man mit der Partnerregierung verhandelt 
und auf der Grundlage eines ausverhandelten 
Vertrages Entwicklungszusammenarbeit durch-
führt. 

Zeugin B  J : Wir haben tatsächlich ge-
sagt, Partner der deutschen staatlichen Entwick-
lungszusammenarbeit kann nur eine demokra-
tisch legitimierte afghanische Regierung sein, die 
die Menschenrechte anerkennt und den Schutz 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sicherstellt. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Entschuldi-
gung, dass ich Sie unterbreche. Aber war Ihnen 
bekannt, dass eines der wahrscheinlichsten Sze-
narien auch war, dass es ein Emirat 2.0 geben 
könnte? Und hatten Sie sich dann auch schon 
überlegt, sich irgendwie auch darauf einzustel-
len, dass Sie die bilaterale Zusammenarbeit als 
bilateral nicht weiterführen könnten? 

Zeugin B  J : Ja, das ist im Prinzip der 
Punkt gewesen, dass man trotzdem der afghani-
schen Bevölkerung helfen möchte, aber even-
tuell, wenn es eben keine von uns als solche an-
erkannte demokratisch legitimierte und die Men-
schenrechte und auch Frauenrechte tolerierende 
Regierung gibt in dem Land, Mittel der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit über multilaterale 
Kanäle gibt, also in erster Linie zum Beispiel 
über Weltbank und über Organisationen der Ver-
einten Nationen. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Und da gab es 
Planungen in die Richtung? 

Zeugin B  J : Da gab es Überlegungen. 
Wir hatten damals ja schon, also schon sehr lange 
tatsächlich, den eben einmal erwähnten Afgha-
nistan Reconstruction Trust Fund. Das ist so ein 
Multigeberfonds, der von der Weltbank verwaltet 
wird. Da sitzen über 30 Geber drin. Die Geber 
sind alle Staaten, sind mehrheitlich Staaten. Und 
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da war Deutschland auch einer der größeren Ge-
ber in diesem Fonds. Und diese Projekte wurden 
alle schon sozusagen über Organisationen der 
Vereinten Nationen umgesetzt. Das heißt, solche 
Wege haben wir überlegt, ob wir die dann zum 
Beispiel verstärken könnten.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Sie haben vor-
her gesagt, dass von der Arbeitsebene während 
des Frühjahrs und Sommers 2021 keine Impulse 
an die Leitung kamen, die bilaterale Zusammen-
arbeit zu beenden. Können Sie das noch mal be-
gründen, warum Sie nicht den Impuls hatten, zu 
sagen: „Die Voraussetzungen sind vielleicht nicht 
mehr da“? 

Zeugin B  J : Ja, also, wir machen ja im 
BMZ Entwicklungspolitik. Und wir haben mehr-
heitlich mit sehr, sehr schwierigen Situationen 
zu tun, mehrheitlich mit fragilen oder stark fragi-
len Situationen. Und unser Mandat ist einfach, 
wenn man es auf einen Punkt bringen will, Ar-
muts- und Hungerbekämpfung und das Schaffen 
von Perspektiven für Bevölkerung vor Ort, insbe-
sondere für die ärmsten Länder. Daran haben wir 
uns auch in Afghanistan orientiert, dass wir ge-
sehen haben, wir haben auch, indem wir seit 
20 Jahren in dem Land sind, nicht nur eine mili-
tärische Intervention, sondern auch eine zivile 
Verantwortung, die damit einhergeht. Und der 
wollten wir auch gerecht werden. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Aber bilate-
rale Zusammenarbeit hat ja Voraussetzungen.  

Zeugin B  J : Genau. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Das machte 
man ja nicht mit allen Ländern, sondern eben, 
wo man weiß, dass man es nachhaltig durch-
führen kann, dass eben auch die Strukturen so 
sind, dass auch die Gelder, die jetzt auch aus 
Steuermitteln zur Verfügung gestellt werden, 
dass die nachhaltig dort eingesetzt werden. Des-
wegen macht man es eben ja nicht mit allen Län-
dern.  

Zeugin B  J : Genau. Und deswegen 
hatten wir ja auch überlegt: Also, wenn wir diese 

Voraussetzungen für die bilaterale staatliche Zu-
sammenarbeit in Afghanistan nicht mehr vorfin-
den, dann gibt es die Möglichkeit, über multilate-
rale Kanäle trotzdem der afghanischen Bevölke-
rung zu helfen, ohne die Taliban zu begünstigen. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Genau, aber 
das wäre ein Wechsel von bilateraler zu multi-
lateraler oder humanitärer Hilfe gewesen. Und 
das wäre ja was, wo Sie die Leitung hätten ein-
binden müssen. 

Zeugin B  J : Aber das haben wir auch 
gemacht. Also, diese Überlegungen, die gab es 
schon.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Aber das 
haben Sie ja vorher gesagt, Sie haben nicht die 
Leitung befasst damit, aus bilateraler Zusammen-
arbeit rauszugehen. 

Zeugin B  J : Ja, das muss ich jetzt 
dann doch noch mal erklären. Also, zum Beispiel 
diesen Afghanistan Reconstruction Trust Fund, 
den wir unterstützt haben, den haben wir mit 
Mitteln der bilateralen finanziellen Zusammen-
arbeit unterstützt. Das ist einfach im Prinzip die 
Quelle, aus der unser Geld gekommen ist für Af-
ghanistan, für dieses Vorhaben. Das wurde aber 
trotzdem nicht wie klassische bilaterale Entwick-
lungszusammenarbeit an die Partnerregierung in 
dem Sinne zugesagt oder hätte nicht zugesagt 
werden müssen, sondern hätte auch direkt in den 
Fonds der Weltbank eingezahlt werden können. 
Trotzdem sind es Mittel der bilateralen finanziel-
len Zusammenarbeit. Da war ich vielleicht un-
klar. Aber das ist - - Insofern hätten wir dann 
trotzdem die bilaterale Zusammenarbeit fortge-
setzt, aber über multilaterale Kanäle. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Das hat alle - - 
Darf ich ganz kurz zu diesem Fonds noch fragen? 
Also, das war - - Alles Geld für Afghanistan der 
bilateralen EZ ist über diesen Fonds gelaufen. Sie 
hatten keine einzelnen Projekte, - 

Zeugin B  J : Doch, - 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): - in die Geld 
geflossen ist? 
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Zeugin B  J : - vorher schon, vorher 
schon, auf jeden Fall. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Was heißt 
„vorher“? 

Zeugin B  J : Also bevor wir - - Wir ha-
ben ja - - Mitte August wurde ja die Entscheidung 
getroffen, die bilaterale staatliche Zusammen-
arbeit vorübergehend auszusetzen. Und bis da-
hin, also bis zu diesem Zeitpunkt, hatten wir ja 
auch direkte Beauftragungen an GIZ und KfW. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Genau. 

Zeugin B  J : Und das war eben auch 
aus bilateraler staatlicher finanzieller Zusammen-
arbeit oder im Falle der GIZ technischer Zusam-
menarbeit. Das war derselbe Titel, aus dem wir 
dann auch sozusagen Mittel für den Afghanistan 
Reconstruction Trust Fund genommen haben, der 
wiederum aber nicht in dem Sinne bilateral um-
gesetzt worden ist, sondern eben multilateral 
über die Weltbank. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Genau. Aber 
im Juni/Juli gab es jetzt keinen Impuls von Ihnen, 
zu sagen: „Wir müssen diese GIZ- oder KfW-Pro-
jekte beenden und uns rein auf diesen Weltbank-
fonds beschränken“? 

Zeugin B  J : Tatsächlich nein, glaube 
ich tatsächlich nicht. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay, danke. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechselt 
das Fragerecht zur Frau Kollegin Bünger. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Vielen Dank, Frau J , dass 
Sie heute hier sind. - Ich würde eine kurze an-
schließende Frage an das, was meine Kollegin 
gerade gefragt hat, stellen. Wenn man jetzt den 
Wechsel hatte von der bilateralen Zusammen-
arbeit zu der multilateralen Zusammenarbeit, wie 
konnte man dann dennoch feststellen - - oder wie 
konnte man dennoch kontrollieren, dass das Geld 
dann nicht den Taliban zugutekommt? Gab es da-
für Mechanismen? 

Zeugin B  J : Ja, tatsächlich. Also, 
ich glaube, es gab tatsächlich im Afghanistan 
Reconstruction Trust Fund, also diesem Mehr-
geberfonds, den ich eben erwähnt habe, eine 
ganze Menge an Indikatoren, an Auszahlungs-
mechanismen, an Monitoringmechanismen, wo 
genau überprüft worden ist: „An wen geht das 
Geld, für welches Projekt?“, und das wurde auch 
verfolgt. Also, das ging zum Beispiel dann, nach-
dem alles um den 15. August erst mal vorüber-
gehend ausgesetzt worden ist - auch die Zahlun-
gen im Übrigen an den Afghanistan Reconstruc-
tion Trust Fund, der dann im späteren Verlauf 
wieder aufgenommen worden ist -, in die abso-
lute Basisversorgung. Also, neben humanitärer 
Hilfe war das sozusagen die nächste Etappe von 
Basisversorgung: Krankenhäuser, also sanitäre 
Maßnahmen, Bildungsmaßnahmen im Grund-
schulbereich zum Beispiel, solcher Art. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Dann würde ich jetzt 
noch mal zu einem anderen Komplex springen. 
Es geht um die Gefährdungsanzeigen. Da hatten 
Sie vorhin auf die Frage von Frau Bayram auch 
drüber gesprochen. Wir hatten hier am 26. Januar 
einen Zeugen, Herrn Grotian, und der hat mitge-
teilt, dass es die Regel war, wenn Gefährdungs-
anzeigen vom BMZ und der GIZ gemacht wur-
den - also nicht vom, sondern bei dem BMZ und 
der GIZ gemacht wurden -, dass dann mit einer 
sofortigen Kündigung der Mitarbeiter reagiert 
wurde; und das habe dazu geführt, dass die 
Hemmschwelle bei Gefährdungsanzeigen, also 
Gefährdungsanzeigen zu stellen, sehr hoch lag. 
Kennen Sie solche Anwürfe? Ist Ihnen so was be-
kannt? Können Sie dazu etwas sagen? Haben Sie 
da schon mal von gehört? 

Zeugin B  J : Ja, davon habe ich schon 
gehört. Ich muss dazu sagen, dass ich wahr-
scheinlich nicht die beste Auskunftgeberin da-
rüber bin, weil ich tatsächlich nicht zum Orts-
kräfteverfahren gearbeitet habe in der Zeit des 
Untersuchungszeitraums. Also, sozusagen vor 
dem 15.08. hatte ich mit dem Ortskräfteverfahren 
in praktischer Natur so gut wie gar nichts zu tun. 

Aber ich habe davon gehört, ja. Diese Gefähr-
dungsanzeigen, die sind ja nicht beim BMZ ein-
gegangen, sondern bei der GIZ. Die sind immer 
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bei dem Auftraggeber angekommen. Eine Orts-
kraft, die sich gefährdet gefühlt hat und eine Ge-
fahrenanzeige gestellt hat, hat die bei der GIZ ge-
stellt; dann hat die GIZ das weitergeleitet an uns 
usw. usf. Wie dann die konkreten Gespräche wa-
ren zwischen der GIZ und ihren Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen, wie hoch die Hemmschwelle 
für Menschen persönlich war, das kann ich - -  

Clara Bünger (DIE LINKE): Aber dass es Kündi-
gungen gab nach Gefährdungsanzeigen, ist Ihnen 
bekannt?  

Zeugin B  J : Davon habe ich gehört 
tatsächlich. Und was mir zugetragen wurde da-
mals von der GIZ, ist eigentlich die Begründung, 
dass die Ortskraft, die sich bedroht fühlte auf-
grund der Tätigkeit für die GIZ - denn das war ja 
immer die Voraussetzung, nicht die allgemeine 
Bedrohungslage, sondern die Bedrohung, die für 
die Ortskraft aus ihrer Tätigkeit für die GIZ ent-
steht - - diese Ursache wollte die GIZ sozusagen 
nehmen, indem man nicht mehr sagt: Okay, 
wenn du dich bedroht fühlst aufgrund der Arbeit, 
die du für uns verrichtest, dann solltest du nicht 
mehr für uns arbeiten. - Aber das ist vielleicht 
besser, die GIZ dazu direkt zu befragen. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Ich glaube, meine 
Zeit ist abgelaufen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Eine Frage hätten 
Sie noch.  

Clara Bünger (DIE LINKE): Okay. - Ich glaube, 
ich würde damit, mit dem Komplex, dann in der 
nächsten Runde weitermachen, weil ich da noch 
anschließende Fragen hätte dazu. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechseln 
wir. - Und es geht wieder weiter mit dem Kolle-
gen Nürnberger.  

Jörg Nürnberger (SPD): Auch in der Gefahr, dass 
vielleicht manches jetzt noch mal kurz wieder-
holt werden muss; aber ich möchte zurückkom-
men an einen Punkt, den auch der Kollege 
Zippelius vorhin angesprochen hat. Es ging um 
die Frage, wie Sie die Bewertung getroffen haben, 
welches Szenario Sie für am wahrscheinlichsten 

gehalten haben im Hinblick auf die zukünftige 
Entwicklung in Afghanistan. Wenn ich Ihre Aus-
sagen bisher richtig verstanden habe, dann gab es 
bis zu dem von Ihnen erwähnten 15.08., wo die 
Entscheidung über diese vorübergehende Ausset-
zung, um Sie genau zu zitieren, getroffen wurde, 
keine Entscheidung im Haus, die zur Grundlage 
gehabt hätte, dass die Rahmenbedingungen, die 
Sie für Ihre Entwicklungszusammenarbeit für 
notwendig erachtet haben, nicht mehr gegeben 
waren. Ist diese Einschätzung richtig? 

Zeugin B  J : Ja, die Einschätzung ist 
so zusammenfassend richtig, obwohl ich dazu 
noch ergänzen muss, dass wir das Portfolio eben 
kontinuierlich angepasst haben. Also, es war 
nicht so sozusagen ein rapider Fall von: „Wir 
machen ganz komplexe Projekte in Afghanistan, 
dann sehen wir ewig nicht, wie die Situation sich 
verschlechtert, und auf einmal haben wir ein 
robustes Portfolio“, sondern das war ein stetiger 
Prozess, in den auch immer wieder die Leitung 
eingebunden war.  

Jörg Nürnberger (SPD): Sie stellen das als An-
passungsprozess dar an die Lage, wie sie sich je-
weils konkret entwickelt hat. Aber die politische 
Grundentscheidung, die Zusammenarbeit - um 
noch mal den Begriff richtig zu verwenden - aus-
zusetzen, die fiel dann erst am 15.08. Und es war 
dann - Frage an Sie - auch eine politische Ent-
scheidung? 

Zeugin B  J : Ja, das ist so richtig. 

Jörg Nürnberger (SPD): Sie haben vorhin auch 
erwähnt -, und da wollte ich nur mal kurz nach-
fragen, dass diese Aussetzung aber nicht über die 
Zeit Bestand hatte, sondern zumindest in Teilen 
auch widerrufen wurde. Können Sie vielleicht 
noch zwei Sätze dazu sagen, welche Teile der 
Entwicklungszusammenarbeit dann zumindest 
bis zu dem Zeitpunkt, wo unser Untersuchungs-
zeitraum endet, wieder in Gang gesetzt wurden? 

Zeugin B  J : Wir haben entschieden 
oder das BMZ hat entschieden, die Maßnahmen 
der deutschen Entwicklungszusammenarbeit fort-
zuführen, die unmittelbar der afghanischen Be-
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völkerung zugutekommen im Sinne von Basis-
dienstleistungen und die nicht mit der afghani-
schen - - von uns nicht anerkannten Regierung 
der Taliban zugutekommen. Das heißt also, kein 
Geld fließt an die Taliban, keine Regierungs-
verhandlungen - sowieso nicht - werden ge-
macht, aber Mittel zur unmittelbaren Daseins-
vorsorge der afghanischen Bevölkerung werden 
übermittelt sozusagen, also Mittel stehen zur Ver-
fügung dafür. Das war im Prinzip das, was wir 
unter dem Begriff „humanitäre Unterstützung“ 
gefasst haben, die etwas weiterging als humani-
täre Hilfe ausschließlich, aber sehr, sehr nah dran 
war. Das waren zum Beispiel auch Vorhaben, die 
über die Übergangshilfe des BMZ geflossen sind, 
aber eben auch teilweise über Organisationen der 
Vereinten Nationen, wie zum Beispiel das Welt-
ernährungsprogramm. 

Jörg Nürnberger (SPD): Gut. Vielen Dank. - Jetzt 
wieder zwei Monate zurück in der Zeit, vom 
15.08. auf den 16. Juni 2021. Da wurde beschlos-
sen, dass für Ortskräfte des BMVg und des BMI 
die zweijährige Ausschlussfrist auszusetzen sei 
und das Ortskräfteverfahren für Ortskräfte mit 
einem Beschäftigungsverhältnis seit 2013 ge-
öffnet werden soll. In einer Besprechung beim 
Bundeskanzleramt und mit der Bundeskanzlerin 
Merkel zum Ortskräfteverfahren in Afghanistan 
am selben Tag betont der Vertreter des BMZ - der 
ist leider namentlich nicht vermerkt, vielleicht 
können Sie sich erinnern, wer das war; wir ver-
muten, es war Herr Fischer; und ich darf aus 
MAT A BMZ-3.129 VS-NfD, Blatt 32 zitieren -, 
dass je 

nach Entwicklung der Lage in 
AFG … aber auch für die OK des 
BMZ/der Institutionen der bilate-
ralen Entwicklungszusammen-
arbeit und der politischen Stiftun-
gen Erleichterungen des OKV zu 
einem späteren Zeitpunkt denkbar 

seien. - Wie war denn die Formulierung „zu 
einem späteren Zeitpunkt denkbar“ zu verste-
hen? Wie war die Haltung der Fachebene BMZ, 
also Ihres Referats, in Bezug auf Erleichterungen 
des Ortskräfteverfahrens auch für die eigenen 
Ortskräfte zu diesem Zeitpunkt? 

Zeugin B  J : Darf ich tatsächlich das 
einmal sehen, weil in dem Zeitraum sind so viele 
Dokumente entstanden, einfach damit ich mal 
kurz gucken kann, um welche Sitzung genau es 
sich da handelte. 

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt)  

Jörg Nürnberger (SPD): Das ist auf der zweiten 
Seite der erste Spiegelstrich im zweiten Kasten.  

(Die Zeugin liest in den 
vorgelegten Unterlagen) 

Zeugin B  J : Also, diese Sitzung, an 
der habe ich nicht teilgenommen. Ich sehe, dass 
das BMZ da vertreten war. Ich erinnere mich 
auch an die Debatte um die Ausweitung auf 
2013. Und ich kann Ihnen auch sagen, wie das 
BMZ dazu - - welche politische Linie dazu ver-
folgt worden ist. Zu der Sitzung an sich kann ich 
nicht so viel sagen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ja, das ist ja dann auch 
für uns auch sehr hilfreich, wenn Sie uns erklä-
ren, wie im Hause diese Debatte geführt wurden, 
welche Argumente da ausgetauscht wurden und 
auf wessen Initiative am Ende die Entscheidung 
getroffen wurde. 

Zeugin B  J : Okay. Ja, das kann ich 
gerne machen. - Es wurde tatsächlich so disku-
tiert, dass diese Ausweitung auf 2013 für die 
Ortskräfte des BMZ oder der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit - - Das war kein maßgebli-
cher Zeitraum für uns. Wir hatten Entwicklungs-
zusammenarbeit seit 2001. Für das BMVg hat 
sich das durch das Mandat anders dargestellt. Da 
war 2013 tatsächlich - - Das war eine Marke, das 
war ein Zeitraum, der war für das BMZ aber, ich 
will nicht sagen, total unbedeutend; aber für die 
Ortskräfte und für unsere Arbeit war das kein 
markanter Zeitraum. Deswegen haben wir gesagt, 
das ist für uns nicht entscheidend, das ist für uns 
nicht nachzuvollziehen, warum ausgerechnet bis 
2013. Wenn, dann hätte das für die Ortskräfte der 
deutschen EZ ja bis 2001 zurückgehen müssen. 
Wir haben dann auch natürlich auf verschiede-
nen Ebenen, auf einer technischen und auch eher 
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politischen Ebene, diskutiert: Was hätte das für 
Auswirkungen? 

Dann haben wir erst mal auf der eher prozedu-
ralen Ebene so ein bisschen, wenn Sie wollen, 
gerechnet: Wie viele Ortskräfte, wie viele Men-
schen wären das überhaupt, die dabei zusam-
menkommen? Wir haben dann hochgerechnet 
und sind circa auf eine Anzahl von 50 000 Men-
schen gekommen, die - sozusagen Ortskräfte in-
klusive Kernfamilie - kommen würde. 

Wir haben auch gesehen, dass es operativ, lo-
gistisch tatsächlich wahrscheinlich eine große 
Herausforderung gewesen wäre. Das war auch 
ein Punkt. Aber politisch haben wir auch darauf 
hingewiesen, dass wir ja in Afghanistan weiter 
aktiv bleiben wollten, dass wir die Entwicklungs-
zusammenarbeit ja weiter fortführen wollten und 
dass, wenn wir ausgerechnet diese Menschen aus 
Afghanistan sozusagen abziehen - - dann fehlt 
dem Land tatsächlich wichtiges Potenzial sozu-
sagen zum Wiederaufbau des Landes. Also in-
sofern: Die politische Linie war, das nicht aus-
zuweiten auf 2013, sondern bei dem Zweijahres-
zeitraum zu bleiben.  

Und zu Ihrer letzten Frage: Die Entscheidung war 
dann aber eine andere. Also, die Entscheidung 
war dann im Endeffekt, dass das für die Orts-
kräfte der deutschen Entwicklungszusammen-
arbeit auch galt, diese Ausweitung auf 2013, 
allerdings nicht mehr im Listenverfahren, son-
dern im individuellen Verfahren. 

Jörg Nürnberger (SPD): Sie haben jetzt viele Kri-
terien genannt, die für Ihre Entscheidung eine 
Rolle gespielt haben, auch politische Kriterien. 
Ein Begriff ist allerdings in Ihren Ausführungen 
nie gefallen, und es war der Begriff einer Für-
sorgepflicht für die Ortskräfte. Hat dieses Krite-
rium in Ihrer Entscheidungsfindung eine Rolle 
gespielt? Und wenn ja, welches? Und wenn nein, 
warum nicht? 

Zeugin B  J : Ja, das hat schon eine 
Rolle gespielt2, natürlich. Also, wir waren uns 
schon bewusst, dass wir auf der einen Seite eine 
Fürsorgepflicht haben. Wir waren uns auf der an-
deren Seite aber auch sicher oder wir waren 

überzeugt - sage ich vielleicht besser so -, dass 
wir auch eine zivile Verantwortung gegenüber 
den Afghaninnen und Afghanen haben, die nicht 
unsere Ortskräfte gewesen sind. Und da wurde 
die politische Abwägung getroffen, dass wir uns 
für die Unterstützung der Afghaninnen und Af-
ghanen ausgesprochen haben in dem Fall. 

Jörg Nürnberger (SPD): Sie haben jetzt den Be-
griff „wir“ verwendet. Können Sie das konkreti-
sieren? Wer hat diese Entscheidung am Ende ge-
troffen? 

Zeugin B  J : Also, am Ende war das 
eine politische Entscheidung. Wir haben das auf 
Arbeitsebene aber auch mitgetragen, kann ich so 
sagen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich darf Sie konfrontieren 
mit MAT A BMZ-4.41 VS-NfD, Blatt 773. Da 
schreibt Ihr Referatsleiter am 6. August 2021, also 
eine gute Woche vor dem Fall Kabuls, mit Blick 
auf die Personalsituation und -bedarfe zum Orts-
kräfteverfahren: 

In der Konsequenz läuft das BMZ 
Gefahr, der Fürsorgepflicht ge-
genüber den lokalen Beschäftig-
ten der Institutionen der deut-
schen Entwicklungszusammen-
arbeit nicht gerecht zu werden. 
Mit Blick auf unsere Verantwor-
tung,  

- und dann kommt ein sehr markanter Einschub - 

aber auch die entstehenden „offe-
nen Flanken“ gegenüber Parla-
ment und Medien ist dies nicht 
tragbar. 

Sie haben gerade erzählt, dass Sie die Entschei-
dung mitgetragen haben, die Zugangsberechti-
gung eher restriktiv zu handhaben. Haben Sie 
gleichzeitig auch diese Entscheidung Ihres Refe-
ratsleiters geteilt? Oder hatten Sie da eine andere 
Meinung dazu? 

Zeugin B  J : Nein, die habe ich auch 
geteilt. Das stand auch gar nicht im Widerspruch 
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zueinander, finde ich. Denn diese Zweijahres-
regelung sozusagen hieß ja nicht, dass wir keine 
Fürsorgepflicht gegenüber unseren Ortskräften 
gespürt haben, sondern wir haben einfach da-
mals, Anfang August, feststellen können, dass 
sich die Gefährdungsanzeigen einfach gehäuft 
haben im Vergleich zu den Jahren davor und dass 
dem Referat 312 damals, dem ein Sachbearbeiter 
dafür zur Verfügung stand, zur Prüfung dieser 
individuellen Gefährdungsanzeigen - - und der 
Referatsleiter sozusagen sich auch als Ressort-
beauftragter dazu eingebracht hat. Und das war 
es an Arbeitskraft, was wir zur Verfügung hatten. 
Und da hat der Referatsleiter festgestellt: Das ist 
zu wenig Personal für diese Aufgaben, und des-
wegen, wenn wir nicht mehr Personal bekom-
men, laufen wir Gefahr, der Fürsorgepflicht nicht 
mehr nachkommen zu können, weil wir die Ver-
fahren, die Prüfungen nicht so schnell, wie es 
erforderlich gewesen wäre, haben durchführen 
können. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich habe es gerade in 
meiner ersten Frage auch etwas betont. Was be-
deutet denn das, wenn ein Ministerium gegen-
über dem Parlament eine „offene Flanke „hat 
oder auch gegenüber den Medien? Können Sie 
diesen Begriff insofern erläutern, als Sie darstel-
len können, welche Befürchtungen das BMZ 
damals im Hinblick auf die öffentliche Meinung 
und die Haltung des Parlaments als Souverän 
dieser Republik, Vertreter des Souveräns dieser 
Republik hatte? 

Zeugin B  J : Meiner Ansicht nach sagt 
das in dem Fall nur aus, dass wir uns bewusst 
sind, dass wir einer Kontrolle unterliegen, die 
absolut gerechtfertigt ist, und wir dafür Sorge 
tragen müssen, dass wir bei Nachfragen auch 
antworten können. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich darf an der Stelle 
noch ein bisschen weitergehen. Fünf Tage später, 
am 11. August - und es handelt sich hier um 
MAT A GIZ-3.44, Blatt 503 -, haben Sie sich 
mehrfach unter anderem auch mit dem Herrn 
Kollegen Dr. S. von der GIZ unterhalten und aus-
getauscht. Und ich zitiere aus einer Antwort auf 
eine E-Mail von Herrn Dr. S. vom 11. August, in 
der Sie die Einschätzung teilen, „dass das OKV, 

wie es derzeit durchgeführt wird, für den Ernst-
fall nicht geeignet ist“ und Sie sich im BMZ um 
„Alternativen“ bemühen. Das Wort „Ernstfall“ ist 
ein bisschen ein schwammiger Begriff. Können 
Sie uns sagen, welche Kriterien denn diesen 
Ernstfall ausgelöst hätten und was dann an Ver-
fahrenserleichterungen aus Ihrer Sicht für sinn-
voll erachtet worden ist? 

Zeugin B  J : Also zu Ihrer ersten 
Frage. Der Ernstfall ist ja dann der eingetretene 
Fall, also der Fall, dass tatsächlich viele sich be-
droht gefühlt haben und das Land verlassen woll-
ten. Das meinten wir auch am 11.08. schon, hat-
ten wir im Kopf, wenn wir von „Ernstfall“ ge-
sprochen haben. Und das Ortskräfteverfahren 
war für diesen Fall ganz offensichtlich nicht ge-
eignet; denn wir haben - - Was heißt „wir“? Also, 
ein Ortskräfteverfahren im Durchschnitt, würde 
ich sagen, hat mehrere Monate in Anspruch ge-
nommen, bis es zu einem Abschluss gekommen 
ist, und dann mussten sich die Antragstellenden 
auch noch um Visum etc., Papiere bemühen. Das 
ganze Verfahren, bis eine Person eine Anzeige ge-
stellt hat, bis zur Ausreise, das dauerte ja manch-
mal über ein Jahr. Das heißt also, in einem wirkli-
chen Ernstfall, den wir im Kopf hatten, hätte das 
viel zu lange gedauert. Und für diesen Fall hatten 
wir schon - ich nehme an, das ist auch in Ihren 
Akten - angeregt, dass Listen gefertigt werden, 
dass das KZB, diese Konsultation zentraler Be-
hörden, so heißt das Verfahren - - und dass es 
Visa bei Ankunft gibt und nicht erst im Land sel-
ber. Das hatten wir tatsächlich alles schon ange-
regt. Insofern: Das ist gemeint mit den Voraus-
setzungen für ein vereinfachtes Ortskräfteverfah-
ren, wie es im Endeffekt für ein paar Wochen ja 
auch gegolten hat, ab Mitte August.  

Jörg Nürnberger (SPD): Interessant ist ja auch der 
zeitliche Zusammenhang. Also dieser Austausch 
war am 11. August. Haben Sie zu diesem Zeit-
punkt irgendwelche Anzeichen vernommen, für 
sich selber bemerkt, dass dieser Ernstfall auch 
innerhalb der allernächsten Zukunft eintreten 
könnte? Oder sind Sie zu dem Zeitpunkt dann 
noch davon ausgegangen, dass es wesentlich län-
ger dauern wird oder vielleicht auch gar nichts 
stattfinden wird, dass so ein Ernstfall kommen 
könnte? 
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Zeugin B  J : Die Sicherheitslage 
wurde ja schon sehr rapide sehr viel schlechter. 
Und wir haben von dem Risk Management Office 
ja auch beinahe täglich, ich glaube, täglich, Über-
sichten bekommen, welche Distrikte von den Ta-
liban erobert worden sind. Insofern konnten wir 
schon sehr genau sehen, dass die Sicherheitslage 
sich verdichtete. Den genauen Zeitraum, „Wie 
lange würde es noch dauern, bis auch Kabul 
fällt?“, das konnten wir auch nicht absehen. Das 
will ich damit nicht sagen; aber ich habe keine 
Schätzung abgegeben, ob das noch eine Woche 
dauerte oder drei Monate. 

Jörg Nürnberger (SPD): Aber Sie haben damit 
gerechnet, dass Kabul fallen wird, wenn ich Ihre 
Aussage jetzt richtig verstehe? 

Zeugin B  J : Das war zumindest ein 
Szenario, das hätte passieren können. Viele ha-
ben ja auch gedacht, dass Ashraf Ghani zurück-
tritt und eine Übergangsregierung einberuft etc. 
Manche haben auch damit gerechnet, dass es 
doch noch mal eine stärkere Verteidigung durch 
die afghanischen Sicherheitskräfte gibt. Ist dann 
auch nicht eingetreten. Also es gab verschiedene 
Szenarien, die im Raum standen, und das war 
eines davon, ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): Wie haben Sie diese Lage 
ganz persönlich bewertet? 

Zeugin B  J : Ich habe zumindest ge-
dacht, man musste mit der Möglichkeit rechnen.  

Jörg Nürnberger (SPD): Wenn Sie jetzt retrospek-
tiv zurückblicken - immerhin war ja dann nach 
drei bzw. vier Tagen tatsächlich dieser Ernstfall 
eingetreten -, sind Sie der Auffassung, dass die 
Bundesregierung im Hinblick auf die bereits 
diskutierte Fürsorgepflicht in Ihrem Geschäfts-
bereich und in Ihrem Referat alles Notwendige 
getan hat, um dieser Fürsorgepflicht gerecht zu 
werden?  

Zeugin B  J : Das ist eine Frage nach 
meiner persönlichen Meinung, oder ist - - 

Jörg Nürnberger (SPD): Nein, nach Ihrer fachli-
chen Bewertung. 

(RA Prof. Dr. Alexander 
Ignor hebt die Hand) 

- Lassen Sie mich die Frage anders formulieren. 
Wenn Sie im Nachhinein die Lage noch mal sich 
vor Augen führen, gibt es Anlass dazu, an be-
stimmten Punkten in der Vergangenheit, retro-
spektiv betrachtet, andere Entscheidungen zu 
treffen, als Sie damals in Ihrem Kenntnisstand 
getroffen haben? 

Zeugin B  J : Das ist tatsächlich eine 
Frage - - Jetzt wissen wir ja, was passiert ist. Und 
wenn wir jetzt rückblickend betrachten, hätten 
wir damals die Vorkehrungen schneller treffen 
müssen. Aber damals wussten wir nicht, dass es 
am 15.08. so weit ist. Aber die Ideen sozusagen 
lagen in der Schublade. Rückblickend muss man 
sagen, man hätte sie früher ergreifen können, ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Danke auch. - 
Mein Eindruck, Herr Rechtsanwalt, war, dass die 
erste Frage eher noch zulässiger gewesen ist als 
die zweite. - Das Fragerecht wechselt zur Union, 
zum Kollegen Zippelius. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Danke Ihnen, Herr 
Vorsitzender. - Frau J , ich schließe ein 
wenig daran an, was der Herr Nürnberger jetzt 
gerade schon gefragt hat. Und zwar: Es geht mir 
um folgenden Vorhalt, oder ich mache Ihnen 
folgenden Vorhalt, und zwar eine Vorlage vom 
9. August 2021; das ist MAT A BMZ-3.135 VS-
NfD_Austausch, Blatt 454 bis 465. Und darin 
wird vorgeschlagen, weiter noch keine Entschei-
dung über eine pauschale Einstellung der Ent-
wicklungsprojekte zu treffen. Sie schreiben da-
rin - ich zitiere -: 

Eine Beteiligung der Taliban an 
der Regierung oder ihre Macht-
übernahme würde eine neue 
Grundsatzentscheidung über un-
ser Verhältnis zu Afghanistan und 
die Fortführung unseres zivilen 
Engagements erfordern.  
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Daher frage ich mich: Wussten Sie und jetzt im 
Gesamten das Ministerium Anfang August wirk-
lich nicht, was man bei einer Machtübernahme 
der Taliban da tun würde? Weil das Szenario 
wurde ja schon seit einiger, seit geraumer Zeit als 
realistisch betrachtet; hatten Sie ja auch schon er-
wähnt heute. 

Zeugin B  J : Also, was wir damit fest-
gestellt haben in der Leitungsvorlage, ist tatsäch-
lich die Tatsache, dass, wenn es so weit kommt - 
und in Klammern: ja, die Szenarien gab es -, 
dann muss tatsächlich eine politische Entschei-
dung getroffen werden können. Das kann nicht 
auf Arbeitsebene erfolgen. Wir können nur sagen: 
Was ist technisch noch möglich, was ist umsetz-
bar, und mit welchen Risiken ist es verbunden? 
Die Entscheidung aber, die dann getroffen wer-
den muss, ob man es politisch verantworten 
möchte, diese Arbeit noch weiter fortzuführen in 
einem Afghanistan unter solchen Voraussetzun-
gen, die muss politisch getroffen werden. Und 
das haben wir in dieser Leitungsvorlage ganz klar 
gemacht, dass das keine Entscheidung ist, die auf 
unserer Ebene getroffen werden kann. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Hätten Sie als zu-
ständiges Referat so eine Entscheidung nicht zu-
mindest früher vorantreiben können? 

Zeugin B  J : Wir haben im Prinzip 
diese Entscheidung ja - - also nicht die Entschei-
dung vorbereitet, sondern die Vorarbeiten dazu 
geleistet, dass eine Entscheidung schnell hätte 
getroffen werden können von der politischen 
Leitung, wenn es denn so weit gekommen wäre. 
Wir hatten ja in früheren Leitungsvorlagen auch, 
die Sie oder Ihre Kolleg/-innen eben zitiert ha-
ben, schon im Frühjahr 2021 darauf hingewiesen, 
dass aus technischer Sicht, aus Umsetzungssicht 
und auch aus politischer Bewertung der Arbeits-
ebene eine Fortsetzung von EZ aus unserer Sicht 
möglich ist, wenn bestimmte Voraussetzungen 
erfüllt sind. Insofern sind für verschiedene Fälle 
Voraussetzungen vorbereitet worden oder Vor-
arbeiten getroffen worden. Aber für die ganz kon-
krete Entscheidung, wenn wir gar keine demokra-
tisch legitimierte Regierung mehr haben in Af-
ghanistan, wenn wir gar keinen Partner mehr 
haben, dann hätte die Entscheidung neu getroffen 

werden müssen, ja, wahrscheinlich zwischen der 
Aufgabe der Entwicklungszusammenarbeit oder 
aber, wie es jetzt läuft, über eine multilaterale Ka-
nalisierung.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Gab es auch die 
Überlegung, dass man eine Machtübernahme der 
Taliban besser nicht thematisiert vor dem kon-
kreten Hintergrund, was das für Auswirkungen 
hätte, wenn der zweitwichtigste Partner für den 
Fall plant, dass eine Talibanregierung kommen 
wird oder kommen würde? 

Zeugin B  J : Entschuldigung, ich habe 
es nicht verstanden, Ihre Frage. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielleicht machen 
wir es noch ein bisschen weniger suggestiv, die 
Frage.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ja, selbstverständ-
lich. - Gab es Überlegungen von Ihrer Seite, dass 
man das einfach besser nicht thematisiert, und 
zwar, weil das vor Ort, auch unter den Ortskräf-
ten und weiteren, zu einer - - oder weil das vor 
Ort nicht kommuniziert werden sollte, nicht dass 
es unter Ortskräften zum Beispiel zu Unruhe 
oder Ähnlichem kommt? Ich denke, so kann man 
das fragen. 

Zeugin B  J : Ja, aber dazu muss ich sa-
gen: Wir haben das ja thematisiert. Wir haben ja 
in mehreren Leitungsvorlagen auf das Szenario 
hingewiesen, dass es zu einer Beteiligung der 
Taliban an einer Staatlichkeit, wie auch immer, 
kommen könnte. Also, insofern glaube ich, das 
haben wir nicht verheimlicht, und die Gedanken, 
die haben wir uns gemacht und haben wir auch 
zu Papier gebracht. Dass die Leitungsvorlagen so-
wieso nicht mit den Ortskräften in Afghanistan 
geteilt werden, das versteht sich von selbst, 
glaube ich. Insofern brauchten wir da auch keine 
Angst zu haben, dass unsere in Deutsch verfass-
ten Leitungsvorlagen den afghanischen Ortskräf-
ten zur Kenntnis gegeben werden könnten. Nein, 
diese Angst, die kann ich wirklich ausschließen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Okay. - Mir geht 
es einfach grundsätzlich um die Frage: Wenn wir 
Ihre Mail nehmen vom 9. August - - Wir wissen 
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ja alle, was wenige Tage später dann passiert ist, 
zum heutigen Zeitpunkt. Deswegen ja auch 
meine konkrete Nachfrage, ob man es nicht hätte 
früher vorantreiben können, dass diese Entschei-
dung gefällt wird. 

Zeugin B  J : Also, Sie fragen jetzt da-
nach, ob wir sozusagen diesen Fall, dass es eine 
Machtübernahme gibt und wie wir dann mit den 
Projekten umgehen, ob wir das detaillierter hät-
ten ausführen können vorher. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Vielleicht die Bri-
sanz der Situation, dass die Entscheidung hätte 
früher gefällt werden können. 

Zeugin B  J : Wir haben die uns zur 
Verfügung stehenden Szenarien aufgeblättert, die 
Risiken sozusagen aufgezeigt, die Konsequenzen 
für die deutsche Entwicklungszusammenarbeit 
markiert. Ich habe nicht den Eindruck, dass wir 
damals irgendwas verschwiegen hätten oder 
nicht - - Nee, ich glaube, das war das, was uns 
damals zur Verfügung stand, ja. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Gut. - Kommen 
wir noch mal zurück, wo wir vorhin aufgehört 
haben, in der vorherigen Runde. Und zwar: Es 
geht um die Gefährdung von Ortskräften der Ent-
wicklungszusammenarbeit und Bundeswehrorts-
kräfte. Da hatten wir vorhin aufgehört. Ich hatte 
Sie gefragt, ob Sie die Einschätzung teilen, dass 
BMZ-Ortskräfte weniger gefährdet waren als Bun-
deswehrortskräfte. Darauf hatten Sie auch geant-
wortet. 

Kommen wir auf die reinen - - die Gefährdungs-
anzeigen zu sprechen. Sie sprechen in einer Vor-
lage zu einem „taz“-Artikel im Juli 2021 - das ist 
MAT A BMZ-4.30 VS-NfD, Blatt 43 bis 49 von 
nur 176 Gefährdungsanzeigen seit 2013. Können 
wir Ihnen auch gerne noch mal vorlegen. Jetzt die 
Frage rein an den Zahlen gesehen: Ließ sich die 
geringere Gefährdung der BMZ-Ortskräfte im Ver-
gleich zu den Bundeswehrortskräften auch an 
diesen Zahlen ablesen? 

Zeugin B  J : Dazu müsste ich aber die 
Gefährdungsanzeigen des BMVg auch kennen. 
Die kenne ich nicht. Ich weiß nicht, wie hoch die 

sind. Wissen Sie das? Ich kenne die Zahl der 
Gefährdungsanzeigen des BMVg nicht. Ich kann 
die Zahl nicht vergleichen. Das ist auch, glaube 
ich, ein bisschen schwierig, weil wir natürlich 
deutlich - -  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Sie können immer 
nur aus Ihrem Wissen antworten. 

Zeugin B  J : Bitte? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Sie können immer 
nur aus Ihrem Wissen antworten. Mehr wird 
auch nicht verlangt. 

Zeugin B  J : Ja, also, insofern kann ich 
schwer was vergleichen, wenn ich den Ver-
gleichswert nicht kenne. - Es ist, glaube ich, eine 
andere Situation gewesen, weil die Bundeswehr 
ja nicht mehr vor Ort war und deswegen viel-
leicht entschieden hat, die relativ begrenzte An-
zahl an Menschen sozusagen einer gleichen Be-
drohungslage zu vermuten. Das haben wir nicht. 
Wir haben das nicht geteilt. Das kann ich nur 
wieder unterstreichen. Wir haben keine pauschal 
unterschiedliche Bedrohungslage wahrgenom-
men. Aber ob jetzt die Ortskräfte, die dem BMVg 
unterstanden, in diesem Zeitraum mehr oder we-
niger Gefährdungsanzeigen gestellt haben als die 
Ortskräfte der deutschen Entwicklungszusam-
menarbeit, das weiß ich nicht. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): In so einem Fall: 
Hat eine signifikante Gefährdung von Ortskräften 
eine Auswirkung auf die Entwicklungszusam-
menarbeit? 

Zeugin B  J : Ja, sicher. Wenn Orts-
kräfte der deutschen Entwicklungszusammen-
arbeit massiv gefährdet sind, dann können ja be-
stimmte Projekte gar nicht mehr durchgeführt 
werden. Die müssen ja auch raus; die müssen mit 
den Menschen sprechen. Die Projekte werden ja 
konkret umgesetzt. Die Beratungen finden statt, 
die technischen Trainings, Capacity Building, 
Workshops etc. Wenn die sich sozusagen unter 
massiver Bedrohung befinden oder die Wahrneh-
mung haben, dass sie einer massiven Bedrohung 
ausgesetzt sind, können die zum Teil ihrer Arbeit 
nicht mehr nachgehen. Ja, das ist schon so. 
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Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Gibt es in so 
einem Fall auch ein Spannungsverhältnis, zum 
Beispiel Schutzmaßnahmen für Ortskräfte treffen 
zu müssen und gleichzeitig Entwicklungszusam-
menarbeit aufrechtzuerhalten, also humanitäre 
Hilfe etc.? 

Zeugin B  J : Da kann es unter Umstän-
den bei manchen Maßnahmen schon ein Span-
nungsverhältnis gegeben haben, ja. Wenn ich 
zum Beispiel ein konkretes Projekt habe, was 
vorsieht, dass ich in den District XY fahre, der 
als unsicher gilt, um dort einen Workshop zu 
machen, der aber nur vor Ort wahrgenommen 
werden kann, weil nicht wie jetzt alles per 
Webex laufen kann in so einem Land, dann kann 
das dazu führen, dass dieses Projekt abgesagt 
werden muss, weil die Ortskräfte das nicht mehr 
durchführen können, weil sie nicht reisen kön-
nen. Dafür unter anderem hatten wir ja auch das 
Risk Management Office, was genau analysiert 
hat: Wo sind welche Maßnahmen noch möglich, 
wo kann man hinreisen, mit wem kann man spre-
chen etc.? Also, ein Spannungsverhältnis kann es 
gegeben haben, ja.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Es gibt eine 
Ministervorlage vom 12. August 2021; das ist 
MAT A BMZ-3.43 VS-NfD_Austausch, Blatt 359 
bis 361. Da stellen Sie dar oder haben Sie damals 
dargestellt, dass im Falle einer Lageverschlechte-
rung mit 1 600 Anträgen von Ortskräften gerech-
net werden müsse, die in einer Taskforce des 
BMZ arbeiten würden. Wissen Sie noch, wie man 
auf diese Zahl von 1 600 kam? 

Zeugin B  J : Darf ich mal kurz fragen: 
Ich habe die geschrieben? 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ja. Wir können sie 
Ihnen gerne vorlegen.  

Zeugin B  J : Darf ich mal kurz sehen?  

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Zeugin B  J : Okay, ja, genau. Zum 
Glück erinnere ich mich wieder an die Leitungs-
vorlage. Da steht aber auch drin ein bisschen wei-
ter unten: 

Die o.g. 1.600 OKV-Anträge sind 
90% der Antragsberechtigten; die 
Zahl beruht auf Erfahrungswerten 
des BMVg, welches - wie das 
BMI - den Prozess im Wesentli-
chen abgeschlossen hat. 

Also, das heißt, diese 1 600 beruhten auf einer 
Schätzung, auf einer Berechnung, der Erfahrungs-
werte zugrunde gelegt waren. Die beruhte nicht 
auf einem exakten Wissen, es werden 1 600 sein, 
sondern grob haben wir - - konnte man damit 
vielleicht rechnen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ja, genau, das war 
die Frage, wie diese Zahl einfach zustande kam. 

Zeugin B  J : Genau, ja. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Diese Schätzung, 
die dann aufgestellt wurde, wäre das aus damali-
ger Sicht die Folge einer Regierungsübernahme 
durch die Taliban gewesen? War das in diesen 
Überlegungen - - lag das zugrunde? 

Zeugin B  J : Also, dann darf ich noch 
mal zitieren aus derselben Leitungsvorlage. Da 
geht es ja darum: Welche Maßnahmen sollte man 
ergreifen oder schlagen wir auf Arbeitsebene vor, 
die man ergreifen sollte? Und da steht, dass zum 
Beispiel Kriterien dafür, also auf Ihre Frage 
hin - - 

Kriterien … sind eine deutliche 
Verschlechterung der Sicherheits-
lage, eine Einstellung des zivilen 
Luftverkehrs an den Flughäfen in 
Kabul und Masar-e-Scharif, eine 
signifikant erhöhte Gefährdungs-
lage für die lokal Beschäftigten der 
deutschen EZ sowie eine Einstel-
lung der Arbeitsfähigkeit der 
Internationalen Organisation für 
Migration …, die derzeit Visa für 
Begünstigte des OKV ausstellt. 
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So. Das heißt also, das wären Kriterien gewesen, 
die dazu Anlass gegeben hätten, zu einer massi-
ven Erhöhung von Gefährdungsanzeigen führen 
zu können.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Genau. Jetzt 
haben wir schon darüber gesprochen, dass im 
August 2021 es zu einem schon sprunghaften 
Anstieg von Gefährdungsanzeigen kam. In den 
Monaten davor, als die Taliban den Machtbereich 
auf immer mehr Provinzen ausgedehnt hatten, 
ging die Zahl der Gefährdungsanzeigen ver-
gleichsweise weniger nach oben. Meine Frage 
dazu: Gab es vonseiten der GIZ Gespräche, Be-
mühungen oder Ähnliches, um Ortskräfte davon 
zu überzeugen oder ihnen auch nahezulegen, 
eher das Land schon zu verlassen, bevor man 
eine Gefährdungsanzeige stellt? 

Zeugin B  J : Zu dem ersten Teil Ihrer 
Aussage muss ich leicht korrigieren. Also, es gab 
keinen sprunghaften Anstieg. Es gab einen An-
stieg, der für uns deutlich spürbar war. Also, 
wenn man vorher vielleicht drei, vier, fünf hatte 
im Monat und dann 30 zum Beispiel, dann war 
das ein Anstieg, den wir aber noch nicht als 
sprunghaften Anstieg gekennzeichnet hätten. Der 
sprunghafte Anstieg entstand dadurch, dass wir 
das Listenverfahren hatten, das heißt, dass eben 
keine individuelle Gefährdungsanzeige mehr 
vorgebracht werden musste, sondern komplett 
pauschal alle Ortskräfte der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit die Möglichkeit hatten, 
diesen Antrag einzureichen. Das war ein ganz 
anderes Verfahren. Und deswegen hatten wir ab 
dem 15. August diesen ganz krassen sprunghaf-
ten Anstieg. Den hatten wir aber vorher nicht. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Zweiter Teil der 
Frage war: Wurde dazu geraten, eher das Land zu 
verlassen, bevor man eine Gefährdungsanzeige 
stellt? 

Zeugin B  J : Nein, meines Wissens 
nicht.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Können Sie bestä-
tigen, dass die GIZ für ihre Ortskräfte im Sommer 
2021 ein sogenanntes Überwinterungskonzept 
hatte? 

Zeugin B  J : Mir ist der Begriff „Über-
winterungskonzept“ nicht ganz geläufig, muss 
ich sagen, aber - - 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Entschuldigung, 
ich muss Sie hier ganz kurz - - Wir können es 
Ihnen vorhalten. Das ist MAT A BMZ-3.142 
VS-NfD, Blatt 149 bis 154. 

Zeugin B  J : Also, ich kann jetzt nur 
ein bisschen mutmaßen, tatsächlich. „Überwinte-
rung“ kann so was heißen von der GIZ, dass man 
den Beschäftigten gesagt hat - -  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Bevor Sie hier 
spekulieren, - 

Zeugin B  J : Ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - sollte das viel-
leicht vorgelegt werden. Mit MAT-Nummern 
kann sie ja nichts anfangen, wenn Sie das nicht 
vorgelegt haben. 

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
blättert und liest in diesen 

Unterlagen) 

Zeugin B  J : Okay, genau, jetzt weiß 
ich es wieder. „Überwintern“ meint in dem Fall 
tatsächlich: Die Entwicklungszusammenarbeit 
wird vorerst ausgesetzt. Die Projekte ruhen, aber 
die Beschäftigten werden weiter bezahlt und blei-
ben sozusagen in dem Land für den Fall, dass die 
Entwicklungszusammenarbeitsprojekte wieder 
aufgenommen werden können und dann weiter 
ihre Arbeit fortsetzen können. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Sollten Gehalts-
zahlungen auch bei Projektabbruch weiter geleis-
tet werden? Weil Sie jetzt gerade gesagt haben, 
Überwinterung bedeutet erst mal Einfrieren 
sozusagen. 

Zeugin B  J : Wir haben es ja erst mal 
ausgesetzt. Also, diese Entscheidung da - - jetzt 
muss ich noch mal - - Genau, das war ein biss-
chen im Vorgriff auf sozusagen die Entscheidung, 
die dann ja fünf Tage später getroffen worden ist, 
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also diese Projekte tatsächlich vorerst auszuset-
zen. Das nahm diesen Fall etwas vorweg. Also, 
die Projekte sind dann ausgesetzt worden, und 
die Beschäftigten sind trotzdem weiter bezahlt 
worden, haben weiter ihre Gehälter bekommen, 
obwohl sie de facto nicht arbeiten konnten, weil 
die Projekte eben einfach nicht weiterliefen. 

Das meinte ich auch ganz zu Anfang damit, dass 
natürlich Mittel der deutschen Entwicklungs-
zusammenarbeit weiter nach Afghanistan ge-
flossen sind, einfach auch für solche Punkte, 
also Gehaltszahlungen, Sicherstellung des Risk 
Management Office usw. usf. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Sah das Konzept 
auch Abfindungen vor?  

Zeugin B  J : Da müsste ich jetzt noch 
mal genauer reingucken, ob - -also, Abfindung im 
Sinne - - 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Abfindungszah-
lungen. 

Zeugin B  J : Also, da müsste ich wirk-
lich darum bitten, dass Sie vielleicht direkt bei 
der GIZ nachfragen, weil diese Arbeitsverträge, 
die haben wir nicht abgeschlossen. Welche Ab-
findungen da bei Kündigung des Beschäftigten 
vorgesehen waren oder wie auch immer, ist mir 
nicht bekannt. Das steht im Arbeitsvertrag, 
nehme ich an. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Gut. - Dann wech-
selt das Fragerecht zu Bündnis 90/Die Grünen. 
Frau Kollegin Bayram. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank Herr Vorsitzender. - Sehr geehrte 
Frau J , ich würde gerne das Thema Orts-
kräfteverfahren noch mal beleuchten. Der Berech-
tigtenkreis für das Ortskräfteverfahren war ja 
immer wieder Thema. Das unterschied sich teil-
weise auch zwischen den Ressorts und änderte 
sich im Laufe der Zeit. Ortskräfte aus dem Ge-
schäftsbereich des BMZ waren zunächst nur an-
tragsberechtigt, wenn ihre Beschäftigung nicht 
länger als zwei Jahre zurücklag. 

Am 11. Juni schrieb der damalige Bundesminis-
ter Müller einen Brief an die damalige Bundes-
ministerin Kramp-Karrenbauer mit der Bitte, die 
Frist für die Abgabe einer Gefährdungserklärung 
nicht über 24 Monate hinaus zu erweitern; das ist 
MAT A BMZ-4.09 VS-NfD, Blatt 56. Ich zitiere 
aus diesem Brief: 

Dieser Vorschlag 

- also die Zweijahresgrenze aufzuheben - 

ist aus meiner Sicht höchst pro-
blematisch, denn er wäre in dieser 
Form für die Ortskräfte des Bun-
desministeriums für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung … nicht darstellbar und 
liefe daher dem Grundsatz der 
Gleichbehandlung zuwider. Wäh-
rend für die Bundeswehr das Jahr 
2013 entscheidend ist, kooperiert 
die deutsche Entwicklungszusam-
menarbeit bereits seit 2001 mit 
der afghanischen Regierung. Das 
bedeutet, dass es sich bei dem 
berechtigten Personenkreis nicht 
wie im Kontext des Bundeswehr-
einsatzes um eine Zahl von rund 
4000 bis 5000 Menschen handelt, 
sondern es voraussichtlich um 
mehr als 50.000 Menschen ginge. 
Auch ist zu bedenken, dass eine 
solche Entscheidung zur Aus-
weitung des Ortskräfteverfahrens 
eine enorme Sogwirkung über die 
definierte Gruppe hinaus entfalten 
könnte und zudem von einer 
Überlastung der Bearbeitungs-
strukturen vor Ort auszugehen 
wäre. 

In den Akten sieht es so aus, dass Sie als Bearbei-
terin an dem Briefentwurf mitgeschrieben haben. 
Können Sie das einordnen?  

Zeugin B  J : Ja, also das kann ich be-
stätigen; habe ich mitgearbeitet. Und das ist der 
Fall, den wir eben auch schon mal besprochen 
haben: Also, welches Datum war für welches 
Ministerium bzw. deren Ortskräfte entscheidend? 
Für uns stellte 2013 kein markantes Jahr da. Für 
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uns war 2001 das markante Jahr, nämlich der Be-
ginn der Entwicklungszusammenarbeit mit Af-
ghanistan. Das heißt, uns hat sich nicht direkt er-
schlossen, warum diese Ausweitung auf 2013 für 
alle gelten sollte. 

Wir haben dann auf verschiedenen Ebenen sozu-
sagen die Konsequenzen erörtert und auf einer 
technisch-prozeduralen Ebene festgestellt, dass 
im Vergleich zu der etwas kleineren Anzahl von 
Menschen im Dienstbereich des BMVg im Ge-
schäftsbereich des BMZ eher mit circa 50 000 
Menschen zu rechnen ist, dass das von den Ver-
fahren her uns vor sehr große logistische opera-
tive Probleme stellen würde. Ich hatte ja eben 
schon mal beschrieben, wie lange so ein ganz 
normaler Ortskräfteantrag dauern würde. Das hat 
auch vielleicht etwas mit Erwartungs- oder Frus-
trationsmanagement auch bei den Afghanen und 
Afghaninnen zu tun. 

Wir haben aber in dem Brief auch auf die poli-
tische Dimension hingewiesen - die kommt ein 
bisschen später, sozusagen nach der technisch-
prozeduralen Auswirkung - und haben da eben 
festgestellt, dass wir auch eine Verantwortung 
haben für die Afghaninnen und Afghanen, die 
eben nicht zu unseren Ortskräften gezählt haben, 
aber die auch zu den circa 40 Millionen Afgha-
nen in der Bevölkerung gehören, gegenüber de-
nen wir auch eine Verantwortung gespürt haben, 
unsere Entwicklungszusammenarbeit fortzuset-
zen - - und dafür auch die Ortskräfte brauchten. 

Insofern hat sich dieser Brief - - oder hat sich 
Herr Müller in diesem Brief gegen die Auswei-
tung des Zeitraums auf 2013 ausgesprochen, war 
damit aber im Endeffekt nicht erfolgreich, weil es 
ja bei uns auch ausgeweitet worden ist auf 2013; 
allerdings dann nicht mehr im Listenverfahren, 
sondern wieder ganz ursprünglich zu dem Ver-
fahren der individuellen Gefährdungsanzeige zu-
rückgekehrt ist. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
ich würde gerne noch mal bei dem Aspekt blei-
ben, dass Sie ja - - oder dass mit dem Brief ange-
regt wurde, bei diesen zwei Jahren zu bleiben; 
weil wenn Sie sagen: „Wir waren da seit 2001“, 
hätte man ja auch sagen können: „Wir hätten 

nicht nur bis 2013, sondern bis 2001 zurück-
führen wollen“; denn die Gefährdung durch die 
Taliban, dafür war ja eher ausschlaggebend, dass 
man für deutsche Organisationen gearbeitet hatte, 
aber nicht, wie lange das her war. Oder wie 
sehen Sie das?  

Zeugin B  J : Also, das Ortskräftever-
fahren galt ja sozusagen für eine Gefährdung oder 
für eine perzipierte Gefährdung, die sich aus der 
Arbeit für eine deutsche Organisation oder für 
eine deutsche Behörde, in dem Fall die Entwick-
lungszusammenarbeit, ergeben hat. Die musste 
sich deutlich abheben gegenüber - - oder die 
musste sich abheben gegenüber der allgemeinen 
Bedrohungslage. 

Also, ich mache mal so ganz plastisch: Wenn je-
mand sagt: „Ich habe Angst aufgrund der ganz 
allgemeinen politischen Entwicklung im Land“, 
dann war das noch nicht ausschlaggebend für das 
Ortskräfteverfahren, sondern es musste eine Be-
drohungslage sein oder eine perzipierte Bedro-
hung, die direkt aus der Arbeit für zum Beispiel 
die GIZ oder die KfW sich ergeben hat. Dann ha-
ben wir - vielleicht nur noch ein Satz - gedacht: 
Eine Beschäftigung, die sich 20 Jahre zuvor ein-
mal ergeben hat, da den Zusammenhang noch 
herzustellen zwischen einer Bedrohung - die ha-
ben wir tatsächlich nicht so akut gesehen. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Dann will ich mal - MAT A BMZ-3.107 VS-NfD, 
Blatt 49 bis 51 - aus einer E-Mail zitieren, die am 
23. Juli der Referatsleiter Helmut Fischer von 
R  S  von der KfW erhalten hat. Ich 
zitiere:  

Nach unserer Einschätzung sind 
nahezu alle (aktuellen und ehema-
ligen) oben genannten MA der FZ 
als gefährdet anzusehen, da sie in 
ihren Communities als (oft lang-
jährige) MA einer deutschen, 
regierungsnahen Institution bzw. 
eines von Deutschland geförder-
ten, regierungsnahen Projekts be-
kannt sind, unabhängig von der 
jeweiligen Rolle im Team oder 
Vorhaben. 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/44 I 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 39 von 140 
 

Teilen Sie diese Einschätzung - und wenn ich 
Ihnen gerade zugehört habe, dann würde ich ver-
muten, Sie teilen Sie nicht -, und können Sie mir 
erklären, warum nicht? 

Zeugin B  J : Also, in der E-Mail, 
nehme ich an, spricht Herr S  von den ak-
tuell Beschäftigten der KfW, nicht von denen, 
die - - 

(Zuruf: Ehemalige!) 

- Und Ehemalige? 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Also, ich habe es ja vorgelesen, aber wir können 
es auch vorlegen. - Kann das mal bitte jemand 
übernehmen, das vorzulegen, die E-Mail von 
Herrn S  an Herrn Fischer? 

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Zeugin B  J : Danke für die Vorlagen. - 
Da muss ich leider passen; das kann ich so nicht 
sagen. Ich kann nicht - - bin nicht so tief in den 
Vorhaben vor Ort der KfW drin gewesen - und 
jetzt erst recht nicht mehr -, dass ich genau sagen 
könnte: Ja, jede einzelne Person, die für die KfW 
gearbeitet hat oder jemals gearbeitet hat, war da-
mals zu dem Zeitpunkt immer noch einer beson-
deren Gefährdung durch die Arbeit bei der KfW 
ausgesetzt. - Das kann ich leider nicht sagen. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Dann habe ich eine weitere Frage. Und zwar sind 
ja in dem Brief, den Sie ja mitentworfen haben, 
von dem Minister, zwei Aspekte drin: einmal die 
Beweggründe für das Festhalten an der Zwei-
jahresfrist: eher auf fehlende Gefährdungslage der 
Ortskräfte bezogen? Oder war es eher ein Beweg-
grund, der darauf abzielte, keine Sogwirkung zu 
erzeugen? Können Sie das gewichten, welche der 
Aspekte stärker waren?  

Zeugin B  J : Also, was sozusagen die 
Beteiligung der Arbeitsebene an diesem Brief an-
ging, muss ich sagen, dass es da keine Gewich-

tung gab, glaube ich. Das ist - - Wir haben sozu-
sagen überlegt: Welche Auswirkungen gibt es, 
und welche Punkte sehen wir sozusagen in dem 
Bereich bei einer Ausweitung? Dass wir dann 
gleichzeitig auch vielleicht eher ein bisschen 
politisch gedacht haben: Wir wollen nicht die 
Intelligenz ja aus dem Land komplett abziehen, 
weil wir sie brauchen vor Ort und insofern eine 
Sogwirkung vermeiden wollten unter dem Stich-
wort „Braindrain“, als auch, dass wir die akute 
Bedrohung nach vielleicht sechs, sieben, acht, 
neun Jahren oder noch länger nicht mehr als so 
akut gesehen haben. Das mag sich die Waage ge-
halten haben. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Dann habe ich eine Frage zu den Zahlen. Also, da 
hatte der Kollege ja auch schon so ein bisschen 
gefragt. In diesem Brief ist ja auch eine Zahl der 
Anspruchsberechtigten für das Ortskräfteverfah-
ren. Können Sie das noch mal ein bisschen erläu-
tern, wie diese Zahlen zustande gekommen sind 
und die Höhe der Zahlen? Also, das ist so von 
außen betrachtet nicht zwingend nachvollzieh-
bar. 

Zeugin B  J : Ja, das verstehe ich. Das 
ist auch tatsächlich eine Schätzanzahl gewesen. 
Wenn wir von den aktuellen Zahlen der Orts-
kräfte ausgingen, also nicht nur der GIZ und der 
KfW, sondern der Consultingwirtschaft, der 
Nichtregierungsorganisationen und der politi-
schen Stiftungen, dann sind wir für die zwei 
Jahre auf eine Summe gekommen; dann haben 
wir die hochgerechnet auf den erweiterten Zeit-
raum und mit vier bis fünf malgenommen, weil 
natürlich die Kernfamilien ja auch diese Berech-
tigung dann gehabt hätten. Und dann sind wir 
auf eine Summe von circa 50 000 Personen ge-
kommen. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Dann habe ich noch mal MAT A BKAmt-3.14 
VS-NfD, Blatt 261. Da ist auch von Zahlen die 
Rede. Beim Mehrministergespräch 

… am 22.08. wurde beschlossen, 
die 2-Jahresregel für die OK der 
EZ aufzuheben und das Jahr 2013 
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… als neue Bezugsgröße anzu-
legen. Lt. BMZ hätten damit 
weitere, bis zu 20.000 OK der EZ 
(inkl. Familienangehörige) An-
spruch auf Schutz, insgesamt da-
mit bis zu 30.000 OK. 

Also 10 000, 50 000, 20 000, 30 000 - können Sie 
die Zahlen irgendwie sortieren, aufklären? Oder 
sind die gegriffen?  

Zeugin B  J : Darf ich das Dokument 
vielleicht auch noch mal sehen, weil bei diesem 
Mehrminister/-innengespräch, da war ich nicht 
dabei. 

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Entschuldigung, damit es ein bisschen schneller 
geht: Können Sie mir kurz helfen, wo das stehen 
soll mit den 30 000, auf welcher Seite?  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Blatt 261.  

Zeugin B  J : Aber das habe ich nicht.  

(Die Zeugin blättert in den 
ihr zuvor vorgelegten 

Unterlagen) 

Also, ich habe hier Blatt 245 bis Blatt 254. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich fürchte, dann 
müssen wir das in der nächsten Runde machen. 
Wir waren hart an der Grenze der Zeit. 

Allerdings erlaube ich mir aus gegebenem Anlass 
den Hinweis, weil es hier Beschwerden gibt we-
gen der Zeitnahme: Wir sind in der Zeitnahme 
fair, und wenn Fragen gestellt werden innerhalb 
der Zeit, dann lassen wir die selbstverständlich 
zu und unterbrechen nicht nach ein paar Sekun-
den; wenn die Antwort auch angemessen lang ist. 
Und wir richten uns nach der Uhr, die hier läuft, 
und ich bitte sozusagen darum, das dann auch zu 
akzeptieren. Da werden alle Fraktionen übrigens 
gleich behandelt. Hier haben nur nicht alle Frak-
tionen die gleiche Zeit. Darauf weise ich hin. 

Jetzt wechselt das Fragerecht zum Abgeordneten 
Keuter. 

Stefan Keuter (AfD): Frau J , im Früh-
herbst 2020 tauschten sich Auswärtiges Amt und 
BMZ im Vorfeld der Genfer Geberkonferenz über 
mögliche Konditionalisierungen für Afghanistan 
bestimmter deutscher Mittel aus. Ihr Name 
tauchte hier in der Korrespondenz mehrfach auf; 
deshalb möchte ich Sie dazu befragen.  

Die USA und Großbritannien wollten sich die 
Option offen halten, ihre Fördermittel für Afgha-
nistan ab 2022 drastisch zu reduzieren. Auch 
Markus Potzel mahnte an, dass Deutschland 
einen Hebel gegenüber der Kabuler Regierung 
brauche, um sie zur Korruptionsbekämpfung 
zu zwingen. Potzel schrieb Ihrem Chef Helmut 
Plate - ich zitiere  aus MAT A BMZ 3.137 
VS-NfD, Blatt 90; Zitat Anfang -: 

Klar ist auch, dass wir uns lieber 
nicht ausmalen wollen, wo AFG 
stünde, wenn wir nicht so viel 
Geld reingesteckt hätten. Viel-
leicht stünde es ja sogar besser da? 

Zitat Ende. - Wie haben Sie damals über diese 
von Potzel in den Raum gestellte Frage gedacht? 
Und gab es Kollegen bei Ihnen, die das durchaus 
mit Ja beantwortet hätten? 

Zeugin B  J : Also, zum einen viel-
leicht zum Anfang Ihrer Aussage, der Konditio-
nalisierung. Genau aus den Gründen haben wir 
unsere Mittel bzw. einen Teil, einen signifikan-
ten Teil unserer Mittel ja konditionalisiert, weil 
wir dafür auch Erfolge sehen wollten. Das heißt, 
wir haben auf diesen Genf-Konferenzen, die so 
alle zwei Jahre stattfanden - - Das war tatsächlich 
ein Geben und ein Nehmen. Wir haben von der 
internationalen Gemeinschaft definiert: „Wo 
möchten wir Afghanistan sehen? Was sollte die 
afghanische Regierung umsetzen, in welchen Be-
reichen? Welche Reformen müssen die ergrei-
fen?“, und haben daran sozusagen unsere Mittel 
geknüpft.  
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Das haben wir tatsächlich mit der bilateralen fi-
nanziellen Zusammenarbeit, die in den Afghanis-
tan Reconstruction Trust Fund geflossen ist, auch 
so gemacht: Da war ein Teil dieser Mittel immer 
an bestimmte Reformen geknüpft. Das heißt, wir 
waren uns schon dessen bewusst, dass wir das 
Geld nicht einfach geben, sondern dass wir dafür 
bestimmte Reformen verlangen.  

Das heißt, diesen ganzen Komplex: „Man gibt 
Geld“, und „Wie hält man nach, dass mit den 
wertvollen Steuergeldern auch Sinnvolles pas-
siert?“, den haben wir ständig diskutiert, weil wir 
wirklich nicht nur im Team, sondern auch in der 
internationalen Gemeinschaft wirklich aufwen-
dig besprochen haben: „Wie halten wir Fort-
schritte nach? Wie wird das erfasst? Wie wird das 
vor Ort gemonitort?“ etc.  

Insofern muss ich sagen: Wir sind uns der Gefah-
ren von Korruption in jedem einzelnen Land be-
wusst, auch in fragilen Ländern oder insbeson-
dere in fragilen Ländern, wo der Governance-
Bereich nicht so stark ausgebaut ist, dass es sozu-
sagen besonderer Beachtung bedarf, was mit den 
Mitteln passiert. Und insofern war das in Afgha-
nistan erst recht der Fall. 

Stefan Keuter (AfD): Gab es Zweifel daran, dass - 
Sie hatten es gerade eben selbst erwähnt - das 
wertvolle deutsche Steuergeld nicht so zweck-
mäßig verwendet worden ist, wie es eigentlich 
vorgesehen war? Ich habe dazu eine Fundstelle 
gefunden. Herr Potzel schrieb Ihrem Chef näm-
lich dann weiter - wieder MAT A BMZ 3.137 
VS-NfD, Blatt 90, Zitat Anfang -: 

Aber die AFG Regierung zu zwin-
gen, das Geld unserer Steuerzahler 
verantwortungsbewusster als bis-
her auszugeben, sollte unser ge-
meinsames Ziel sein. 

Zitat Ende. - Das lässt mich so aufhorchen, als 
wäre das bisher so nicht passiert. Oder was hat 
den Herrn Potzel dazu veranlasst, anzumahnen, 
dass das Geld zielgerichteter eingesetzt werden 
sollte? 

Zeugin B  J : Also, das ist sozusagen 
eine Bestätigung unseres permanenten Ziels, 
diese Mittel in Afghanistan sorgsam, sorgfältig 
und mit einer bestimmten Wirkungserwartung 
auch einzusetzen. Und dass wir nicht in jedem 
Fall immer nur zufrieden waren mit den Fort-
schritten der afghanischen Regierung in bestimm-
ten Bereichen - Rechtstaatlichkeit, Korruptions-
bekämpfung etc. -, das war natürlich überhaupt 
kein Geheimnis und wurde dann aber sozusagen 
in dem Sinne sanktioniert, als dann bestimmte 
Mittel auch nicht ausgezahlt worden sind. 

Das ist ja eben genau das Funktionieren von Kon-
ditionalisierung: wenn wir sagen: „Von“ - ich 
sage jetzt mal ein Beispiel - „100 Millionen Euro, 
die wir im Prinzip geben könnten, konditiona-
lisieren wir mindestens 70 Millionen, was ein 
signifikanter Teil ist“, und sagen: „Wenn ihr die-
sen Indikator nicht erfüllt, wenn ihr die Reform 
nicht schafft umzusetzen, behalten wir diese Mit-
tel vor.“ - Und das ist auch jedes Mal passiert. 
Das war zum Beispiel ganz normaler Bestandteil 
von Regierungsverhandlungen. 

Stefan Keuter (AfD): Okay, verstanden. - Wir 
hatten ja den Herrn Plate hier bereits bei uns im 
Ausschuss, und er hat eine für mich bemerkens-
werte Äußerung hier in seiner Vernehmung am 
01.12.22 gemacht; die Fundstelle ist das Proto-
koll, Seite 56. Ich zitiere daraus: 

Also, die Stärkung der traditionel-
len Strukturen, die wir da betrie-
ben haben, ist ein Stück weit auch 
die Stärkung eines Systems gewe-
sen, das auch die Talibanmacht-
übernahme mit ermöglicht hat. 

Zitat Ende. - Können Sie uns genauer erläutern, 
wie über dieses Problemfeld in Ihrem Referat da-
mals diskutiert worden ist? War es alternativlos, 
mit den Stammesältesten hier zu verhandeln, die 
ja eigentlich eine Beteiligung der Frau grund-
legend abgelehnt haben? 

Zeugin B  J : Das ist tatsächlich das 
Wesen von einigen Projekten, die zum Beispiel 
im ländlichen Raum in Afghanistan durchgeführt 
worden sind. Wir haben da ja vorher mit den 
zum Teil Dorfältesten darüber gesprochen. In der 
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Regel haben zum Beispiel die Mitarbeiter oder 
Mitarbeiterinnen vom Risk Management Office 
den Boden bereitet, sind dahin gefahren, haben 
mit den Dorfältesten oder denjenigen Strukturen, 
die in der Gemeinde zum Beispiel das Sagen hat-
ten, gesprochen und erklärt: „Was wollen wir 
machen mit deutscher Entwicklungszusammen-
arbeit?“, etc. 

Dass darunter, unter den Dorfältesten, auch kon-
servative Kräfte waren, dass nicht alle gleich pro-
gressiver Gesinnung waren, das war uns durch-
aus bewusst. Wir waren ja nicht naiv im afgha-
nischen Kontext unterwegs. Trotzdem gab es 
natürlich in den Bereichen auch signifikante 
Erfolge zu verzeichnen, bei der sozusagen die 
Einstellung des Dorfältesten nicht die entschei-
dende - - keine - wie soll ich sagen? jetzt fehlt mir 
gerade das Wort - - Die waren da nicht ausschlag-
gebend für das Gelingen des Projekts. Auch ein 
Dorfältester wollte, dass die Mädchen zur Schule 
gehen, zum Beispiel. 

Stefan Keuter (AfD): War das so? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das Fragerecht ist 
erschöpft. Wir wechseln zur FDP-Fraktion. Frau 
Kollegin Dr. Jurisch. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ja, vielen 
Dank, Herr Vorsitzender. - Sehr verehrte Frau 
J , ich beziehe mich auf ein Dokument, 
eine E-Mail von Ihnen von Januar 21, wo Sie über 
ein Telefonat zwischen Ghani und Merkel infor-
mieren; das ist MAT A BMZ 3.141 VS-NfD_Aus-
tausch, Blatt 219 bis 220. Ich möchte jetzt gar 
nicht so sehr auf dieses Telefonat Ghani-Merkel 
eingehen; aber am Ende dieser E-Mail schreiben 
Sie - ich zitiere -: 

- AA soll (auf Weisung ihres StS) 
ein Narrativ entwickeln zu 
„20 Jahre in Afghanistan“ 
(was ist unser Ziel, was 
wurde erreicht usw.) - Res-
sorts werden beteiligt; Ziel ist 
ein ressortabgestimmtes 
schlankes Papier.  

- AA soll ferner eine Szenarien-
analyse machen (wo steht 
AFG in 2 - 3 Jahren); hierfür 

wurde Oxford Analytica aus-
gewählt - die Szenarienana-
lyse soll ebenfalls ressort-
abgestimmt sein und bis 
Ende März vorliegen.  

Und das kommentieren Sie dann mit den 
Worten - und dann zitiere ich weiter -: 

⮚ Ich würde sagen: sportlicher  
 Zeitplan … das Gute ist: sie  
 treffen uns nicht unvorbereitet  
 an … 

Könnten Sie vielleicht mal darauf eingehen, was 
Sie da in dieser E-Mail damit meinten mit: „Sie 
treffen uns nicht unvorbereitet an“?  

Zeugin B  J : Ja, habe ich vielleicht in 
der E-Mail ein bisschen salopp formuliert. Aber, 
ja, das ist eine Szenarienanalyse, im Ressortkon-
text zu machen. Und ein gemeinsames Papier zu 
Afghanistan: „Was haben wir erreicht? Wohin 
wollen wir gehen?“ usw. schreibt man ja nicht 
innerhalb von wenigen Tagen, sondern das ist 
zeitaufwendig. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Haben Sie 
auch an der Szenarienanalyse gearbeitet? Und 
könnten Sie auf den Prozess bei Ihnen im Haus 
eingehen, mit welchen Methoden Sie da gearbei-
tet haben?  

Zeugin B  J : Ja, ich antworte kurz auf 
die erste Frage, ja. Also, wir waren in dem Sinne 
nicht unvorbereitet, weil wir ja selber unseren 
Szenarienprozess auch schon gemacht hatten. 
Also, wir hatten uns schon sehr viele Überlegun-
gen gemacht: „Wo stehen wir? Wo soll das hin?“ 
usw. Und das meinte ich mit: „Sie treffen uns 
nicht unvorbereitet“, weil wir uns schon darauf 
vorbereitet hatten, auf Szenarienanalyse. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Genau, und da 
war meine Frage: Könnten Sie vielleicht auf den 
Prozess eingehen? Haben Sie mit wissenschaft-
lichen Methoden gearbeitet? Also, was waren da 
Ihre Werkzeuge, mit denen Sie die Szenarien-
analyse gemacht haben? 
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Zeugin B  J : Unsere eigenen oder die 
von Oxford Anal- - Unsere eigenen - darauf bin 
ich eben einmal kurz eingegangen -, das waren 
diese Interviews, die ich geführt habe, die wir 
dann im Kollegenkreis ausgewertet haben, die 
wir zusammengefasst haben, zu den wahrschein-
lichsten Szenarien. Das war nicht wissenschaft-
lich, das war auch nicht repräsentativ, sondern es 
diente uns zur Vorbereitung auf Arbeitsebene. 

Das, was das Auswärtige Amt dann im Ressort-
prozess gemacht hat, das war schon wissen-
schaftlich fundiert. Das hat Oxford Analytica 
sehr gut vorbereitet, hat dazu Paper geschrieben. 
Es gab verschiedene Ressortrunden. Das hat das 
Auswärtige Amt damals aus meiner Sicht sehr 
gut gemacht. Und es gab mehrere Sitzungen, wo 
auch die Handlungs- - aus der Analyse sozusagen 
Handlungsempfehlungen entwickelt worden 
sind, wo jedes Ressort und auch das Kanzleramt 
die Möglichkeit hatten, darzulegen, was das für 
den eigenen Geschäftsbereich bedeutet. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Und was war 
dann die Grundlage Ihrer Arbeit 2021, das, was 
dann Oxford Analytica gemacht hat oder das res-
sortabgestimmte Ding oder das, was Sie selber, 
wie Sie es jetzt gerade beschrieben haben, er-
arbeitet haben? 

Zeugin B  J : Also das, was wir selber 
vorab erarbeitet hatten nur für uns, das kam zeit-
lich etwas früher. Das meinte ich auch mit: „Es 
trifft uns nicht unvorbereitet“; denn wir hatten 
uns schon sehr viele Gedanken gemacht dazu 
und konnten insofern besser informiert in diese 
Szenarienanalyse des Auswärtigen Amtes gehen, 
haben die aber natürlich auch noch aufgenom-
men. Wir haben nicht gesagt: „So, wir haben un-
sere eigene, und da kommt jetzt nichts mehr in 
den Kopf rein“, sondern wir hatten unsere 
eigene, wir haben uns schon viele Gedanken ge-
macht, und dann kamen noch sehr hilfreich die 
Vorarbeiten von Oxford Analytica und vom Aus-
wärtigen Amt dazu. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Und Ihre eige-
nen Szenarien oder Arbeiten, die Sie da gemacht 
haben, hatten Sie dort so was wie Meilensteine 
oder so was, wo Sie gesagt haben: „Wenn das 

passiert, dann müssen wir das machen“ oder: 
„Wenn das passiert, dann müssen wir so han-
deln“, also kleinteiliger? Also, hatten Sie sol-
che - - In einem anderen Zusammenhang haben 
wir mal über „Kipppunkte“ gesprochen. Gab es 
das bei Ihnen auch? 

Zeugin B  J : Also, nicht so dezidiert. 
Wir haben tatsächlich eher allgemein definiert, 
unter welchen Voraussetzungen wie deutsche 
Entwicklungszusammenarbeit fortgesetzt werden 
kann und auf was wir uns als politische Entwick-
lung einstellen müssen. Wir haben aber von un-
seren eigenen Szenarien tatsächlich dann noch 
nicht abgeleitet: Wenn das so weit ist, dann ma-
chen wir das. Wenn das kommt, dann machen 
wir das. - Also, so kleinteilig waren unsere Sze-
narien nicht. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Also, es war 
eher so ein Big Picture? 

Zeugin B  J : Ja. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay. - Haben 
Sie für Ihre Arbeit auch die Lageanalysen des 
BND als Grund- - also, hatten Sie die jeweils zur 
Verfügung? 

Zeugin B  J : Ja, hatten wir. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Und haben 
die Lagebilder, die Sie von dort bekommen ha-
ben - und Sie hatten ja dann auch von dem Risk 
Management Office noch Lagen; Sie haben Ihre 
eigenen Szenarien gehabt; das sind keine Lagen, 
aber Szenarien -, haben Sie da - - War das alles 
immer deckungsgleich, oder waren da manchmal 
auch Momente, wo Sie gedacht haben: „Okay, die 
Kollegen vom RMO, die liefern jetzt was anderes 
als BND oder vielleicht noch mal andere Quel-
len“? 

Zeugin B  J : Ich hatte schon den Ein-
druck, dass das sehr - - in weiten Teilen überein-
stimmte. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Sie hatten 
ganz am Anfang - jetzt muss ich grad mal kurz 
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gucken - GAAP, gemeinsame abgestimmte Ana-
lyse und Planung, genannt. Dieser Szenarien-
prozess mit Oxford Analytica war das Teil dieser 
GAAP? 

Zeugin B  J : Nein, war es tatsächlich 
nicht, weil der GAAP-Prozess, der läuft nur zwi-
schen dem BMZ und dem Auswärtigen Amt, 
wobei der Szenarienprozess, den das Auswärtige 
Amt initiiert hatte, lief unter allen Ressorts, die 
beteiligt waren.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Gut. Also, es 
gibt jetzt ganz verschiedene Gremien, wenn ich 
das verstehe: Wir hatten also zwei verschiedene 
Staatssekretärsrunden, wir haben diese GAAP, 
und wir hatten jetzt noch diese ressortabge-
stimmte Szenarienbildung. Wie konnten denn 
diese ganzen Dinge aus Ihrer Sicht - ich meine, 
Sie sind jetzt auf Arbeitsebene; Sie waren jetzt 
nicht in den Staatssekretärsrunden drin -, aber 
wie konnte das denn alles zusammengeführt wer-
den? 

Zeugin B  J : Das wurde in dem Sinne 
eigentlich gut zusammengeführt, als es dieselben 
Menschen waren, die - - nicht exakt dieselben 
Menschen waren, aber eine große Schnittmenge 
gab. Also, zum Beispiel kann ich nur von mir 
sprechen: Ich war zum Beispiel in den GAAP-
Runden; ich war in der Szenarienanalyse vom 
Auswärtigen Amt; ich habe den Staatssekretär zu 
den Sicherheitspolitischen Jours fixes begleitet; 
und im Team haben wir auch die Staatssekretärs-
runde zu Afghanistan vorbereitet. Das heißt, also 
es waren bei uns - ich kann nur für BMZ spre-
chen - dieselben Menschen involviert, mit dem-
selben Wissen, was wir aus den unterschiedli-
chen Runden hatten. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Vielleicht 
noch zu dem Fragekomplex abschließend meine 
Frage: Hatten Sie den Eindruck, dass - aus Ihrer 
Perspektive - die Häuser, also das Auswärtige 
Amt, BMZ, aber auch BMVg, dass dort alle das 
Gleiche antizipiert und gedacht haben oder dass 
man da mit unterschiedlichen oder eben gleichen 
Geschwindigkeiten oder Gedanken unterwegs 
war? Wie haben Sie das wahrgenommen, oder 
konnten Sie das wahrnehmen überhaupt? 

Zeugin B  J : Also, jetzt ausgehend von 
den Beratungen rund um die Szenarienanalyse, 
die das Auswärtige Amt initiiert hat, war zum 
Punkt Analyse, glaube ich, eine große Über-
schneidung bei den Ressorts oder zumindest bei 
den Ressortvertretern und -vertreterinnen im 
Raum. Bei der Ableitung, was man daraus macht 
oder was man sich wünscht, wie man weiter in 
der Bundesregierung mit den Szenarien umgeht, 
gab es unterschiedliche Perspektiven, würde ich 
sagen, die aber auch daraus resultieren, dass wir 
unterschiedlich arbeiten. 

Also zum Beispiel nur - - Ich will jetzt gar nicht 
sagen: „Das eine ist besser“ oder: „Das andere ist 
schlechter.“ Aber das Auswärtige Amt zum Bei-
spiel, glaube ich, arbeitet etwas - - braucht sozu-
sagen mehr Flexibilität für die diplomatischen 
Maßnahmen und arbeitet vielleicht eher etwas 
kurzfristiger, also mit einer kurzfristigeren zeit-
lichen Perspektive, während das BMZ oft in den 
mittel- bis langfristigen Zeiträumen denkt, und 
dann vielleicht eher so diese strategische Aus-
richtung: „Wo läuft das denn langfristig hin, und 
wohin muss man sich mit den Projekten“ - die ja 
auch sehr lange dauern, der Entwicklungszusam-
menarbeit - „da bewegen?“ Und das kann natür-
lich zu unterschiedlichen Ableitungen von Hand-
lungen führen. Aber das ist, glaube ich, der un-
terschiedlichen Arbeitsweise zwischen Auswärti-
gem Amt und BMZ geschuldet. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das Fragerecht 
wechselt zur Frau Kollegin Bünger. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Ich würde da gleich ein bisschen 
weitermachen, wo Sie gerade mit der Kollegin 
aufgehört haben, Stichwort „Szenarienanalyse“, 
Ihre eigene Szenarienanalyse. Sie sagten ja, dass 
Sie Interviews durchgeführt haben. Können Sie 
sagen, in welchen Bereichen Sie diese Interviews 
geführt haben? Haben Sie auch Menschen aus 
Afghanistan, also Zivilgesellschaft, befragt? Und, 
wenn ja, können Sie das vielleicht so noch mal 
so ein bisschen skizzieren? 

Zeugin B  J : Ja, kann ich gerne ma-
chen. - Also, wir hatten - - Ich hatte das eben, 
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glaube ich, schon mal gesagt, ne? Das war wirk-
lich nicht repräsentativ und auch nicht wissen-
schaftlich fundiert. Den Anspruch haben wir 
auch nicht erhoben, sondern wir wollten für uns 
selber einfach ein besseres Bild haben. Und diese 
Interviews haben wir mit unterschiedlichen Men-
schen geführt, unter anderem eigenen Kollegen, 
von denen wir wussten, die waren schon sehr 
lange in Afghanistan, hatten ein großes Wissen 
über das Land, aber auch mit Nichtregierungs-
organisationen. Tatsächlich, muss ich aber sagen, 
waren das alles Deutsche, die aber zum Teil auch 
wirklich schon sehr lange mit ihren Organisatio-
nen vor Ort in Afghanistan tätig sind, von politi-
schen Stiftungen, von Nichtregierungsorganisa-
tionen, vom Sicherheitsbereich, also auch vom 
Risk Management Office, von Wissenschaft, von 
Durchführungsorganisationen. Genau, das war so 
das Spektrum. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Aber keine zivil-
gesellschaftlichen Organisationen - 

Zeugin B  J : Doch. 

Clara Bünger (DIE LINKE): - von afghanischen - - 

Zeugin B  J : Ach so, nee, afghanischer 
Personen selber nicht, aber deutsche zivilgesell-
schaftliche Organisationen, die zum Teil schon 
seit 30 Jahren NGO-Projekte in Afghanistan um-
setzen. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Und wie viele zivil-
gesellschaftliche Organisationen waren das im 
Verhältnis zu staatlichen Einrichtungen unge-
fähr?  

Zeugin B  J : Ja, also, das war tatsäch-
lich insgesamt ja auch limitiert. Ich weiß es nicht 
mehr ganz genau, aber ich glaube, ich habe so 15, 
16 - ich weiß es nicht ganz genau - Interviews ge-
führt. Vielleicht waren drei oder vier zivilgesell-
schaftliche Vertreter dabei. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Okay. - Aber Sie ha-
ben auch nicht darüber nachgedacht, afghanische 
Zivilgesellschaft einzubeziehen? 

Zeugin B  J : Doch, aber wir mussten 
wirklich - - Wir hatten echt unsere Grenzen, also 
wir hatten ja nebenher noch unsere ministeriel-
len Aufgaben wahrzunehmen. Und wir haben das 
einfach - - Ich musste das - - Also, ich habe das ja 
gemacht sozusagen, ich will nicht sagen, neben-
her, aber es hat schon sehr viel Zeit in Anspruch 
genommen. Und ja: Wir waren uns dessen be-
wusst, dass das - - 

Clara Bünger (DIE LINKE): Haben Sie diese Er-
kenntnisse auch in die Runden mitgenommen, in 
denen Sie dann saßen, - 

Zeugin B  J : Ja. 

Clara Bünger (DIE LINKE): - und auch vorgetra-
gen? 

Zeugin B  J : Ja. Also, wir haben nicht 
namentlich zitiert, ne? Das hatten wir ja den 
Interviewpartnern und -partnerinnen auch zu-
gesagt; aber natürlich haben wir die Kenntnisse 
auch eingebracht im Ressortkreis.  

Clara Bünger (DIE LINKE): Und das wurde auch 
aufgenommen und eingeführt und eingespeist 
quasi in die Arbeit? 

Zeugin B  J : Also, ich sage mal: Jeder 
Ressortvertreter und jede Ressortvertreterin war 
selbst dafür verantwortlich, die eigenen Ergeb-
nisse aus dem Geschäftsbereich auch einzuspei-
sen in den Prozess. Also, es war jetzt nicht so, 
dass jemand gesagt hat: „Den Punkt des BMZ, 
den schreibe ich da jetzt rein“, sondern die haben 
das schon selber reingeschrieben. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Aber es hatte schon 
eine Relevanz quasi, was Sie da auch berichtet 
haben.  

Zeugin B  J : Ich sage mal: Ich hoffe, ja. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Ich würde noch mal 
zu den Auszahlungen der Mittel kommen und zu 
der Konditionierung, was Sie gerade geäußert 
hatten. Mich würde interessieren, ob es konkrete 
Beispiele gibt, wo Mittel vorenthalten wurden, 
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also Projekte konkret kein Geld ausgezahlt be-
kommen haben, und in welchen Jahren das war 
und ob die Folge der Nichtzahlung dann Verbes-
serungen in den jeweiligen Bereichen - - erzielt 
hat. 

Zeugin B  J : Das ist eine gute, aber 
auch sehr schwierige Frage, für mich jetzt aus 
dem Stegreif zu beantworten. Da müsste ich 
dann tatsächlich die Protokolle der Regierungs-
verhandlungen noch mal ansehen. Ich kann das 
aber grob beantworten. Also das, was ich zum 
Beispiel eben gesagt habe: Wenn wir zum Bei-
spiel in einem Jahr der afghanischen Regierung 
gesagt haben: „Wir könnten euch 100 Millionen 
für den Afghanistan Reconstruction Trust Fund 
in den und den Bereichen geben“ und haben ge-
sagt: „Aber 70 Millionen davon sind konditiona-
lisiert“, also an Reformen geknüpft, dann haben 
wir im Jahr drauf - also, die Regierungsverhand-
lungen fanden jedes Jahr statt - geguckt, 
natürlich mit Expertise von vor Ort: Was ist da 
umgesetzt worden und was nicht? Wenn wir 
festgestellt haben, da ist ein Reformschritt nicht 
ergriffen worden, haben wir bei den 
Regierungsverhandlungen gesagt: Tut uns leid, 
aber die 10 Millionen für diesen Indikator, die 
zahlen wir nicht aus, der ist aus unserer Sicht 
unzureichend erfüllt worden. - Was genau jetzt 
nicht erfüllt worden ist, in welchem 
Reformpaket, das müsste ich nachgucken, das 
kann ich Ihnen jetzt leider so nicht sagen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das Fragerecht ist 
erschöpft. Wir haben die gute Praxis, auch um 
unseren Zeuginnen und Zeugen die Gelegenheit 
zu geben, sich zwischendrin ein bisschen zu er-
holen, nach zwei Runden zu unterbrechen. Das 
tue ich jetzt auch. Ich unterbreche die Sitzung für 
15 Minuten, und wir fahren dann anschließend 
fort. 

(Unterbrechung von  
15.12 bis 15.31 Uhr) 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Frau Zeugin, Sie 
sind mit allem versorgt, was Sie brauchen, hoffe 
ich? 

Zeugin B  J : Danke schön. Ich habe 
alles noch. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Gut. - Dann setzen 
wir unsere Zeugenbefragung fort. Für die zweite 
Runde eröffnet wieder die SPD-Fraktion, der Kol-
lege Jörg Nürnberger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. - Frau Zeugin, wir haben ja in der letzten 
Runde über die Vereinfachung des Ortskräfte-
verfahrens diskutiert. Und ich darf da zu einem 
Punkt noch mal etwas nachhaken. Im Rahmen 
der Vorbereitung eines Telefonats mit Herrn 
Staatssekretär Jäger informierte Herr Dr. S. in 
einer E-Mail vom 9. August 2021 Herrn Schäfer-
Gümbel über ein Gespräch mit Ihnen und berich-
tete, dass Sie nur geringe Chancen für eine Eini-
gung der Ressorts auf eine Vereinfachung des 
Ortskräfteverfahrens für Ortskräfte der Ent-
wicklungszusammenarbeit sähen. In der E-Mail 
schreibt Herr Dr. S. Folgendes - ich zitiere aus 
MAT A GIZ-3.07, Blatt 269 -: 

• Frau J  meinte, dass Herr 
StS Jäger aus ihrer Sicht „Teil 
des Problems“ sei. Er wolle - mit 
Verweis auf die weiterhin 
niedrige Anzahl der OKV-
Anträge - die Linie halten, dass 
die zivile Unterstützung nach 
dem Ende des Militäreinsatzes 
fortgeführt werden kann, und 
daher ... (1) keinen „Trigger“ für 
den Ernstfall definieren und (2) 
so lange wie möglich am aktuell 
angewandten Regel-OKV als 
einzige Option festhalten. 

Können Sie sich an dieses Gespräch erinnern? 
Wenn nicht: Wir können Ihnen selbstverständ-
lich diese Unterlage auch vorlegen. 

Zeugin B  J : Das bezieht sich darauf, 
dass wir in den Vorbereitungen zum Sicherheits-
politischen Jour fixe Afghanistan aufgenommen 
haben, dass wir zu einem vereinfachten Verfah-
ren für die Ortskräfte kommen wollten, das aber 
in der Aussprache beim Sicherheitspolitischen 
Jour fixe Afghanistan nicht so kommuniziert 
worden ist, dass - - Die Sprechpunkte, die wir 
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vorgeschlagen haben, sind so nicht gehalten wor-
den. Darauf bezieht sich meine Aussage. 

Jörg Nürnberger (SPD): Okay. - Ist es also rich-
tig - - Ist Ihre Aussage, die Herr Dr. S. in dieser 
E-Mail wiedergibt, inhaltlich richtig? 

Zeugin B  J : Ist inhaltlich richtig, ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): Und dann will ich Sie an 
der Stelle trotzdem noch mal darum bitte, genau 
auszuführen, was Sie damit gemeint haben, dass 
Herr Staatssekretär Jäger hier „Teil des Problems“ 
sei. Welches Problem? Was wäre Ihr Lösungs-
ansatz gewesen? Und wie war die - - Erklären Sie 
es einfach. 

Zeugin B  J : Ja, okay. - Also, auch da 
habe ich doch, wie ich jetzt feststelle, etwas 
salopp formuliert, weil ein Mensch aus meiner 
Sicht kein Problem ist. Da habe ich mich falsch 
ausgedrückt. Ich meinte damit, dass wir schon 
vor dem August 2021 darauf hingewiesen haben, 
dass es auch für die Ortskräfte der deutschen Ent-
wicklungszusammenarbeit zu einem vereinfach-
ten Verfahren kommen sollte, dass man das vor-
bereiten sollte, dass es Visa upon Arrival geben 
sollte, dass Listen erstellt werden sollten, weil 
wir bei Eintreten eines Ernstfalls dieses normale, 
ursprüngliche Ortskräfteverfahren nicht durch-
halten würden; das würde einfach nicht funktio-
nieren. Und das haben wir mehrfach in die Vor-
bereitungsunterlagen geschrieben für den Sicher-
heitspolitischen Jour fixe Afghanistan. Und ich 
nehme auch an, Sie haben die Vorbereitungen 
mit den Vermerken abgeglichen. Daraus kann 
man entnehmen, dass diese Sprechpunkte nicht 
zum Tragen gekommen sind in den Runden. Und 
das ist das, was ich etwas salopp so formuliert 
habe, damit ausgedrückt. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich kann selbstverständ-
lich nachvollziehen und bin da auch völlig mit 
Ihnen einer Meinung, dass man Menschen so 
nicht als Problem darstellen kann und Sie das 
auch gar nicht so gemeint haben. Aber es bezieht 
sich ja offensichtlich hier auf eine unterschied-
liche Position zu verschiedenen Sachfragen. 
Inwiefern ist dann hier das Verhalten oder die 
Position des Herrn Staatssekretärs von Ihnen als 

Problem bewertet worden? Es geht ja nicht um 
seine Person als solche, sondern um seine Posi-
tionen und seine Aussagen. Also, geht es wirk-
lich nur darum, dass die Sprechpunkte so dann 
nicht durchgesetzt, aufgeführt oder ausgeführt 
wurden, sondern - - Ich bitte Sie, das noch ein-
mal zu konkretisieren, worin Sie die Ihrer Mei-
nung nach unrichtige Position des Staatssekretärs 
hier gesehen haben. 

Zeugin B  J : Wir hätten uns auf Ar-
beitsebene gewünscht, dass schneller eine Ent-
scheidung getroffen worden wäre, die Ortskräfte 
der deutschen Entwicklungszusammenarbeit ins 
Listenverfahren aufzunehmen und zu einer un-
komplizierten Entscheidung über Visa zu kom-
men. Die politische Entscheidung ist aber anders 
getroffen worden von der Leitungsebene im BMZ. 
Und das ist - - Ja, politische Entscheidungen wer-
den eben nicht von uns getroffen, aber wir hätten 
es auf Arbeitsebene uns gewünscht, dass diese 
Entscheidung zu einem vereinfachten Verfahren 
früher hätte getroffen werden sollen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Und im Rahmen einer 
hierarchischen Struktur und der beamtenrecht-
lichen Vorschriften haben Sie gewisse Möglich-
keiten, aber müssen auch Entscheidungen akzep-
tieren, wenn sie dann so getroffen sind. 

Am 10. August übermitteln Sie Ihrer Unterabtei-
lungsleiterin ein Konzept der GIZ mit Vorschlä-
gen: erstens für eine Abfindung bei Entscheid für 
Verbleib in Afghanistan - da war das Schlagwort 
„Überwintern“ - und zweitens für die Umstellung 
des regulären auf das vereinfachte Ortskräfte-
verfahren, über die sich Herr Staatssekretär Jäger 
mit Herrn Schäfer-Gümbel ausgetauscht hatte. 
Sie schreiben dazu - und ich zitiere aus MAT A 
BMZ-3.142 VS-NfD die Blätter 149 bis 154 -: 

GIZ-Landesdirektor AFG berich-
tete, Hr. Jäger habe auf ... 

- alle - 

Vorschläge positiv reagiert. Jetzt 
weiß ich natürlich nicht, ob 
Hr. Jäger auf 
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- und jetzt großgeschrieben und betont - 

ALLE Vorschläge (also auch das 
vereinfachte OKV) positiv reagiert 
hat, aber es gäbe uns zumindest 
nochmal eine Möglichkeit, ihn 
darauf anzusprechen. Ein verein-
fachtes OKV (sei es wie im Falle 
der Bundeswehr, sei es durch die 
Erteilung von Visa-upon-arrival) 
wäre theoretisch möglich, müsste 
nur eben politisch gewollt sein. 

Heißt es dann nach dem, was Sie vorhin ausge-
führt hatten - auch am nächsten Tag haben Sie es 
noch einmal probiert -, diese Initiative, die Sie 
offensichtlich für gut geheißen haben, auch in die 
politische Leitungsebene zu spielen und dort 
noch einmal zur Überprüfung vorzulegen? 

Zeugin B  J : Ja, ich habe das Schrift-
stück hier, weil eben schon mal darauf Bezug ge-
nommen worden ist. - Ja, das ist so der Fall. Also, 
wir hatten ja auch tatsächlich mehrere Sicher-
heitspolitische Jours fixes zu Afghanistan, wo 
dieser Punkt auch mehrfach genannt wurde. 

Jörg Nürnberger (SPD): Jetzt war das ja zu diesem 
Zeitpunkt eher eine theoretische Ebene, indem 
Sie die unterschiedlichen Vorstellungen darge-
stellt haben. Meine Anschlussfrage deshalb: Fand 
denn tatsächlich eine neue Rücksprache zu die-
sen Inhalten mit dem Herrn Staatssekretär statt? 
Und falls sie tatsächlich stattgefunden haben 
sollte: Gab es daraufhin entsprechende Änderun-
gen in Ihrer Linie im Haus? 

Zeugin B  J : Ich kann nicht mehr ge-
nau erinnern, wann wir welche Rücksprachen 
mit Staatssekretär Jäger hatten, denn wir hatten 
ziemlich viele. Also, Herr Jäger hat durchaus un-
sere Argumente gehört, stand immer für Rück-
sprachen zur Verfügung; das war also überhaupt 
nicht das Problem. Ich weiß tatsächlich nicht 
mehr genau, ob wir zu diesem Schriftstück auch 
mit Herrn Jäger gesprochen haben. Wir haben 
ihm das natürlich vorgelegt. Er hat ja jedes Mal 
die Vorbereitungen für seinen eigenen Jour fixe 
auch bekommen und gelesen. Das war - - Er hat 
uns aber auch nie gesagt: „Schreibt das jetzt mal 
nicht mehr rein“ oder: „Ich möchte davon nichts 

mehr hören“ oder dergleichen. Also, es gab, 
wenn man so will, keinen Maulkorb oder Ähn-
liches, sondern wir haben es eben immer wieder 
reingeschrieben. 

Jörg Nürnberger (SPD): Waren Sie zu dem Zeit-
punkt noch optimistisch, dass sich da noch etwas 
hätte ändern können? - Offensichtlich haben Sie 
ja die Notwendigkeit erachtet, weil wenn Sie an 
einem Tag einen negativen Bescheid bekommen 
und es am nächsten Tag noch mal probieren oder 
zumindest darüber nachdenken, es noch mal zu 
probieren: Gab es für Sie noch eine Hoffnung, 
dass sich da noch schnell was ändern könnte?  

Zeugin B  J : In Bezug auf die Verein-
fachung des - - 

Jörg Nürnberger (SPD): Mhm. 

Zeugin B  J : Ja, also, ich habe schon 
noch gehofft. Man hätte die Entscheidung ja tref-
fen können, dass - - Sie wurde dann ja auch ge-
troffen, wenige Tage später tatsächlich. Aber 
meine Hoffnung war schon, dass - - Ja, zu dem 
Zeitpunkt habe ich gehofft, wir könnten noch 
was bewegen; sonst hätte ich es, glaube ich, nicht 
aufgeschrieben. 

Jörg Nürnberger (SPD): Wenn wir jetzt ungefähr 
einen Monat in der Zeit nach vorne gehen, also 
nach dem Fall Kabuls, haben wir Hinweise da-
rauf, dass am 9. September 2021 - auch ein sym-
bolträchtiges Datum oder nahe einem symbol-
trächtigen Datum - in einem sogenannten The-
senpapier festgehalten wurde, wie das Ortskräfte-
verfahren nach Abschluss der Evakuierungsmis-
sion durchzuführen sei. Welche Kenntnis haben 
Sie über dieses Thesenpapier? Waren Sie an sei-
ner Abstimmung, Herstellung beteiligt, und wis-
sen Sie, wie die Position der Hausleitung zu 
diesem Thesenpapier war? Ein Nein würde alle 
übrigen Fragen erübrigen. 

Zeugin B  J : Genau. - Ich muss nur 
einordnen, nicht dass das falsch verstanden wird: 
Wir hatten zu dem Zeitpunkt schon die Task-
force, die sich um alle Fragen rund um Ortskräfte 
gekümmert hat, die auch von einer Kollegin aus 
dem Referat geleitet und koordiniert wurde. Das 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/44 I 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 49 von 140 
 

war nicht ich. Und mit dem Thesenpapier: An 
der Erstellung war ich nicht beteiligt, nein. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich möchte Ihnen näm-
lich noch einen Vorhalt machen aus einer E-Mail 
vom 8. September 2021; MAT A BMZ-3.129 
VS-NfD, Blatt 63. In dieser E-Mail informieren 
Sie Ihren Vorgesetzten, Herrn Fischer, und Ihre 
Unterabteilungsleiterin über die Staatssekretärs-
runde zum Thesenpapier, und Sie schreiben: 

Hr. StS war sehr deutlich in seiner 
Ansage, dass er das Thesenpapier 
nicht akzeptieren könne, wenn 
dort vermerkt sei, dass BMVg und 
BMI für die OK seit 2013 das Lis-
tenverfahren anwenden. 

... 

Er stellte zwei Optionen dar: Ent-
weder, das Thesenpapier werde in 
seiner ursprünglichen Version 
verabschiedet, d.h., der nachträg-
lich eingeführte Passus zur Rück-
kehr zum Listenverfahren für 
BMVg und BMI werde gelöscht 
(seine präferierte Option) oder das 
BMZ werde auch für die OK seit 
2013 das Listenverfahren anwen-
den. StS sagte sehr deutlich, dass 
er Letzteres nicht empfehlen 
könne, da mit einer sehr hohen 
Anzahl 

- und in dem Fall, wir haben ja verschiedene 
Zahlen schon heute gehört - 

(er nannte die Zahl 30 000 - 
40 000) von OK (inkl. Familien) 
zu rechnen sei. 

Sind Sie dann dieser Empfehlung Ihres Staats-
sekretärs und der von ihm präferierten Option 
entsprechend - - Sind da entsprechende Empfeh-
lungen von Ihrem Referat erstellt worden? Weil 
Sie haben ja vorhin gesagt, am Thesenpapier sel-
ber waren Sie nicht beteiligt. Oder wissen Sie, 
wer diese Positionen im BMZ festgelegt hat? 

Zeugin B  J : Die Position wurde von 
Staatssekretär Jäger so festgelegt. Ich weiß, dass 

es ein paar Mal hin- und herging mit dem The-
senpapier. Das drückt ja auch Ihr Zitat aus, also 
es war eben auch Thema in der Staatssekretärs-
runde. Und es ging eben ja, wie Sie auch genannt 
haben, darum, dass man nicht rückwirkend so-
zusagen die Entscheidung trifft, für bestimmte 
Geschäftsbereiche ein Listenverfahren anzuwen-
den und für bestimmte nicht. Und da hat sich 
eben Staatssekretär Jäger politisch entschieden, 
dass es fürs BMZ nicht gelten sollte, das Listen-
verfahren für alle Ortskräfte bis 2013 zurück aus-
zuweiten. 

Jörg Nürnberger (SPD): Sie ergänzen dann in 
Ihrer E-Mail, dass Herr Staatssekretär Jäger - ich 
zitiere; abschließend hinzufügte Ergänzung von 
mir -: 

dass eine endgültige Entscheidung 
beim Kanzleramt liegen müsse, 
sollte das BMVg nicht bereit sein, 
das ursprünglich vereinbarte The-
senpapier anzunehmen. 

Ende des Zitats. - Und stellen anschließend fest - 
Zitat -: 

Eine abschließende Entscheidung 
wurde in der StS-Runde nicht ge-
fällt. 

Nach Ihrer Erinnerung: Wann wurde dann der 
entsprechende Konsens letztendlich erzielt? 

Zeugin B  J : Kann ich Ihnen nicht 
sagen. Tut mir leid. 

Jörg Nürnberger (SPD): Wenn Sie daran nicht 
beteiligt waren, dann kann ich in den August 21 
springen, 22. Bundeskanzlerin Merkel entschei-
det, dass für Ortskräfte auch Ihres Hauses eine 
Beschäftigung seit 2013 maßgebend sei. Nach 
Aktenlage - MAT A BMZ-3.43 VS-NfD_Aus-
tausch, Blatt 553, hier Blatt 557 - erging am 
23. August 2021 eine Weisung von Herrn Staats-
sekretär Jäger, die Erweiterung des Berechtigten-
kreises eng auszulegen und auf Härtefälle zu be-
grenzen. - Haben Sie eine Erinnerung an diese 
Weisung? 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/44 I 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 50 von 140 
 

Zeugin B  J : Ja, ich erinnere mich 
dran. 

Jörg Nürnberger (SPD): Welche Auswirkungen 
hatte diese Weisung auf entsprechende Fälle, die, 
wie Sie vorhin sehr plausibel und plastisch dar-
gestellt haben, in dieser Zeit bei Ihnen im Hause 
eingingen, Anträge der Ortskräfte? 

Zeugin B  J : Ich glaube, zu dem Zeit-
punkt hatte diese Entscheidung, dass der Zeit-
raum auf 2013 ausgeweitet wird - - der griff noch 
nicht für das Listenverf- - Also, der griff nicht für 
das Listenverfahren. Das heißt also, das Listen-
verfahren wurde zum Abschluss gebracht, und 
dann kehrte man wieder zurück zum normalen, 
ursprünglichen Verfahren der individuellen Ge-
fährdungsanzeige. Und diese Weisung von Herrn 
Jäger damals haben wir so versta- - oder habe - - 
damals war das meine Auffassung davon - habe 
ich so verstanden, dass erst mal die Fälle abge-
arbeitet werden, mit denen wir jetzt noch akut zu 
tun hatten, und dass wir uns dann um die beson-
ders schweren Fälle in den Jahren bis 2013 küm-
mern sollten. So ist meine Erinnerung. 

Jörg Nürnberger (SPD): Da kommt ja auch der 
Begriff „Härtefälle“ vor. Ist das, was Sie jetzt im 
letzten Teil Ihrer Antwort dargestellt haben, die 
Regelung für diese Art von Härtefällen? Meinen 
Sie diese, oder ist das anders zu verstehen? 

Zeugin B  J : Also, der Begriff - - 

Jörg Nürnberger (SPD): Oder mit anderen Wor-
ten: Was ist denn nach Ihrer Auffassung in dieser 
Weisung als Härtefall zu verstehen gewesen? 

Zeugin B  J : Also, in dieser Weisung, 
weiß ich vielleicht nicht mehr ganz genau. Es gab 
den Begriff - - Der Begriff „Härtefall“ wurde un-
terschiedlich verwendet tatsächlich, und zwar 
kann man damit meinen einen Härtefall, also 
eine besondere Bedrohungssituation, eine beson-
dere Gefährdungslage. Aber unter Härtefällen 
wurden auch die Personen gefasst sozusagen, die 
eigentlich nicht antragsberechtigt gewesen wä-
ren, weil sie in die Definition der Kernfamilie 
nicht mehr gehörten. Sprich: also, der Antragstel-
lende oder die Antragstellende plus Kernfamilie 

bedeutete: ein Ehepartner oder eine Ehepartnerin 
plus die minderjährigen leiblichen Kinder. Das 
war die Kernfamilie. Härtefälle wurden zum Bei-
spiel 18-jährige Mädchen - - Oder als Härtefälle 
wurden 18-jährige Mädchen zum Beispiel begrif-
fen, die man sonst alleine in Afghanistan ohne 
Familie hätte zurücklassen müssen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Um trotzdem noch mal 
darauf einzugehen: Die Entscheidung von der 
Bundeskanzlerin, dass eine Beschäftigung seit 
2013 maßgebend ist und auch für Sie anzuwen-
den ist, aber gleichzeitig in Ihrem Hause wiede-
rum eine Weisung erteilt wird, das nicht weit 
auszulegen, sondern nur auf Härtefälle zu be-
grenzen und eng auszulegen, ganz ausdrücklich, 
schränkt das dann nicht automatisch den Kreis 
der Berechtigten ein, der offensichtlich von der 
Bundeskanzlerin in ihrer Entscheidung nicht so 
eng gesehen wurde? 

Zeugin B  J : Meines Erachtens 
schränkt das den Kreis nicht ein. Also, es ist 
damit ja zu rechnen, dass eine gewisse Anzahl 
an Gefährdungsanzeigen uns erwartet hätte und 
dann uns ja auch erwartet hat, und die mussten 
eben abgearbeitet werden, zusätzlich zu dem, 
was immer noch abgearbeitet werden musste. 

Ich habe damals, wie ich eben schon gesagt habe, 
das so verstanden, diese Weisung, dass wir erst 
mal an denen arbeiten, die die letzten zwei Jahre 
für die deutsche EZ gearbeitet haben, dann an de-
nen, deren Beschäftigungsverhältnis weiter zu-
rücklag. Wie genau Herr Jäger die Härtefälle jetzt 
interpretiert hat, das müssen Sie vielleicht besser 
ihn fragen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Kann ich Ihre Antwort 
jetzt so verstehen, dass Sie dann tatsächlich eine 
Priorisierung vorgenommen haben, dass Sie eben 
nicht die Fälle nach Eingang, nach anderen Krite-
rien - - sondern danach, wie Sie sie inhaltlich be-
wertet haben?  

Zeugin B  J : Dazu kann ich - - Also, 
das tut mir ja auch leid, dass ich das sagen muss, 
aber ich habe mit dem Ortskräfteverfahren in 
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dem Zeitraum nicht mehr zu tun gehabt. Und in-
sofern: Das weiß ich nicht, ob priorisiert worden 
ist. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielleicht noch zum Ab-
schluss: In diesem Zusammenhang wurde mit 
einer Unterstütz- - Im Zusammenhang mit einer 
Unterstützungsbitte des bayerischen Innenminis-
ters - hört! hört! - für eine ehemalige Ortskraft lei-
tete Ihnen Herr Fischer am 25. August 21 einen 
mit umfangreichen Änderungen des Staatssekre-
tärsbüros versehenen Antwortentwurf für den 
Minister weiter und merkte an - Zitat aus MAT A 
BMZ-3.43 VS-NfD_Austausch, Blatt 553 -, dass,  

wenn BM dies so an den bayeri-
schen Innenminister versendet … 
wir eine brauchbare Orientierung 
für künftige 2013er Fälle 

haben. Er wies überdies an, den geänderten Ant-
wortberief abzulegen, mit dem folgenden Hin-
weis:  

Es ist mir wichtig, dass diese Än-
derungen aus dem Büro StS bei 
uns dokumentiert und veraktet 
sind. 

Wie haben Sie die Anmerkung, dass man „eine 
brauchbare Orientierung für künftige 2013er-
Fälle“, also für den Zeitraum nach dieser Zwei-
jahresschwelle, habe, seinerzeit verstanden? Gab 
es bis zu diesem Zeitpunkt, abgesehen von der 
Weisung von Herrn Jäger zur engen Auslegung 
der Erweiterung des Berechtigtenkreises, keine 
klare Leitungsvorgabe für den Umgang mit ent-
sprechenden Fällen, und können Sie sich vorstel-
len, warum es Herrn Fischer so wichtig war, dass 
die Änderungen aus dem Staatssekretärsbüro do-
kumentiert worden sind?  

Zeugin B  J : Darf ich das einmal kurz 
sehen? Das war jetzt so viel und bezog sich auf so 
viele Schriftstücke; ich glaube, ich muss einmal 
kurz lesen.  

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich kann meine Frage 
auch einfach zusammenfassen: Fehlte es an Leit-
linien, und sollte dieser Brief eine Leitlinie für 
die zukünftige Behandlung von solchen Fällen 
darstellen? 

Zeugin B  J : Also, auch da muss ich 
noch mal sagen: Kann ich nicht sagen. Zu dem 
Zeitpunkt war ich tatsächlich damit nicht mehr 
befasst.  

Ich hatte aber, um auf den zweiten Teil Ihrer 
Frage zu antworten - - Es gab ja klare Papiere, wie 
man mit dem Ortskräfteverfahren umzugehen 
hatte, und die galten für die ganze Bundesregie-
rung, also zumindest für alle Geschäftsbereiche, 
die in Afghanistan Projekte umgesetzt haben. 
Insofern hat es jetzt nicht gemangelt an Orientie-
rung. Bevor wir diese Orientierung hatten, hatten 
wir eigentlich - wie soll ich sagen? - - Es gab Leit-
faden für das Ortskräfteverfahren, und daran ha-
ben wir uns orientiert. Das war standardisiert. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Jetzt wechselt das 
Fragerecht zur CDU/CSU-Fraktion. Herr Kollege 
Zippelius. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ich danke Ihnen, 
Herr Vorsitzender. - Frau J , ich möchte 
Ihnen einen Vorhalt machen, und zwar eine Vor-
lage von Mai/Juni 2021, und zwar schlug zum 
damaligen Zeitpunkt die Verteidigungsministerin 
vor, die Frist zur Gefährdungsanzeige auf 2013 
auszuweiten. Sie haben damals ein Schreiben 
entworfen; das ist MAT A BMZ-4.09 VS-NfD, 
Blatt 54 bis 56, und zwar ein Schreiben für Bun-
desminister Müller in dieser Sache. Darin heißt 
es - ich zitiere Sie -:  

Zugleich wissen wir um die er-
höhte Gefahr, der sich unsere 
afghanischen Kolleginnen und 
Kollegen durch die Zusammen-
arbeit … ausgesetzt sehen. 

Zitat Ende. - Kurz darauf, als die Ausweitung auf 
2013 für Verteidigungs- und Innenministerium 
beschlossen ist, schreiben Sie dann in einer Vor-
lage vom 21. Juni 2021 - das ist MAT A BMZ-4.29 
VS-NfD, Blatt 332 bis 336; ich zitiere -:  
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die nun hier zugrundeliegende 
Prämisse der erhöhten Gefährdung 
für Ortskräfte von Bundeswehr 
und GPPT ist aus Sicht von 
Ref. 312 nicht nachvollziehbar - 
etwaige Erklärungen zur vermeint-
lich niedrigeren Gefährdung von 
EZ-Ortskräften könnten durch 
Beispiele … widerlegt werden ... . 

Zitat Ende. - Deswegen meine Frage und auch 
mit Hinblick auf das, was wir hier bereits bespro-
chen haben. Im Juni 2021 sagen Sie gemäß Ihres 
Zitats, dass die EZ-Ortskräfte genauso gefährdet 
sind wie die Bundeswehrortskräfte. - Also, so 
lese ich das Zitat. Wir können es Ihnen auch 
gerne vorlegen. Und trotzdem sagen Sie und sagt 
das Referat im Juni: Die Entwicklungszusammen-
arbeit in Talibangebieten soll fortgesetzt wer-
den. - Und darauf eingehend, weil mir erschließt 
sich das einfach nicht: Man spricht einerseits von 
einer hohen Gefährdung für Mitarbeiter, und 
dann gehe ich davon aus, wenn da eine hohe Ge-
fährdung von Mitarbeitern besteht, dass man 
auch die Konsequenzen ziehen muss und nicht 
der Hausleitung einen Weiterbetrieb der Projekte 
unter den Taliban empfiehlt. 

Zeugin B  J : Also, ich sehe den Wider-
spruch tatsächlich nach wie vor nicht. Das eine 
ist der Brief, den Sie erwähnt haben, der darauf 
eingeht, den Berechtigungszeitraum auf 2013 
auszudehnen. Da war unsere Argumentation, zu 
sagen: 2013 ist für uns kein markanter Zeitraum; 
das ist eine sehr hohe Anzahl von Menschen; das 
wird logistisch schwierig. Aber politisch möch-
ten wir auch darauf hinweisen: Wir wollen wei-
ter zivile Unterstützung für die Afghaninnen und 
Afghanen anbieten, und wir sind uns bewusst, 
dass wir eine Fürsorgepflicht haben für die afgha-
nischen Ortskräfte; aber wir sind uns auch be-
wusst, dass wir eine zivile Verantwortung über-
nehmen müssen für die restlichen Afghaninnen 
und Afghanen. - Ein anderer Punkt ist, dass man 
pauschal feststellt - durch den anderen Vorhalt, 
den Sie gemacht haben -, pauschal feststellen 
wollte, dass Ortskräfte des BMVg und des BMI in 
dem Fall - also, Sie haben ja das Polizeiprojekt zi-
tiert, GPPT -, dass die Ortskräfte pauschal einer 
höheren Gefährdung ausgesetzt sind als pauschal 
die Ortskräfte der EZ. Und da konnten wir nicht 

mitgehen. Das heißt aber nicht, dass wir gesagt 
haben, die Ortskräfte der EZ sind alle über die 
Maßen gefährdet, genauso wenig, wie wir es für 
alle Ortskräfte des BMVg und des BMI angenom-
men haben. Also, aus meiner Sicht gibt es da kei-
nen logischen Widerspruch.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ja. Wenn man es 
halt liest und auch das Zitat - - Sie sprechen ja - - 
Also, Sie sprechen wortwörtlich von einer erhöh-
ten Gefahr, und deswegen hatte ich Sie vorhin 
auch dazu gefragt, eine erhöhte Gefahrenlage, 
wann das zu Konsequenzen führt. Wenn aber 
eine - - Deswegen auch meine konkrete Frage, die 
ich vorhin gestellt habe: Wann führt die erhöhte 
Gefahrenlage zu Konsequenzen, dass zum Bei-
spiel Projekte nicht weiter realisiert werden?  

Zeugin B  J : Genau. Aber die erhöhte 
Gefährdungslage bestand für alle Afghaninnen 
und Afghanen, weil es einfach eine erhöhte 
Sicherheitsgefahr gab durch Kampfhandlungen, 
weil es eine sehr hohe Kriminalität gab. Das OKV 
zog aber nur für die Gefährdung, die sich auf die 
Tätigkeit für eine deutsche Organisation, in dem 
Fall also für eine Tätigkeit aus dem Geschäfts-
bereich des BMZ, ergeben hat. Und diese allge-
meine erhöhte Gefährdungslage, die bestand für 
alle in dem Land. Das kann man anzw- - Also, 
man kann das kritisieren, dass das Ortskräfte-
verfahren sich eben nur auf die besondere Ge-
fährdung durch die Arbeit für eine deutsche 
Organisation bezogen hat, aber so war das Orts-
kräfteverfahren ausgelegt. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Dann haben wir 
keine weiteren Fragen, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner:  Vielen Dank. - 
Dann wechselt das Fragerecht zu Bündnis 90/Die 
Grünen. Frau Kollegin Bayram. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank, Herr Vorsitzender. - Sehr geehrte 
Frau J , ich möchte auf die E-Mail von 
dem Herrn Staatssekretär Jäger noch mal zu spre-
chen kommen. Das ist MAT A BMZ-4.43 VS-NfD, 
Blatt 202. Einen Tag nach der Ausweitung der 
Frist auf 2013 schreibt er diese Mail - Sie sind auf 
dem Verteiler -:  
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Morgen sollten wir bitte sprechen 
über künftige Anwendung des 
revidierten OKV. Die Dinge schei-
nen mir hier im Ressortkreis aus 
dem Ruder zu laufen. Wir laufen 
Gefahr, dass am Ende zu viele und 
die falschen nach Deutschland 
kommen. 

Können Sie uns mitteilen, wie Sie das so, sage 
ich mal, vom Empfängerhorizont her wahrge-
nommen haben, was der Mensch damit sagen 
wollte? 

Zeugin B  J : Aber das ist jetzt eine 
Frage nach meiner persönlichen Interpretation 
dessen, was Herr Jäger damit meinen könnte. 
Richtig?  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Nö, 
es ist eher so organisatorisch, wenn man Empfän-
ger von so einer Mail ist, was das dann in Ihrer 
Funktion für Sie bedeutet. Liest man das, ver-
steht man das, veranlasst man was daraus? - Ja. 

Zeugin B  J : Also, ganz einfach nur 
gesagt, stand da für uns drin: Wir werden eine 
Rücksprache mit dem Staatssekretär haben, und 
darin wird er uns mitteilen, was er darunter ver-
steht, dass die Dinge aus dem Ruder laufen, und 
wen er für die falschen Personen hält.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay, also dann ist das für Sie auch etwas, was 
keinen vorherigen Kontext hatte, in den das sozu-
sagen - - dass man das schon mal vorbesprochen 
hatte: „Was kann das bedeuten, wenn diese Wei-
sung kommt?“, also völlig offen und - -  

Zeugin B  J : Also, es war ja tatsäch-
lich die politische Linie - die war uns natürlich 
ja bekannt -, dass wir deutsche Entwicklungs-
zusammenarbeitsprojekte fortsetzen wollen, dass 
es auch nicht im Interesse des BMZ, der BMZ-
Leitung gewesen ist, dass pauschal die Ortskräfte 
alle mit Charterflügen oder wie auch immer 
außer Landes gebracht werden sollen. Dazu gab 
es ja auch unterschiedliche Maßnahmen. Man hat 
den Ortskräften ja auch versichert: Wir werden ja 
auch weitermachen mit der EZ, wir planen, wei-
terzumachen, fortzusetzen usw. usf. Insofern hat 

uns das wahrscheinlich nicht gewundert, diese 
E-Mail, weil wir ja wussten, dass die politische 
Leitung der Auffassung war, dass wir das Orts-
kräfteverfahren nicht weiter ausdehnen sollten 
zum Beispiel, auch auf 2013. Das war uns ja be-
wusst, die Auffassung der Leitung zu dem 
Thema.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Und weiter heißt es in demselben Dokument:  

Aufnahmezusagen müssen ggf. 
auch zurückgenommen werden. 

Neu ankommende Anträge, die 
jenseits der Zweijahresfrist liegen, 
nehmen wir bis auf weiteres nur 
entgegen und bearbeiten sie so-
weit möglich, leiten sie bis auf 
weiteres aber nicht (!) an AA und 
BMI weiter. 

Was kann man sich jetzt darunter vorstellen? Ist 
das eine Weisung, so was nicht weiterzugeben, 
obwohl es im üblichen Geschäftsgang weitergege-
ben worden wäre? Können Sie uns das vielleicht 
noch mal einordnen?  

Zeugin B  J : Also, tatsächlich kann 
ich es nicht gut einordnen, weil es tatsächlich 
eine Rücksprache wohl gegeben hat dazu, zu 
dieser vermuteten Weisung, an der ich meines 
Wissens nach nicht teilgenommen habe. Insofern 
muss ich auf Ihre Frage leider passen. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Wir haben vor einigen Wochen einen Zeugen aus 
dem Bundeskanzleramt hier gehört, der explizit 
gesagt hat, dass die Ausweitung auf die Fälle ab 
2013 von der damaligen Bundeskanzlerin weit 
ausgelegt werden und für alle Ortskräfte gelten 
sollte. Steht die Weisung von Staatssekretär Jäger 
dann nicht im direkten Widerspruch zu der Wei-
sung der Bundeskanzlerin? 

Zeugin B  J : Wenn es als Weisung auf-
gefasst werden sollte, was Herr Staatssekretär ge-
schrieben hat, was ich nicht bestätigen kann, 
weil es, glaube ich, in einer Rücksprache, die 
dann stattgefunden hat, noch konkretisiert wor-
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den ist, könnte man vielleicht den Eindruck ha-
ben; aber wir haben es de facto nicht infrage ge-
stellt. Also, wir hatten eine andere Position als 
BMZ, oder die Leitung hatte eine andere Position 
zu der Ausweitung. Es ist dann entschieden wor-
den von der Bundeskanzlerin, dass die Auswei-
tung passiert auf 2013, und der war Folge zu leis-
ten. Das haben wir auch gemacht, indem es dann 
eben zu dem individuellen Verfahren - - indem 
zu dem individuellen Verfahren zurückgekehrt 
worden ist. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Aber wurde denn das Bundeskanzleramt dann 
darüber informiert, dass man jedenfalls bis auf 
Weiteres an AA und BMI nicht weiterleitet, 
also - - 

Zeugin B  J : Das kann ich Ihnen nicht 
sagen. Also, das kann ich Ihnen nicht sagen, weil 
ich es nicht weiß, also - - 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
interessant. - Die Frage ist: Haben Sie denn im 
Referat oder im Kollegenkreis auch vielleicht 
der E-Mail-Empfänger/-innen sich dazu ausge-
tauscht?  

Zeugin B  J : Es kann sein, dass die 
Kollegen und Kolleginnen, die sich um das Orts-
kräfteverfahren und um die Anträge der Orts-
kräfte gekümmert haben zu dem Zeitpunkt, sich 
dazu ausgetauscht haben. Davon gehe ich sicher 
aus. Ich war es leider nicht.  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
würde das jetzt schon so - - die Antwort als Be-
streiten mit Nichtwissen einordnen, also - - Aber 
Sie bestreiten auch?  

Zeugin B  J : Ich muss tatsächlich sa-
gen - ich kann es nur wiederholen -: Ich war in 
dem Zeitraum nicht mehr für die Ortskräfte zu-
ständig und musste mich um andere Dinge küm-
mern; wir hatten das im Referat anders aufgeteilt. 
Und insofern tut es mir leid, dass ich darauf 
nicht zufriedenstellend antworten kann. Aber ich 
weiß es tatsächlich nicht. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Dann komme ich zu einem anderen Komplex, zu 
der sogenannten Bleibeprämie. Und zwar soll es 
Sonderzahlungen - - bzw. als bezeichnete Bleibe-
prämien - - geht aus den Akten hervor, dass Orts-
kräften, die sich dazu verpflichteten, auf eine 
Ausreise nach Deutschland zu verzichten, eine 
Bleibeprämie gezahlt werden sollte. Und da will 
ich auch zitieren aus einem Vermerk - MAT A 
BMZ-4.43 VS-NfD, Blatt 171; ich zitiere -: 

… von der GIZ vertraglich 
sicherzustellen, dass mit der 
Inanspruchnahme der „Sonder-
abfindung“ ein Anspruch auf 
spätere Aufnahme in das Orts-
kräfteverfahren verbindlich und 
unwiderruflich erlischt. 

Können Sie uns aufklären hier, wie das so 
verstanden werden kann, was damit gemeint ist?  

Zeugin B  J : Ja. Also, bei dem Tele-
fonat tatsächlich war ich auch dabei; also inso-
fern kann ich mich daran erinnern. Der Begriff 
„Bleibeprämie“ war total ungünstig und sehr irre-
führend, habe ich - -  

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): … 
(akustisch unverständlich) meinte wohl Sterbe-
prämie. 

Zeugin B  J : Also, ich fand ihn un-
günstig und nicht angemessen, weil er missver-
ständlich war und nicht den Sinn getroffen hat. 
Nach meiner Auffassung damals war es ein An-
liegen der GIZ, zu sagen: Man gibt gegenüber den 
Ortskräften alle Optionen, die sie haben. Sie kön-
nen eine Gefährdungsanzeige stellen, dann wird 
die bearbeitet. Aber es steht ihnen auch zur Ver-
fügung - - oder es wird ihnen auch offeriert, zu 
sagen: Ich möchte lieber noch eine Abfindung be-
kommen, und ich möchte im Land bleiben. - So 
habe ich das verstanden, nicht als Bleibeprämie 
im Sinne von „Du bekommst jetzt Geld, damit du 
auf jeden Fall dableibst“, sondern als Option, die 
den Ortskräften zur Verfügung gestellt wurde.  

Es ist ja auch niemandem gesagt worden: Du 
darfst keine Gefährdungsanzeige einreichen. - 
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Das ist mir zum Beispiel überhaupt nicht be-
kannt, und mir ist darüber hinaus auch - - Aber 
vielleicht irre ich mich da. Aber mir ist zumin-
dest auch kein Fall bekannt einer solchen Zah-
lung dann im Endeffekt. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ist 
Ihnen denn bekannt, ob auch andere Ressorts sol-
che Überlegungen hatten, und können Sie viel-
leicht sagen, auf wen diese Idee zurückgeht? 

Zeugin B  J : Zu beiden Fragen: Leider 
nein, kann ich nicht sagen. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Können Sie sagen, wie viele von dieser Bleibe-
prämie Gebrauch gemacht haben?  

Zeugin B  J : Also, wie gesagt, meiner 
Erinnerung nach oder meines Wissens niemand. 
Aber das kann natürlich besser der Arbeitgeber, 
also in dem Fall die GIZ, beurteilen. Bei uns 
wären - - Also, bei uns, BMZ, wären diese Zah-
lungen ja auch nicht veranlasst worden, sondern 
direkt vom Arbeitgeber GIZ. Mir wäre es nur ein-
fach nicht bekannt, dass es an jemanden so eine 
Abfindungszahlung gegeben hat. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Also, es gibt ein Gutachten; daraus will ich auch 
mal - die MAT-Nummer MAT A GIZ-3.08, Blatt 
1268 - halt zitieren:  

Eine rechtssicher umzusetzende 
Möglichkeit, eine Inanspruch-
nahme geplanter Sonderzahlun-
gen bei Verbleib im Land von 
einem dauerhaften und unwider-
ruflichen Verzicht auf Teilnahme 
am Ortskräfteverfahren abhängig 
zu machen, besteht nicht. Eine der 
gerichtlichen Überprüfung sicher 
standhaltende Möglichkeit und 
Freiwilligkeit des Verzichts ist 
insbesondere angesichts der Kop-
pelung von Verzicht und Zahlung 
nicht zu gewährleisten.  

Haben Sie von diesem Rechtsgutachten mal ge-
hört?  

Zeugin B  J : Es sagt mir jetzt nichts 
auf den ersten Blick, was aber nichts heißen 
muss, weil es vielleicht andere Kollegen, die sich 
mehr mit dem Ortskräfteverfahren beschäftigt ha-
ben, erreicht hat. Ich will auch nicht ausschlie-
ßen, dass ich es mal zugeschickt bekommen 
habe, aber ich kann mich zumindest jetzt nicht 
im Detail an dieses Gutachten erinnern. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja. - Weiter will ich aus dem Gutachten zitieren:  

Adressat jeglicher Verzichtserklä-
rungen auf Teilnahme am Orts-
kräfteverfahren wäre nicht die 
GIZ, sondern das BMI. Die GIZ 
könnte aber als Botin fungieren. 

Die Rücknahme bereits erteilter 
und an die Begünstigten bekannt 
gegebener Aufnahmeerklärungen 
des BMI ist rechtlich grundsätz-
lich nicht zulässig, da es sich um 
rechtmäßige, begünstigende Ver-
waltungsakte handeln dürfte, die 
nur unter engen - und hier regel-
mäßig nicht einschlägigen -Vo-
raussetzungen widerrufen werden 
können. 

Die Familienangehörigen haben 
eigenständige Rechtspositionen. 
Unklar ist, ob die Bundesregie-
rung die Erwartung hat, dass die 
Zahlungen auch den Verzicht 
durch die Familienangehörigen 
voraussetzen sollen. 

Wurde denn in dem Gespräch, in dem Sie betei-
ligt waren, auch Bedenken gegen diesen Wunsch 
von Herrn Jäger geltend gemacht?  

Zeugin B  J : Also, zum einen weiß ich 
nicht, ob es auf den Wunsch von Herrn Jäger zu-
rückging. Das kann ich Ihnen nicht sagen. Da-
nach hatten Sie ja eben auch schon gefragt. Das 
weiß ich nicht. Und eine Aussprache über dieses 
Gutachten, was doch auch zeitlich nach dem 
Telefonat erstellt worden ist - oder? -, gab es, 
glaube ich, nicht. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir sind auch am 
Ende der Fragezeit, und erlauben Sie mir, mit 
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Blick auf die Befragung eben zwei, drei Anmer-
kungen zu machen.  

Zum einen: Zeuginnen müssen sich hier nicht 
rechtfertigen für ihre Antworten, sondern sie ant-
worten nach bestem Wissen und Gewissen - so 
sind sie ja auch belehrt worden - und natürlich 
nur zu ihrem Wissen.  

Und zum Zweiten: Ich habe nicht interveniert, 
aber wenn die Zeugin auf eine Frage antwortet, 
dass ihr kein Fall geläufig ist und dass ihr keiner 
bekannt ist, dann ist es keine legitime Frage, als 
Nächstes zu fragen: Wie viele Fälle hat es gege-
ben? Also, das kann man, glaube ich - - Voraus-
setzend, dass die Zeugin hier die Wahrheit sagt 
und das sagt, was sie weiß, dann ist das eigent-
lich keine akzeptable Anschlussfrage.  

Ich sage das hier nur, weil wir davon ausgehen, 
dass die Zeuginnen und Zeugen hier belehrt wer-
den, das sagen, was sie wissen, und sich nicht 
rechtfertigen müssen für das, was sie nicht wis-
sen, weil das nicht ihr Zuständigkeitsbereich ist, 
woraus Sie sehen können, dass die Fürsorge-
pflicht des Vorsitzenden sich auch auf die Zeu-
gen bezieht.  

Wir wechseln mit dem Fragerecht, und Herr 
Keuter hat das Wort. 

Stefan Keuter (AfD): Frau J , wir müssen 
doch noch mal über Bakschisch für korrupte 
staatliche Akteure sprechen. Ich hoffe, dass das 
Gespräch, diese Runden hier, Ihre Erinnerung ein 
bisschen aufgefrischt hat. Wir haben nämlich 
noch eine andere Aktenfundstelle - das ist 
MAT A AA-2.29 VS-NfD, Blatt 54 -, eine E-Mail 
des Vertreters des deutschen Generalkonsulats in 
Masar-i Scharif an einen Mitarbeiter der deut-
schen Botschaft in Kabul vom Herbst 20. In die-
ser Mail ging es um das Problemphänomen der 
Besteuerung von Entwicklungshilfeprojekten 
durch die Taliban.  

Der Autor der E-Mail paraphrasierte in diesem 
Zusammenhang den damaligen deutschen Bot-
schafter Zeidler mit folgenden Worten - ich zi-
tiere -:  

Hr. Zeidler hat natürlich Recht, 
dass das Problem 

- der Besteuerung der deutschen EZ-Projekte - 

auch bei (pseudo-)staatlichen (kor-
rupten) Akteuren besteht. 

Zitat Ende. - Wenn das bis zum Botschafter und 
durch sämtliche Ministerien durch bekannt ist, 
dann würde ich doch jetzt gerne noch mal von 
Ihnen wissen, was Sie grundsätzlich über kor-
rupte staatliche Akteure in diesem Zusammen-
hang wissen, insbesondere auch: Was wissen Sie 
über die von Botschafter Zeidler bemerkte inoffi-
zielle Besteuerung deutscher EZ-Projekte in Af-
ghanistan, insbesondere die korrupten Akteure 
der von Deutschland so vehement unterstützten 
afghanischen Republik, und wie weit war dieses 
Phänomen verbreitet? Und vielleicht: Wie viel 
Gelder sind hier an die afghanische Republik ge-
flossen über diesen Weg? 

Zeugin B  J : Gut, das waren ja meh-
rere Fragen. Ich hoffe, ich habe mir alle notiert. 
Ich fange mal mit der ersten an. Hier kann ich 
nur dasselbe sagen, wie ich Ihnen eben schon 
gesagt habe: Mir ist durchaus das Thema Besteue-
rung oder das Anliegen von Taliban oder wem 
auch immer an einer Besteuerung von Projekten 
bekannt; aber mir ist kein Fall bewusst, dass ein 
Vorhaben der deutschen EZ besteuert wurde.  

Frage zwei: Korruption war in dem Land ein 
Problem, wie in sehr vielen fragilen Staaten auch, 
die ein schwaches Governance-System haben. 
Deswegen war einer unserer Schwerpunkte in 
Afghanistan auch der Aufbau eines Rechtsstaats-
systems inklusive von Maßnahmen zur Korrup-
tionsbekämpfung. Korruptionsbekämpfung war 
auch immer ein - - oder, ich sage mal, in den 
meisten Fällen ein Indikator, der konditionali-
siert worden ist. Also, sprich: Es wurde beson-
ders auf den Bereich Korruptionsbekämpfung 
geguckt und Mittel dafür auch zurückgehalten, 
wenn Fortschritte nicht zu verzeichnen waren.  

Und Frage drei: Wie viele Gelder „versickert“ - in 
Anführungszeichen - sein könnten, das weiß ich 
nicht, kann ich Ihnen - - kann ich nicht beziffern. 
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Stefan Keuter (AfD): War das im Ministerium nie 
mal in Rede eventuell? Wir hatten ja bisher über 
die Taliban gesprochen, aber uns interessieren 
jetzt ganz insbesondere ja auch die staatlichen 
Akteure, die von uns halt unterstützt worden 
sind, weil die ja offensichtlich auch hochkorrupt 
waren.  

Zeugin B  J : Natürlich haben wir auch 
über Korruption gesprochen, weil wir dazu große 
Projekte und Programme auch aufgelegt haben. 
Also, die Förderung von Rechtsstaatlichkeit in 
einem fragilen Umfeld beinhaltet immer wesent-
liche Maßnahmen zur Korruptionsbekämpfung, 
weil wir natürlich auch wissen: Das ist ein Pro-
blem, was sozusagen Staatlichkeit massiv unter-
gräbt, was natürlich zu bekämpfen ist; dessen wa-
ren wir uns bewusst. Deswegen haben wir in dem 
Land gearbeitet; deswegen haben wir Programme 
dazu aufgesetzt. Nur, auf Ihre konkrete Frage, wie 
viel Geld dabei an Steuergeld - - 

Stefan Keuter (AfD): Habe ich verstanden, ja. 
Danke. 

Zeugin B  J : Das kann ich nur leider 
nicht sagen. Es war nicht so, dass wir das Pro-
blem als solches nicht erkannt haben. Es gab 
auch kein - wie soll ich das sagen? - - Wir haben 
mit der afghanischen Regierung zusammenge-
arbeitet. Wir hatten auch Partnerministerien; aber 
natürlich gab es auch immer mal wieder An-
passungen. Wenn wir gesehen haben, ein Part-
nerministerium hat nicht zu unserer Zufrieden-
heit zusammengearbeitet, war nicht adäquat 
engagiert, oder wir hatten den Verdacht, dass 
Misswirtschaft getrieben werden könnte, dann 
haben wir auch die Zusammenarbeit mit dem 
Partnerministerium eingestellt.  

Stefan Keuter (AfD): Verstanden. Herzlichen 
Dank dazu. - Wir hatten heute, wir, also hier in 
diesem Kreis, ja schon mehrfach dieses Mehr-
ministergespräch angesprochen - Aktenfundstelle 
MAT A BKAmt-3.14 VS-NfD, Blatt 243 -, wo es ja 
darum ging, diese „2-Jahresregel … aufzuheben“ 
und den begünstigten Personenkreis groß zu er-
weitern. „Lt. BMZ“ waren „damit weitere … 
20.000 OK“ bzw. Familienangehörige von denen 

anspruchsberechtigt. Wer genau diese Entschei-
dung getroffen hat, hat uns dann hier Ihr Refe-
ratsleiter, der Herr Fischer, gesagt, nämlich die 
Bundeskanzlerin damals selber. 

Dazu die Frage: Was wissen Sie über die Posi-
tionierung Ihres Ministers, also damals, CSU, 
Müller, zu dieser Frage in dem erwähnten Mehr-
ministergespräch? Er hat sich ja vorher lange ge-
gen diese nochmalige Erweiterung des Verfah-
rens ausgesprochen. Wie hat Frau Merkel da ein 
Machtwort gesprochen? Hat es da Streit in die-
sem Termin gegeben? Was ist Ihnen darüber be-
kannt geworden? 

Zeugin B  J : Die Frage kann ich leider 
nur sehr kurz beantworten. Ich war bei dem Ge-
spräch nicht dabei. Ich kann nicht sagen, wie das 
diskutiert worden ist. 

Stefan Keuter (AfD): Sind Sie Zeugin vom Hören-
sagen? Weil ich denke, wenn der Minister von so 
einem Treffen zurückkommt, dann wird doch 
Information über die Staatssekretäre irgendwann 
bis zur Arbeitsebene durchsickern. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Also, mein Vor-
schlag wäre, dass wir nicht Mutmaßungen an-
stellen, sondern Fragen stellen. 

Stefan Keuter (AfD): Ich habe die Zeugin als 
Zeugin des Hörensagens gefragt. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Gut. Die Zeugin 
kann auf präzise Fragen auch präzise antworten - 
das tut sie auch -, aber sollte dazu dann auch 
befragt werden. 

Stefan Keuter (AfD): Bei Ihnen ist nichts an-
gekommen? 

Zeugin B  J : Nein. Ich hatte dazu 
keine Rücksprache mit Herrn Müller. 

Stefan Keuter (AfD): Zu anderen Vorgesetzten 
Rücksprache gehalten? Das ist ja nun eine bahn-
brechende Entwicklung gewesen: 20 000 Men-
schen, die plötzlich mehr kommen sollten, und 
Ihr Minister war dagegen. Das wird doch auf Ar-
beitsebene auch diskutiert worden sein, oder? 
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Zeugin B  J : Wir haben die Entschei-
dung zur Kenntnis genommen, dass die Bundes-
kanzlerin die Entscheidung getroffen hat, den 
Berechtigungszeitraum auf 2013 auszuweiten; 
das wurde uns mitgeteilt. 

Stefan Keuter (AfD): Können Sie uns sagen, wie 
viele von diesen zusätzlich Anspruchsberechtig-
ten, durch die Merkel-Entscheidung zusätzlichen 
20 000 Afghanen, dann wirklich nach Deutsch-
land gekommen sind? 

Zeugin B  J : Nein. 

Stefan Keuter (AfD): Hat man da kein Controlling 
geführt? 

Zeugin B  J : Nein, ich will nur sagen: 
Es sind nicht 20 000 Afghanen zusätzlich nach 
Deutschland gekommen; denn es wurde ja mit 
der Ausweitung auf den Zeitraum 2013 vom 
Listenverfahren abgerückt und wurde zum ur-
sprünglichen individuellen Gefährdungsanzei-
genverfahren zurückgekehrt. Wie hoch - - sozu-
sagen wie viele Gefährdungsanzeigen eingereicht 
worden sind pro Monat nach dem individuellen 
Verfahren wieder, das habe ich jetzt nicht parat - 
das müsste in irgendwelchen Listen stehen -; 
aber das waren mit Sicherheit nicht 20 000 Men-
schen. 

Stefan Keuter (AfD): Haben Sie denn - - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das Fragerecht 
wechselt -  

Stefan Keuter (AfD): Danke. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - zur FDP-Frak-
tion. Frau Kollegin Dr. Jurisch. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Danke, Herr 
Vorsitzender. - Liebe Frau J , ich würde 
gerne - ich hatte in der ersten Runde ja über die 
Rahmenbedingungen von EZ oder bilateraler EZ 
gesprochen und dann in der zweiten über Szena-
rien - - Ich würde das gerne so ein bisschen zu-
sammenführen. Im Mai 2020 hatte das BMZ ein 
Reformkonzept zur bilateralen EZ verabschiedet. 

Da geht es ja um eine neue Qualität in der Zu-
sammenarbeit, dass bilaterale Entwicklungs-
zusammenarbeit dann durchgeführt wird. Ich 
zitiere aus dem Konzept: 

Wir fordern von unseren Partner-
ländern noch stärker als bisher 
messbare Fortschritte bei guter 
Regierungsführung, der Einhal-
tung der Menschenrechte und im 
Kampf gegen die Korruption … 

Und auf der Grundlage wurde ja dann auch die 
Liste der bilateralen Zusammenarbeit der Länder 
auch reduziert. Und Afghanistan war eben immer 
noch einer der bilateralen Entwicklungspartner. 

Ich beziehe mich jetzt auf MAT A BMZ-3.130. Da 
ist ein E-Mail-Austausch zwischen Ihnen und 
F  S  - der war in Masar-i-Scharif 
der GIZ-Mann -, und dort hatten Sie einen länge-
ren Austausch zum Thema „Prozess ‚strategische 
Ausrichtung EZ in AFG‘“. Und er hat dann sehr, 
sehr ausführlich auf Fragen von Ihnen geantwor-
tet. Und ich zitiere jetzt Ihre Frage: 

Die von dir genannten Vorausset-
zungen zur Fortführung bilateraler 
staatlicher EZ sind hoch. Denkst 
du wirklich, dass wir diese von dir 
genannten vier Voraussetzungen 
realistischerweise künftig haben 
werden? 

Also Ihre Frage an Herrn S  - Und er ant-
wortet: 

Ist es eine „hohe“ Voraussetzung? 
Es geht ja zunächst einmal um die 
Statuten. 

Könnten Sie vielleicht erst mal darauf antworten: 
Was meint er mit den „Statuten“? 

Zeugin B  J : Welche Statuten er 
genau - - Dazu müsste ich das mal sehen, in 
welchem Kontext das war. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ja. 

Zeugin B  J : Ich erinnere mich näm-
lich noch dran. Das ist - - 
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Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Also, ich kann 
Ihnen das gerne zeigen. Aber welche Statuten ge-
meint sind, steht da nicht drin. Deswegen frage 
ich Sie: Welche Statuten könnte er wohl meinen? 
Meint er vielleicht dieses Konzept, was - - 

Zeugin B  J : Nein. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Also, das ist 
jetzt - - Ich möchte jetzt nicht suggestiv sein. 
Aber meint er dieses Konzept? Oder gibt es ir-
gendwelche anderen Statuten, aus denen sich 
ergeben - - was er meinen könnte? 

Zeugin B  J : Das kann ich nicht sagen. 
Das weiß ich selber nicht ganz genau. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay. - Dann 
zitiere ich weiter aus dem - - 

(ORRn Henrike Herz (BMZ) 
meldet sich zu Wort) 

ORRn Henrike Herz (BMZ): Herr Vorsitzender, 
Entschuldigung! - Ich würde nur gerne darauf 
hinweisen: Wenn die Zeugin zu etwas befragt 
wird und Sie eine Frage dazu haben, vielleicht 
könnten Sie ihr Gelegenheit geben, dass sie es 
liest und dann antwortet. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ja, klar. 
Selbstverständlich. Könnten wir das bitte vor-
legen? 

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Genau so ist es. 
Bitte nicht unterstellen, was jemand gemeint ha-
ben könnte - das kann sie nicht ahnen -, sondern 
Fragen zu dem Wissen. So sollten wir die Fragen 
bitte ausgestalten. 

Zeugin B  J : Könnten Sie ganz kurz 
sagen, welche Seite, weil das so viele sind? 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ja, klar. - Das 
ist auf der vierten Seite dort. Das ist auf Blatt 20. 
Und die Frage heißt:  

Die von dir genannten Vorausset-
zungen zur Fortführung … 

usw. Und dann ist die Antwort.  

Zeugin B  J : Ach so! Er meint die Ver-
fassung, er meint die afghanische Verfassung.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ah! Okay. 
Okay, alles klar. Gut. - Dann möchte ich da wei-
ter auch auf die - - Können Sie ein bisschen - - 
Vielleicht so sieben, acht Zeilen weiter unten 
antwortet Herr S : 

Wir können bei den Bedingungen 
für bilaterale Hilfe pokern, weil es 
nicht mehr sehr viel zu verlieren 
gibt: Die Nato hat den Krieg gegen 
die Taliban weitgehend verloren 
und zieht sich ziemlich brüsk zu-
rück. Die Verhandlungsposition 
der afghanischen Delegation wird 
mit der Zeit immer schwächer, 
wegen des Gebietszuwaches der 
Taliban und des fortgesetzten Rän-
kespiels unter ihnen. Die Taliban 
greifen nach der Macht. Da haben 
wir eine letzte Karte zur Unter-
stützung der afghanischen Dele-
gation einzusetzen: 240 M / anno, 
davon ein wesentlicher Teil für 
ARTF. Unsere Frage also an die 
Tlb-Vertreter in Doha: Wollt ihr 
weiterhin Eure Lehrer, Ärzte, Poli-
zisten etc. mit deutschem Geld be-
zahlen? Ganz einfach: Stellt Euch 
Wahlen. Wenn Sie das ernst neh-
men haben wir noch ein bisschen 
Einfluss auf das Geschehen im 
Land. Und wenn nicht, ist der 
Hinweis stark, dass die Taliban 
ohnehin nicht beeinflussbar sind, 
dass wir für Frauen- und Men-
schenrechte vermutlich auch in 
Zukunft nicht viel ausrichten kön-
nen. 

Und dann weiter unten schreibt er: 

Meine Antwort auf Deine Frage 
also: Ich sehe die Chancen, den 
gegenwärtigen Standard an Demo-
kratie zu halten, als nicht sehr 
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hoch ein [sic!]. Um nicht unglaub-
würdig zu werden, sollten wir uns 
nochmals in die Waagschale wer-
fen. Hilft das nicht, reduzieren wir 
oder gehen ganz und woanders 
hin.  

Diese Idee, dass man mit den Taliban - - sagt: 
„Hier, macht Wahlen, sonst kriegt ihr das Geld 
nicht mehr“, wissen Sie, ob das Argument - - also 
ob das mal versucht wurde? 

Zeugin B  J : Ja, dazu kann ich was sa-
gen. Das wurde im Endeffekt nicht versucht; aber 
es gab die Diskussion darüber, ob wir es versu-
chen sollten. Und zwar, als die Friedensgesprä-
che oder Friedensverhandlungen in Doha liefen, 
gab es zu einem gewissen Zeitpunkt schon die 
Idee, ob nicht bei den Gesprächen, die eben dort 
vor Ort stattfanden, auch mal ein BMZ-Vertreter 
mitfahren sollte, also mit den Vertretern des Aus-
wärtigen Amtes, die immer vor Ort waren, und 
Entwicklungsprojekte näher erläutern könnte, 
oder die Wirkung von Entwicklungszusammen-
arbeit besprochen werden könnte, mit dem Hin-
tergrund, einen Push für die Friedensgespräche 
zu geben, also den Taliban zu vermitteln: Was 
steht denn hier auf dem Spiel für die eigene 
Bevölkerung? Und ist euch das nicht vielleicht 
doch wichtig, die internationale Gemeinschaft an 
Bord zu halten? Und können wir irgendwas so-
zusagen tun, um euch dazu zu bewegen, in Frie-
densgespräche konstruktiv einzusteigen? - Das ist 
diskutiert worden. Das hat aber im Endeffekt 
nicht stattgefunden. Und ich glaube, genau das 
ist damit gemeint. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Dieser Mail-
austausch war ja ein Jahr später; also das war im 
Februar 21. Und wenn ich - - Da ist ja so eine 
Skepsis zu lesen, ob man eben - -  

… also: Ich sehe die Chancen, den 
gegenwärtigen Stand an Demokra-
tie zu halten, als nicht sehr hoch 
ein [sic!]. 

Das war am Ende auch die Antwort auf die Frage, 
die Sie gestellt hatten. Inwieweit ist dieser Mail-
austausch in Ihre Szenarienanalyse mit eingeflos-
sen? 

Zeugin B  J : Ja, das ist tatsächlich ein 
Teil gewesen der Szenarienanalyse. Denn die 
allermeisten Interviews, die ich geführt habe, 
die habe ich mündlich geführt. Aber der F  
S  wollte gerne schriftlich die Fragen 
haben und hat schriftlich geantwortet. Deswegen 
ist das in Schriftform vorhanden. Die anderen 
Interviews wurden mündlich geführt. Und das ist 
auch eingeflossen. Also, es haben - - wir haben 
ja absichtlich eine Bandbreite an optimistischen 
Personen, pessimistischen Personen usw. usf. mit 
unterschiedlichen Hintergründen befragt. Und er 
war ein wichtiger Inputgeber für uns. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Wo würden 
Sie ihn auf diesem Spektrum einordnen? 

Zeugin B  J : Eher auf der pessimisti-
scheren Seite. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Mhm. - Ge-
nau, Sie haben das in Ihre Szenarien mit einflie-
ßen lassen. Er ist eher auf der pessimistischen 
Seite. Sie haben das also - - Oder: Wie sind Sie 
mit diesen verschiedenen Antworten umgegan-
gen, die Sie jetzt auf diesem Spektrum bekom-
men haben? Was haben Sie damit gemacht? 

Zeugin B  J : Ja, wir haben das schon 
sozusagen in einen Text - - das ist alles in einen 
Text geflossen, in so eine Art Mapping, und hat 
die Bandbreite auch wiedergegeben. Das floss 
dann auch in die Szenarien ein natürlich und in 
die Einschätzungen. Also, wir haben geschrieben: 
Überwiegend war die Einschätzung so und so; 
aber es gab auch Stimmen, die etc. etc. - Also, 
insofern ist seine Stimme da sicherlich als einer, 
der sehr langjährige Afghanistan-Erfahrung hatte 
und viel vor Ort war und auch sehr viel mit den 
Afghaninnen und Afghanen selbst gesprochen 
hat, durchaus stark berücksichtigt worden. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Und konnten 
Sie dann im Ergebnis Afghanistan weiterhin un-
ter das Reformkonzept „BMZ 2030“ subsumieren 
für sich im Ergebnis? 

Zeugin B  J : Die Frage habe ich jetzt 
nicht verstanden. Unter welches Re- - 
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Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Also, das Re-
formkonzept ist ja das: Wir richten die deutsche 
Entwicklungszusammenarbeit neu aus: dass es 
auf die „Qualität der Zusammenarbeit“ ankommt 
und eben dass man von den „Partnerländern 
noch stärker … messbare Fortschritte bei guter 
Regierungsführung“ - - also, dass es praktisch 
nach vorne geht. Und deswegen war meine Frage, 
ob Sie aufgrund Ihrer Analyse das weiterhin un-
ter dieses Reformkonzept subsumieren konnten. 

Zeugin B  J : Ja, wir haben tatsächlich, 
also, das, was Sie am Anfang sagten, diese mess-
baren, noch mehr messbaren Fortschritte im Be-
reich Governance, Korruptionsbekämpfung - - 
das hat sich tatsächlich in einer strengeren Kon-
ditionalisierung unsererseits ausgedrückt. Wäh-
rend zum Beispiel Mittel des ARTF, Afghanistan 
Reconstruction Trust Fund, früher noch zu einem 
geringeren Teil konditionalisiert wurden, wurden 
die im Jahr 2021 zu einem sehr hohen Anteil 
konditionalisiert. Also, dieses Reformkonzept, 
wie Sie das wiedergegeben haben, hat sich 
durchaus in der Projektarbeit widergespiegelt.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Haben Sie für 
sich - - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir sind - 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Oh, schade. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - am Ende der 
dritten Runde: mit der Kollegin Frau Bünger. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Ich würde wie vorhin auch wie-
der daran anschließen, weil mir das noch mal - - 
die Kollegin Jurisch ja noch mal über die Szena-
rien gefragt hat, und ich frage mich nochmals - 
oder es war mir vorhin noch nicht so ganz deut-
lich - - Um eine korrekte Szenarienanalyse zu er-
stellen, frage ich mich, braucht es da nicht auch 
die Perspektive von afghanischen Personen, oder 
ist das für Sie nicht relevant? 

Zeugin B  J : Doch, das ist für mich re-
levant, und das hat in dem Szenarienprozess, den 
das Auswärtige Amt initiierte, auch stattgefun-
den. Also, Oxford Analytica, die damit beauftragt 

waren, haben auch Afghaninnen und Afghanen 
befragt. Wir haben von Anfang an für unser eige-
nes Lagebild, sage ich jetzt mal so - - hatten wir 
nicht den Anspruch, dass es wissenschaftlichen 
Standards genügt. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Okay. - Dann hätte 
ich noch eine Frage. Vorhin hat meine Kollegin 
Bayram über eine E-Mail von Herrn Jäger gespro-
chen, wo - Zitat - drinsteht, es würden „zu viele 
und die falschen nach Deutschland kommen“; 
Sie erinnern sich. Zum einen frage ich mich: Wer 
sind diese falschen Personen? Und dann hatten 
Sie vorhin gesagt: Es wurde da um eine Rück-
sprache gebeten. - Und Sie sagten: Es hat eine 
solche Rücksprache stattgefunden. - Was war 
denn Gegenstand dieser Rücksprache? 

Zeugin B  J : Ja, ich hatte aber auch 
gesagt: An der Rücksprache habe ich nicht teil-
genommen. - Ich kann Ihnen das nicht sagen, 
auch nicht, was Herr Jäger unter „falsche Men-
schen“ oder „falsche Personen“ meint. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Okay. - Wissen Sie, 
wer an dieser Rücksprache teilgenommen hat? 

Zeugin B  J : Ich gehe schon davon 
aus, dass es die Hierarchie war, also vielleicht 
Unterabteilungsleitung, Abteilungsleitung, Refe-
ratsleitung, also jemand aus der Hierarchie. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Können Sie - -  

Zeugin B  J : Also, ansonsten ist es 
untypisch. Also, der Staatssekretär macht keine 
Rücksprachen nur mit Referenten, da sind - - es 
ist immer die Hierarchie involviert. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Können Sie uns mit-
teilen, wer konkret daran teilgenommen hat? 

Zeugin B  J : Das weiß ich nicht. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Okay. - Dann hatte 
ich noch eine Frage bezüglich der Ortskräfte, die 
aufgrund der Tätigkeit für die GIZ bedroht waren. 
Und Sie sagten - da hatten wir in der ersten 
Runde drüber gesprochen -, dass Sie quasi den 
Grund der Gefährdung wegnehmen wollten oder 
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das war eine Begründung, weshalb man die Kün-
digung ausgesprochen hat, damit es keine Gefähr-
dung mehr gab. Denken Sie, dass das, dieser Um-
stand der Kündigung oder der Wegnahme des aus 
Ihrer Sicht Gefährdungsgrundes, irgendeine Aus-
wirkung auf das Handeln oder die Einschätzung 
der Taliban gehabt hätte? 

Zeugin B  J : Dazu müsste man wahr-
scheinlich tiefer drin sein in dem individuellen 
Fall. Wenn zum Beispiel ein Mitarbeiter ständig 
sichtbar gewesen ist und immer Workshops mit 
vielen Personen geleitet hat und insofern im 
Zentrum der Öffentlichkeit stand, ist wahrschein-
lich davon auszugehen, dass er dabei auch mal 
beobachtet worden ist. Und es könnte der Fall ge-
wesen sein, dass es auch einem Talib aufgefallen 
ist zum Beispiel. Dazu müsste man dann den 
konkreten Fall aber kennen. Wenn zum Beispiel 
ein Mitarbeiter aber gesagt hat: „Ich kann nicht 
jeden Tag ins Büro fahren, weil ich Angst habe, 
dass mein Auto verfolgt wird“, wie auch immer, 
dann ist vielleicht die Gefahr nicht ganz so groß. 
Das ist für mich sehr schwer zu beantworten, 
weil man, glaube ich, da tatsächlich in jeden ein-
zelnen Fall reinschauen muss, woran genau er 
oder sie die Gefährdung, die individuelle Gefähr-
dungswahrnehmung festgemacht hat. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Das klingt für mich 
aber so, dass es nicht klar ist, dass eine Weg-
nahme des Arbeitsverhältnisses dann dazu führt, 
dass es eine geringere Gefährdung gibt; das 
würde dem ja widersprechen. 

Zeugin B  J : Nicht unbedingt. Deswe-
gen meine ich: Also, man muss sich jeden Fall 
genau angucken und gucken: Was hat die GIZ 
dann veranlasst? Es gab zum Beispiel wahr-
scheinlich auch Fälle, die unterhalb dieser Ebene 
der Gefährdung lagen, bei denen dann vielleicht 
die GIZ gesagt hat: „Arbeitet von zu Hause“ oder 
„Wir gehen nur noch in den Distrikt XY“, zum 
Beispiel. Das kann ja auch schon eine Gefahren-
mitigierung dargestellt haben seitens des Arbeit-
gebers. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Aber wenn es die 
Taliban gar nicht wussten, dann macht es doch 

auch keinen Unter- - dann ist es ja auch keine 
Entlastung, wenn man dann kündigt.  

Zeugin B  J : Das kann ich nicht sagen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir sind am Ende 
der - - 

Clara Bünger (DIE LINKE): Okay. - Ich hätte dann 
in der nächsten Runde noch weitere Fragen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich habe verstan-
den, dass es, nachdem wir drei Runden hatten, 
noch Einzelfragen, wenige Einzelfragen gibt. Die 
bearbeiten wir jetzt noch. Die SPD-Fraktion hatte 
keine Fragen mehr, - 

Jörg Nürnberger (SPD): Wir danken der Zeugin. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - die Unionsfrak-
tion auch nicht. Dann geht das Fragerecht an die 
Kollegin Bayram. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Genau. Vielen Dank. - Eine abschließende Frage 
habe ich noch: wie Sie sich auf die Zeugen-
vernehmung heute vorbereitet haben und gegebe-
nenfalls auch, ob Sie mit Mitgliedern im Vorfeld 
des PUA hier gesprochen haben. 

Zeugin B  J : Ich habe Sie nicht ver-
standen. Mit Mitgliedern des? 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Des 
Parlamentarischen Untersuchungsausschusses, - 

Zeugin B  J : Ah ja. 

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
- und, Verzeihung, ich hatte es abgekürzt als 
PUA. 

Zeugin B  J : Ja, „PUA“ ist mir schon 
geläufig; aber ich habe es einfach akustisch nicht 
verstanden. - Ja, ich musste mich tatsächlich 
noch mal ein bisschen reinarbeiten, weil ich seit 
April 22 nicht mehr zu Afghanistan arbeite und 
in der Zwischenzeit woanders gearbeitet habe, 
jetzt wieder woanders arbeite. Deswegen musste 
ich noch mal ein bisschen in Erinnerung rufen 
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und habe mir noch mal ein bisschen was durch-
gelesen zu Afghanistan und überlegt: Wie waren 
damals unsere Einschätzungen usw.? Mit Ihnen 
allen hatte ich keinen Austausch, nein.  

ORRn Henrike Herz (BMZ): Herr Vorsitzender, 
ich würde an der Stelle auch gerne ergänzen, 
dass ich im Protokoll festgehalten haben möchte, 
dass hier keine Unterstellung gemacht wird, dass 
Zeugen von vornherein mit Abgeordneten spre-
chen oder Ähnliches. Falls Abgeordnete Gesprä-
che mit Ministerien wünschen, gibt es dafür ein 
Verfahren. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Nein, das war 
auch keine Unterstellung. Die Frage nach der Art 
der Vorbereitung haben wir hier schon ein paar-
mal gestellt. 

(Zuruf von 
ORRn Henrike Herz (BMZ)) 

- Nein. Aber das sind zulässige Fragen; die sind 
nicht mit Unterstellungen verbunden. Ich habe 
hier ja verschiedentlich interveniert, wenn das 
aus meiner Sicht nicht in Ordnung war, die Fra-
gen. Aber das sind zulässige Fragen, die wahr-
heitsgemäß beantwortet werden; ist alles in Ord-
nung. 

Übrigens: Selbst wenn die Antwort Ja gelautet 
hätte, ist das kein Grund, sozusagen Vorwürfe da-
raus zu konstruieren; denn jeder Mensch ist frei 
darin, mit wem er Gespräche führt, und jeder hat 
da seine Verantwortung. Also insofern - - Das war 
die Frage von Ihnen. - Dann wechselt das Frage-
recht zu dem Abgeordneten.  

Stefan Keuter (AfD): Ich habe noch drei Fragen-
komplexe, die ich gerne mit Ihnen abarbeiten 
würde. Ich fange mit dem kürzesten an: Wir hat-
ten hier vor einigen Wochen aus dem Bundes-
verteidigungsministerium den Beauftragten für 
das Ortskräfteverfahren, Oberst Grohmann. Und 
da hatten wir auch über die Thematik gespro-
chen, dass Ortskräfte gegebenenfalls mit mehre-
ren Ehefrauen einreisen sollten, konnten, woll-
ten. Welche Haltung hatten Sie dazu? 

Zeugin B  J : Das ist jetzt tatsächlich 
eine Frage zu meiner persönlichen Meinung; aber 
dennoch, wenn das gestattet ist, würde ich sie 
gerne - -  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: In der Form ist die 
Frage nicht zulässig.  

Zeugin B  J : Okay. 

Stefan Keuter (AfD): Das „Sie“ war in diesem 
Fall kleingeschrieben, „Sie“ als Ihre Abteilung. 
Ich befrage Sie ja nicht persönlich. Ihre dienst-
liche Erfahrung und Expertise interessiert uns 
hier. Und so würde ich schon um die Beantwor-
tung der Frage - Sie als BMZ, Sie als Vertreterin 
des Hauses, die wir heute hier als Zeugin befra-
gen - - Wie war Ihre Haltung dazu? 

Zeugin B  J : Es gab eine Vereinbarung 
in der Bundesregierung, welche Personen unter 
die Definition der Kernfamilie fallen. Und daran 
hat sich das BMZ gehalten. Es gab diese Härte-
fälle, von denen ich eben schon berichtet habe. 
Die gingen ja auch teilweise damals durch die 
Presse. Das betraf zum Beispiel 18-jährige, 19-jäh-
rige junge Frauen, die alleine sonst in Afghanis-
tan verblieben wären. Das kann unter Umständen 
auch mal eine pflegebedürftige Mutter oder ein 
pflegebedürftiger Vater gewesen sein. 

Stefan Keuter (AfD): Waren die Härtefälle auch 
zweite, dritte, vierte Ehefrau? 

Zeugin B  J : Ist mir nicht bekannt. 

Stefan Keuter (AfD): Okay. Danke. - Ihr Chef 
Helmut Fischer hatte hier im Untersuchungs-
ausschuss am 27.04. diesen Jahres geäußert, dass 
er sich gewundert hatte, dass am 15.08.21 plötz-
lich das sogenannte Listenverfahren für Orts-
kräfte angewandt wurde - da hatten wir ja heute 
auch schon mehrfach drüber gesprochen -, und 
das ohne offiziellen Beschluss bzw. ohne formel-
len Beschluss. Können Sie uns sagen, aus wel-
chem Grund eine so gravierende Änderung ohne 
nötige Beschlüsse auf Bundesebene umgesetzt 
worden ist? 
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Zeugin B  J : Warum es dazu keinen 
formalen Beschluss gab, kann ich Ihnen nicht 
sagen. Meine Auffassung war damals, dass auf-
grund der Ereignisse eine schnelle Entscheidung 
getroffen werden musste, die uns dann mitgeteilt 
worden ist. Auf welcher Beschlussfassung die be-
ruhte, kann ich Ihnen nicht sagen. 

Stefan Keuter (AfD): Hatten Sie damals den 
Eindruck, dass das legitimes Regierungshandeln 
war? 

Zeugin B  J : Ja. 

Stefan Keuter (AfD): Danke. - So, letzter Ab-
schnitt. Bekanntlich hat ja das AA jahrelang mit 
sehr, sehr viel Aufwand versucht, die innerafgha-
nischen Verhältnisse auch in Doha zu begleiten, 
die das Ziel hatten, zu einer inklusiven Regie-
rung unter Beteiligung der Taliban zu finden. 
Wie wichtig der Bundesregierung dieser Weg zu 
der Machtteilhabe der Taliban war, zeigt, dass 
Angela Merkel im Jahr 2020 zustimmte, diese 
Verhandlungen von Doha nach Deutschland zu 
verlegen. Gut, dazu kam es dann nicht. Aber 
mehr als ein Jahr danach befassten auch Sie sich 
mit der Implikation einer inklusiven Regierung 
für die deutsche EZ in Afghanistan. In einer 
E-Mail an verschiedene Kollegen schrieben Sie 
am 15. April 21 Folgendes - ich zitiere aus MAT 
A AA-2.29 VS-NfD, Blatt 154 f. -: 

Liebe Kolleg_innen, natürlich 
betrifft die Frage, was es für 
Entwicklungsprojekte bedeutet, 
wenn an Regierung beteiligte 
Personen/Minister auf Sanktions-
listen stehen, alle unsere Vor-
haben der TZ und FZ. … Ein 
zumindest vorübergehendes Ein-
frieren unserer Mittel wäre inso-
fern unvermeidbar. 

Die Frage, welche Auswirkungen 
ein solches Einfrieren auf die AFG 
Wirtschaft hätte, ist ebenfalls 
nicht ganz so schwierig zu beant-
worten. Es wäre wohl eine Kata-
strophe.  

Zitat Ende. - Für uns ist es überraschend, dass 
die Bundesregierung, vor allen Dingen das Aus-
wärtige Amt, offenbar zu wenig darüber nachge-
dacht hatte, welche Folgen eine Regierungsbetei-
ligung der Taliban haben könnte, und diese trotz-
dem so vorantrieb. Dazu frage ich Sie: Wie erklä-
ren Sie sich dieses Phänomen? Hatte das BMZ 
zuvor einfach zu wenig mit anderen Ressorts, 
insbesondere dem Auswärtigen Amt, kommuni-
ziert und ihnen nicht klargemacht, welche Fol-
gen die Regierungsbeteiligung der Taliban für die 
deutsche Entwicklungshilfe und die komplette 
afghanische Wirtschaft in der Folge haben 
könnte? 

Zeugin B  J : Ich muss sagen, mir ist 
nicht klar, was genau Sie jetzt zitiert haben von 
mir und was genau Ihr Punkt jetzt gewesen ist. 
Deswegen bitte ich um Vorlage.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich kann Sie be-
ruhigen: Das geht mir auch so. 

Stefan Keuter (AfD): Dafür gibt es ja dann ein 
Protokoll, wo alle das noch mal nachlesen kön-
nen. - Wir reden über MAT A AA-2.29 VS-NfD, 
Blatt 154 und das folgende. 

(Der Zeugin werden 
Unterlagen vorgelegt - Sie 
liest in diesen Unterlagen) 

Für alle die, für die dieser Gedankengang etwas 
zu verschachtelt war: - 

Zeugin B  J : Ja. 

Stefan Keuter (AfD): - Es ging um eine E-Mail, 
die Sie geschrieben hatten an - -  

Zeugin B  J : Ja. 

Stefan Keuter (AfD): Okay. Sie sind im Bilde; 
okay. 

Zeugin B  J : Ich habe die E-Mail vor-
liegen. Da steht aber in dem Satz, den Sie dann 
nicht mehr vorgelesen haben, ja auch drin, dass 
wir genau das mit den Kollegen vom Auswärti-
gen Amt aufnehmen. Also, Sie wissen - - können 
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vielleicht nicht wissen, dass es Mitarbeiter aus 
dem Auswärtigen Amt sind, aber - - Ich weiß 
nicht, ob ich Namen hier so nennen darf. Nee, 
ne? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das sollten wir 
nicht tun, sondern einfach - - 

Zeugin B  J : Genau. Es handelt sich 
um die Kollegen und die Kolleginnen aus dem 
Auswärtigen Amt, Länderbereich und Stabilisie-
rungsbereich, das heißt also genau die, die auf 
unserer Ebene genau das Pendant zu uns gewe-
sen sind, also, ja - - 

Stefan Keuter (AfD): Was ist in dem Jahr davor 
gewesen? 

Zeugin B  J : In dem Jahr davor war 
ich für Afghanistan nicht zuständig. 

Stefan Keuter (AfD): Ja, aber wenn wir doch mal 
logisch denken: 

(Zuruf: Wir denken immer 
logisch!) 

Wenn wir hier die Taliban an der Regierung be-
teiligen und die auf den Sanktionslisten stehen 
und das ja dann zum Einfrieren unserer EZ-Mit-
tel führt, dann haben wir doch offensichtlich 
einen Fehler gemacht. Und Sie greifen dieses 
Thema jetzt hier mit Datum vom 15. April 21 auf. 

Zeugin B  J : Ich habe am 1. November 
2020 das Portfolio für - - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Sie war nicht zu-
ständig, die Zeugin. Und ich will mal eine all-
gemeine Anmerkung machen. Ich verstehe das, 
dass wir sozusagen in der letzten Sitzungswoche 
sind und dass hier der eine oder andere auch ein 
bisschen angestrengt ist. Aber ich finde, ehrlich 
gesagt, der Ton und die Höflichkeit und die Art 
und Weise des Fragens waren schon freundlicher 
und professioneller hier; das will ich mal deut-
lich sagen. Und ich finde das nicht angemessen. 
Die Zeugin wird befragt zu dem, wofür sie zu-
ständig ist und was sie beantworten kann. Und 
das tut sie nach bestem Wissen und Gewissen; 

sie ist belehrt worden. Ich lege schon Wert da-
rauf, dass wir bei unserer Grundprofessionalität 
hier bitte bleiben. 

Stefan Keuter (AfD): Ja, aber wenn ich doch sehe: 
Sie waren ja zu dem Zeitpunkt der Verfassung 
dieser E-Mail bereits ein halbes Jahr mit dem 
Sachverhalt befasst und auf diesem Dienstposten. 
Also fassen wir zusammen: Sie sind der Mei-
nung, dass zwischen BMZ und AA immer genug 
kommuniziert wurde. 

Zeugin B  J : Ich bin ja - - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Keine Frage! Ich 
interveniere jetzt jedes Mal. Das ist keine Frage. 
Wenn Sie eine Frage stellen wollen, tun Sie das 
bitte. Aber - - 

Stefan Keuter (AfD): Ich wollte meine Befragung 
eigentlich gerade mit dieser Feststellung ab-
schließen. Aber dann formuliere ich das noch 
mal um: Glauben Sie, dass zwischen BMZ und 
AA - aus Ihrer Sicht - genug kommuniziert wor-
den ist zu dieser Thematik? 

Zeugin B  J : Ja, glaube ich. Wir hatten 
sehr viele Austauschformate. Wir hatten fast täg-
lich Telefonkontakt. Wir haben uns sehr oft per-
sönlich getroffen. Wir hatten den GAAP-Prozess, 
also den formalisierten Prozess zur gemeinsamen 
Analyse und abgestimmten Planung. Wir hatten 
darüber hinaus tatsächlich wirklich sehr, sehr 
häufige Kontakte zu allen möglichen Umset-
zungsfragen und auch zu konzeptionellen Fra-
gen, wie ich noch in sehr wenigen anderen Ar-
beitszusammenhängen hatte. Und ja, wenn Sie 
mich das so fragen, ich glaube, wir hatten aus-
reichend Austausch mit dem Auswärtigen Amt. 

Stefan Keuter (AfD): Vielen Dank. Vielen Dank, 
dass Sie uns heute hier zur Verfügung gestanden 
haben. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Frau Kollegin 
Dr. Jurisch. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Vielen Dank. - 
Ich habe auch nur noch eine ganz kurze Frage 
zum Thema Kommunikationsmittel. Ich beziehe 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/44 I 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 66 von 140 
 

mich auf eine E-Mail. Da sind Sie nicht einge-
bunden; aber es kommt aus Ihrem Referat heraus. 
Das ist MAT A GIZ-3.149, Blatt 229. Das ist eine 
E-Mail aus Ihrem Länderreferat. Und da geht es 
darum, dass die GIZ den Standort Taloqan auf-
gegeben hat und dass das BMZ erst einen Tag 
später davon erfahren hat. Aber das ist nur sozu-
sagen der Hintergrund. Dann möchte ich daraus 
zitieren. Und da heißt es:  

Daher die herzliche Bitte - -  

Ach so, Entschuldigung. Ich muss noch sagen, 
von wem das ist. Das ist von Ihrem Referatsleiter 
Herrn Fischer an den Herrn Spatz von der GIZ. 
Und der Herr Fischer schreibt dann: 

Daher die herzliche Bitte, mich 
(im Idealfall unter der Funktions-
adresse …bmz.bund.de) um-
gehend und zu jeder Zeit (auch 
am Wochenende und auch zu 
später und [sic!] früher Stunde) 
über derartige Entwicklungen zu 
informieren. Das kann auch per 
WhatsApp oder unter meiner pri-
vaten Rufnummer erfolgen. 

Ich möchte gerne Sie fragen: Inwieweit haben Sie 
und Ihre Kollegen auch mal auf Kommunikation 
via SMS oder Whatsapp zurückgegriffen? Und 
können Sie dazu vielleicht noch was sagen? 

Zeugin B  J : Ja. Also, innerhalb der 
Bundesregierung arbeiten wir ja nicht mit 
Whatsapp. Also, ich hatte keinen standardisier-
ten Whatsapp- oder SMS-Austausch mit den 
Kollegen, sondern wenn wirklich Eile geboten 
war außerhalb der Arbeitszeiten, also am Wo-
chenende, sehr früh morgens, sehr spät abends, 
dann haben wir uns angerufen in der Regel. Also, 
wir hatten schon die privaten Handynummern 
ausgetauscht. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay, dann 
danke ich Ihnen. - Und vielen herzlichen Dank 
für die Beantwortung der Fragen. Danke. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann ist die 
Letzte in der Runde Frau Kollegin Bünger. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Meine Frage hat sich 
vorhin erledigt. - Vielen Dank auch von meiner 
Seite. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Gut, dann sind 
wir am Ende dieser Runde angekommen. - Ich 
darf mich bei Ihnen herzlich bedanken, dass Sie 
zur Verfügung gestanden haben.  

Ich möchte Sie gerne darauf hinweisen, dass die 
Befragung noch nicht formell abgeschlossen ist, 
sondern Sie bekommen das Protokoll, haben 
14 Tage Gelegenheit, Irrtümer und Fehler zu 
korrigieren, bevor dann formell erklärt wird, dass 
die Befragung abgeschlossen ist. - Alles Gute für 
Sie. Vielen Dank. 

Ich unterbreche die Sitzung für fünf Minuten. 
Dann setzen wir fort mit dem nächsten Zeugen. 

(Unterbrechung von  
16.47 bis 17.01 Uhr) 
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Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wir haben die fünf Minuten ein bisschen 
erweitert; aber ich hatte den Eindruck, dass auch 
ein bisschen Erholungsbedarf besteht. 

Vernehmung des Zeugen 
Dr. Julius Spatz 

Ich stelle fest, dass jetzt unser zweiter Zeuge ein-
getroffen ist, Herr Dr. Spatz, der bereits Platz ge-
nommen hat. Sie sind ordnungsgemäß geladen 
worden und haben den Erhalt der Ladung am 
25. April 2023 bestätigt. 

Ich heiße Sie herzlich willkommen. Ich bedanke 
mich, dass Sie dem Ausschuss als Zeuge zur Ver-
fügung stehen. 

Neben Ihnen hat Ihr Rechtsbeistand, Herr Rechts-
anwalt Professor Ignor, Platz genommen. Ich ver-
zichte darauf, Herr Rechtsanwalt, das zu wieder-
holen, was ich Ihnen vorhin gesagt habe; das ha-
ben Sie sich gemerkt. 

Ich bin zunächst gehalten, Herr Dr. Spatz, Sie 
über Ihre Rechte und Pflichten als Zeuge aufzu-
klären. Die Belehrung schreibt mir das Gesetz für 
jeden Zeugen vor. 

Sie sind als Zeuge geladen worden. Als Zeuge 
vor einem Untersuchungsausschuss sind Sie 
verpflichtet, die Wahrheit zu sagen. Das bedeutet, 
Sie müssen richtige und vollständige Angaben 
machen, dürfen nichts weglassen, was zur Sache 
gehört, und nichts hinzufügen, was der Wahrheit 
widerspricht. Wer vor einem Untersuchungs-
ausschuss vorsätzlich falsche Angaben macht, 
kann sich nach § 162 in Verbindung mit § 153 
des Strafgesetzbuches strafbar machen. Solch 
eine uneidliche Falschaussage kann eine Geld-
strafe oder eine Freiheitsstrafe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren nach sich ziehen. 

Auf bestimmte Fragen dürfen Sie allerdings die 
Auskunft verweigern. Das gilt zum einen für Fra-
gen, deren Beantwortung Sie oder einen Ihrer 
Angehörigen der Gefahr zuziehen würde, einer 
Untersuchung nach einem gesetzlichen Verfah-
ren ausgesetzt zu werden. Das können Verfahren 

wegen einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit 
sein, aber auch Disziplinar- oder berufsgericht-
liche Verfahren. 

Darüber hinaus dürfen sogenannte Berufsgeheim-
nisträger und ihre Gehilfen grundsätzlich die 
Auskunft in Bezug auf Dinge verweigern, die 
ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut oder be-
kannt geworden sind. 

Haben Sie dazu Fragen? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nein, vielen Dank. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann möchte ich 
Sie darauf hinweisen, dass eine Tonaufnahme ge-
fertigt wird, um die Protokollierung der Sitzung 
zu erleichtern. Deshalb ist es wichtig, dass Sie Ihr 
Mikrofon einschalten, sich in der Nähe aufhalten 
und möglichst laut sprechen. Die Aufnahme wird 
nach Abschluss der Protokollerstellung gelöscht. 
Das Protokoll wird Ihnen vor der endgültigen 
Fertigstellung übersandt. 

Und ich will Sie noch darauf hinweisen: Wenn 
Sie während Ihrer Vernehmung zu der Auffas-
sung gelangen, dass Sie als VS-Vertraulich oder 
höher eingestufte Informationen, insbesondere 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, zur Sprache 
bringen müssen, deren öffentliche Erörterung 
überwiegende schutzwürdige Interessen verlet-
zen würde, bitte ich um einen Hinweis. Der Aus-
schuss hätte dann über den Ausschluss der Öf-
fentlichkeit oder den Geheimhaltungsgrad der 
Sitzung zu beschließen. Es handelt sich jedoch 
um ein Regel-Ausnahme-Verhältnis. Der Öffent-
lichkeitsgrundsatz für Beweiserhebungen in Un-
tersuchungsausschüssen hat nach Artikel 44 des 
Grundgesetzes Verfassungsrang. Die Gründe für 
eine Ausnahme müssen daher von besonderem 
Gewicht sein, und der Ausschuss entscheidet 
darüber streng.  

Haben Sie zu diesen Hinweisen Fragen? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Auch dazu nicht. Vielen 
Dank. 
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Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich werde Sie jetzt 
eingangs kurz zu Ihrer Person befragen. Zu Be-
ginn der Vernehmung zur Sache haben Sie nach 
§ 24 Absatz 4 des Untersuchungsausschussgeset-
zes Gelegenheit, zum Beweisthema im Zusam-
menhang vorzutragen, wenn Sie das wünschen. 
Anschließend oder wenn Sie darauf verzichten, 
werden Sie von den Mitgliedern des Ausschusses 
befragt. Die Fragezeit richtet sich nach dem Stär-
keverhältnis der Fraktionen. - Haben Sie Fragen 
zum Ablauf? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Auch dazu nicht. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann darf ich Sie 
nun bitten, sich dem Ausschuss zu Beginn Ihrer 
Ausführungen mit Ihrem Namen, Ihrem Alter - 
nicht dem Geburtsdatum -, Ihrem Beruf und einer 
ladungsfähigen Anschrift vorzustellen.  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Gut. Vielen Dank. - 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte 
Abgeordnete! Mein Name ist Julius Spatz. Ich 
bin 48 Jahre alt. Die meldefähige Adresse wäre 
die GIZ, Dag-Hammarskjöld-Weg 1-5 in 65760 
Eschborn.  

Nach meiner Tätigkeit am Institut für Welt-
wirtschaft in Kiel und der Promotion an der 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel habe ich 
18 Jahre lang jetzt für die GIZ gearbeitet in ver-
schiedenen leitenden Positionen, darunter drei-
mal Programmleitung im In- und Ausland, in 
Deutschland, Ghana und Indonesien, einmal als 
Leiter der Strategieabteilung und einmal als Lei-
ter des Controllings der GIZ. 

Und am 1. Juli - und hier wird es interessant für 
den Untersuchungsgegenstand/Untersuchungs-
zeitraum -, also sechs Wochen vor dem Fall 
Kabuls, habe ich die Leitung der Abteilung 
„Asien 2“ in der GIZ übernommen, verantwort-
lich für die Länder Afghanistan und Pakistan und 
seit Juli letzten Jahres auch Bangladesch. 

Wie Sie der vorab übersandten Dienstposten-
übersicht entnehmen konnten, waren meine 
Hauptaufgaben in Bezug auf den Untersuchungs-
gegenstand und -zeitraum die Abstimmung mit 

den Ressorts zu den Themen „Ortskräfteverfah-
ren für den Ernstfall“ - das bereits ab Juni 2021 
zur Relokierung und Evakuierung der entsandten 
und nationalen Mitarbeitenden -, zu kaufmänni-
schen Fragen rund um diese Themen und auch 
zu Fragen des Sanktionsrechts und deren Aus-
wirkungen auf die Handlungsfähigkeit der GIZ. 

Darüber hinaus habe ich in vielen Fragen rund 
um dieses Thema den Vorstand beraten und die 
Gremien informiert, also Aufsichtsrat und an-
dere, und war auch zusammen mit einem Grup-
penleiter, der dafür eingesetzt war, zuständig für 
die Beantwortung von parlamentarischen Anfra-
gen, Leitungsanfragen und anderen Anfragen aus 
dem parlamentarischen Raum und der Presse. 

Und dann ist es so: In der Krise, da heißt es im-
mer „All Hands on Deck“. Da geht es darum - - 
Da bin ich auch stark in die Ersatzvornahme rein-
gegangen in vielen Fällen zu den obengenannten 
Fragen, die normalerweise ein Abteilungsleiter 
nicht machen würde. Das ging hin bis zu der 
Buchung von Charterflügen nachher für die Eva-
kuierung der Ortskräfte und der Verhandlung 
von Abflugzeiten und Ankunftszeiten in Islama-
bad und in Deutschland mit den Innenbehörden 
bzw. der deutschen Botschaft in Islamabad. 

Ich würde gerne kurz, wenn Sie mir erlauben, zu 
ein paar Zahlen, Daten, Fakten zum Ortskräfte-
verfahren Ihnen erläutern und auch zur Evakuie-
rung, wie es sich für die GIZ dargestellt hat. Aber 
wenn Sie wollen, können wir auch gleich mit 
den Fragen beginnen. Wie Sie wünschen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das hängt nicht 
von meinem Willen ab, sondern das machen Sie 
so, wie Sie das richtig finden. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Gut, sehr gerne. - Dann 
ganz kurz: Es gab ja drei verschiedene Ortskräfte-
verfahren. Das erste war das, was galt vor dem 
15.08.2021. Da war das so: Da hatten wir pro Jahr 
eine einstellige oder eine kleine zweistellige Zahl 
von Fällen, zum Beispiel im Jahr 2019 zwölf 
Fälle und im Jahr 2020 sieben Fälle. Und eine 
Person war bei uns zuständig, das zu betreuen in 
der GIZ. 
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Dann gab es ja mit dem Beschluss vom 15.08. 
bzw. 17.08. der Bundesregierung, dass alle Orts-
kräfte ab dem 01.07.2019 zugangsberechtigt wa-
ren, und zwar ohne eine Gefährdungsprüfung, 
zum Ortskräfteverfahren. Da gab es das verein-
fachte Listenverfahren. Dort hatten wir die - ha-
ben alle sich beworben - 1 016 Fälle, die aktuell 
zum 15.08. bei uns beschäftigt waren, inklusive 
von 3 753 Familienangehörigen plus noch mal 
253 Personen, die ausgeschieden waren zwischen 
dem 01.07.2019 und dem 14.08.21, inklusive 
733 Familienangehörige. 

Und danach gab es noch zu Beginn des - - oder 
am Ende des Untersuchungszeitraums das - wir 
nennen es - Ortskräfteverfahren 2.0 - wiederum 
mit individueller Gefährdungsprüfung - ab dem 
09.09.2021 bzw., wenn man die Klärung der 
rechtlichen Fragen noch einbezieht, ab dem 
05.10.2021. Dort hatten wir insgesamt mehrere 
Zehntausend Zuschriften. Ich habe bei 40 000 
aufgehört, zu zählen. Dort hatten wir dann in 
Bezug auf die nationalen Mitarbeitenden ab dem 
01.01.2013  1 568 Personen zur Dateneingabe auf-
gefordert. Von denen hatten 1 129 Anträge hoch-
geladen. Wir haben 908 einschlägige Anträge ans 
BMZ weitergeleitet. Und da das Verfahren immer 
noch weitergeht, haben wir aktuell drei noch in 
der Bearbeitung. 

Und von den sogenannten Werksvertragsneh-
mer/-innen - das sind Personen, die eben keinen 
Arbeitsvertrag, sondern einen Gutachtervertrag 
hatten - haben wir 3 755 Personen zur Datenein-
gabe aufgefordert. 2 838 Anträge wurden hoch-
geladen bei uns. Wir haben 2 523 einschlägige 
Anträge ans BMZ weitergeleitet. Und hier sind 
noch aktuell fünf Anträge in der Bearbeitung. 

Vielleicht ganz kurz zum Ressourceneinsatz in 
diesen beiden Verfahren. Im vereinfachten Lis-
tenverfahren haben bis zu 100 Personen in der 
GIZ an der Bearbeitung der Anträge gearbeitet, 
teilweise abgeordnet in meine Abteilung, teil-
weise auch freiwillig, die sich darum gekümmert 
haben. Aktuell in dem jetzigen Verfahren, OKV 
2.0 mit individueller Gefährdungsprüfung, arbei-
tet ein Team von bis zu 20 Personen an dem The-
menfeld. - So weit. 

Ach, genau, zur Evakuierung wollte ich auch 
noch kurz was sagen. Während der militärischen 
Evakuierung vom 15. bis zum 31.08. ist es uns 
gelungen, unterstützt * die Bundesregierung, 
24 nationale Mitarbeitende und 68* [sic!] Fami-
lienangehörige evakuieren zu lassen. Während 
dieser Zeit haben sich selbstständig 21 nationale 
Mitarbeiter nach Pakistan auf die Wege gemacht, 
12 nach Indien, 18 nach Usbekistan, 42 nach 
Tadschikistan und 9 in die Türkei. 

Und während der zivilen unterstützten Ausreise, 
die ja von der GIZ dann auch maßgeblich umge-
setzt worden ist, ab dem 01.09.2021 haben wir, 
also bis zur temporären Aussetzung der Ausreise 
im März dieses Jahres, insgesamt 1 286 nationale 
Mitarbeitende und Werksvertragsnehmende eva-
kuiert zusammen mit 4 775 Familienangehörigen, 
also 6 000 Personen, und darüber noch mal 
22 566 Ortskräfte anderer Ressorts oder sonstige 
afghanische Schutzbedürftige, jeweils inklusive 
der Familienangehörigen. - Vielen Dank. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich danke Ihnen. - 
In der Befragung, die jetzt folgt, können Sie, 
wenn Ihnen Vorhalte aus Akten gemacht werden, 
diese einsehen; die werden Ihnen dann zur Ver-
fügung gestellt. Im Übrigen werden die MAT-
Nummern hier jeweils von den Fragenden vor-
getragen, damit wir das finden. 

Jetzt geht es mit der Befragung los. Die erste 
Frage hat die SPD-Fraktion. Herr Kollege Nürn-
berger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank, Herr Zeuge, 
dass Sie uns heute zur Verfügung stehen. Und 
erst mal Kompliment an den Stenografischen 
Dienst, dass er diese Vielzahl an Zahlen völlig 
korrekt in das Protokoll überführen wird. 

Nach Ihren Aussagen, Herr Dr. Spatz, waren Sie 
ja ab dem 1. Juli 2021 dann tatsächlich in der 
Stelle des Abteilungsleiters für die von Ihnen 
erwähnte Abteilung „Asien 2“, wenn ich das 
richtig verstanden habe, für die Länder Afghanis-
tan und Pakistan beschäftigt. 
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Nach unseren Erkenntnissen wurden Sie bereits 
vor diesem Zeitpunkt, im Juni 2021, in die Funk-
tion eingearbeitet. Können Sie uns bitte erläu-
tern, in welchem Umfang diese Einarbeitung 
stattfand, welche Schwerpunkte dort gesetzt wor-
den sind? Und die Frage ist auch noch, die sich 
dann anschließt: War Ihr Vorgänger Herr H. auch 
in diesem Monat noch operativ tätig? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, im Juni habe ich 
die Abteilung „Unternehmenscontrolling“ ver-
lassen und bin dort dann in die Einarbeitung ge-
gangen, in die neue Funktion. Meine Tätigkeiten 
dort waren erst mal eine Dienstreise nach Kabul 
und Dubai Mitte Juni. Dort war ich dann drei 
Tage in Dubai und drei Tage auch in Kabul vor 
Ort. Dann habe ich, wie ich geschrieben habe, 
auch im Juni bereits, also mit dem 7. Juni, das 
Thema Ortskräfteverfahren übernommen, weil da 
haben wir einfach, weil es schon - - Das war ein-
fach eine Aufgabenteilung, die wir gewählt hat-
ten, dass wir Ortskräfteverfahren bereits meine 
Verantwortung - - Der Rest der Aufgaben war 
noch bei dem Herrn H. 

Und ansonsten wurde ich, ich würde mal sagen, 
systematisch in die Themen eingeführt. Also, es 
gab Rücksprachen mit allen Mitarbeitenden. Es 
gab Rücksprachen natürlich mit den Landes-
direktionen, mit auch Herrn H. Genau, alle The-
men wurden da, glaube ich, behandelt. 

Jörg Nürnberger (SPD): Des Weiteren ist in unse-
ren Aktenrecherchen die Position eines Landes-
direktors der GIZ in Afghanistan beschrieben. 
Können Sie uns beschreiben, wie dieses Verhält-
nis war, ob es eine Art Unterstellungsverhältnis 
gab? Wer hat die Entscheidungen getroffen? Wer 
hatte welche Kompetenzen? Und auch: Wie hat 
die Zusammenarbeit mit dieser Person funktio-
niert? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, der Landesdirektor 
ist mir unterstellt. Das heißt also, ich bin die 
Führungskraft des Landesdirektors. Und es ist so: 
Natürlich gibt es eine Aufgaben- und Verantwort-
lichkeitsteilung. Also, der Landesdirektor ist stär-
ker für die operativen Tätigkeiten vor Ort zustän-
dig - das gesamte Personal vor Ort ist auch ihm 

unterstellt -, während meine Rolle, wie ich vor-
hin ausgeführt habe, eher so der Kontakt zu den 
Ressorts ist und auch ja kaufmännische Frage-
stellungen und andere Sachen. Aber ich könnte 
theoretisch jede Entscheidung von ihm überstim-
men, wenn ich das wollte; aber das tut man nur 
in Ausnahmefällen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Daran anschließend kann 
ich gleich weiterfragen. Bei den von Ihnen er-
wähnten Ressorts: Mit welchen Personen und 
Referaten im BMZ, das Ihnen ja am nächsten 
steht, und dem Auswärtigen Amt standen Sie in 
regelmäßigem Kontakt? Und welche Themen 
wurden dort weitestgehend besprochen?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, mit BMZ fange ich 
mal an. Im BMZ war es informell ja - - Jetzt darf 
ich Namen sagen, oder? Bei Ressorts darf ich die 
Namen sagen oder - - 

Jörg Nürnberger (SPD): Ohne dem Vorsitzenden 
vorweggreifen zu können, aber bei Personen, die 
in der Öffentlichkeit bekannt sind, dürfen Sie 
Namen natürlich selbstverständlich verwenden. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Gut, sehr gerne. - Also, 
Helmut Fischer, Referatsleiter für das Referat 
„Afghanistan, Pakistan, Zentralasien“ ist meine 
Hauptansprechperson gewesen. Natürlich auch 
die Referenten, die dort sind. Frau Spieß, Frau 
J , damals noch in ihrer Funktion, Herr 
Dominik Schmid und - - Genau, das waren, 
glaube ich, die Hauptansprechpartner bei mir. 

Dann, weil es eben eine Krise war, hatte ich 
natürlich auch sehr engen Kontakt mit Frau 
Hammerschmidt, Unterabteilungsleiterin - - 
waren wir im sehr engen Austausch. Dann 
vereinzelt mit Frau Warnecke, also Abteilungs-
leiterin Warnecke, und ab und zu auch mit dem 
Staatssekretär in Runden, wo ich aber eher Teil-
nehmer war und nicht der Sprechende war. 

Genau, Auswärtiges Amt: Da ging es vor allem 
um Fragen der Ausreise. Also, Cornelius Zim-
mermann war dort sehr stark mit uns im Ge-
spräch. Dann Karlfried Bergner. Und - - Genau, 
jetzt ein Name, der zuständige Referatsleiter für 
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„Afghanistan/Pakistan“. Dessen Namen ist mir 
jetzt gerade nicht - - 

Jörg Nürnberger (SPD): Das Referat reicht uns. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau, das Referat 
„Afghanistan/Pakistan“. - Das waren meine 
Hauptansprechpartner. Dort bin ich nicht auf 
UAL-Ebene oder höher vorgedrungen. 

Genau, dann BMI: Mit dem Referat für Migration, 
gerade im Rahmen der Ausreise, hatte ich relativ 
viel zu tun. Und das war es, glaube ich, ja. 

Ach, die Themen wollten Sie noch wissen, ge-
nau. Die Themen: also Ortskräfteverfahren mit 
dem BMZ insbesondere, weil sie die Ressort-
beauftragten von uns sind. Auswärtiges Amt vor 
allem um die Ausreise. Dann ging es auch um 
das Thema Sanktionsrecht zum Teil. Also, die 
Frage ist: Dürfen wir noch Geld reinbringen oder 
nicht reinbringen? Ist es Terrorfinanzierung - ja 
oder nein? Das waren so Fragestellungen. Die 
wurden dann auch, aber ohne unser Zutun, mit 
dem Justizministerium diskutiert. 

Was haben wir noch? - Und viele Fragen, also 
kaufmännisch, Abrechnungsfragen. Also: Welche 
Kosten werden erstattet? Welche Kosten werden 
nicht erstattet? Das sind so Fragen, die dann auch 
eine Rolle spielten. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Erlauben Sie mir 
noch einen Hinweis, weil wir eben die Namen 
hatten von Mitarbeitern aller Arbeitsebenen: Die 
werden im Protokoll dann geschwärzt. So hand-
haben wir das, sodass das kein Problem gibt.  

Jörg Nürnberger (SPD): Wenn Sie Ihre Arbeit 
jetzt zurückwirkend analysieren, können Sie an 
der Stelle uns vielleicht einmal einen Einblick 
geben, bei welchen verschiedenen Projekten die 
GIZ in dieser Zeit in Afghanistan besonders aktiv 
war, was so der Schwerpunkt der Entwicklungs-
zusammenarbeit durch die GIZ in Afghanistan 
war? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. Also, in meiner 
Zeit relativ wenig, weil meine Zeit ja ab dem 
1. Juli sehr stark durch die Krise bezogen war 

und dann die Implementierung auch sehr stark 
eingeschränkt war. Aber wenn wir davor blicken, 
also vor meine Zeit, dann geht es insbesondere 
um das Thema Bildung, Grundbildung, Berufs-
bildung, Wirtschaftsförderung, Rechtsstaatsförde-
rung, Frauenrechte, Polizei. Also Polizei, da geht 
es um Alphabetisierung von Polizei und von Ar-
mee. Dann geht es auch um den Rohstoffsektor, 
auch da um Governance-Fragen, das heißt um 
Fragen der Rechtmäßigkeit. Das waren die Haupt-
schwerpunkte. - Und genau, was ich vergesse 
habe: Forst, also Wiederaufforstung. 

Jörg Nürnberger (SPD): Die Zeugin vor Ihnen hat 
dargestellt, dass im BMZ ja die Anstrengungen 
mit der ansteigenden oder mit der sich ver-
schlechternden Sicherheitslage auch zurückge-
fahren worden sind, was das Engagement der 
Entwicklungszusammenarbeit betraf. Hatte es 
dann auch Auswirkungen - so wie Sie es jetzt 
auch darstellen, könnte man vermuten, es hatte 
auch Auswirkungen - auf Ihre eigenen Projekte? 
Wie haben Sie diese Situation vorgefunden? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. Also, es gibt ja die 
berühmten Landkarten, welche Distrikte immer 
gefallen sind zu welchem Zeitpunkt. Und dann 
irgendwann ging es auch darum, dass die nördli-
chen Provinzen, in denen wir hauptsächlich tätig 
waren, dann auch eben zumindest die ländlichen 
Gebiete zunächst von den Taliban eingenommen 
waren, später auch die kleineren Städte und 
dann ganz am Schluss auch die Provinzhaupt-
städte. Deswegen ist es so, dass wir uns auch aus 
der Implementierung in den von Taliban besetz-
ten Gebieten natürlich zurückgezogen haben aus 
rechtlichen Gründen, aber auch aus anderen 
Gründen. Deswegen ist unser Gestaltungsspiel-
raum immer kleiner geworden. 

Was wir dann irgendwann gemacht haben - dazu 
haben Sie sicher auch Akten gelesen -: dass wir 
dann angefangen haben, unsere nationalen Mit-
arbeitenden auch zu relokieren aus den Provin-
zen nach Kabul. Das heißt, wir haben Charter-
flüge organisiert, dass die Personen dann, wenn 
sie es wollten, nach Kabul kommen konnten. 

Und nach und nach haben wir auch die Büros in 
Partial oder Full Lockdown gesetzt. Das heißt, 
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dann durften keine Personen mehr ins Büro kom-
men. Sie durften mobil arbeiten - bei vollständi-
ger Bezahlung. - Und das waren so die Haupt-
punkte, die wir eingeleitet haben. 

Jörg Nürnberger (SPD): Aber grundsätzlich be-
stand die Hoffnung oder zumindest auch die 
Absicht, die Entwicklungszusammenarbeit auch 
weiterhin fortzuführen, sofern es die Sicherheits-
lage zulässt. Ist das richtig? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau, es gab ja das klare 
Bekenntnis der Bundesregierung, dass die EZ 
weitergehen soll, auch nach dem Abzug der Bun-
desregierung [sic!]*. Das heißt: Ja, bei uns gab es 
den Wunsch, dass wir weitermachen können, so-
fern es die Sicherheitslage erlaubt. 

Und wenn ich das sagen darf, also außerhalb des 
Untersuchungszeitraums: Wir haben ja auch wei-
terhin Operationen vor Ort. Das heißt, das BMZ 
finanziert ja weiterhin Tätigkeiten. Und auch da 
ist die Implementierung selbst in der jetzigen 
Lage möglich. Und wir gingen immer davon aus, 
dass es auch weiterhin möglich sein könnte; ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): Nach diesen eher allge-
meinen Fragen möchte ich mich jetzt dem Orts-
kräfteverfahren, das Sie auch bereits mehrfach 
erwähnt haben, etwas nähern. - Sie haben natür-
lich - und Sie haben es ja bereits auch selber aus-
geführt - diese Aufgabe im Juni 2021 übernom-
men, als sich die Sicherheitslage - und das haben 
Sie ja noch mal plastisch dargestellt auch mit 
dem Verweis auf die einschlägigen Karten - sehr 
verschlechtert hat. Wie effizient hielten Sie zu 
diesem Zeitpunkt das Ortskräfteverfahren? Weil 
wenn ich mich recht entsinne, haben Sie ein-
gangs - und das waren eine oder zwei dieser 
vielen Zahlen - dargestellt, dass es in den Jahren 
zuvor kaum Gefährdungsanzeigen gegeben hat. 
War es für Sie dann absehbar, dass, wenn die 
Gefährdungssituation sich extrem negativ ent-
wickeln wird, das Ortskräfteverfahren vielleicht 
so nicht mehr angemessen ist? Wie haben Sie die 
Situation eingeschätzt? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. Das war gleich 
eine meiner ersten Erkenntnisse in meiner Tätig-
keit: dass das OKV in der damaligen Form eben 

nicht für einen Ernstfall geeignet war. Dazu gibt 
es ja auch verschiedene E-Mails, die ich dann an 
die Bundesregierung, also ans BMZ insbeson-
dere, geschrieben habe. 

Das lag daran: Das Ortskräfteverfahren 1.0 mit 
individueller Gefährdungsanzeige hat in der da-
maligen Form mehrere Monate gedauert, bis ein 
Fall entschieden werden konnte und dann die 
Person ausreisen konnte. Das lag an der Tatsache, 
dass natürlich Interviews geführt werden muss-
ten, um die Gefährdung zu prüfen, dass auch Si-
cherheitsinterviews geführt werden mussten für 
die Visavergabe. 

Und das Problem war damals, dass eben seit dem 
Anschlag 2017 an der deutschen Botschaft in 
Kabul es ja auch keinen Visadienst mehr gab in 
Kabul und damit die Personen dann eben erst 
ausreisen mussten in einen Drittstaat, also erst 
mal Indien oder Pakistan, dann zurückkommen 
mussten nach Afghanistan, um dann von dort 
auszureisen. Und dieses Verfahren konnte in der 
damaligen Form - - Für vielleicht sieben bis 
zwölf Fälle war das machbar und möglich, aller-
dings nicht für einen Ernstfall. Da waren sich 
auch, glaube ich, alle Beteiligten einig. Die Frage 
dann war da eher, wie ein solches Verfahren aus-
gestaltet werden könne und was der Trigger war, 
wann man eben vom alten Verfahren zum neuen 
Verfahren geht. 

Was man gesehen hat: Entlang der gesamten 
Kette von Punkten gab es kritische Engpässe im 
Ortskräfteverfahren. Eben die Botschaft war 
schon erwähnt; aber vielleicht kann man hier 
vergleichen zwischen der Bundeswehr und auch 
der EZ. Bei der Bundeswehr war es ja so, dass 
die - - Also, erst mal wurde ja pauschal gesagt, 
dass eine Gefährdung gegeben sei. Das war bei 
der EZ lange unklar, ob das der Fall wäre oder 
nicht. Dann war es so: Die Bundeswehr hatte Er-
fassungsgeräte bekommen für die biometrische 
Erfassung von Fingerabdrücken. Eine nachge-
lagerte Behörde oder eine Bundeswehr kann das. 
Wir als Bundesunternehmen haben diesen Status 
nicht, dass wir solche Geräte nutzen dürfen. 

Dann ist es auch so, dass die Bundeswehr die 
Pässe der Ortskräfte ausfliegen konnte nach 
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Deutschland. Und dort, also in Bonn, glaube ich, 
wurde das bearbeitet im Auswärtigen Amt. Auch 
das war nicht das Verfahren für uns, sondern das 
Verfahren, was für uns angedacht war: dass IOM, 
also International Organization for Migration, 
glaube ich, hieß es, dass sie mit ihrem Büro vor 
Ort die Visaanträge und auch die Anträge anneh-
men sollten. Nur, die Kapazität dieses Büros wa-
ren weniger als zehn Fälle pro Tag. Das heißt, für 
den Ernstfall, wenn man davon ausgeht, dass ir-
gendwann 1 016 Fälle auf einen Tag kommen, 
wie es dann ja gekommen ist, wären die hoff-
nungslos überfordert gewesen. Und dieses IOM-
Büro ist auch niemals funktional für die Bundes-
regierung dann geworden, weil einfach dann die 
Ereignisse sich überschlagen hatten. 

Das heißt, das damalige Verfahren war nicht ge-
eignet. Und daher unser Wunsch oder auch un-
sere intensive Diskussion ab Juni, würde ich sa-
gen, eben ein OKV für den Ernstfall zu gestalten.  

Jörg Nürnberger (SPD): Sie haben jetzt - das ist 
vielleicht Zufall -, aber Sie haben jedenfalls die 
identischen Begriffe verwendet wie die Zeugin 
vorher, nämlich den Begriff „Ernstfall“ und den 
Begriff „Trigger“. Da könnten Sie vielleicht noch 
kurz erläutern, was damit genau gemeint war. 

Und die zweite Sache ist: Sie haben das intern 
kommuniziert. Ich darf da verweisen auf MAT A 
GIZ-4.67, Blätter 90 bis 93, wo Sie schreiben - 
und ich darf zitieren - dass es „häufig zu Ver-
zögerungen bei der Bearbeitung durch die Bun-
desregierung“ kam. Ende des Zitats. - Sind die 
von Ihnen jetzt ausgeführten Probleme bei dem 
Visaverfahren und die Nichtzurverfügungstellung 
dieser biometrischen Einrichtungen, wie es bei 
der Bundeswehr der Fall war - - Haben Sie diese 
Verzögerung durch die Bundesregierung gemeint, 
oder rekurrieren Sie da auf etwas anderes? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Dazu müsste ich mir das 
vorlegen lassen. Ich kenne den Schriftsatz nicht 
auswendig. 

Jörg Nürnberger (SPD): Das können wir gerne 
tun. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Vielleicht kann ich mit 
der Beantwortung der Frage, was der Ernstfall 
ist - - Also, dazu muss man sehen: Wir hatten 
vom Risk Management Office der GIZ in Szena-
rien gearbeitet - 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt) 

- vielen Dank -, also: Was sind Szenarien, die 
eintreten könnten? 

Unser Mainline-Szenario war, dass es im Zeit-
raum von Wochen und Monaten eine Art Über-
gangsregierung geben könnte, wo die Taliban und 
die republikanische Regierung in einer Art Koali-
tionsregierung zusammenarbeiten. 

Und dann gab es ein Ernstfall- oder ein Worst-
Case-Szenario, in dem wir davon ausgingen, dass 
es eher zu einem Bürgerkrieg kommen würde. 
Wir hatten nicht damit gerechnet - und ich 
glaube, das haben auch alle anderen nicht -, dass 
es zu einem schlagartigen Fall von Kabul kom-
men könnte. Und außerdem gingen wir von 
einem Zeithorizont eher von Wochen und Mona-
ten und nicht von Tagen aus. - Genau, das zum 
Ernstfall. Also, der Ernstfall war damals in unse-
rer Wahrnehmung eher eine bürgerkriegsähnliche 
Situation, die dann ja nicht eingetreten ist.  

Und bei Trigger ist die Frage: Also, für unsere 
Entscheidung hatten wir immer vordefinierte 
Punkte, dass wir gesagt haben: Wenn Distrikt X 
zum Beispiel fällt rund um Faizabad oder andere 
Städte, dann gehen wir in den Partial oder in den 
Full Lockdown. Das heißt, dann war die Frage, 
ob es auch so einen Trigger gibt, dass man weiß: 
Okay, wenn dieses Ereignis entsteht, dann gehen 
wir vom alten Verfahren ins neue Verfahren. 

(Der Zeuge liest in den ihm 
zuvor vorgelegten 

Unterlagen) 

Jörg Nürnberger (SPD): Welche Ausgestaltung 
hätte Ihrer Meinung nach das Ortskräfteverfahren 
zu diesem Zeitpunkt haben müssen, um der sich 
verschlechternden Sicherheitslage angepasst zu 
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sein? Welche Vorschläge haben Sie gemacht? Wie 
hätte es aussehen sollen? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Soll ich erst mal die 
Frage beantworten, oder soll ich dann - - Erst 
die? - Ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): Wenn Sie vielleicht zu-
nächst die letzte von mir gestellte Frage beant-
worten -  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ach so. 

Jörg Nürnberger (SPD): - und dann noch mal 
rück. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Gut. - Also, was waren 
meine Vorstellungen? Der Punkt ist hier, dass ja 
sehr, sehr lange unklar war, wer überhaupt als 
Berechtigtenkreis gelten könnte im Ortskräfte-
verfahren. 

Vielleicht muss man hier noch mal kurz auf die 
Bedrohungslage eingehen. Und da würde ich 
gerne ein bisschen weiter ausholen, wenn das in 
Ordnung ist. Es ist so, dass, wenn man sich das 
anschaut, die Bedrohungslage damals, aber 
auch - - Oder unsere Erwartung der Bedrohungs-
lage damals und auch das, was wir jetzt sehen, 
ist, dass natürlich die humanitäre Lage katastro-
phal ist und wir auch damals davon ausgingen, 
dass, wenn ein Ernstfall eintritt, das katastrophal 
werden könnte. Wir sehen jetzt, dass Kinder ster-
ben im Winter an Kälte, zurzeit an Hunger. Wir 
waren uns auch bewusst, dass in so einem Ernst-
fall natürlich die Menschenrechtslage sehr, sehr 
stark sich verschlechtern würde, insbesondere 
natürlich die Rechte der Frauen, was wir jetzt 
auch natürlich sehen, also in Bezug auf Berufs-
verbote oder Ausgehverbote und anderes. 

Allerdings hatten wir damals schon - und das 
haben wir auch heute - die Einschätzung, dass in 
Bezug auf die Sicherheitslage zumindest das Sze-
nario, was dann eingetreten ist, der Fall Kabuls 
und die gewaltlose Übernahme Kabuls, dass das 
dazu führte, dass die Sicherheitslage eher besser 
geworden ist. Das klingt zynisch, aber es ist so, 
weil der Hauptaggressor einfach jetzt an der 

Macht war und damit die von ihm verübten An-
schläge oder kriegerischen Handlungen einfach 
dann zu Ende waren. 

Und das, was für uns noch mal wichtig war, ist 
natürlich auch - nach dem geltenden Recht und 
Gesetz - die Frage: Gibt es eine spezifische Bedro-
hung der Ortskräfte über das allgemeine Sicher-
heitsrisiko hinaus? Und da ist eben so: Nach 
Ortskräfteverfahren war es ja so, dass man nach-
weisen musste, dass eine spezifische Bedrohung 
aufgrund ihrer Tätigkeit für die EZ vorlag. Und 
wir gingen davon aus, dass das im Allgemeinen 
nicht gegeben ist - das sehen wir auch heute noch 
so - und dass, wenn es - - Es kann natürlich Ein-
zelfälle geben: dass einzelne Kommandeure zum 
Beispiel sich nicht an die von den Taliban ver-
sprochene Amnestie halten würden oder dass sie 
auch noch private Rechnungen offen haben wür-
den. Und daher gingen wir eher davon aus - 
lange Zeit -, dass es sich eigentlich nur um we-
nige Personen handelt, die evakuiert werden kön-
nen.  

Und da hatten wir mehrere Kriterien aufgestellt, 
was es sein könnte. Es könnte sein, dass es ins-
besondere Frauen sind in herausgehobenen Posi-
tionen bei uns, dass es Personen sein könnten, 
die in Vorhaben arbeiten, die als kritisch gelten, 
also gerade Governance-Vorhaben oder Men-
schenrechtsvorhaben - dass man solche hat -, 
oder aber, dass es Mitarbeitende treffen könnte, 
die eher Hazara - - also, die ethnischen Minder-
heiten angehören könnten. Deswegen gingen wir 
wenige Tage vor dem Ernstfall davon aus, dass 
wir vielleicht 30 bis 40 Personen rausholen könn-
ten. Wir gingen nicht davon aus, dass wir die 
1 016 Personen plus die weiteren 232, glaube ich, 
rausholen konnten. 

Deswegen, vom Verfahren her: Wir haben im 
ersten Schritt ja mit dem BMZ verhandelt, dass 
wir Vereinfachungen haben könnten. Da ging es 
insbesondere darum, dass man die Verfahrens-
schritte verkürzt. Dann gab es keine formelle 
Eröffnung des Verfahrens mehr. Dann wurden 
die Sicherheitsinterviews* ersetzt durch Frage-
bögen, die ausgefüllt werden müssten, die dann 
eben dazu führen würden, dass man deutlich ver-
kürzte Zeiten hat. Aber das Ganze, die gesamte 
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Vereinfachung des bisherigen Verfahrens: Es war 
klar, dass es dann nur gelten könnte für vielleicht 
nicht 7 bis 12, sondern vielleicht 20 oder 50 
Fälle, so ungefähr. 

Es war klar, dass dieses Verfahren so, wie es 
vereinfacht worden ist - ich glaube, das war im 
Juli; da müsste ich noch mal nachschauen in 
meinen Unterlagen -, nicht für den Ernstfall 
gelten konnte. Für den Ernstfall war es für uns 
wichtig - und die Frage war wichtig -: Bekommen 
wir die gleichen Konditionen wie die Bundes-
wehr damals - war unsere Frage - und quasi eine 
pauschale Bestätigung der Gefährdung, wie sie 
eben die Bundeswehr bekommen hat? Aber das 
war bis zum letzten Tag unklar, ob wir sie be-
kommen würden oder nicht. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das Fragerecht 
wechselt zur Union. Herr Kollege Zippelius. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Danke Ihnen, Herr 
Vorsitzender. - Sehr geehrter Herr Dr. Spatz, ich 
möchte Ihnen einen Vorhalt machen, und zwar: 
Am 21. September 2021 geht - - Ich zitiere gleich 
aus einem Schreiben, das ist MAT A GIZ-3.23, 
Blatt 151 bis 152. Und zwar geht es darum - ich 
drücke es jetzt mal so aus -, dass Sie sich um die 
Unterstützung des Auswärtigen Amts für das 
Ausmerzen eines Fehlers der GIZ beim Daten-
transfer von Ortskräften im Zusammenhang mit 
dem vereinfachten Listenverfahren bemühen. Ich 
zitiere:  

Insgesamt haben wir die nachträg-
liche Genehmigung von 156 Orts-
kräften (bzw. 654 Personen) und 
die nachträgliche Streichung von 
130 Ortskräften (bzw. 541 Perso-
nen) beantragt. 

Können Sie uns den Vorgang bitte erläutern? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Kann ich. - Kann ich 
trotzdem das Schriftstück bitte sehen? 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ja, natürlich; kön-
nen wir Ihnen vorlegen. 9.4. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen)  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Vielen Dank. - Genau. - 
Gut, da legen Sie den Finger in die offene 
Wunde. Das ist, glaube ich, so einer der sehr, 
sehr wenigen Fehler, die gemacht worden sind 
von der GIZ. Allerdings möchte ich ganz klar und 
auch deutlich machen, dass dieser Fehler keine 
materiellen Auswirkungen gehabt hat, weil ich 
möchte noch mal betonen: Am 15.08. wurde das 
Ortskräfteverfahren umgestellt. Zu diesem Zeit-
punkt war der Flughafen bereits dicht; da konnte 
keiner mehr rein. Das heißt, vor dem 15.08. gab 
es keine rechtliche Möglichkeit, die Personen 
rauszuholen, für die GIZ. Nach dem 15.08. gab es 
keine faktische Möglichkeit mehr, die Ortskräfte 
aus Afghanistan rauszuholen.  

Dennoch: In einer Krise ist es so, dass Fehler 
passieren. Es ist so, dass wir davon nicht - - 
Also, wir hatten dann - ich glaube, es war am 
10. August - - Nachdem es klar wurde, dass es 
dann doch auf ein Ortskräfteverfahren vielleicht 
für den Notfall rauslaufen könnte, hatten wir eine 
Datenbank aufgebaut, wo Personen, die sich eben 
gefährdet fühlten, ihre Daten reinladen konnten. 
Dann war es so, dass mit dem schnellen Fall von 
Kabul der Server, der dort stand im Kabul-Büro - 
wir hatten so ein Kabul-Büro -, erst mal abge-
schnitten war von uns. Das heißt, wir brauchten 
mehrere Tage, um die wiederherzustellen. Des-
wegen gab es am Anfang einige kleinere Pro-
bleme. Hauptpunkt aber - - Das ging darum, dass 
wir Personen quasi nicht gemeldet hatten zum 
rechtzeitigen Zeitpunkt. 

Der andere Fall, dass wir eben Personen nach-
träglich streichen wollten: Das liegt daran, dass 
am Anfang unklar war: Wer ist berechtigt? Es war 
damals nicht klar: Sind es nur die Ortskräfte? 
Wenn ja, wie lange zurück - also bis 2019 oder 
bis 2013 zurück? Und es war auch sehr, sehr 
lange unklar, ob auch die sogenannten Werk-
vertragsnehmer/-innen Zugang hatten zu dem 
vereinfachten Listenverfahren.  

Dann sind uns in den ersten Tagen Personen auf 
diese Liste gerutscht, die nicht hätten auf die 
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Liste kommen sollen. Und um deren Streichung 
haben wir dann nachträglich gebeten, als wir 
dann noch mal die Ruhe hatten, auch noch mal 
die Liste durchzugehen, zu checken. Wir hatten 
auch Doppelmeldungen drin, die wir dann auch 
um Streichung gebeten hatten. Genau.  

Der Grund für diese E-Mail, an die ich mich jetzt 
erinnere, ist so: Es wurde immer mit sehr, sehr 
engen Fristen gearbeitet. Da hieß es immer: Ja, bis 
dann und dann, 17 Uhr, könnt ihr noch nach-
reichen. - Und dann haben wir unter Hochdruck 
dann die Listen zusammengestellt. Und genau in 
solchen Fällen, gerade wenn man noch andere 
Themen an der Hacke hat, dann ist es so, dass 
dort Fehler passieren. Und uns war es wichtig, 
dass eben wir nach der angeblich letzten Melde-
frist dann eben noch diese Bereinigung vorneh-
men wollten und hierfür die Unterstützung der 
Bundesregierung, der Ressorts brauchten - also 
BMZ, AA, aber auch BMI brauchten -, damit 
diese Bereinigung noch mal stattfinden konnte, 
nach der offiziellen Frist. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Hatte sich die GIZ 
unzureichend auf die Bearbeitung von Gefähr-
dungsanträgen vorbereitet, wenn man ursprüng-
lich eigentlich im Land bleiben wollte?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Gut.  

(Der Zeuge blättert in 
seinen Unterlagen) 

Die Frage ist ja immer für mich: Was ist in unse-
rem Einflussbereich, und was ist nicht in unse-
rem Einflussbereich als GIZ? Und hier ist es so, 
dass, wie ich vorhin ausgeführt habe, ja lange 
unklar war, wer überhaupt rauskönnte. Wenige 
Tage vorher hieß es eben noch, wie gesagt: Da re-
den wir über 30, 40 Fälle, und nicht über 1 000 
Fälle. Was wir gemacht haben für die Vorberei-
tung, ist: Wir haben sehr früh unsere Mitarbeiten-
den aufgefordert, sich ihre Reisepässe zu besor-
gen, wenn sie noch keine hatten, was übrigens 
jetzt genau das Thema ist, weswegen einige der 
Ortskräfte noch vor Ort sind - weil alle ausreisen 
können, nur die nicht, die keine Pässe haben. Das 
war im - - ich muss mal schauen - -  

(Der Zeuge liest in seinen 
Unterlagen) 

Im Mai und Juni hatten wir eben gebeten, dass 
sie ihre Reisepässe in Ordnung bringen. Wir ha-
ben sehr intensive Diskussionen, wie gesagt, mit 
den Ressorts aufgenommen zum Thema „Be-
schleunigung des Ortskräfteverfahrens“ oder 
„Ortskräfteverfahren für den Ernstfall“. Wir 
haben andere Tätigkeiten gemacht, um die Mit-
arbeiter in Sicherheit zu bringen: die temporäre 
Schließung von Büros, wie gesagt, die Relokie-
rung usw. usf. Nur, der entscheidende Punkt für 
uns ist: Wir konnten zu dem Zeitpunkt nicht ab-
schätzen, dass von heute auf morgen alle Orts-
kräfte auf einmal auf die Liste kommen würden. 
Von daher würde ich nichts - - Was auch wichtig 
ist, zu sagen: Es gab auch für diese Evakuierung 
keinen Präzedenzfall. Es ist zum ersten Mal in 
der Geschichte der EZ, dass in einem substan-
ziellen Maße Ortskräfte von der Bundesregierung 
evakuiert werden sollten.  

Was wir auch gefordert hatten, was aber ab-
gelehnt worden ist, war das Thema, dass man 
diese Verfahren auf Vorrat durchlaufen könne. 
Das war uns wichtig, zu sagen - das war noch 
eine Frage, die hatte ich vorhin vergessen, zu sa-
gen -, dass wir darum gebeten hatten, dass Perso-
nen auf Vorrat dieses Verfahren durchlaufen kön-
nen, das heißt dann, falls der Ernstfall eintritt, 
dass man quasi schon vorgefertigte Anträge hat. 
Das wurde abgelehnt. Und dann war es eben so, 
dass wir innerhalb weniger Tage diese Datenbank 
aufbauen mussten. Aber ich bin unsicher, ob man 
mir oder uns den Vorhalt machen kann, dass wir 
uns unzureichend vorbereitet hätten. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Können Sie auf 
die Reaktion anderer Ressorts eingehen? Aus 
MAT A GIZ-3.204, Blatt 119 bis 120 zitiere ich; 
da schreiben Sie:  

Hr. Krüger bewertet Vorgang aus 
Sicht AP05 als unkritisch und 
würde bei Übermittlung durch 
BMZ zustimmen. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm. 
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Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Hat das Auswär-
tige Amt den Vorgang wirklich als unkritisch be-
zeichnet?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Wenn es da steht; das 
würde ich auch gerne sehen. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen)  

- Danke. - Genau. Also, was ich vielleicht voraus-
schicken darf, ist, dass in dieser Krise aus meiner 
Sicht alle Beteiligten extrem gut zusammen-
gearbeitet haben, also wir mit BMZ, aber auch 
wir mit AA und auch mit BMI. Also, ich muss sa-
gen, dass meine Wahrnehmung der Innenbehör-
den deutlich anders ist, als sie vor der Krise war, 
weil einfach wirklich alle, die daran beteiligt wa-
ren, an einem Strang gezogen haben, zumindest 
auf den Ebenen, auf denen ich gearbeitet habe. 

Die Verbindung mit Herrn Krüger war sehr eng. 
Wir haben regelmäßig dann auch telefoniert oder 
eben E-Mails ausgetauscht. Es war so, dass er, 
wie ich geschrieben habe, als ich diesen Vorgang 
vorgelegt habe - - dass wir eben noch nach der 
Meldefrist dann die Personen bereinigen oder er-
gänzen wollten, dass er seine volle Unterstützung 
angeboten hat, das zu tun. Und er war dahin ge-
hend wichtig, weil das BMZ war die erste Prüf-
stelle, und dann eben AA und BMI waren die 
zweite Prüfstelle dieses Verfahrens. Und deswe-
gen war es wichtig, ihn an Bord zu haben.  

Aber auch das BMI hat ja zugestimmt. Also, von 
daher hat es sich ja herausgestellt, dass es unkri-
tisch war. Sie haben es ja gemacht, sie haben es 
ja genehmigt. Und die einzige Frage für mich ist: 
Warum musste man immer solche Fristen setzen, 
die es dann eben quasi für alle Beteiligten extrem 
schwer gemacht haben? Aber wir haben extrem 
eng zusammengearbeitet in der Hinsicht.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): War eine Konse-
quenz daraus, dass Mitarbeiter, deren Ausreise 
eigentlich prioritär gewesen wäre, in Afghanistan 
bleiben mussten?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ich glaube, die Frage 
hatte ich schon beantwortet: Nein, weil - - Wie 
gesagt, vor dem 15.08. hatten wir keine rechtliche 
Möglichkeit, Personen - - auszureisen. Ab dem 
15.08. hatten wir faktisch keine Möglichkeit, Per-
sonen aus Afghanistan rauszuholen. Und auch 
danach war es so, dass die Evakuierungsoperatio-
nen, die wir selber durchgeführt haben, die ha-
ben im September erst beginnen können. Von 
daher sehe ich nicht, dass durch diesen Vorgang 
auch nur eine einzige Ortskraft in Afghanistan 
länger geblieben ist, als sie hätte bleiben müssen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Alles klar. Danke 
Ihnen. - Anderer Vorhalt, und zwar geht es 
hier - - MAT A GIZ-3.183, Blatt 68 bis 69. In 
einem Bericht zum Jour fixe vom 12. Mai 2021 
steht - ich zitiere - : 

Zum Unterschied der Bundeswehr 
haben wir als zivile Organisation 
das übergeordnete Interesse vor 
Ort im Land zu arbeiten. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Gab es innerhalb 
der GIZ eine Grundsatzentscheidung zum Ver-
bleib in einem durch die Taliban regierten Afgha-
nistan? Wenn ja: Wann und durch wen?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Das ist keine Entschei-
dung, die wir treffen können. Das ist eine politi-
sche Entscheidung. Also, das ist eine Entschei-
dung der Bundesregierung, ob wir da arbeiten 
oder nicht. Ich weiß nicht, ob ich eine persönli-
che Einschätzung auch - - Also, ich persönlich 
sage zurzeit - und wir machen ja gerade auch 
Aktivitäten dank des BMZ, die uns das finanzie-
ren -: Ich glaube, jeder Euro, der da aktuell rein-
geht und ordnungsgemäß im Sinne der Ziele des 
BMZ ausgegeben wird, ist ein guter Euro, weil 
die Lage dort einfach dramatisch ist. Aber, wie 
gesagt, diese Entscheidung, ob wir bleiben oder 
nicht und wann wir wieder gehen und wann die 
temporäre Suspendierung der EZ-Tätigkeiten 
wieder aufgehoben wird, das ist nicht unsere Ent-
scheidung, sondern das ist die Entscheidung der 
Bundesregierung. Und an die halten wir uns. 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/44 I 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 78 von 140 
 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Okay. - Weil Sie 
gerade sagen: „Jeder Euro, der da investiert ist, ist 
ein guter Euro.“: Gibt es weitere Gründe? Worauf 
basierte dann die Erwartung der GIZ, dass man 
als zivile, aber auch irgendwo staatliche Organi-
sation zukünftig weiter in Afghanistan tätig sein 
könnte, zum damaligen Zeitpunkt?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Weil es klare Aussagen 
gab - bis auf Staatssekretärsebene -, dass die EZ 
weitergehen soll, auch nach dem Abzug der Bun-
deswehr. Und das waren - - Zu dem Zeitpunkt - - 
Ich glaube, was Sie mir da vorhalten: Da war 
Kabul nicht gefallen. Von daher: Bis zum Fall 
Kabuls gingen wir erst mal davon aus, dass es 
weitergehen kann, weil das erklärte Position der 
Bundesregierung war. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Fanden zum da-
maligen Zeitpunkt Gespräche mit den Taliban 
statt? Ging es da um Garantien für Projekte und 
für die Mitarbeiter?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. Es gab zwei 
Punkte, die da vielleicht relevant sein könnten. 
Wir haben einmal zugeliefert zu einem Gespräch 
des Auswärtigen Amtes mit der Doha-Fraktion 
der Taliban. Wir haben darum gebeten, dass das 
Auswärtige Amt dort in unserem Sinne verhan-
delt, dass die sehr allgemein formulierte „Amnes-
tie“ - in Anführungsstrichen - der Taliban sowohl 
für Sicherheitskräfte, aber auch für Mitarbeitende 
staatlicher Organisationen spezifiziert wird und 
dass auch schriftliche Garantien gegeben werden, 
sowohl für unsere Mitarbeitenden als auch für 
unsere Sachgüter.  

Das muss gewesen sein - - Am 28. Juni war das, 
dass wir das darum gebeten hatten. Das war näm-
lich in der Vorbereitung der Regierungsverhand-
lungen, die da stattgefunden hatten zwischen 
Deutschland und Afghanistan. Die Gespräche 
wurden nach meinen Erinnerungen auch geführt. 
Und wir selber haben dann Gespräche geführt - 
nach Abstimmung mit der Bundesregierung - 
zum Thema Sicherheit mit den Taliban nach dem 
Fall Kabuls - das muss wenige Tage nach dem 
Fall Kabuls gewesen sein -, dass es uns darum 
ging, dass wir schriftliche Sicherheitsgarantien 

bekommen von den Taliban für unsere Mitarbei-
tenden, die sie vorzeigen können zum Beispiel 
bei Straßensperren oder bei Hausdurchsuchun-
gen oder anderen Fällen; dass dort einfach unsere 
Mitarbeitenden einen besonderen Schutz genie-
ßen.  

Vielleicht mal zurück zum Thema „besondere 
Gefährdungslage der Ortskräfte“. Ich glaube, dass 
durch diese Sicherheitsgarantien, die wir schrift-
lich bekommen hatten, aber auch durch die Tat-
sache, dass unsere Mitarbeitenden ja weiter be-
zahlt werden durften - - dass sie sogar eher besser 
geschützt waren während der Zeit als die nor-
male Bevölkerung. Und vielleicht ganz kurz eine 
Ergänzung noch: Diese Sicherheitsgarantien ha-
ben wir bekommen sowohl für Kabul als auch für 
die Nordprovinzen, in denen wir gearbeitet ha-
ben - auf Gouverneursebene, glaube ich. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Okay. - Ich 
möchte mit Ihnen kurz über das Mainline-Szena-
rio sprechen. Wer hat die Szenarien erarbeitet, 
und welche Rolle hat Ihr Bereich dabei gespielt?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. - Also, die Szena-
rien wurden erarbeitet von dem Risk Manage-
ment Office der GIZ und damit dem bereits von 
Ihnen gehörten Zeugen Herrn Rohschürmann, 
der dort der Leiter des RMOs war. Er hat dazu 
natürlich Informationen eingeholt. Er hat mit 
Sicherheitskräften vor Ort gesprochen, mit der 
deutschen Botschaft gesprochen, auch mit Ken-
nern der Szene. Es gibt ja einschlägige Consul-
tants, die dort aktiv sind - wie heißt das? Risk 
Control Group, glaube ich, heißt die -, die uns 
noch wenige Tage vor dem Fall Kabuls gesagt 
haben, es dauert noch mehrere Wochen, bis wir 
hier Veränderungen sehen. - Genau. So wurden 
die durch ein - - Wir hatten natürlich auch ein 
Feldnetzwerk von Risk Management Advisorn in 
den Provinzen, die das allerdings leider auch 
nicht gesehen hatten.  

Vielleicht möchte ich hier eine kleine Anekdote 
erzählen, wenn ich darf. Ich selber hatte die Ge-
legenheit, am 14.08. Herrn Schäfer-Gümbel bei 
einem Gespräch zu vertreten mit Herrn Saad 
Mohseni - das ist der Eigner der größten Medien-
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gruppe in Afghanistan - am Frankfurter Flug-
hafen, zusammen mit Herrn Omid Nouripour, 
dem Grünen-Abgeordneten. Und selbst er, Saad 
Mohseni, der eigentlich über sehr, sehr gute 
Informationen verfügen müsste als Eigner der 
größten Nachrichtenorganisation - also im Sinne 
von Radio und Fernsehen -, sagte damals noch: 
Ja, das dauert noch Wochen. - Und einen Tag 
später war es gefallen. Das heißt: Ich glaube 
nicht, dass es einer gesehen hat. Und deswegen 
möchte ich meinem RMO hier auch keinen Vor-
wurf machen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Hatten Einschät-
zungen, Planungen des Auswärtigen Amts einen 
Einfluss auf den Verbleib, auf die Einschätzung 
der GIZ und des RMO?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Welche Art von Planung 
meinen Sie?  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Oder Einschät-
zung. Sie haben sich ja sicherlich ressortübergrei-
fend ausgetauscht. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Und hatte das 
Einfluss auf die Einschätzung, die Sie erarbeitet 
haben - wir haben ja gerade schon darüber ge-
sprochen - im Rahmen der GIZ und des damit in 
Verbindung stehenden RMOs?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, man hat mit denen 
gesprochen, natürlich. Aber wenn Sie insinuie-
ren, dass es da irgendwie Druck gab oder so - auf 
keinen Fall. Also, unser RMO hat da ganz freie - -  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ich insinuiere gar 
nichts.  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Gut. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Also bitte, das 
möchte ich - - bitte nicht. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Gut. - Es geht einfach 
darum: Natürlich hat man mit allen gesprochen 
oder mit Mitarbeitenden bei der deutschen Bot-

schaft gesprochen. Man hat auch mit dem Aus-
wärtigen Amt gesprochen. Aber das würde ich 
sagen: Also, wenn die gute Argumente hatten, 
sind die natürlich eingeflossen in die Szenarien-
bildung; aber darüber hinaus, würde ich sagen, 
nicht. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Inwiefern haben 
Sie Einfluss auf die Aussagen des Szenarios ge-
nommen?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Null. Ich habe keine - - 
Das war nicht meine Rolle, und das wäre auch 
ein klarer Bruch unseres Kodex sozusagen. Es 
gibt ein RMO, was die Sicherheitsanalysen 
macht, und dann werden mir Empfehlungen vor-
gelegt, was zu tun ist, im Sinne von: Lockdown, 
ja oder nein, oder Relokierung, ja oder nein. Aber 
auf den Text oder auf die Analyse an sich habe 
ich keinen einzigen Einfluss genommen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Würden Sie den 
Eindruck bestätigen, dass diese Szenarien sehr 
weitgehend die Grundlage für die Entscheidung 
Ihres Bereiches waren?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ja, klar. Man verlässt sich 
natürlich auf die Szenarien, die es dort gibt. Des-
wegen: Die Quelle unseres Wissens ist dort zu-
sammengeflossen im Sinne von: Alle Informatio-
nen sind erst mal beim RMO zusammengeflos-
sen, was die Sicherheitsfragen angeht. Von daher 
würde ich sagen: Ja, natürlich verlässt man sich 
in so einem Fall, gerade in Krisenkontexten, auf 
sein RMO. Und wenn ich das nicht plausibel ge-
funden hätte, dann hätte ich anders entschieden. 
Aber die Entscheidungen, die mir vorgeschlagen 
worden sind in dem Zeitraum, waren für mich 
plausibel abgeleitet aus den Szenarien und auch 
plausibel vorgetragen. Von daher: Ich kann mich 
an keinen einzigen Fall erinnern, dass ich einer 
Empfehlung des RMOs nicht gefolgt bin in der 
Zeit. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Glaubten Sie tat-
sächlich bis zum Fall Kabuls an eine diplomati-
sche Lösung zugunsten der Republik?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ja, im Sinne von: Wir 
dachten, dass es zumindest über Wochen und 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/44 I 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 80 von 140 
 

Monate noch eine Art Koalitionsregierung geben 
würde, wo dann unklar war, wer welches Ge-
wicht hat in so einer Regierung.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Warum?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Warum? 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Genau. Warum?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Weil das normaler-
weise - - Also - jetzt muss ich zurückgehen in die 
afghanische Geschichte -, weil es eigentlich eher 
Konsens ist in Afghanistan, dass man sich zu-
sammenfindet, als dass es eine komplette Über-
nahme durch eine Fraktion gibt. Und damit gin-
gen wir davon aus - und, wie gesagt, auch viele 
andere in diesem Bereich, inklusive spezialisier-
ter Consultingfirmen -, dass es die nächsten Wo-
chen und Monate eher eine Art Koalitionsregie-
rung geben würde, die natürlich schleichend 
hätte zu einer Talibanisierung führen können. 
Aber erst mal ging es darum, dass wir davon aus-
gingen, dass es noch hält. Und, wie gesagt, ich 
kann nur noch mal zitieren diese Anekdote mit 
Herrn Saad Mohseni: Auch die Afghanen oder 
gut informierte Afghanen gingen selber von dem 
Szenario aus. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank. - Das 
Fragerecht wechselt zu Bündnis 90/Die Grünen. 
Frau Kollegin Nanni. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, gu-
ten Abend, Herr Dr. Spatz! - Ich würde direkt bei 
dem anschließen, wo Sie gerade bei dem Kolle-
gen aufgehört haben, weil das ein großes Frage-
zeichen in meinem Kopf ausgelöst hat. Sie haben 
gesagt: Die Kultur in Afghanistan ist eigentlich, 
dass man sich dann einigt und zusammenfindet. 
Sie werden ja aber auch bemerkt haben, dass in 
den Monaten vor dem Fall Kabuls die Taliban 
nicht in den verschiedenen Provinzen gemischte 
Teams an die Spitze der Regionen gesetzt haben, 
sondern einfach plump - alleine, ohne mit ande-
ren darüber zu verhandeln, wie man die Macht 
aufteilt - die Macht an sich gerissen haben. Oder 
ist Ihnen das entgangen?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nein, das ist mir nicht 
entgangen oder auch uns nicht entgangen, dass 
erst mal in den von ihnen besetzten Gebieten na-
türlich die Hardliner-Fraktionen dort die militä-
rischen Stellen mit ihren Leuten besetzt haben. 
Das ist uns natürlich nicht entgangen. Aber Sie 
müssen sehen: Die Taliban sind ja auch nicht ho-
mogen. Es gibt drei Fraktionen dort: Es gibt die 
Doha-Fraktion, mit der verhandelt worden ist, es 
gibt die Haqqani-Fraktion, die jetzt das Innen-
ministerium hat - die würde ich jetzt bezeichnen 
eher als opportunistische Warlords, in die Rich-
tung -, und es gibt die Kandahar-Fraktionen. Das 
sind eher die sehr dogmatisch ausgerichteten 
Fraktionen. Selbst innerhalb der Taliban gibt es 
ja verschiedene Strömungen, die wir auch jetzt 
ja wieder sehen. Und unsere Einschätzung war, 
dass erst mal innerhalb der Taliban, aber dann 
auch mit den Kräften der republikanischen 
Regierung, ein Kompromiss gefunden werden 
würde. Wir hatten nicht vorhergesehen, dass es 
so würde, dass sich die Kandahar-Fraktion in 
dem Maße durchsetzen würde, wie sie es jetzt 
getan hat. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Gut. - 
Können Sie das noch mal kurz erläutern, warum, 
wenn es im Kleinen nie zum Konsens gekommen 
ist, Sie trotzdem davon ausgegangen sind, dass es 
im Großen dann aber zum Konsens kommt?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Weil in der ersten Phase - 
im Juni/Juli - ging es eher darum, erst mal militä-
risch Geländegewinne zu machen. Aus unserer 
Sicht war es natürlich, dass dann dort die kämp-
fenden Fraktionen erst mal die Überhand haben, 
während danach, wenn es um das Staatsgebilde 
an sich geht, wenn es um Kabul an sich geht, um 
die Provinzhauptstädte, dann war unsere Ein-
schätzung, dass dort ausgehandelt würde, weil 
eben wir nicht davon ausgehen würden, dass 
Kabul kampflos fallen würde. Sondern unser 
Szenario war, zu sagen: Sie werden sich auf ein 
Gebiet rund um Kabul oder die Provinzhaupt-
städte zurückziehen, und die werden sie halten 
können, und zwar lange Zeit halten können. Und 
dann würden sie, von da ausgehend, verhandeln. 
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Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wie 
erklären Sie sich im Nachhinein, dass es dann 
anders gekommen ist?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ich glaube, da hat Herr 
Rohschürmann schon viele Ausführungen ge-
macht. Nach meinem Kenntnisstand ist es so, 
dass auf der einen Seite die afghanische Armee 
massiv überschätzt worden ist in ihrer Schlag-
kraft. Sowohl in der nominellen Mannstärke als 
auch an den Waffen war sie haushoch überlegen. 
Sie hatte aber - - Die Softfaktoren haben nicht ge-
stimmt im Sinne von Moral. Und was man eben 
auch sieht: dass viele ja auch die Seiten gewech-
selt haben dorthin. Das hatten wir so nicht antizi-
piert. - Und, ja, das waren - -  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Gut. - 
Ich springe noch mal nach vorne und würde erst 
noch mal bei ein paar Sachen nachhaken, die die 
Kollegen schon so gut vorbereitet haben in der 
Befragung. Und zwar ist mir aufgefallen, dass 
nicht nur Sie die Position geändert haben im 
Juli 21, sondern Ihre komplette Abteilung eine 
umfassende personelle Veränderung mit sich ge-
bracht hat. Können Sie einmal erläutern, was Sie 
über die Intentionen der Leitungsebene wussten, 
das zu machen, und wie die Veränderungen auch 
konkret aussahen, ob die nur personeller Natur 
waren oder auch struktureller, inhaltlicher Na-
tur?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Gut, ja, das ist eine Koin-
zidenz. Also, es gab keinen Plan, irgendwie ein 
altes Team auszuwechseln und ein neues Team 
reinzusetzen im Sinne von - - weil irgendjemand 
was schlecht gemacht hätte oder so, sondern es 
war einfach so, dass der alte Landesdirektor in 
Rente gegangen ist, und der Abteilungsleiter ist 
auch in Rente gegangen. Das heißt, da gab es eine 
Koinzidenz, dass sowohl die Landesdirektion als 
auch die Abteilungsleitung - - nicht genau zum 
gleichen Zeitpunkt: Ich glaube, Herr Hauser ist 
dann zum 1. - - ich weiß nicht - - entweder Ende 
August oder im September gegangen; ich weiß 
nicht mehr genau. Und Herr Prey, also der Lan-
desdirektor, ist noch früher gegangen. Das war 
eine Koinzidenz, würde ich sagen. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie 
haben auch ausgeführt am Anfang, dass Sie den 
Vorstand beraten haben als Teil Ihrer Aufgaben.  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wa-
rum sozusagen und wie? Also, ging das über die 
normale Abteilungsleiterfunktion hinaus oder - - 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ja. Also, Vorstand bera-
ten - warum? Weil es in einer Krise so ist, dass 
dann auch Berichtswege leichter werden norma-
lerweise. Und hier möchte ich vielleicht sagen, 
dass ich mit niemand anderem als Herrn Schäfer-
Gümbel gerne so eine Krise machen wollte, weil 
es mit ihm extrem gut gelaufen ist, diese Krise zu 
meistern, weil er einfach unglaublich gut die In-
teressen der Ortskräfte, aber auch der GIZ an sich 
vertreten hat. Ich möchte nur ein Beispiel geben. 
Jeder andere Vorstand hätte wahrscheinlich ge-
sagt, wenn ich um irgendwas gebeten hätte: 
Schreiben Sie einen Sprechzettel mit aktiven, 
reaktiven Sprechpunkten usw. usf. Bei Herrn 
Schäfer-Gümbel war es so: Wenn ich sagte, ich 
brauche in der militärischen … (akustisch unver-
ständlich)* drei Entscheidungen - eins, zwei, 
drei -, dann hat er den Hörer aufgehoben, hat bei 
der relevanten Stelle in der Bundesregierung an-
gerufen und hat mir zurückgeschrieben: Zu eins 
Folgendes, zu zwei Folgendes, zu drei Folgendes.  

In so einer Krise ist es so, dass Berichtswege kurz 
werden, dass man sich täglich oder auch täglich 
mehrfach abstimmt, telefoniert. Und deswegen 
war es natürlich meine Rolle als - ich würde sa-
gen - Nukleus der Krise, meinen Vorstand direkt 
zu beraten. Und daher standen wir in sehr, sehr 
engem Austausch während dieser Krise - bis 
heute auch: Wenn es irgendwelche Fälle gibt aus 
Afghanistan, dann rufe ich ihn direkt an oder 
schreibe ihm direkt eine E-Mail; das mache ich. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Und 
was würden Sie, weil Sie jetzt immer sagen: „in 
der Phase der Krise“ - - wie würden Sie das ter-
minieren?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Eine Krise hat - - Also, 
es gab eine Vorlaufzeit, die war bis zum 15.08., 
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würde ich sagen. Also, sie begann eben eigent-
lich, also, ja, mit meiner - - im Juli schon, da gab 
es erste Ausläufe natürlich, dann der Kulmina-
tionspunkt natürlich, der 15.08., bis hin - die 
heiße Phase der Krise - zum Ende der militäri-
schen Evakuierung, 31.08. Und dann wurde es 
etwas normaler; aber auch da gab es natürlich 
noch viele Themen, die besprochen werden 
mussten, auch mit dem Vorstand, also zum 
Thema Charterflüge oder andere Punkte. Und 
wenn man es will: Wir befinden uns immer noch 
in den Nachwehen der Krise, würde ich sagen, ja. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie 
hatten auch vorhin über die drei Phasen des Orts-
kräfteverfahrens gesprochen. Können Sie noch 
mal sagen, wie beim OKV 0, beim vereinfachten 
Listenverfahren und beim OKV 2.0 sozusagen je-
weils die Kriterien für Zusagen aussahen?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. Also, nehmen wir 
OKV 1, da geht es ja um das Thema „individuel-
ler Gefährdungsnachweis“. Das heißt, dort war es 
normalerweise so, dass eine Ortskraft sich bei 
uns gemeldet hat, beim Risk Man- -  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Seien 
Sie mir nicht böse, Herr Spatz, wir kennen ja das 
Verfahren. Ich habe immer nur elf Minuten; des-
wegen muss ich auch leider manchmal Zeugen 
unterbrechen. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ja. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die 
Kriterien für Zusagen wollte ich wissen; den gan-
zen Rest, den anderen, weiß ich. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Gut, die Kriterien für Zu-
sagen, ob diese Person aufgrund ihrer Tätigkeit 
für die deutsche EZ gefährdet war. Das war die 
Grundlage. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay. 
Aber die Gefährdung haben Sie ja noch irgend-
wie ausoperationalisiert. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Die Gefährdung, ja, in-
dem: Die haben dann eingereicht Bedrohungs-
schreiben oder von Telefonaten berichtet, dass 

sie gefährdet worden seien. Dann im ersten 
Schritt wurden die Bedrohungsschreiben eben 
geprüft, ob sie echt sind oder nicht echt sind, 
zum Beispiel, es wurden Nummern nachverfolgt, 
es wurden Kontakte aufgebaut mit den Sicher-
heitsbehörden. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
vielleicht müssen wir das mit einem Beispiel ma-
chen. Können Sie ein Beispiel nennen für eine 
Gefährdung, wo Sie dann sozusagen Zusagen er-
teilt haben?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: In der Zeit, wo ich dabei 
war, gab es keine einzige Zusage mehr, glaube 
ich, weil einfach da schon dieses - - also ab dem 
1. Juli 20 und 21 - - Von daher kann ich da jetzt 
kein Beispiel referieren. Ich weiß nur, dass - - 
Also ich kann Ihnen aus der Erinnerung sagen, 
wie ein Fall vor mir entschieden worden ist, weil 
der relativ hoch gegangen ist.  

Also, es war so: Eine Mitarbeiterin hat mitgeteilt, 
dass ihr Mann sich den Taliban zugewandt hätte, 
dass er sie schlagen würde, die Kinder schlagen 
würde und dass er sie nötigen würde, jetzt die 
Arbeit aufzugeben, und dass sie - - Und das war 
sehr detailliert, die Gefährdungslage. Dann ist 
sie - - Diese Anzeige wurde ans BMZ gegeben, 
wurde auch zugestimmt, dass sie dort ausreisen 
darf. Dann ist sie nach Indien gegangen, da hat 
unser Büro in Indien tolle Arbeit geleistet, dass 
sie innerhalb von wenigen Tagen ihr Visum be-
kommen hat; ging wieder zurück, ist dann nach 
Deutschland ausgeflogen. Das ist so ein Fall. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das 
heißt, ein Kriterium wäre zum Beispiel, ein Fami-
lien- - ein sehr nahes Familienmitglied, das An-
hänger der Taliban ist oder geworden ist, bedroht 
einen physisch. Das wäre sozusagen eine Kate-
gorie. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Das wäre zum Beispiel - - 
Also dann dadurch, dass man sagt, weil der 
Mann eben sagt: „Aufgrund deiner Tätigkeit für 
die GIZ schlage ich dich jetzt“, ja, das wäre einer 
der Gründe. 
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Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Also 
das heißt, wenn eine Person gefährdet wird 
durch die Taliban, dann braucht die GIZ irgend-
wie einen Nachweis, dass die Person, die den 
ehemaligen - - oder die ehemalige Mitarbeiterin 
gefährdet, das Motiv hat, es deswegen zu tun. 
Also Sie müssen wissen, was im Kopf der Tali-
ban passiert, um sagen zu können, dass die Per-
son deswegen jetzt angegriffen wurde, oder?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ich muss nicht wissen, 
was in Taliban vorgeht - das, glaube ich, kann ich 
nicht -, aber es muss eine plausible Gefährdung 
dargelegt werden im Sinne von „Ist das insge-
samt plausibel?“. Uns wurden ja sehr viele Droh-
schreiben vorgelegt, wo ganz klar war, die waren 
gefälscht. Also, man konnte diese Drohschreiben 
auf den Märkten kaufen. Dann waren falsche Be-
griffe benutzt worden, die Taliban nie benutzt 
hätten, usw. usf. Da wurden IS-KP und Tali-
ban - - Deswegen: Natürlich wurden die geprüft. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Genau. 
Aber ich kann mir gut vorstellen, dass man sich 
Geschichten ausdenkt - - Aber die Frage ist ja an-
dersrum auch, wie die Beweislast sozusagen bei 
den Betroffenen aussieht. Und ich möchte hier 
gerne auf den Fall Wafi Walim noch mal ein-
gehen. Er war auch Zeuge bei uns. Und da gibt 
es eine E-Mail von Ihnen vom 5. September 21; 
MAT A GIZ-3.64, Blatt 91 f. Und da verweisen 
Sie eben auf die Tätigkeit als Fixer, die Wafi 
Walim auch ausgeübt hat, also internationale 
Journalist/-innen durch Afghanistan nutzen. Und 
da sagen Sie wörtlich - ich zitiere -: 

Daher würden wir - im Gegensatz 
zu Frau K... - aus diesem Vorfall 
keinen „neuen Level an Gefähr-
dungsgrad für EZ-Kollegen [sic] in 
Afghanistan“ ableiten. 

Und da ist ja schon die Frage: Was muss man 
tun, damit die GIZ anerkennt, dass es eine Ge-
fährdung ist auf Grundlage der vorherigen Tätig-
keit? Und: Ist das leistbar, das zu tun? Weil wenn 
der Ehemann einen direkt bedroht als Taliban, ist 
das ja einfach. Aber es gibt ja andere Fälle, in de-
nen das vielleicht nicht so einfach ist. Wie ist die 
GIZ damit umgegangen?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also zum Ersten mal: GIZ 
bewertet gar nichts. Die GIZ hat im Ortskräfte-
verfahren die Gefährdungsanzeige angenommen, 
hat dann Interviews organisiert. Die Entschei-
dung, ob eine Gefährdung vorliegt, ist nicht bei 
der GIZ getroffen worden, sondern beim BMZ als 
Ressortbeauftragtem für die GIZ. Das heißt, un-
sere Aufgabe war in dem Fall, dass wir die zu-
sammengestellt haben, die Gefährdungsanzeigen, 
dass wir Interviews organisiert haben usw. usf. - 
Das vorab gesagt. Aber in dem speziellen Fall - - 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Aber 
ganz kurz - - Entschuldigung, Herr Spatz.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Sie können jetzt 
nicht mehr nachfragen; Sie sind deutlich über die 
Zeit. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay, 
gut. Dann nächste Runde.  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Darf ich in dem Fall nur 
eine kurze Sache nachschieben?  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ja, bitte.  

Zeuge Dr. Julius Spatz: In dem Fall ist es so: Sie 
müssen sehen, die Person ist, wenn ich nach 
meinem Gedächtnis - - 2013 bei uns ausgeschie-
den, war danach eben für „Spiegel“ und andere 
Presse tätig als sogenannter Fixer. Das heißt, die 
hat Interviews organisiert usw. usf. Und dann 
stellt sich schon für uns die Frage, ob die Person, 
weil sie acht Jahre vorher für uns gearbeitet hat, 
gefährdet ist, oder weil sie eben als Fixer tätig 
war und dann vielleicht Personen auf die Füße 
getreten ist damals. Deswegen: Wir haben den 
Fall ja nicht abgeblockt, wenn das vielleicht der 
Vorwurf sein sollte, sondern wir haben den Fall 
ja weitergegeben. Nur ist es so, dass wir ihn ver-
bunden mit dieser Einschätzung eingegeben 
haben, ob das wirklich der Grund war, für die 
GIZ - - ob die Gefährdung durch die Tätigkeit für 
die GIZ zustande kommt. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank. - 
Dann unterbreche ich jetzt wie vereinbart die 
Sitzung bis ungefähr 19 Uhr. Und dann fährt der 
Kollege Erndl nachher hier fort. 
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(Unterbrechung von  
18.07 bis 19.16 Uhr) 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir fahren mit 
der Sitzung fort. Wir waren mittendrin in der Be-
fragung. Und es geht weiter mit der AfD-Fraktion. 
Der Kollege Frohnmaier hat das Wort. Bitte. 

Markus Frohnmaier (AfD): Ja, vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Herr Dr. Spatz, wir haben bereits 
in mehreren Sitzungen dieses Untersuchungs-
ausschusses den Komplex der deutschen Ent-
wicklungszusammenarbeit in von Taliban er-
oberten Gebieten angeschnitten. Herr Andreas 
Krüger, der Referatsleiter, schrieb Ihnen hierzu 
am 01.07.21 über seine in Doha geführten Ge-
spräche mit den Taliban - ich zitiere -: 

In dem Gespräch mit Vertretern 
der Taliban in dieser Woche in 
Doha war für uns ein wichtiger 
Themenkomplex, möglichst zu 
einer verbesserten Sicherheit von 
afghanischen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern beizutragen, die 
für die GIZ und vergleichbare 
Organisationen in AFG tätig sind. 
Aufgrund einer dynamischen Ent-
wicklung der „Raumkontrolle“ 
war uns dies ein drängendes An-
liegen. Die politische Diskussion 
über Projekte in inzwischen von 
TLB kontrollierten oder dominier-
ten –Gebieten wurde in Abstim-
mung mit dem BMZ nicht ange-
schnitten. 

Herr Dr. Spatz, was wissen Sie über die Abspra-
che zwischen AA und BMZ im Zusammenhang 
mit dem politischen Umgang mit deutscher Ent-
wicklungszusammenarbeit in von Taliban be-
herrschten Gebieten? War das auch eine Art Ver-
handlungsmasse, in der Hoffnung, die Taliban 
doch noch von einem totalen militärischen Sieg 
über die Republik und der damit einhergehenden 
Demütigung des Westens abzuhalten? 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Herr Kollege, nennen Sie bitte noch die MAT-
Nummer, wenn Sie aus einem Dokument zitie-
ren. 

Markus Frohnmaier (AfD): Das ist die MAT A 
AA-8.640, Blatt 13. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. Das würde ich 
mir auch gern vorlegen lassen, dieses Dokument. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Gerne. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

nimmt Einblick und 
blättert in den Unterlagen) 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Gut. Ja, also, die Frage ist 
ja - - Also, ich würde mich dann auf den Unter-
suchungszeitraum beschränken wollen - im 
Sinne von: was ich damals wusste zum 1. Juli -, 
und da wusste ich genau das, was ich in dieser 
E-Mail bekommen habe. Mehr habe ich da nicht. 
Wir haben zugeliefert zu diesem Gespräch am 
28.06., genau die Bitten, dass eben das AA sich 
für uns einsetzt, was Sicherheitsgarantien angeht. 
Und das ist das, was ich aus dem Gespräch mit-
bekommen habe. Nach meiner Erinnerung hatten 
wir dazu auch im Nachgang nicht telefoniert. 
Aber das kann ich jetzt nicht mit hundertprozen-
tiger Sicherheit sagen. 

Markus Frohnmaier (AfD): Danke. - Sind Ihnen 
Mitarbeiter der GIZ und Locals bekannt, die in 
von Taliban dominierten Gebieten tätig waren? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nein. - Wenn ein Distrikt 
gefallen war, also rot geworden ist nach diesen 
Landkarten, dann haben wir uns da rausgezogen 
und haben in diesen Distrikten nicht mehr imple-
mentiert, weil die Sicherheitslage das nicht er-
laubt. Wir dürfen und wollen auch nicht in um-
kämpften Gebieten arbeiten. Und auch in den be-
setzten Gebieten, wo dann wieder einigermaßen 
Stabilität eingekehrt war, haben wir nicht imple-
mentiert. 

Markus Frohnmaier (AfD): Ihnen war ja bekannt, 
dass schon 2020 Infrastruktur, die beispielsweise 
durch die KfW finanziert wurde, umgewidmet 
wurde. Es gab Fälle, in denen beispielsweise 
Schulen in Militärkasernen oder auch Gebets-
schulen durch die Taliban umgewandelt worden 
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sind; das wissen wir heute. Wie hat man damals 
bei Ihnen dann darüber diskutiert? Was haben 
Sie Ihren Mitarbeitern da gesagt? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, das war vor meiner 
Zeit, bevor ich zum 1. Juli reingekommen bin. 
Ich erinnere mich an einen einzigen Fall, wo es 
darum ging, ob wir - - Da gab es einen Presse-
bericht, da gab es Fotos von einer Plakette „Deut-
sche EZ“. Das war ein Verwaltungsgebäude, wo 
wir mitgebaut hatten. Das war in dem fraglichen 
Zeitraum. Aber die Frage ist ja: Also, was - - Ich 
verstehe nicht ganz, worauf die Frage abzielt. 
Also, ja, so was gab es. Und wenn ein Distrikt 
gefallen war, waren damit auch alle die Projekte, 
die damals gemacht worden sind, erst mal in der 
Hand der Taliban. Das heißt nicht, dass die nicht 
weiter zum Teil sinnstiftend eingesetzt worden 
sind, aber zum ersten Mal waren sie unter der 
Kontrolle der Taliban, ja. 

Markus Frohnmaier (AfD): Vielen Dank, Herr 
Spatz. - Vielleicht können Sie mir noch erklären, 
was denn Ihr Kollege Krüger damit meinte, wenn 
er davon spricht:  

Das „Emirat“ versichere aber, 
dass alle Kommandeure vor Ort 
instruiert seien, auf Angriffe, 
Racheakte, Erpressung durch 
Schutzgeldzahlungen usw. zu 
verzichten. 

Sind Ihnen Schutzgeldzahlungen in Ihrer Tätig-
keit bekannt gewesen, die an Taliban geleistet 
worden sind? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, es gab die allge-
meine - in Anführungsstrichen, das ist jetzt nicht 
mein Begriff - „Amnestie“ der Taliban, die sich 
richtete gegen Sicherheitskräfte, aber auch gegen 
die Mitarbeitenden der internationalen Organi-
sationen. Und dort wurde ganz klar von den Tali-
banführenden gesagt, es dürfe eben keine Rache 
geübt werden. Und diese Amnestie hat bisher, 
zumindest für uns, auch gehalten. Das heißt, das, 
was dort versprochen worden ist im Sinne von 
„Sicherheit/keine Schutzgelder“, wurde auch 
nicht verlangt von uns. Also, nach meinem 
Wissen gab es keinen einzigen Fall, wo wir 
Schutzgeld gezahlt hatten. 

Markus Frohnmaier (AfD): Wurde Schutzgeld 
von Ihnen jemals verlangt? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nein. 

Markus Frohnmaier (AfD): Nein. Okay. - Dann 
hätte ich einen weiteren Komplex. Der frühere 
Referatsleiter im BMZ, Dr. Henning Plate, hat 
hier vor dem Untersuchungsausschuss dargelegt, 
dass viele deutsche Entwicklungshilfeprojekte 
gegen Ende des Afghanistan-Einsatzes nur noch 
im - Zitat - „Fernsteuerungsmodus“ betreut wor-
den seien, und deshalb sei es immer schwieriger 
geworden, - Zitat - „die Mittelverwendung nach-
zuverfolgen“. Sind Ihnen denn Mittelfehlverwen-
dungen in dem Zeitraum, in dem Sie tätig waren, 
bekannt geworden? Und, wenn ja, wie sind Sie 
damit umgegangen? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nein, mir sind keine Mit-
telfehlverwendungen bekannt gewesen, und auch 
bis heute nicht. Also, nicht in den von uns be-
treuten Projekten gibt es - - Es gab einmal einen 
Betrugsversuch; der wurde unterbunden. Wir 
haben eine sehr, sehr starke Compliance-Abtei-
lung in Afghanistan, gerade weil wir wissen, dass 
Länder, die in Fernsteuerung bedient werden 
müssen - da sprechen wir über Jemen, da spre-
chen wir über Teile vom Sudan, da sprechen wir 
über Afghanistan - - dass dort hohe Compliance-
Risiken sind. Entsprechend haben wir unsere 
Compliance dann aufgestellt. Und da wird, wenn 
es einen Betrugsverdacht gibt, unsere Stabsstelle 
Compliance eingeschaltet, die dem nachgeht. Wir 
hatten sogar einen eigenen Staatsanwalt, also 
ehemaligen Staatsanwalt vor Ort, der solchen 
Sachen nachgegangen ist. Und es ist mir kein er-
folgreicher Versuch von Mittelfehlverwendung 
bekannt. 

Markus Frohnmaier (AfD): Können Sie vielleicht 
noch mal an der Stelle bitte erläutern: Wie kann 
man sich solche Versuche vorstellen, die Ihnen 
bekannt geworden sind? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, dann behaupten 
Personen - - Also, zum Beispiel, da gibt es dann 
eine E-Mail angeblich von einem Mitarbeitenden 
einer NGO, mit der wir arbeiten: Wir haben unser 
Bankkonto geändert. Bitte überweisen Sie die 
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nächsten Tranchen auf folgendes Konto und 
nicht auf ein anderes Konto. - Und da sagen wir: 
So was machen wir nicht. Das sind so offensicht-
liche Fälle, wo dann eben versucht wird, Betrug 
zu machen. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Vielen Dank. - Das Fragerecht wechselt zur FDP. 

Peter Heidt (FDP): Ja, vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. - Herr Dr. Spatz, in MAT A BMZ-4.36 
VS-NfD, Blatt 669, liegt uns eine E-Mail des 
Leiters des Afghanistan-Referats aus dem BMZ 
an Sie vor, vom 24. September 2021 [sic!]. Darin 
geht es um alternative Ausreiserouten auf dem 
Landweg als Ergänzung der Route über Pakistan. 
Da wird auch über eine Route über den Iran und 
Ausgestaltung von Flügen für die Ortskräfte und 
deren Familien gesprochen. Bezogen auf die 
Ausgestaltung von Charterflügen gegen Ende 
September 2021 steht dort in der E-Mail: 

Auch scheint es die Vorstellung 
von Herrn H[...] zu sein, dass zu-
mindest auf einem ersten Flug 
vom iranischen Maschhad nach 
Deutschland „nur“ Ortskräfte (mit 
Familien) der Bundeswehr sein 
sollen. Wie verträgt sich das mit 
der an anderer Stelle betonten 
Notwendigkeit, dass aus steuer-
rechtlichen und preisrechtlichen 
Erwägungen auf jedem Flug we-
nigstens die Hälfte der Passagiere 
zur EZ gehören soll? 

Können Sie uns näher erläutern, auf welche 
Problematik sich der Kollege aus dem BMZ hier 
bezieht? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm. - Aber ich würde 
ich es trotzdem gerne sehen, wenn ich darf? 

Peter Heidt (FDP): Ja, natürlich. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

nimmt Einblick und 
blättert in diesen 

Unterlagen) 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. Das sind diese 
wie von mir vorhin angesprochenen kaufmänni-
schen Grundlagen, die hier gelegt werden muss-
ten. Also, in vielen Fällen mussten wir eben Neu-
land betreten. Und es ist so, dass die große Frage 
ist: Wie kann man die Kosten der Evakuierung 
abrechnen? Ist es, weil wir es ja umgesetzt haben, 
Teil des gemeinnützigen Bereiches, der steuer-
befreit ist, oder ist es Teil des wirtschaftlich und 
steuerrechtlich steuerpflichtigen Geschäfts-
bereichs? Das wäre bei uns International Ser-
vices. Große Teile der Leistungen, die wir er-
bracht haben rundum die Evakuierung, wurden 
abgerechnet über das Risk Management Office, 
was von Herrn Rohschürmann geleitet worden 
ist. Und dort gab es eine steuerliche Einschät-
zung, die wir immer machen müssen, wenn wir 
überlegen: „Geht das zu InS oder in den gemein-
nützigen Bereich?“, dass, solange die Nicht-
BMZler* mehrheitlich betroffen sind, es dann 
dem gemeinnützigen Bereich zugeordnet werden 
kann. Wenn es allerdings Ortskräfte sind, die 
über die Menschenrechtsliste des AAs reinge-
kommen sind, die auf jeden Fall steuerrechtlich 
sonst pflichtig wären, dann wäre das so gewesen: 
Diese Kosten hätten steuerpflichtig abgerechnet 
werden müssen. 

Und dann gab es die Wahrnehmung im Sinne 
von: Die Flüge müssten gleichmäßig mit Perso-
nen besetzt sein, die eben im gemeinnützigen 
Bereich abgedeckt werden können - das sind 
eben die Ortskräfte der ehemaligen BMZ- und 
AA-Vorhaben -, und die andere Hälfte könnte be-
setzt werden durch Personen, die eben, wenn sie 
allein transportiert würden, über InS, also steuer-
pflichtig, abgerechnet werden könnten. Das war 
die Wahrnehmung. 

Und dahinter war es natürlich auch das Thema, 
dass es anfangs natürlich einen gewissen Wett-
lauf gab: Wer möchte am meisten - - oder wer 
kriegt am schnellsten seine Ortskräfte raus? Das 
gab es auch sicher, was eine Rolle spielte. Aber, 
wie gesagt, das war ein sehr, sehr offener und 
vertrauensvoller Diskurs, wie die Maschinen be-
legt worden sind am Schluss. Aber das war alles 
nach dem Untersuchungszeitraum eigentlich. 
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Peter Heidt (FDP): Also, außer diesen steuer-
rechtlichen, preisrechtlichen Erwägungen gab es 
sonst keine Gründe für diese Problematik? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, wie gesagt, es gab 
sicher den Wunsch, dass die Ressorts ihre Leute 
zuerst rauskriegen. Es gab sicher diesen Wunsch. 
Aber nach meinem Verständnis hat man sich da 
gut geeinigt, dass am Schluss man gesagt hat: 
Alle die, die ausreisefähig sind, können auch 
draufgesetzt - - Es ging eigentlich nur um den 
ersten Flug. Weil danach war es so, dass die 
Personen, die über die Grenze gebracht werden 
konnten, also die eben Pässe und Visa für das 
Land hatten oder im Rahmen dieser großen Eva-
kuierungsoptionen rauskonnten, auch ohne Pässe 
damals, die wurden alle innerhalb von wenigen 
Tagen auf einen Flieger gesetzt. Es ging in diesem 
Fall wirklich nur um die ersten Flüge, weil man 
da Angst hatte, dass irgendwie vielleicht ein Res-
sort dann gar nicht berücksichtigt würde. Aber 
der Kern war diese steuerrechtliche Frage, wo 
wir dachten: Das könnte schwierig werden, die 
Argumentationsgrundlage, wenn wir nur Perso-
nen draufsetzen auf den Flieger, die eigentlich, 
wenn es allein gewesen wäre, steuerpflichtig ge-
wesen wären. 

Peter Heidt (FDP): Okay. - Im Zusammenhang 
mit den bereits - - Über diese Überlegungen, für 
Ortskräfte, besonders solche, die lediglich über 
afghanische Passersatzdokumente verfügen, eine 
Ausreise über den Iran zu ermöglichen, liegt uns 
in MAT A BMZ-4.36 VS-NfD, Blatt 670 eine von 
Ihnen verfasste E-Mail vom 24. September 2021 
vor. Bei dieser E-Mail handelt es sich gewisser-
maßen um das Begleitschreiben für einen von 
Ihnen entwickelten Verfahrensvorschlag für eine 
Iran-gestützte Ausreise. Können Sie uns näher 
beschreiben, wie dieser Vorschlag aussah? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Oh, das müsste ich auch 
sehen. Also, das habe ich nicht mehr - - Wie ge-
nau der aussieht, weiß ich nicht mehr. Ich kann 
Ihnen in groben Zügen darstellen, was damals 
unsere Ideen waren. Aber wie genau das Konzept 
war - - 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

- Genau. Okay, also da steht eigentlich alles drin. 
Also, der Punkt war, dass, um nach Pakistan 
kommen zu können, die pakistanische Regierung 
gesagt hat: Nur Personen mit Pässen und Visa für 
Pakistan dürfen ausreisen. Davon gab es zwei 
Ausnahmen, die sogenannten Tazkira-I- und 
Tazkira-II-Operationen, wo wir auch Personen 
noch rübergebracht haben über die Grenze, die 
nur eine Tazkira, also eine Art Personalausweis, 
hatten. Aber davon abgesehen: Es war zum Teil 
oder zeitweise relativ schwierig, Personen über 
die Grenzen nach Pakistan zu bringen. 

Und dann war die Frage: „Gibt es alternative 
Routen?“, insbesondere auch für die Hazara, also 
die schiitische Minderheit in Afghanistan, die 
auch die Befürchtung hatte, dass, wenn sie über 
einen paschtunischen Grenzübergang geht, sie 
eher Verfolgungen ausgesch- - also eher da Pro-
bleme haben würde als paschtunische Ortskräfte, 
die auch darüber ausreisen. Deswegen gab es die 
Idee, sie über den Iran ausreisen zu lassen. Es gab 
auch andere Ideen, sie über Tadschikistan ausrei-
sen oder über Usbekistan ausreisen zu lassen, die 
allerdings alle nicht geklappt haben. Aber Iran 
ist - - bis zum März diesen Jahres war es unsere 
zweitgrößte Ausreiseroute, dass wir Personen 
über Iran, über Teheran nach Deutschland ge-
bracht haben, die eine Aufnahmezusage für 
Deutschland hatten; deswegen. 

Und die Idee war, zu sagen - - Also, was wir erst 
mal machen mussten: Wir haben keine volle Ge-
schäftsfähigkeit als GIZ im Iran. Das heißt, dann 
war die Frage: Wie können wir dort zum Beispiel 
Flüge buchen? Wie können wir dort Hotels bu-
chen usw. usf.? Dann war die Frage: Können wir 
über die IHK, die dort angesiedelt ist, oder die 
AHK, die dort angesiedelt ist, können wir da-
rüber unsere Geschäftsfähigkeit herstellen? Dann 
war die Frage: Dann brauchen wir aber auch für 
Herat wieder ein Risk Management Office, die 
die Grenzübergänge überwachen können, also die 
Sicherheitslageeinschätzungen machen können 
für die Grenzübergänge. Wir müssten sicherstel-
len, dass dann Reiserouten geschaffen werden für 
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diese Personen. Und das war unser Konzept, dass 
wir sagen, neben der Ausreise über den Grenz-
übergang Torcham nach Islamabad - - dass wir 
eben einen zweiten aufbauen über Maschhad, 
also erst mal ganz normal über Herat, dann 
Maschhad und dann nach Teheran weiter. 

Und das große Thema dort war, dass in vielen 
Fällen man ja auch dorthin fliegen konnte, nach 
Teheran. Das Problem ist nur: Die einzige Flug-
linie, die das bedient von Afghanistan aus, ist 
eine auf der schwarzen Liste stehende Linie der 
Iranischen Revolutionsgarden, die wir gar nicht 
nutzen durften als Bundesunternehmen. Und 
damit war dieser Weg - - Der einfache Weg über 
Flüge war damit ausgehebelt. Deswegen mussten 
wir über den Iran, über Landtransport dann be-
dienen. 

Peter Heidt (FDP): War das der erste Vorstoß? 
Oder gab es schon früher Versuche, Ausreisen 
über den Iran laufen zu lassen? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, ich weiß jetzt nicht 
genau, wann der erste war. Aber ich nehme an, 
das war der erste, weil da haben wir das grund-
legende Konzept dargestellt. Von daher war es, 
glaube ich, der erste. Aber - - Genau, ja. 

Peter Heidt (FDP): Und Sie haben das dann ge-
macht jetzt bis März diesen Jahres und danach 
nicht mehr wegen der Situation im Iran? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nein, der Grund - - Auch, 
ja. Aber der Hauptgrund ist, dass ja die Bundes-
regierung die Einreise nach Deutschland gestoppt 
hat am 30./31. März diesen Jahres aufgrund von 
Sicherheitsbedenken bei der Visavergabe. Und 
dann hat auch die Bundesregierung entschieden, 
dass sie ab jetzt nur noch Visaverfahren an der 
deutschen Botschaft in Islamabad durchführt und 
nicht in Teheran, aus Gründen, weil sie dort 
nicht die personellen Kapazitäten hat und weil 
sie auch keine Visa bekommen hätte für die si-
cherheitsüberprüfenden Stellen der Innenbehör-
den. 

Und, deswegen - - Was wir jetzt gerade machen 
aktuell, ist: Wir - - Es gibt ja einige, die dann ge-
strandet sind in Teheran - nageln Sie mich nicht 

auf die Zahl fest, so round about 600, 700 -, die 
müssen wir im ersten Schritt jetzt nach Islama-
bad bringen. Und von dort dann durchlaufen sie 
dort ihr Visumverfahren, sobald die Sicherheits-
interviews anlaufen. Jetzt gibt es hier erste, die 
anlaufen. Und dann werden sie von dort, wenn 
sie das Sicherheitsniveau* bestehen, dann nach 
Deutschland gebracht. Das heißt: Bis März diesen 
Jahres haben wir Personen, die nach Teheran ge-
kommen sind und dort das Visumsverfahren 
durchlaufen haben, auf Linienflüge gesetzt nach 
Deutschland, während wir ja in Pakistan das so 
gemacht haben, weil die Masse größer war, dass 
wir Charterflüge gemacht haben, ab Islamabad. 

Peter Heidt (FDP): Ja. - In der E-Mail schreiben 
Sie weiter: 

Sollte es möglich sein, einen 
Außenposten der Deutschen 
Botschaft zur Erfassung der bio-
metrischen Daten in Maschhad 
einzurichten, würde das den 
Prozess deutlich vereinfachen und 
beschleunigen.  

Wie ist diese Idee aufgenommen worden im Aus-
wärtigen Amt? Ist es umgesetzt worden? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Zu keinem Zeitpunkt gab 
es in Maschhad einen Visadienst. Das wurde 
begründet mit der Schwierigkeit, zusätzliches 
Personal da für - ich bin kein Diplomat - diese 
Akkreditierung zu bekommen für die Mitarbei-
tenden der Innenbehörden. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Und das Fragerecht wechselt zur Kollegin Bün-
ger. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Herr Dr. Spatz, meine Kollegin 
Frau Nanni hatte Sie vorhin ja schon mal über 
den Fall von Herrn Abdul Wafi Walim befragt, 
und ich möchte daran noch mal anschließen. Sie 
sagten, dass Herr Walim ja nur bis 2014 für die 
GIZ gearbeitet hätte, und begründeten damals, 
aber auch heute, dass seine Gefährdung nicht aus 
seiner Tätigkeit für die GIZ resultieren könne. 
Jetzt hatten wir Herrn Walim auch hier als Zeu-
gen, und er schilderte, dass er bis 2021 aber auch 
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immer auf Consultingbasis auch für die GIZ und 
KfW gearbeitet hat. Meine Frage ist jetzt: Wie wa-
ren Sie überhaupt in der Lage, vor diesem Hinter-
grund des Sachverhalts zu entscheiden, aus wel-
cher Tätigkeit eine Gefährdung resultierte? Weil 
die Tätigkeit ja sehr multipel war. Also, die Ab-
grenzungskriterien scheinen mir hier an dieser 
Stelle doch sehr schwammig. Und gerade in die-
sem Fall macht es ja noch einmal deutlich, dass 
es nicht so einfach ist. Ich würde Sie bitten, mir 
das zu schildern, wie Sie in einem solchen Fall 
wie zum Beispiel von Herrn Walim eine Abgren-
zung vorgenommen haben. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, ich wiederhole 
mich noch mal: Uns als GIZ steht es nicht zu, 
den Fall zu bewerten, sondern wir haben ihn auf-
bereitet. Und da habe ich mir die Frage erlaubt, 
ob, wenn man acht Jahre nicht für uns gearbeitet 
hat, die Eigengefährdung daraus resultiert oder 
aus einer aus meiner damaligen und heutigen 
Sicht plausibleren Gefährdungslage sich ergibt, 
weil er eben als Fixer für Journalisten gearbeitet 
hat. Diese Frage, finde ich, ist berechtigt, weil wir 
müssen uns bekannte Sachverhalte vortragen, 
damit das BMZ als unser Ressortbeauftragter zu 
einer fundierten Entscheidung kommen kann. 
Und diese Frage, finde ich, darf gestellt werden 
in diesem Fall. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Genau. Deshalb frage 
ich Sie auch: Wie konnten Sie das dann so ganz 
konkret entscheiden? Weil das sind jetzt ja doch 
Ansatzpunkte dafür, dass, wenn er immer auf 
Consultingbasis auch gearbeitet hat für die 
GIZ - - sind das ja auch Ansatzpunkte dafür, dass 
man das auch anders sehen könnte. Und andere 
Ministerien haben zum Beispiel im Zweifel für 
die Ortskraft dann entschieden: Okay, dann lie-
gen die Kriterien vor. Dann ist eine Gefährdungs-
lage gegeben. - Hat man in diesem Fall - - Also: 
Hat man darüber nachgedacht, auch dieses „Im-
Zweifel-für-die-Ortskraft“ anzuwenden? Haben 
Sie darüber diskutiert? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. Der Punkt ist: 
Also, erst mal stellt sich ja die Frage, ob Herr 
Wafi Walim überhaupt für uns zu dem Zeitpunkt 
hätte - - über unser Ticket hätte ausreisen kön-
nen. Und er hätte es nicht. Weil Herr Wafi Walim 

ist nach meiner Kenntnis - vielleicht korrigieren 
Sie mich - bereits im September ausgereist. Und 
Herr Wafi Walim, der ja vor dem 01.07.2019 bei 
uns ausgeschieden ist, und dann - - Ich weiß jetzt 
nicht genau, welche Beträge* er hatte und wann; 
aber das war irrelevant. Weil für uns im Septem-
ber war es nur möglich, Personen ausreisen zu 
lassen, die ab dem 01.07.2019 für uns gearbeitet 
haben. 

Herr Wafi Walim hätte gar nicht über uns eine 
Aufnahmezusage für Deutschland bekommen 
können, sondern nur über die Menschenrechts-
liste des AAs zu dem Zeitpunkt. Erst mit der 
Wiederaufnahme des Ortskräfteverfahrens 2.0, 
mit dem individuellen Gefährdungsnachweis, 
hätte er über uns diese Aufnahmezusage bekom-
men können. Und da war es so, dass die Grund-
satzklärung, wer da reinkommen darf, erst zum 
5. Oktober 2021 gegeben war. Von daher war 
diese Frage nicht relevant, weil er hätte gar nicht 
bei uns ein Ticket bekommen können. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Dann würde mich 
noch mal interessieren in Bezug auf die Kriterien 
und Feststellung der Gefährdungslage: Sie haben 
ja jetzt selbst auch gerade die Hazara angespro-
chen. Wenn wir jetzt ein Beispiel nehmen: Ein 
Mitarbeiter von Ihnen ist Angehöriger der Volks-
gruppe Hazara und stellt eine Gefährdungs-
anzeige und behauptet, von den Taliban bedroht 
zu werden. Wurde oder würde er in einem sol-
chen Fall denn überhaupt berücksichtigt werden 
als Angehöriger einer Minderheit, die sich in 
einer besonderen Gefährdungslage befindet, 
wenn die Taliban die Macht im Land überneh-
men? Oder wurde nur geprüft, ob seine Schilde-
rungen - also so wie Sie es jetzt vorhin gesagt 
haben - der Bedrohungssituationen aufgrund der 
Tätigkeit für die GIZ - - Also: Inwieweit wurden 
die verschiedenen Punkte berücksichtigt? Wurde 
das berücksichtigt, dass er Angehöriger der ethni-
schen Gruppe der Hazara war? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, wie ich vorhin aus-
führte, hatten wir uns Gedanken gemacht, als es 
damals hieß: „Vielleicht 30 bis 40 Personen dürft 
ihr rausholen“ - das war wenige Tage vor dem 
Fall Kabuls -, haben uns überlegt: Was für Kri-
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terien könnte es geben, dass eine Person gefähr-
det sein könnte aufgrund ihrer Tätigkeit für uns? 
Und da war eben ein Punkt: wenn sie eine 
herausgehobene Stellung gehabt hätten; zweiter 
Punkt war: wenn sie an einem Projekt gearbeitet 
haben, was politisch sensibel ist, also Polizei-
vorhaben, Armeevorhaben, was auch immer; und 
wir hatten auch diskutiert: personenbezogene 
Kriterien wie zum Beispiel eine Frau oder eben 
Minderheiten. - Ob das jetzt die Kriterien erfüllt 
des Ortskräfteverfahrens, wo ja die Gefährdung 
aufgrund der Tätigkeit ist, das ist nicht in unse-
rem Ermessen. Wir schildern diesen Fall, wir 
können sagen, dass das ein Kriterium sein 
könnte. Aber die Entscheidung wird im BMZ ge-
troffen und dann im AA und im BMI. Wir stellen 
nur die Fälle vor. Und natürlich haben wir bei 
unseren Fällen deutlich gemacht: Wenn es eine 
Frau war oder wenn es ein Hazara war, haben wir 
das natürlich in unsere Fallschilderungen aufge-
nommen. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Und wir beginnen mit der nächsten Runde. - Und 
das Wort hat der Kollege Nürnberger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. - Ich möchte noch mal zurückkommen 
auf die Frage, wie die Entwicklung dieses Orts-
kräfteverfahrens sich dargestellt hat. Und ich darf 
dazu verweisen auf ein Kurzmemo einer Lage-
besprechung der GIZ zu Afghanistan vom 8. Juni 
2021 - MAT A GIZ 3.05 VS-NfD, Blatt 20 bis 23 -, 
bei der Sie auch persönlich anwesend waren. 
Und da ist gleich zu Beginn festgehalten: 

Politisch wäre es wichtig, das 
aktuelle Momentum zu nutzen, 
um einen Beschluss bzw. eine 
Mandatierung für ein beschleunig-
tes Verfahren für das GIZ-Personal 
zu erwirken. 

Können Sie uns bitte näher erläutern, welches 
Momentum hier genau politisch gegenüber wem 
genutzt werden sollte? Und was war die Zielrich-
tung, um auch für die Ortskräfte der GIZ ein be-
schleunigtes Verfahren zu ermöglichen? War die 
Zielrichtung gegen das eigene Ministerium, BMZ, 
oder gegen die gesamte Bundesregierung? Wer 
war also gemeint? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ja, das würde ich mir 
auch gern vorlegen lassen noch mal, das Doku-
ment, bitte. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Jörg Nürnberger (SPD): Es ist gleich der erste Ab-
satz. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ah, ja, genau. Jetzt habe 
ich wieder den Faden, glaube ich. - Darf ich ganz 
kurz mal in einem Dokument von mir nach-
schauen? Dann habe ich die Chronologie bei mir 
besser. 

Jörg Nürnberger (SPD): Das geht zwar von mei-
ner Fragezeit ab, aber ich habe nichts dagegen. 

(Der Zeuge blättert in 
seinen Unterlagen) 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ich bin gleich fertig. - 
Also, jetzt habe ich es wieder. Der Punkt ist: Es 
gab ja direkt mit meinem Ankommen im Juni des 
Jahres 2021 Diskussionen zum Thema: Wie geht 
es mit den Ortskräften der Bundeswehr weiter? - 
Und Herr Oberstleutnant B  hat sehr, sehr 
stark dafür lobbyiert, dass eben die Bundeswehr-
ortskräfte dann rauskommen, dass sie verein-
fachte Verfahren haben. Dazu gab es dann auch 
Telefonkonferenzen mit ihm und Herrn Fischer 
zusammen: Was können wir von dem Verfahren 
lernen? Was können wir davon übernehmen und 
was nicht? 

Also, in dieser Zeit, direkt Anfang Juni, hat sich 
so ein Momentum gebildet, weil es dann noch 
eine Arbeitsgruppe gab zwischen uns und dem 
BMZ, und, ich glaube, auch innerhalb der Res-
sorts gab es dann Überlegungen zu dem Thema. 
Und auf dieses Momentum muss ich damals 
rekurriert haben, das einfach gesehen haben: 
Anfang Juni hat sich einfach was bewegt in der 
Hinsicht, gerade weil die Bundeswehr da ja 
massiv vorgeprescht ist und wir gehofft hatten, 
dass auch für uns dann die entsprechenden Er-
leichterungen vielleicht für einen Ernstfall dann 
geschaffen würden. 
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Jörg Nürnberger (SPD): Dann ist es umso interes-
santer, dass am 9. Juni, also am folgenden Tag, 
das Referat 312 im BMZ eine Ministervorlage mit 
einem Briefentwurf an die Verteidigungsministe-
rin erstellt hat. Ich beziehe mich auf MAT A 
BMZ-4.28 VS-NfD, Blatt 388. In dem Brief, der 
dann schließlich zwei Tage später verschickt 
worden ist, spricht sich Bundesminister Müller 
eindringlich dafür aus, dass an der Zweijahres-
frist für die Aufnahme ehemaliger afghanischer 
Ortskräfte festgehalten wird. Haben Sie von die-
sem Brief erfahren? Und wenn ja, wann? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, von dem konkreten 
Brief - - Ich habe den nie gesehen. Ich wusste 
aber, dass BMZ und AA eher diese Zweijahres-
regel halten wollten, weil sie gesagt haben, dass 
eben in ihrem Fall für die EZ die Gefährdung 
deutlich geringer ist als für die Ortskräfte der 
Bundeswehr. Und deswegen: Man wollte dort 
nicht über den 01.07.2019 hinaus zurückgehen. 
Aber der Brief lag mir nicht vor, habe ich auch 
bisher nicht gesehen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Nachdem wir jetzt den 
Begriff „Momentum“ diskutiert haben, können 
wir ja gleich in dieser Woche fortfahren: 13. Juni 
2021 haben Sie an Herrn Schäfer-Gümbel einen 
umfangreichen Sachstand zum Ortskräfteverfah-
ren gemailt; MAT A GIZ-3.05, Blatt 130 bis 132. 
In dieser Mail berichten Sie über ein Telefonat 
mit Oberstleutnant B  aus dem BMVg und 
ein Treffen des BMZ mit Vertretern von GIZ und 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau zum Ortskräf-
teverfahren. Sie schreiben darin Folgendes: 

Herr RL Fischer hat sich in Bezug 
auf die Arbeitsverträge für eine 
Zweijahres-Ausschlussfrist (d.h. 
bis 2019 zurück) ausgesprochen. 

Ich will Sie dann noch mal bitten - - wie hier die 
Diskussion zwischen Ihnen und dem BMZ und 
der KfW verlief. War das eine ergebnisoffene Dis-
kussion? Oder wurde schon wieder rekurriert auf 
die Entscheidung des Ministers bzw. den Brief 
des Ministers, der ja vorher entstanden ist? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, ich kann mich 
nicht daran erinnern, dass dieser Brief erwähnt 

worden ist. Aber das waren Besprechungen, eine 
von vielen. Deswegen, da habe ich keine Sicher-
heit in meiner Erinnerung. Aber dieser Brief, dass 
der erwähnt worden ist: Ich glaube, nicht. Son-
dern es gab einfach den Wunsch des BMZ, dass 
es darüber hinaus nicht gehen sollte. Und das ist 
für uns dann bindend. Und - -  

Ich meine, der Grund war ja auch: Bei uns war ja 
immer noch dieses Spannungsfeld. Wir wollen 
weitermachen auf der einen Seite, und wir wol-
len eben für den Ernstfall sicher sein, dass wir 
ein Verfahren haben, was uns rausbringt. Und 
wir haben jetzt auch nicht, oder zumindest ich 
persönlich habe jetzt auch nicht massiv dafür 
lobbyiert, bis 2013 zurückzugehen. Sondern aus 
meiner Sicht war die Frist 07/2019 plausibel. 

Jörg Nürnberger (SPD): Hat es Sie dann über-
rascht, dass noch mal drei Tage später, nämlich 
am 16. Juni 2021, die Entscheidung gefallen ist, 
dass die Zweijahresregelung für die Ortskräfte 
des BMVg und des BMI ausgesetzt wurde und auf 
den Zeitraum ab 2013 verlängert wurde? Konnten 
Sie nachvollziehen, dass die Entscheidung auf-
grund eines anderen Sachverhaltes getroffen 
wurde als der, der für die Ortskräfte des BMZ 
und damit auch der GIZ vorgelegen hat? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, der Punkt ist: Diese 
Entscheidung hat uns das Leben nicht einfacher 
gemacht, um es mal so auszudrücken. Weil dann 
natürlich auch in unseren Reihen die Forderung 
kam, dann eben für die EZ auch bis 2013 zurück 
das zu machen. Aber das ist eine politische Be-
wertung, die ich da jetzt, glaube ich, gar nicht 
vornehmen kann. Also für uns ist - - Wir haben 
einen Beitrag zur politischen Diskussion zu leis-
ten, aber wir haben nicht die Entscheidung der 
Bundesregierung zu kritisieren und zu kommen-
tieren. Wenn das so ist, wenn es so entschieden 
wird, dann nehmen wir das als unsere Rechts-
grundlage. Wir beraten in der Hinsicht. Und ob 
ich jetzt die Entscheidung selber getroffen hätte, 
weiß ich nicht. Aber das ist, glaube ich, nicht re-
levant. Ich glaube auch, die Frage muss ich ja gar 
nicht beantworten. Aber Fakt ist: Das hat uns das 
Leben schwer gemacht, ja. 
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Jörg Nürnberger (SPD): Ich darf noch mal zu-
rückkommen auf das schon zitierte Mail vom 
13. Juni, also die drei Tage vorher, an Herrn 
Schäfer-Gümbel - wiederum die MAT A GIZ-
3.05, Blatt 130 bis 132. Da schreiben Sie über den 
Umgang des BMVg mit seinen Ortskräften auch 
Folgendes: 

Die Bundeswehr hat - mit Bezug 
auf ein Gutachten des BND - allen 
Ortskräften, die sich selbst gefähr-
det sehen, 

- und ich zitiere es so, wie es dasteht - 

diese Gefährdung ohne weitere 
Prüfung bestätigt. Aus unserer 
Sicht wäre es gut, wenn sich das 
BMZ - für den Ernstfall - diesem 
Vorgehen anschließen würde. Jede 
Einschränkung und damit verbun-
den jede Vorselektion wäre in der 
operativen Umsetzung mit sehr 
großen Herausforderungen und 
Risiken verbunden. 

Ende des Zitats. - Sie haben diesen Wunsch wei-
tergegeben. Wie wurde vonseiten des BMZ auf 
diesen Wunsch reagiert? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, das ist ja ein ande-
rer Sachverhalt. Da geht es nicht um das Thema 
„2013 zurück“, sondern da geht es um das Thema 
„im Ernstfall, ob wir eine Gefährdungsprüfung 
vornehmen müssen oder eben nicht“. Das wäre 
der Sachverhalt, den Sie gerade vorgetragen ha-
ben. 

Und der Punkt ist für mich, dass das die einzige 
Möglichkeit war, wie man im Ernstfall, wenn es 
eben von heute auf morgen darum geht, 1 016 
Personen zu beurteilen, das realistisch machen 
kann. Und der Punkt ist, dass dieser Vorschlag - - 
Wir hatten zwei Vorschläge gemacht: entweder 
sich dort anzuschließen oder eben, wie gesagt, 
dieses Verfahren - wie heißt das? - zu machen, 
quasi schon mal durchlaufen zu lassen, also vo-
rausschauend zu machen, damit dann, wenn der 
Ernstfall eintritt, wir das dann durch - - diese 
Prüfung schon stattgefunden hat. 

Und wie das BMZ reagiert hat? - Also, es ist so, 
dass wir das reingeben an Diskussionen. Da 
müsste ich jetzt nachschauen. 

(Der Zeuge blättert in 
seinen Unterlagen) 

Also, ich glaube, auf Arbeitsebene, nehme ich an, 
ist dieser Vorschlag zumindest nicht rundweg ab-
gelehnt worden. Wie der dann wieder eingefiltert 
worden ist in die politischen Diskussionen, kann 
ich nicht beurteilen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Das ist ja tatsächlich 
auch außerhalb Ihrer persönlichen Wahrneh-
mung. Aber es lässt sich ja feststellen, dass die 
Bemühungen für ein vereinfachtes und beschleu-
nigtes Verfahren lange Zeit eigentlich erfolglos 
waren. 

In einer Mail am 9. August 2021 informierten Sie 
Herrn Schäfer-Gümbel über ein Telefonat mit 
Frau J , die wir vor Ihnen vernommen ha-
ben; MAT A GIZ-3.07, Blatt 269. Sie berichten, 
dass Frau J  nur sehr geringe Chancen da-
für sieht, dass sich BMZ, AA und BMI auf ein 
vereinfachtes Verfahren einigen oder die Bundes-
regierung andere Lösungen wie die Unterbrin-
gung von Ortskräften in einem Drittstaat geneh-
migen wird. Und dann schreiben Sie Folgendes: 

• Frau J  meinte, dass Herr 
StS Jäger aus ihrer Sicht „Teil 
des Problems“ sei. Er wolle - mit 
Verweis auf die weiterhin 
niedrige Anzahl der OKV-
Anträge - 

- da kommen wir dann gleich noch dazu - 

die Linie halten, dass die zivile 
Unterstützung auch nach dem 
Ende des Militäreinsatzes fort-
geführt werden kann, und daher 
bewusst (1) keinen „Trigger“ für 
den Ernstfall definieren und (2) 
so lange wie möglich am aktuell 
angewandten Regel-OKV als 
einzige Option festhalten. 
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Können Sie dieses noch näher erläutern, wie 
Ihnen das Frau J  in diesem Telefonat tat-
sächlich übermittelt hat? Wie war Ihr Eindruck 
von diesem Telefonat? Und hatten Sie am Ende - 
und das ist ja die Schlüsselfrage - den Eindruck, 
dass offensichtlich beim Staatssekretär Jäger im 
zuständigen Ministerium kein Wille vorhanden 
war, das Ortskräfteverfahren für EZ-Ortskräfte zu 
verändern? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Darf ich mir noch einmal 
vorlegen lassen? Weil ich würde gern das Datum 
wissen, wann das war. 

Jörg Nürnberger (SPD): Bei mir steht der 
9. August - aber wir schauen auch selber noch 
mal - 21. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

nimmt Einblick und 
blättert in diesen 

Unterlagen) 

Ja, genau. Also, ich glaube mich zu erinnern, dass 
ich das, was Frau J  gesagt hat, relativ eins 
zu eins dann auch wiedergegeben habe. Es gibt 
danach noch eine Folgediskussion hier. 

(Der Zeuge blättert in 
seinen Unterlagen) 

Ich möchte Frau J  hier nicht Unrecht tun. 
Und deswegen ist mir wichtig, dass ich das jetzt 
auch richtig zitiere. 

(Der Zeuge blättert in 
seinen Unterlagen) 

Genau. Also, dann hat Frau J  darauf ge-
antwortet auf diese E-Mail und hat gesagt - das 
Entscheidende ist hier -: 

- Wie Sie zutreffend schreiben, 
wurde bereits in der Ressort-
besprechung am 30.7. vereinbart, 
dass auch die OK der deutschen 
bilateralen EZ nicht schlechter 
gestellt werden sollen als bspw. 
die OK von Bundeswehr und 

BMI - SOBALD „Tag X“ von der 
Bundesregierung definiert wird. 
Insofern möchte ich Ihren ersten 
Punkt klarstellen, dass sich 
meine Skepsis nicht auf die An-
wendung eines vereinfachten 
OKV für OK der EZ an sich be-
zieht, sondern auf den Zeitpunkt 
dieser Anwendung. 

Und darauf habe ich dann geantwortet: 

… vielen Dank für Ihre Rückmel-
dung. Ja, die Betonung sollte in 
meiner gestrigen Email auf dem 
„wann“ und nicht auf dem „ob“ 
eines vereinfachten und beschleu-
nigten OKV für den Ernstfall lie-
gen. 

Also, das ging in dem Fall eher um das Wann 
und nicht um das Ob, das kommen würde. Aber 
Fakt ist, dass für uns es eben zu dem Zeitpunkt 
sehr, sehr schwierig war, zu operieren, weil, 
wenn wir nicht wissen, ob oder wann das 
kommt, wir keine Planungssicherheit haben: Wie 
können wir jetzt unsere nächsten operativen 
Schritte gestalten, um dieses Ortskräfteverfahren 
vorzubereiten? - Das ist richtig. Und das gipfelte 
ja auch darin, dass die Entscheidung erst getrof-
fen worden ist am 15.08., an dem Tag, an dem 
Kabul gefallen war. Dann wurde ja erst das Ver-
fahren eingesetzt. 

Genau. Also, das zeigt, glaube ich, die Span-
nungslage, dass wir wenige Tage - -  also am 
11. August noch nicht wussten, ob oder, wenn ja, 
wann das kommen würde. - Vielleicht so weit die 
Antwort darauf. Kann ich gern zu Protokoll ge-
ben, falls es gewünscht ist. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: Ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich darf noch mal aus 
dieser MAT-Nummer zitieren. Sie schließen ja 
dieses E-Mail mit der Bemerkung:  

Ob diese Einschätzungen von Frau 
J  zutreffen, kann ich nicht 
beurteilen. Ich persönlich würde 
aber erwarten, dass wir - wenn die 
Alternativlosigkeit des Regel-OKV 
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bekannt oder eine entsprechende 
Wahrnehmung vor Ort entstehen 
würde - innerhalb kürzester Zeit 
eine große Unruhe in der Beleg-
schaft und einen sprunghaften 
Anstieg der Anträge im Regel-
OKV sehen würden.  

Ist es richtig - und ich beziehe mich auf die Zah-
len, die Sie ganz zu Beginn Ihrer Vernehmung ge-
nannt haben -, dass diese Erwartung offensicht-
lich auch eingetreten ist? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Sagen wir es so: Da blieb 
ja nicht mehr viel Zeit. - Also, wir haben ge-
sehen, dass im Juli bereits deutlich mehr Anzei-
gen eingegangen sind als in den Jahren davor. 
Also 2019 waren es zwölf, 2020 waren es sieben 
Anzeigen, im Juli allein, glaube ich - - oder bis 
Juli waren es 50 bis 70, würde ich mal sagen, in 
der Hinsicht. Aber es gab noch keinen Run. Es 
gab auch keinen Run bis zum 15.08. Sondern als 
dann das Verfahren eingesetzt worden ist, dann 
haben wir natürlich alle sehr, sehr schnell regis-
triert. Also, wir haben die erste Liste mit über 
800 Ortskräften innerhalb von 24 Stunden vor-
gelegt und die anderen sukzessive bis Ende Sep-
tember. Aber es gab - dafür wäre das Verfahren 
auch gar nicht ausgelegt - keine massenhaften 
E-Mails vor dem 15.08. nach meiner Wahrneh-
mung, die als Gefährdungsanzeigen für OKV hät-
ten gelten können. 

Jörg Nürnberger (SPD): Unterstellt, die Bearbei-
tungszeit dieser OK-Verfahren hätte den norma-
len Zeitraum gedauert, hätte es bedeutet, dass 
diese Menschen dann frühestens im darauffol-
genden Jahr im Frühjahr hätten ausreisen kön-
nen. Ist das richtig? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Das ist - ja - zutreffend. 
Also, wenn das Verfahren genau so umgesetzt 
worden wäre, wie es damals eingesetzt war, also 
insbesondere mit dem Thema Visa, die ja erst in 
Indien oder in Pakistan gemacht werden muss-
ten - - und die hätten ja gar nicht ausreisen kön-
nen. Also deswegen: Eigentlich hätten sie gar 
nicht mehr ausreisen können, weil es ja gar nicht 
möglich war, dann auszureisen nach Indien. Des-
wegen: Die Frage ist nicht, wann, sondern ob sie 

überhaupt hätten ausreisen können. Aber fak-
tisch, wenn es noch möglich gewesen wäre, dann 
wären sie wahrscheinlich erst im Schnitt sechs 
Monate später ausgereist. 

Jörg Nürnberger (SPD): Aber ich nehme zur 
Kenntnis, dass Sie sagen, dass zu diesem Zeit-
punkt jedenfalls aus faktischen Gründen eine 
Ausreise nur noch äußerst schwierig möglich war 
aus Afghanistan. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, theoretisch, bis 
zum 15.08. war sie noch möglich. Ab dem 15.08. 
war sie nur für die Personen möglich, die so-
wieso schon ein Visum hatten. Ich hatte vorhin 
referiert, dass einige sich selbständig auf den 
Weg gemacht haben nach Indien, Tadschikistan, 
Usbekistan, was auch immer. Die konnten dann 
ausreisen. Die, die kein Visum für Pakistan und 
andere hatten, konnten zumindest für einen lan-
gen Zeitraum ab dem 15.08. erst mal nicht aus-
reisen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Aber Sie waren ja auch 
tatsächlich nicht untätig, sondern nach dieser 
Debatte um die Zweijahresregelung und das so-
genannte beschleunigte Verfahren haben Sie sich 
auch sehr intensiv mit einem Verfahren für den 
sogenannten Ernstfall beschäftigt. 

Welche Ernstfallszenarien sind Ihnen damals 
durch den Kopf gegangen, als Sie diese Entschei-
dungen vorbereitet und das Ernstfallverfahren ge-
plant haben? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau, das hatte ich vor-
hin ja schon mal angerissen, das Thema. Also 
unser Hauptszenario, unser Worst-Case-Szenario 
war nicht die kampflose Übernahme von Kabul, 
sondern es war ein blutiger Bürgerkrieg, so wie 
wir es damals in den 90er-Jahren gesehen hatten, 
dass eben verschiedene Fraktionen sich bekämp-
fen oder dass die Regierung gegen Taliban kämpft 
und dass dann eben insbesondere Kollateralschä-
den für unsere Ortskräfte entstehen würden.  

Damals - und auch heute - gingen wir nicht da-
von aus, dass unsere Ortskräfte das Ziel der An-
griffe sein würden. Aber wir rechneten im Falle 
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eines Worst Case eben mit größeren Kollateral-
schäden. Und wir hatten ja auch so einen Fall: 
Wir hatten eine Person, die im Juli in eine 
Sprengfalle gelaufen ist, die ganz klar sich gegen 
die Armee richtete. Aber das war - - Als ein Ar-
meekonvoi an seinem Haus vorbeifuhr, trat er aus 
der Tür und ist dann getötet worden. Das würde 
ich als Kollateralschaden sehen. Aber wir gingen 
als Szenario davon aus, dass eben unsere Orts-
kräfte eher als Kollateralschaden dann gefährdet 
wären. 

Jörg Nürnberger (SPD): In einer Vorstandssitzung 
am 6. Juli 2021 hat der Vorstand der GIZ einige 
Vorratsbeschlüsse getroffen, um auf eine notwen-
dige eventuelle Evakuierung vorbereitet zu sein. 
Ich beziehe mich auf MAT A GIZ-3.06, Blatt 225 
bis 235. Dort heißt es, 

dass der Landesdirektor … nach 
vorheriger Abstimmung mit der 
Abteilungsleitung 

- also mit Ihnen -, bei Gefahr im Vollzug Maßnah-
men wie mobiles Arbeiten, finanzielle Unterstüt-
zung von nationalen Mitarbeitenden, die Organi-
sation von Charterflügen und die Immobilisie-
rung von Fahrzeugen beschließen kann. Können 
Sie uns erläutern, wie es zu diesem Vorstands-
beschluss gekommen ist? Und zu welchem Zeit-
punkt? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. Das war so, dass 
dann ja die Nord- - Ich habe es hier vorliegen, das 
Dokument; von daher brauchen Sie es mir nicht 
zu geben.  

Also, in den Nordprovinzen sind dann immer 
mehr Distrikte gefallen, wurden immer mehr Dis-
trikte rot auf unseren Karten. Und dann hatten 
wir ja die erste Relokation eingeleitet, indem wir 
Mitarbeitende aus Aybak, Faizabad und anderen 
Standorten nach Kabul gebracht haben. Und wir 
wollten eben - - Das waren Ad-hoc-Aktionen, die 
mehr oder weniger telefonisch abgestimmt waren 
zwischen Herrn Schäfer-Gümbel und mir. Und 
dann haben wir das eben umgesetzt, diese Char-
terflüge. 

Und wir wollten eben mit diesen Vorstands-
beschlüssen - - Und da haben wir die Vorlage, 
wenn ich mich nicht täusche, am 5. Juli, also 
einen Tag vor der Vorstandssitzung, eingereicht, 
sehe ich gerade. Die haben wir sehr schnell er-
stellt, um dann für den Fall, dass weitere Reloka-
tionen innerhalb Afghanistans notwendig sein 
sollten oder auch andere Fälle des Ernstfalls 
kommen könnten - - dass wir dann vorbereitet 
sind, darauf reagieren zu können, ohne Vor-
standsabstimmungen machen zu müssen.  

Da ging es eben, wie Sie richtig sagten, um Relo-
kationen, da geht es um Unterstützung, da geht es 
um das große Thema „sondergeschützte Fahr-
zeuge“, dass wir die eben nicht zerstören, son-
dern nur immobilisieren, weil eine Zerstörung 
hätte wieder unser Personal gefährdet, weil es ja 
als mutwilliger Schaden gegen die Taliban ge-
wertet werden könnte. Wir hatten das Thema 
„Bargeld vorhalten“, damit wir im Ernstfall eben 
Flugtickets kaufen konnten vor Ort, was dann 
aber nicht umgesetzt worden ist. Das hatten wir 
alles quasi vorher dem Vorstand vorgelegt, damit 
der entscheiden kann, wenn das eintritt, dass 
mehr oder weniger ad hoc entschieden werden 
kann, dass diese Maßnahmen umgesetzt werden. 

Jörg Nürnberger (SPD): Allerdings gab es darauf-
hin am 11. Juli, also nur einige Tage später, vom 
Landesdirektor Afghanistan - MAT A GIZ-3.06, 
Blatt 335 bis 336 - eine Mail, in der dieser das 
Fehlen eines Exit-Plans für die GIZ kritisiert. Ich 
zitiere: 

Insofern sollten wir vielleicht 
doch noch einmal überlegen, ob 
die Thematisierung des Fehlens 
eines Exit-Plans - zumindest des 
Fehlens eines GIZ-Exit-Plans für 
den Ernstfall -  

- also wieder dieser ominöse Begriff - 

nicht sogar den (politischen) Auf-
trag (strategisches Ziel), den einzi-
gen noch verbleibenden (außen- 
und sicherheitspolitischen) Hebel 
zu einer angestrebten Stabilisie-
rung in Afghanistan (zivile Unter-
stützung beim Aufbau) möglichst 
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lange zu erhalten und nach Mög-
lichkeit auszubauen, sogar stärkt - 
als sich (wieder mal) allein dem 
Prinzip Hoffnung hinzugeben, 
dass das Ziel schon  

- irgendwie - 

erreicht wird, und man deshalb 
keinen Exit-Plan braucht? 

Können Sie uns erläutern, warum das Fehlen 
eines GIZ-Exit-Plans hier noch mal thematisiert 
werden sollte? Hatte der Landesdirektor viel-
leicht noch keine Kenntnis von Ihrem Plan? Oder 
hatte er eine andere Sichtweise auf Ihren Plan? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Das würde ich mir auch 
gern zeigen lassen, damit ich es auch besser ein-
ordnen kann, bitte. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt) 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Vielen Dank. 

(Gülistan Yüksel (SPD): Er 
lässt sich das Dokument 

gerade zeigen!) 

Alles gut. 

(Der Zeuge nimmt Einblick 
in die ihm zuvor 

vorgelegten Unterlagen und 
blättert darin) 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ah, hier. - Genau. Also 
der Punkt für mich ist auch da wieder die Frage: 
Was liegt im Einflussbereich der GIZ, und was 
liegt im Einflussbereich der Regierung, und was 
liegt sogar außerhalb des Einflussbereichs der 
deutschen Regierung? Und der Punkt ist: Um Per-
sonen im größeren Maßstab nach draußen zu 
bringen, hätten wir Visen für die Nachbarländer 
gebraucht - liegt nicht in unserer Macht und auch 
nicht in der Macht der Bundesregierung. Wir hät-
ten Aufnahmezusagen gebraucht; das war zu dem 
Zeitpunkt nicht gegeben. Von daher sehe ich 
nicht, wie man einen GIZ-Exit-Plan hätte gestal-
ten können, weil es für uns möglich war - was 

wir auch getan haben -, innerhalb Afghanistans 
zu relokieren, also von den Nordprovinzen, die 
schon eingenommen waren, nach Kabul. Aber es 
war für uns nicht möglich, Personen über die 
Grenze zu bringen mit den gegebenen Maßstäben, 
was für uns in unserem Einflussbereich war. 

Und die Diskussionen haben wir geführt, Herr S. 
und ich, aber wir sind am Schluss dazu überge- - 
oder wir sind übereingekommen, dass das außer-
halb unserer Möglichkeiten liegt. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Gut. - Das Fragerecht wechselt zur Union. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Danke Ihnen, Herr 
Vorsitzender. - Herr Spatz, lassen Sie uns über 
die Zahlungen von Bleibeprämien und Überbrü-
ckungszahlungen sprechen. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Bitte noch mal, ich habe 
es nicht verstanden. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Über die Zahlung 
von Bleibeprämien und Überbrückungszahlun-
gen an die in Afghanistan befindlichen Ortskräfte 
möchte ich mit Ihnen sprechen. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Welche Arten von 
Zahlungen an afghanische Ortskräfte gab es im 
Juli, August und September 2021? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Okay. - Also, erst mal 
müssen wir jetzt, glaube ich, zur Genese des Be-
griffs Bleibeprämien kommen. Das ist mir ganz 
wichtig, dass wir das hier noch mal klarstellen, 
wie dieser Begriff zustande gekommen ist, weil 
hier auch eine Aussage, die getroffen worden ist 
im Ausschuss, aus meiner Sicht nicht so zutrifft. 

Also, der Punkt ist: Wir als GIZ haben immer ge-
sprochen von Prämien zur Überwinterung und 
zur selbstorganisierten Ausreise. Und da ist es so, 
dass wir relativ schnell zu der Überzeugung ge-
kommen sind, dass, wenn ein solcher Ernstfall 
eintritt, es eben nicht gelingen wird, im größeren 
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Maßstab dann Ortskräfte nach Deutschland brin-
gen zu können, weil das Ortskräfteverfahren eben 
zu dem Zeitpunkt noch nicht gegeben war. 

Dann gab es - und da kann ich verweisen auf 
E-Mails von mir vom 02.07., auf die Vorstands-
vorlage vom 06.08. und auf eine E-Mail von mir 
vom 11.08. - eine Telefonkonferenz auf Leitungs-
ebene am 13.08. zu dem Thema, an dem also 
BMZ ab Staatssekretär runter und bei uns Schä-
fer-Gümbel runter dort waren, und dort ist der 
Begriff Bleibeprämie entstanden. Den habe ich 
dann dummerweise in einer E-Mail als zusam-
menfassende Erklärung in Anführungsstrichen - - 
Ich möchte das kurz ausführen, weil mir das 
wichtig ist. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ja, also uns geht 
es jetzt gar nicht um die Semantik. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Doch, die ist mir wichtig. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ja, aber wir sind ja 
auch zeitlich ein bisschen unter Druck heute. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Aber, ich glaube, ich 
habe das Recht, das doch auszuführen, weil das 
ist mir wichtig. Deswegen sage ich: In dieser Lei-
tungskonferenz wurde der Begriff geprägt.  

Jetzt die Frage: Was ist diese Bleibeprämie? Weil 
wir - - Uns ging es nicht darum, Personen davon 
abzuhalten, aus Afghanistan auszureisen, son-
dern es ging darum, dass auch Personen, die 
nicht ausreisen wollten, zum Beispiel weil sie 
nicht ihre über 18-jährigen Söhne zurücklassen 
wollten, eine Unterstützung haben und nicht 
quasi leer ausgehen. Deswegen haben wir diese 
Unterstützung, die keine Prämie ist, dann gefor-
dert und auch genehmigt bekommen vom BMZ, 
damit eben alle Personen gleichmäßig unterstützt 
werden können - auch die, die aus guten Grün-
den entscheiden, aus ihren Gründen entscheiden, 
dort zu bleiben. 

Was haben wir gezahlt an finanziellen Unterstüt-
zungen? Das hat mit der Bleibeprämie relativ 
wenig zu tun. Weil keine einzige Person hat im 
Endeffekt diese Unterstützungsleistung bekom-
men, weil alle ausreisen wollten. Und deswegen: 

Diese Prämie und diese Aufregung, die in der 
Presse und überall entstanden ist, ist aus meiner 
Sicht komplett unsinnig. Deswegen bin ich auch 
sehr emotional gerade, wie Sie merken. Also des-
wegen: Diese Bleibeprämie oder diese Unterstüt-
zung hat keine einzige Ortskraft bekommen, weil 
sie alle den Weg gewählt haben, nach Deutsch-
land zu kommen. 

Was haben wir gezahlt? Wir haben gezahlt - - 
Während der Relokationen von den Nordprovin-
zen nach Kabul haben wir Prämien gezahlt, also 
um diese Mehraufwendungen, die dort entstan-
den sind, zu kompensieren. Das haben wir ge-
zahlt. Dann gab es - - Mit dem Fall Kabuls ist es 
so, dass wir die Personen erst mal weiterbeschäf-
tigt haben im mobilen Arbeiten, das dann natür-
lich auch - - wenn die Vertragsverhältnisse ge-
endet hätten, hätten wir deswegen eine Abfin-
dung gezahlt. Wir hatten auch für Personen, die 
weiterbeschäftigt werden sollten, eine zwölf-
monatige Beschäftigungsgarantie - hatten wir 
verhandelt mit dem BMZ. - Genau, so weit. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Danke Ihnen. - 
Konnten Sie als Abteilungsleiter grundsätzlich 
über diese Zahlungen entscheiden? Oder musste 
da der Vorstand zumindest die genehmigen? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nein, das hat nichts - - 
Also, noch nicht mal unser Vorstand kann das 
allein genehmigen, sondern dazu gab es eben am 
13.08. eine Telefonkonferenz mit dem Staats-
sekretär Jäger, Schäfer-Gümbel usw. usf., wo ge-
nau festgelegt worden ist, welche Zahlungen ge-
nehmigt worden sind und welche nicht. Das ist 
auch in meinen Akten sehr, sehr gut dokumen-
tiert. Da gibt es mehrere Protokolle. Es gibt auch 
eine Leitungsvorlage, die gezeichnet worden ist 
zu dem Thema, die Ihnen wahrscheinlich vor-
liegen müsste, wo haarklein auch rechtlich und 
auch preisrechtlich geprüft worden ist, welche 
Zahlungen zulässig sind und welche Zahlungen 
nicht zulässig sind. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Können Sie da 
eine Angabe zum Betrag machen, auch eine un-
gefähre Angabe zum Betrag, den Sie im Rahmen 
von Bleibeprämien/Überbrückungszahlungen in 
Afghanistan getätigt haben? 
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Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, in dieser Vorlage, 
die Ihnen wahrscheinlich vorliegt, habe ich, 
glaube ich, eine Zahl von 17,6 Millionen in den 
Raum gestellt, was wir damals gerechnet hatten, 
insgesamt für alle Zahlungen, die dort sowohl im 
Rahmen der Ausreise als auch der Unterstützung 
vor Ort anfallen würden. Könnte ich nachprüfen, 
wenn Sie wollten. Ich kann es noch mal nach-
schauen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Also, Sie können 
es gern nachprüfen, aber, ich denke mal, ich ver-
traue Ihnen da jetzt. Es ging ja auch nur eine un-
gefähre Angabe, nicht die ganz genaue. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nur der Punkt ist: Die 
Zahl war unsere damalige Schätzung. Und wir 
haben immer ganz klar darauf hingewiesen, dass 
ein Großteil der Kosten auch gerade im Rahmen 
der Evakuierung außerhalb unseres Einfluss-
bereichs ist, also beispielsweise: Wenn ein Vi-
sumverfahren in Islamabad länger dauert, wie 
wir es jetzt sehen, als geplant, dann fallen dort 
Hotelkosten an, die wir finanzieren. Da reden wir 
schnell über zweistellige Millionenbeträge, die 
obendrauf kommen. Auch die Flugpreise haben 
sich massiv verändert. Ursprünglich gingen wir 
mal von Kosten pro Ausreise um 1 750 Euro aus. 
Zwischenzeitlich, während dieses Stopps, hatten 
wir Schätzungen, dass für die Personen, die ge-
strandet waren, wir pro Person 10 000 Euro an 
Ausreisekosten haben. Also deswegen: Diese 
Schätzungen bitte ich als Schätzungen zu neh-
men und zu den damaligen Rahmenbedingungen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Welcher Bereich 
hat die Auszahlung organisiert? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, es gibt Verträge, die 
wir haben mit einem lokalen Logistiker vor Ort, 
der sich insbesondere um die Landtransporte ge-
kümmert hat, in Absprache mit unserem Risk 
Management Office. Wir haben einen Rahmen-
vertrag mit einem Charter Broker, einer Firma, 
die für uns die Flüge von Islamabad nach 
Deutschland organisiert und auch damals die 
Flüge von Doha nach Deutschland organisiert 
hat. Wir haben auch - - Unser Büro in Afghanis-
tan hat auch viele Flüge gebucht: also sei es von 

Kabul nach Islamabad oder aber auch von Tehe-
ran nach Deutschland zum Beispiel. Also, meh-
rere Personen haben dort teilgenommen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ergänzender Vor-
halt von meiner Seite: MAT A GIZ-3.88, Blatt 
1165. In dem Zusammenhang suchten Sie Ende 
August nach Wegen, um die Gelder trotz Banken-
schließungen und dem weitgehenden Zusam-
menbruch des Finanzsystems nach Afghanistan 
zu transferieren. 

Hat die GIZ sich für das Hawala-System entschie-
den? Und wenn ja, warum? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Spannender Themen-
komplex. - Also, der Punkt ist: Es gab internatio-
nale Sanktionen sowohl von USA als auch UN 
als auch EU, die erst mal den gesamten Bank-
verkehr gestoppt haben. Und dann die einzige 
Möglichkeit, Geld ins Land zu bringen, war zu 
dem Zeitpunkt Hawala. Dazu gab es dann eine 
Riesendiskussion zum Thema: Ist das zulässig, 
oder ist das nicht zulässig? - Nach unserer Ein-
schätzung ist das zulässig, zumindest allgemein 
mit Hawala zu arbeiten. Die große Frage war, ob 
es auch unter dem Sanktionsregime von damals 
dann zulässig war. 

Dann war es so: Zwischenzeitlich, da fühlte ich 
mich so ein bisschen alleingelassen von der Bun-
desregierung - das ist das einzige Mal, wo ich 
mich wirklich alleingelassen gefühlt habe -, weil 
am Schluss der Wunsch war, dass die GIZ das 
entscheiden sollte, ob sie Hawala macht oder 
nicht macht, wo ich aber sage: Stopp! Ich habe 
keine Lust, dass mein Team und ich irgendwann 
auf einer Sanktionsliste der USA sind und wir 
nicht da hinreisen dürfen. 

Deswegen haben wir darum wohl gebeten und 
dann auch das erreicht, dass auf einer Staats-
sekretärsrunde mit BMJ, AA, BMZ, wahrschein-
lich auch BMI - keine Ahnung, was - entschieden 
worden ist, dass wir von dieser Haftung erst mal 
freigestellt werden, die sich daraus ergeben 
könnte, dass, wenn wir Hawala nutzen, da mit 
einer Sanktion brechen. Das haben wir bekom-
men. Auf dieser Basis haben wir dann Hawala-
Zahlungen geleistet: Also zum Beispiel haben wir 
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unseren lokalen Mitarbeitenden die Gehälter wei-
tergezahlt. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Also, Sie haben 
schon gesagt, dass Unterlagen einer Prüfung der 
Rechtmäßigkeit - -  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): So habe ich das 
jetzt verstanden. Gibt es GIZ-interne Richtlinien 
für die Nutzung? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ja.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ja? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ja, selbstverständlich. Es 
ist bei uns juristisch geprüft, unter welchen Be-
dingungen das möglich ist. Und wie gesagt: Die 
einzige Frage war, ob es Hawala in dem spezifi-
schen Kontext, mit den Sanktionen von USA, VN 
und eben EU - - ob dieser zusätzliche Aspekt die 
Hawala-Zahlungen verbietet. Mit dieser Freistel-
lungserklärung durch die Bundesregierung, die 
auf Staatssekretärsebene entschieden worden ist, 
haben wir dann oder habe ich dann die Entschei-
dung getroffen, zusammen mit, in Abstimmung 
mit Herrn Schäfer-Gümbel, dass wir dieses Rest-
risiko eingehen, ja.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Wie stellten Sie 
Prüfung der Sanktionslisten und der Terrorfinan-
zierung sicher? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Regelmäßig, bei jedem 
einzelnen Vertrag, bei jeder einzelnen Zahlung, 
gibt es ein Verfahren, wie wir die Sanktions-
listenprüfung machen. Das macht bei uns der Fi-
nanzbereich. Da geht kein einziger Vertrag, ohne 
die Sanktionslisten zu prüfen. Die wird sowohl 
automatisch als auch manuell gemacht, und im 
spezifischen Kontext Afghanistan wird sie sehr, 
sehr akribisch gemacht von den Kollegen vor Ort. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Haben Sie die 
Legalität der Zahlungen mit der BaFin oder der 
Bundesbank geklärt? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ja, selbstverständlich, 
weil wir haben ja immer, soweit es möglich war, 
auch mit der Bundesbank - - Zahlungen kommen 
weiterhin auf unser Konto. Wir haben ja die Mög-
lichkeit, von der Bundesbank direkt Gelder zu 
ziehen, und das machen wir auch heute noch. 
Und die Zahlungen, also generell Geld nach Af-
ghanistan zu bringen, haben wir auf jeden Fall 
mit der Bundesbank abgeklärt, ja. BaFin - kann 
ich nicht sagen, weiß ich nicht. Aber eines der 
Kernassets der GIZ ist, dass wir ordnungsgemäß 
Gelder in ein Land bringen können. Von daher 
bin ich der festen Überzeugung, dass da alles 
nach Recht und Gesetz gelaufen ist und dass uns 
da keine Versäumnisse vorgeworfen werden kön-
nen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): MAT A GIZ-3.44, 
Blatt 2536: Sie stellten in einem Schreiben vom 
22. August 2021 fest, dass Afghanistan nun ein - 
und ich zitiere - „Voll-Embargo-Land“ sei. Wel-
che Rolle spielte diese Aussage bei Ihrer Ein-
schätzung der Rechtslage? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Das ist genau das, dass 
eben Sanktionen da sind und deswegen wir Wege 
prüfen mussten, ob es möglich ist, mit Hawala 
Geld reinzubringen. Und diese Prüfung haben 
wir zusammen mit der Bundesregierung gemacht, 
und es wurde auf Staatssekretärsebene entschie-
den, und damit haben wir das Geld da reinge-
bracht. 

Also, ich verstehe nicht ganz, worauf Ihre Fragen 
rausgehen. Deswegen, vielleicht können Sie mir 
einfach sagen, worauf Sie hinauswollen. Viel-
leicht kann ich dann besser antworten auf Ihre 
Fragen - wäre mir einfacher. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Es sind einfach 
nur Fragen zum Prozess, dann auch zum Ver-
ständnis. Deswegen befrage ich ja Sie. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Gut. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Was versteht die 
GIZ darunter, wenn zu den Hawala-Zahlungen 
festgestellt wurde - ich zitiere -: „Reputations-
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risiken wurden erhoben, bewertet und dokumen-
tiert“? Das ist MAT A GIZ-3.153, Blatt 237 bis 
241, hier Blatt 240. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. Würde ich gern 
noch mal sehen, wer es geschrieben hat. Den Vor-
gang würde ich gerne sehen. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Sorry, ich sehe da jetzt keinen Verweis auf Repa-
rationsrisiken. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Das ist der falsche 
Punkt. 

(Der Zeuge liest erneut in 
den ihm vorgelegten 

Unterlagen) 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. Also, der Punkt 
ist, dass dort, wie gesagt, in Abstimmung mit 
Herrn B., den Sie in der Akte sehen - der ist 
unser Leiter „Rechnungswesen und Steuern“ -, 
dieser „Antrag auf Genehmigung einer Vorfinan-
zierung“ erstellt wurde. In diesem Rahmen war 
die Frage, ob quasi für die GIZ Reparationsrisiken 
daraus entstehen könnten, dass uns Terrorfinan-
zierung vorgeworfen wird. Und diese wurden 
von Herrn B. zusammen mit uns - und wir wie-
derum mit dem BMZ und wahrscheinlich auch 
AA - bewertet, ob diese Reparationsrisiken* über-
wiegen. Aus diesem Grunde haben wir genau 
diesen Weg gewählt, dass wir gesagt haben: Wir 
möchten, bitte schön, eine Freistellungserklärung 
von der Bundesregierung haben zu dem Thema. - 
Und nachdem diese gegeben war und damit 
quasi wir - ich bin jetzt kein Jurist -, aber exkul-
piert sind, würde ich sagen: Wir haben das getan, 
was wir tun mussten, um sicherzustellen, dass 
das bekannt war in der Bundesregierung, dass 
damit klar ist: Die Bundesregierung steht hinter 
diesen Zahlungen. - Ja, mehr kann ich, glaube 
ich, zu dem Punkt nicht sagen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Wir haben gerade 
eben schon über die Prüfung der Rechtmäßigkeit 
gesprochen. Können Sie uns sagen, wann der 

Zeitpunkt war, dass das quasi positiv beschieden 
wurde? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nee. Also, es gab da eine 
Staatssekretärs- - Da habe ich keine Erinnerung, 
wann genau es geschehen ist. Ich weiß nur, dass 
es sehr akut war, eigentlich ab dem 15.08. Wir 
hatten noch ein bisschen Bargeld bei uns auf dem 
Konto. Von daher: Wir konnten zunächst noch 
Zahlungen leisten. Dann aber, als es darum ging, 
die Gehälter weiterzuzahlen, brauchten wir ir-
gendwann Geld. Und zu dem Zeitpunkt war es 
auch nicht möglich, über die Bundesbank Geld 
reinzuholen nach meiner Erinnerung. Also, des-
wegen nehme ich an - aber das kann ich Ihnen 
nicht genau sagen -, dass es im September gewe-
sen sein müsste. Aber da gibt es sicher Akten zu 
dem Thema, die Ihnen vorliegen müssten, wann 
genau diese Staatssekretärsrunde war. Und auf 
dieser Basis wurde dann eben entschieden, dass 
wir das durften. Aber wann das genau war, kann 
ich nicht mehr sagen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Wurde das 
Hawala-System im Untersuchungszeitraum auch 
noch für andere Zahlungen als die Zahlungen an 
die Ortskräfte der GIZ genutzt? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, es wurde genutzt 
für die Bezahlung der Ortskräfte und die Bezah-
lung von Verträgen, die wir hatten, also mit lo-
kalen Dienstleistern. Das war ja auch einer der 
Punkte: Wir mussten ja die Evakuierung organi-
sieren. Und hätten wir unsere Logistiker vor Ort 
nicht finanzieren können, hätte es keine Ausreise 
gegeben. Von daher mussten wir ja Zahlungen 
leisten. Und deswegen wurden diese Gelder - 
neben den Ortskräften, also unseren Mitarbeiten-
den, als Lohnfortzahlung - auch gezahlt für die 
Bezahlung von fälligen Rechnungen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ich spreche ein 
Schreiben von Ihnen an Herrn Schäfer-Gümbel 
an, und zwar ist das - geben Sie mir eine Se-
kunde - MAT A GIZ-3.07, Blatt 1534 bis 1535 
und im weiteren Verlauf MAT A GIZ-3.88, 
Blatt 1184. Und zwar geht es mir um die Frage: 
War Ihnen bewusst, dass Sie in Ihrem Brief an 
Herrn Schäfer-Gümbel geschrieben - - Also, da 
schrieben Sie, dass - ich zitiere - „die Nutzung in 
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den beteiligten Ländern rechtlich zulässig“ sein 
muss. Und in der internen Anweisung der GIZ 
heißt es jedoch, dass „die Nutzung in Deutsch-
land und im jeweiligen Partnerland rechtlich zu-
lässig“ sein muss. War Ihnen bewusst, dass Sie in 
Ihrem Brief da einen Unterschied vorgenommen 
haben? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Das ist Semantik, weil 
Deutschland war ja beteiligt an diesen Trans-
aktionen, weil von dort aus das Geld erst mal in 
die Nachbarländer geht und dann von da aus 
weiter. Also von daher ist ja Deutschland betei-
ligtes Land, nach meinem Verständnis. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Gut. Alles klar. 
Das erklärt meine Frage. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Danke. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Das Auswärtige 
Amt betrachtete die Zahlungen der GIZ als zu-
mindest problematisch und sah eine Willensbil-
dung in der Bundesregierung zur Nutzung des 
Hawala-Systems mitnichten als abgeschlossen. 
Auch die strafrechtliche Relevanz nach §§ 129a 
und 129b Strafgesetzbuch sei noch ungeklärt. So 
konnte der Bereich S04 - Zitat - „die Nutzung des 
Hawala-Systems nicht befürworten, unterstützen 
oder gar beauftragen.“ Das ist MAT A AA-8.747 
VS-NfD, Blatt 100. 

Wurde Ihnen oder Ihren Vorgesetzten diese Posi-
tion des Auswärtigen Amtes zu irgendeinem 
Zeitpunkt oder spätestens während der Diskus-
sion zur Beauftragung der Maßnahmen des Exe-
cutive Summary/Operation Plan dargelegt? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ja. Deswegen haben wir 
ja darauf gedrungen, dass wir das in die Staats-
sekretärsrunde reingeben, dass die Bundesregie-
rung uns erklärt, dass es rechtmäßig ist. Das war 
der Grund. Es gab nicht nur im AA, sondern, ich 
glaube, auch an anderen Stellen Vorbehalte gegen 
die Nutzung, und diese Vorbehalte musste ich 
ausräumen. Und deswegen haben wir eben da-
rauf gedrungen in unserem politischen Dialog - 
oder Herr Schäfer-Gümbel und wir, keine 
Ahnung, was, alle -, dass eben wir formell einen 
Beschluss bekommen auf Staatssekretärsebene, 

wie gesagt, der Bundesregierung, dass das recht-
mäßig ist. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Wie stehen Sie 
denn zu dem hier transportierten Zweifel, den 
ich gerade eben geschildert habe, an Ihrer Ent-
scheidung, das Hawala-System zu nutzen? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, ich bin kein Jurist, 
und ich habe dazu keine Meinung. Wenn die 
Bundesregierung sagt, dass es rechtens ist, und 
wenn meine Juristen mir sagen, dass es rechtens 
ist, dann mache ich das. Also da, glaube ich, 
brauche ich keine eigene Einschätzung zu dem 
Thema haben, weil das eine so schwierige Ma-
terie ist, die Sanktionsrechtsproblematik. Die 
wurde bei uns federführend - - Also, das war ein 
Diskussionsdreieck zwischen KfW, GIZ und uns. 
Und die Federführung in dieser Diskussion hat 
die KfW, weil sie sich in solchen Sachen viel bes-
ser auskennt als wir. Und wenn KfW zu der Ein-
schätzung kommt, dass das machbar ist, und 
wenn wir einen Beschluss der Bundesregierung 
haben, dass das rechtmäßig ist, dann setze ich 
das um. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Vielen Dank. - Damit ist der Zeithorizont für die 
Union für diese Runde zu Ende.  

Ich unterbreche die Sitzung. Ich bitte die Kolle-
ginnen und Kollegen, zügig zur Abstimmung zu 
gehen und gleich wieder zurückzukommen, so-
dass wir um 20.45 Uhr direkt weitermachen kön-
nen. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung von  
20.25 bis 20.46 Uhr) 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen 
und Herren, wir fahren fort mit der Sitzung und 
unterbrechen gleich wieder, um eine Beratungs-
sitzung zu beginnen. Ich darf die Öffentlichkeit 
bitten, den Raum zu verlassen. 
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(Unterbrechung des 
Sitzungsteils Zeugen-

vernehmung, Öffentlich: 
20.47 Uhr - Folgt 
Beratungssitzung) 

(Wiederbeginn des 
Sitzungsteils Zeugen-

vernehmung, Öffentlich: 
20.50 Uhr) 

Fortsetzung der 
Vernehmung des Zeugen 

Dr. Julius Spatz 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Sind Sie so weit? - Dann können wir fortfahren. 
Vielen Dank. - Es geht los mit den Grünen. Frau 
Kollegin Nanni. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Danke, 
Herr Vorsitzender. - Ich würde, Herr Dr. Spatz, 
direkt anfangen mit einem Vorhalt. Und zwar ist 
das eine E-Mail, die Sie an Thorsten Schäfer-
Gümbel geschrieben haben am 26. August 2021. 
Das ist MAT A GIZ-3.07, Blatt 1618. Und da geht 
es unter anderem um eine Presseanfrage von 
„Hart aber fair“. Und das BMZ, namentlich der 
Pressesprecher,  

möchte die GIZ anweisen  

- heißt es hier -, 

den untenstehenden gelb markier-
ten Satz 

Es gibt also keine „Bleibe-
prämie“, denn der Verbleib im 
Land ist immer freiwillig. Wer 
die Hilfe in Anspruch nimmt, 
muss dies aus rechtlichen Grün-
den unterschreiben. Sollte sich 
im konkreten Einzelfall die 
Gefährdungslage erheblich än-
dern, werden diese Mitarbeiter 
auf Wunsch natürlich wieder in 
das Ortskräfteverfahren aufge-
nommen. 

in die Antwort auf eine Presse-
anfrage von hart aber fair aufzu-
nehmen.  

Dazu merken Sie an - ich zitiere -: 

Dieses Vorgehen steht im Wider-
spruch zu dem von Herrn StS 
Jäger gebilligten Ergebnisvermerk 
des Leitungsgesprächs am 13.08. 
zu diesem Thema …, in dem das 
BMZ die GIZ angewiesen hat, 
„dass mit der Inanspruchnahme 
der ‚Sonderabfindung‘ ein An-
spruch auf spätere Aufnahme in 
das Ortskräfteverfahren verbind-
lich und unwiderruflich erlischt“ 
… 

Darüber hinaus ist zu beachten 

- heißt es später -, 

dass durch fehlende Verbindlich-
keit und Unwiderruflichkeit in 
diesem Punkt massive Fehlanreize 
gesetzt würden, die Sonderzah-
lung zunächst anzunehmen und 
dann nachträglich eine Gefähr-
dungsanzeige zu stellen. Denn - 
weil die Sonderzahlung i.d.R. 
rückwirkend nicht wieder erfolg-
reich eingefordert werden kann - 
wären diejenigen, die die Sonder-
zahlung zunächst annehmen, in 
jedem Fall besser gestellt, als die-
jenigen, die es nicht tun.  

Jetzt haben Sie gerade, Herr Dr. Spatz, hier in 
diesem Untersuchungsausschuss gesagt, dass die 
Bleibeprämie vor allem das Ziel hatte, die Leute 
zu unterstützen, die freiwillig im Land bleiben 
wollen. Können Sie diesen Widerspruch erklä-
ren? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ich sehe da keinen Wi-
derspruch. Allerdings - - Also der Punkt für mich 
hier ist: Damals war die Frage: Wer möchte aus-
reisen, und wer möchte aus vielen verschiedenen 
Gründen im Land bleiben? Und diese Personen, 
die im Land bleiben wollten, sollten eben auch 
unterstützt werden.  

Und dann war die Frage: Wenn jemand diese 
Unterstützung - ich möchte diesen Begriff 
„Bleibeprämie“ wirklich gerne streichen; ich 
möchte sagen: Unterstützung für den Verbleib in 
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Afghanistan - - dass dann die Frage war: Unter 
welchen Bedingungen zahlt man das aus? Und da 
war in der Telefonkonferenz vom 13.08. das Er-
gebnis, dass Personen, die diese Unterstützung 
annehmen, eben nicht mehr aufgenommen wer-
den können ins OKV, weil sonst hätten ja alle 
gesagt: „Ich möchte erst mal bleiben“, und dann, 
zwei Tage später, hätten sie den Antrag stellen 
können: „Ich möchte jetzt doch ausreisen.“ 

Was nachher als Lösung gefunden worden ist, 
war, zu sagen: Die Personen, die das annehmen, 
kommen nicht mehr in das vereinfachte Listen-
verfahren rein, sondern können dann, wenn sie 
zu einem späteren Zeitpunkt sich gefährdet füh-
len, in dem dann gültigen Verfahren, also dem 
Ortskräfteverfahren 2.0 mit individuellen Gefähr-
dungsanzeigen, wieder einen Antrag stellen; aber 
sie können nicht mehr in das Listenverfahren 
aufgenommen werden. Und so konnte sicherge-
stellt werden, dass eben nicht dieser Fehlanreiz 
gesetzt wird, dass Personen erst mal sagen, sie 
wollen bleiben, sich die Zahlung auszahlen las-
sen und dann eben am nächsten Tag sagen: Ich 
möchte doch im Rahmen des vereinfachten Lis-
tenverfahrens aufgenommen werden. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das 
heißt im Umkehrschluss aber trotzdem, dass Per-
sonen, die zu einem Zeitpunkt der Meinung sind, 
dass sie bleiben wollen, und am nächsten Tag der 
Meinung sind, dass sie es nicht mehr wollen, in 
dem Moment nicht mehr freiwillig bleiben. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, es geht ja nie 
darum - - Nach meinem Rechtsverständnis gibt es 
keinen Anspruch auf eine Aufnahmezusage für 
Deutschland, sondern es gibt die Möglichkeit, 
dort einen Antrag zu stellen. Entschuldigen Sie, 
die juristischen Begriffe sind nicht ganz meins. 
Deswegen: Es gab dann eben die Möglichkeit für 
die Personen, die damals ab 07/2019 beschäftigt 
waren, dass die dort diesen Antrag stellen konn-
ten. Und es war ein Rechtsakt der Bundesregie-
rung, zu sagen: Ja, ihr dürft alle - - Ihr habt alle 
automatisch ohne - - Mit einer pauschalen Prü-
fung der Gefährdung habt ihr diese Aufnahme-
zusage für Deutschland. - Deswegen: Freiwillig 
bleiben, das ist, glaube ich, gar nicht juristisch 
der richtige Begriff, sondern es geht darum, dass 

sie dann ein anderes Verfahren durchlaufen 
mussten, eben mit Gefährdungsanzeige. Und 
wenn sie gefährdet wären, dann hätten sie ja 
dann auch wieder den Anspruch bekommen. 
Deswegen sehe ich da nicht das Problem. Außer-
dem, wie gesagt, hat kein einziger diese Zahlung 
in Anspruch genommen.  

Aber der Punkt für mich ist einfach: Es ist doch 
natürlich, dass man es nicht zulassen kann, dass 
man auf der einen Seite eine Zahlung auszahlt 
dafür, dass jemand sich freiwillig verpflichtet, 
dort zu bleiben, und am nächsten Tag dann sagt: 
Oh, ich bin übrigens doch gefährdet, ich möchte 
die gleichen Rechte haben wie der, der eben 
nicht diese Zahlung in Anspruch genommen hat. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Kön-
nen Sie sich vorstellen, dass eine Veränderung 
der Lage auch eine Veränderung der subjektiven 
und objektiven Gefährdungssituation der Orts-
kräfte mit sich bringt? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Selbstverständlich. Des-
wegen gibt es ja das Recht, dass die Personen 
wieder vorstellig werden dürfen und dann ihre 
Gefährdung äußern dürfen. Und dann dürften sie 
wieder in das Verfahren reingehen. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ein 
Recht, und das zitieren Sie auch in Ihrer E-Mail, 
das Herr Staatssekretär Jäger im Leitungsgespräch 
vom 13.08. ja genau eben nicht gesehen hat. Ich 
zitiere noch mal aus der gleichen MAT-Nummer 
wie vorhin: Das BMZ habe die GIZ angewiesen,  

„dass mit der Inanspruchnahme 
der ‚Sonderabfindung‘ ein An-
spruch auf spätere Aufnahme in 
das Ortskräfteverfahren verbind-
lich und unwiderruflich erlischt“. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm, genau. Das war die 
Entscheidung zum 13.08. zumindest, wie ich sie 
damals mitgeschnitten hatte. Auf der Basis dieser 
Diskussion, die dann geführt worden ist, hat 
dann Herr Staatssekretär Jäger oder wer auch im-
mer seine Meinung geändert, und es wurde ent-
schieden, dass die Personen eben doch sich dann 
für das Ortskräfteverfahren registrieren können, 
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aber eben nicht das vereinfachte Listenverfahren, 
sondern das andere Verfahren mit der Gefähr-
dungsprüfung. 

Also, diese Entscheidung, nach meiner Kennt-
nis - ich habe es ja auch geschrieben - war sie so 
getroffen worden am 13.08. in dieser besagten 
Telefonkonferenz. Dann wurde sie revidiert - wer 
genau und wie genau, kann ich nicht sagen. Aber 
diese Entscheidung, die ich so mitgeschnitten 
hatte - Sie müssten Herrn Staatssekretär Jäger fra-
gen, ob er sie so gemeint hat; das kann ich Ihnen 
nicht beantworten -, diese Entscheidung wurde 
revidiert. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das 
heißt, es gab Ortskräfte, die haben unterschrie-
ben, dass Sie verbindlich - 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nein. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - und 
unwiderruflich auf die spätere Aufnahme ver-
zichten, dann haben die Geld bekommen. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Wie gesagt: Keine einzige 
Ortskraft hat diese Unterstützung jemals be-
antragt und bekommen, weil alle sich für die 
Ausreise registriert haben. Es gab keine einzige 
Auszahlung dieser - - Deswegen: Dieser ganze 
Hype um diese Bleibeprämie, sowohl in der 
Presse als auch im politischen Raum, ist kom-
plett an der Realität vorbei, weil diese Prämie 
oder diese Unterstützung wurde niemals ausge-
zahlt. Und auch dieser Begriff - wie er zustande 
gekommen ist, habe ich vorhin erläutert - war so 
zu jedem Zeitpunkt irreführend. Deswegen finde 
ich es etwas schade, dass dieser Begriff immer 
wieder hochgeholt wird. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ob das 
ein Hype ist oder nicht, werden wir noch sehen. 
Aber die Frage ist ja trotzdem, welche Haltung 
dazu geführt hat, dass man so ein Instrument erst 
mal einführen wollte und es dann später auch 
wieder selbst kassiert hat. Und deswegen gehen 
wir der Sache noch mal nach. Und ich frage 
mich: Als Sie dieses Instrument eingeführt ha-
ben, das nie genutzt wurde, haben Sie ja sicher-

lich auch im Vorfeld mal mit Ihrer Rechtsabtei-
lung darüber gesprochen, ob das ein legitimes 
Instrument ist und, wenn ja, wie es im Detail 
auszugestalten ist. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nein. Diese Klärung habe 
ich nicht im Vorfeld machen können, weil am 
13.08. wurde eine Telefonkonferenz angesetzt, 
und da wurde sehr, sehr offen diskutiert: Wie 
gehen wir um? Das heißt, in dieser Telefonkonfe-
renz gab es überhaupt keine Möglichkeiten, erst 
mal alle Diskussionspunkte und alle Entschei-
dungsgrundlagen rechtlich prüfen zu lassen, son-
dern es war eine sehr, sehr offene Diskussion zu 
dem Thema: Wie gehen wir mit der aktuellen 
Krise um? Und diese Rechtsprüfung ist im Nach-
gang erfolgt. Da gab es nach meinem Verständnis 
auch gewisse unterschiedliche Rechtsauffassun-
gen zwischen dem BMZ und unserer Rechtsabtei-
lung. Die sind ausgeräumt worden. Und genau 
auf der Grundlage dieser Nachbesprechungen 
unserer Rechtsabteilung wurde dann eben dieser 
Beschluss nach meiner Erinnerung auch revidiert 
und gesagt: Nein, man kann ihn nicht rechts-
verbindlich ausschließen, man kann nur sagen: 
Dann kommen sie eben in das andere Verfahren 
rein. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wir 
bleiben noch mal bei Dokumenten, switchen aber 
in einen ganz anderen Bereich, nämlich zu der 
Frage: die Gefährdung der Ortskräfte durch die 
Taliban und die von Ihnen angesprochenen Ver-
handlungen, die das Auswärtige Amt im Sinne 
der Entwicklungszusammenarbeit geführt hat. 
Sie haben später dann auch noch mal erzählt, 
dass es schriftliche Garantien der Taliban gab, 
auf Repressionen zu verzichten. Wie sind Sie zu 
der Annahme gelangt, dass diese schriftlichen 
Garantien einen realen Wert haben und eine reale 
Verbindlichkeit mit sich bringen? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Weil - das ist jetzt wahr-
scheinlich hart für einige zu akzeptieren - die 
Taliban sich an das, was sie sagen, halten. Zu-
mindest, was die GIZ angeht, haben sie sich an 
das, was sie gesagt haben, gehalten. Sie haben 
gesagt: Wir werden euch nicht verfolgen. - In den 
letzten 24 Monaten haben sie keinen von uns ver-
folgt. Sie haben gesagt: Jeder, der Pass und Visum 
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hat, kann ausreisen. - Jeder Einzelne von denen 
durfte ausreisen.  

Sie mögen nicht unsere Rechtsauffassung haben; 
aber der Punkt ist: Die Garantien, die wir bisher 
bekommen haben, waren sehr belastbar. - Das 
war damals unsere Einschätzung, das ist jetzt 
unsere Einschätzung, dass eben, was die Gefähr-
dungslage unserer Ortskräfte angeht, die uns ge-
machten Zusagen auch belastbar sind. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wie 
stellen Sie denn sicher, dass es null Fälle gibt? 
Das ist ja auch methodisch ein Problem. Sie sa-
gen: Es gibt keinen Fall, in dem die Taliban sich 
nicht an diese Absprache gehalten haben, zum 
Beispiel gibt es keinen Fall, wo jemand nicht aus-
reisen konnte. - Wie stellen Sie das denn sicher? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, erstens ist der 
Punkt: Wir haben hier noch ein großes Feldnetz-
werk von Risk Management Advisors vor Ort, die 
ständig in Kontakt stehen mit unseren Mitarbei-
tenden, sowohl den aktiv beschäftigten als auch 
den ehemaligen. Wenn dort ein Fall auftauchen 
würde, würde er diesem Feldnetzwerk bekannt 
werden. - Erster Punkt. 

Zweiter Punkt ist: Die Ausreisen werden ja von 
uns organisiert, von der GIZ. Das heißt, wir ha-
ben die schon besagten großen Ausreiseoperatio-
nen gehabt, Tazkira I und Tazkira II. In der ersten 
haben wir 5 000 Personen rübergebracht, in der 
zweiten haben wir - sie ist abgebrochen worden - 
2 000 Personen rübergebracht. An einem einzi-
gen Tag haben wir im Rahmen der Operation 
Tazkira I 857 Personen über die Grenze gebracht, 
mit Wissen der Taliban. Wenn die Taliban ge-
wollt hätten, dass die nicht rüberkommen, hätten 
sie einfach sagen können an dem Grenzübergang: 
„Bitte schön, nach links abbiegen“, hätten sie 
durchsuchen können, befragen können, was auch 
immer. Das haben sie nicht gemacht. Sie haben 
sie rausgelassen. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das 
heißt, Sie schließen aus der Tatsache, dass die 
Taliban sich oft daran gehalten haben, dass es 
keinen Fall gibt, in dem sich nicht daran gehalten 
haben. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Bisher - - 

(RA Prof. Dr. Alexander 
Ignor: Das ist unsinnig! 

Entschuldigung!) 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Die Frage ist eigentlich schon gestellt. 

(RA Prof. Dr. Alexander 
Ignor: Es ist keine Frage an 

die Wahrnehmung des 
Zeugen!) 

Es ist beantwortet. Gut. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Bitte? 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Damit endet die Zeit für die Grünen. - Es geht 
weiter mit der AfD. Herr Frohnmaier. 

Markus Frohnmaier (AfD): Vielen Dank. - Herr 
Dr. Spatz, ich hätte noch mal eine Frage an Sie. 
Sie hatten sich einen Monat auf diese Aufgabe 
eingearbeitet. Ist das korrekt? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ja. 

Markus Frohnmaier (AfD): Und hatten Sie im 
Zuge der Einarbeitung auch Kontakt mit dem 
BMZ? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ja, ja, selbstverständlich. 
Ich habe ja, wie gesagt, das Ortskräfteverfahren 
ab Tag eins, also ab dem - - ab Tag sechs, dem 
7. Juni, übernommen. Von daher: ja, jederzeit. 

Markus Frohnmaier (AfD): Am 09.12.2020 hat 
das deutsche Generalkonsulat dem BMZ gemel-
det - und darüber wurde hier heute auch schon 
gesprochen -, dass eben tatsächlich die Situation 
entsteht, dass Schutzgeldzahlungen - ich hatte 
Sie vorhin darauf angesprochen - an die Taliban 
geleistet werden müssen. Es wurde sogar genau 
beziffert: 10 Prozent Taliban-Flat-Tax, wenn man 
so will. Und jetzt frage ich mich natürlich, wenn 
Sie im Vorfeld, bei der Einarbeitung für Ihre Auf-
gabe, als jemand, der eine Stellung innerhalb der 
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit, 
die eine Durchführungsorganisation des BMZ ist, 
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bekleidet - - Hat dort niemand mit Ihnen über 
diese Entwicklungen gesprochen? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Würde ich gern sehen, 
diesen Vorhalt. 

Markus Frohnmaier (AfD): Bitte? Ich habe Sie 
nicht verstanden. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Würde ich gern sehen, 
diesen Vorhalt, woher das stammt, was Sie jetzt 
zitieren. 

Markus Frohnmaier (AfD): Ja, gerne: MAT A 
AA-2.29, Blatt 84. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Wissen Sie, ich kann mir einfach - wenn Sie er-
lauben, das zu ergänzen - nicht vorstellen, dass 
jemand, der in dieser Position, die Sie ausgefüllt 
haben, für die GIZ tätig ist, keinerlei Kenntnis da-
von hat. Schauen Sie sich bitte mal den Empfän-
gerkreis an. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. In dem Empfän-
gerkreis werden Sie keine einzige GIZ-Adresse 
finden. Sie werden sehen, dass es NfD ist. Wir 
haben keine Berechtigung für NfD. Das heißt, die-
ses Dokument hätte ich gar nicht sehen dürfen. 
Und ich kann für die GIZ ausschließen, dass wir 
Schutzgelder gezahlt haben. Wir zahlen keine 
Schutzgelder, weder damals noch heute. 

Markus Frohnmaier (AfD): Sie können also auch 
ausschließen, dass Sie keine [sic!] Kenntnis über 
solche Vorgänge in vorbereitenden Gesprächen 
hatten? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Wenn es für uns nicht 
relevant war oder uns nicht zugänglich gemacht 
worden ist, dieses Dokument, dann kann ich da-
rüber nicht gebrieft werden während meiner Vor-
bereitungen. 

Markus Frohnmaier (AfD): Also, wenn Durch-
führungsorganisationen und NGOs - -  

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Na ja, aber es sind auch keine Fragen zu dem 
Dokument zulässig, weil der Zeuge ja schon be-
antwortet hat, dass er davon keine Kenntnisse 
hat. 

Markus Frohnmaier (AfD): Das ist jetzt keine 
Frage konkret noch mal zu diesem Dokument, 
sondern ich will einfach fragen - - Ich nehme 
jetzt aus Ihrer Antwort heraus - und vielleicht 
bestätigen Sie das -, dass Ihnen zu keinem Zeit-
punkt in irgendeiner Form die Praxis bekannt 
war während Ihres Aufenthalts bzw. Nichtaufent-
halts, während Ihrer, ich sage jetzt mal, Position, 
dass es zu solchen Schutzgeldzahlungen gekom-
men ist. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Die GIZ hat keine Schutz-
geldzahlungen geleistet. Ob andere so was leis-
ten - das ist wahrscheinlich, dass sie es tun. Aber 
wir als GIZ sind an Recht und Gesetz gebunden. 
Wir sind ein Bundesunternehmen. Wir zahlen 
keine Schutzgelder. Und das galt damals, und 
das gilt heute. 

Markus Frohnmaier (AfD): Okay. Vielen Dank. - 
Dann hätte ich eine Frage, wie sich die Korrektur 
der Länderliste unter Gerd Müller, gerade wenn 
wir Zentralasien betrachten, auf Ihre Tätigkeit 
ausgewirkt hat. Wurde zu einem Zeitpunkt bei 
Ihnen die heimatnahe Unterbringung oder, ich 
sage jetzt mal, grenznahe Unterbringung in bei-
spielsweise Tadschikistan, Usbekistan usw. der 
Ortskräfte diskutiert? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ja, in Absprache mit AA 
und BMZ gab es, wie ich vorhin berichtet hatte, 
verschiedene Wege, wie Ortskräfte evakuiert wer-
den sollten. Da waren auch Tadschikistan und 
Usbekistan im Gespräch. Diese Optionen haben 
sich nicht realisiert. Aber das hat nichts mit der 
Länderliste zu tun, weil wir haben in diesen Län-
dern noch Büros. Also über Tadschikistan oder 
Usbekistan Personen zu evakuieren, wäre deut-
lich einfacher gewesen als über Iran, wo wir 
keine Zulassung haben. 

Markus Frohnmaier (AfD): Also Sie hatten nicht 
den Eindruck, dass die Reduzierung bzw. Be-
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endigung der Zusammenarbeit in manchen zen-
tralasiatischen Staaten Ihre Tätigkeit zu diesem 
Zeitpunkt erschwert hat. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, nicht für die Eva-
kuierungsoptionen, weil die Projekte laufen ja 
noch weiter. Es wurden nur keine neuen beauf-
tragt. Aber wir haben vor Ort funktionierende 
Strukturen. Wir hatten auch diese Evakuie-
rungsoptionen durchgeplant im Sinne von: „Was 
müssen unsere Büros vor Ort machen?“, und die 
haben auch ihre Unterstützung zugesagt. Wie ge-
sagt, wir wären dort operativ fähig gewesen, die 
Personen an der Grenze abzuholen, zur Botschaft 
zu bringen, unterzubringen. Das wäre überhaupt 
kein Thema gewesen für uns. 

Markus Frohnmaier (AfD): Wie war da die Posi-
tion von Ihnen bzw. der GIZ zu diesem Zeit-
punkt? Wurde eine, ich sage jetzt mal, heimat-
nahe Unterbringung präferiert gegenüber den, 
ich sage jetzt mal, Flügen nach Deutschland? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, mir ging es darum, 
die Personen aus Afghanistan zu bringen, also in 
Sicherheit zu bringen, im ersten Schritt, wie ge-
sagt, von den Nordprovinzen nach Kabul, und 
dann in Sicherheit zu bringen. Ob die jetzt nach 
Deutschland kommen oder in Usbekistan blei-
ben, das wäre mir in dem Fall erst mal egal ge-
wesen, weil mir ging es darum, den Schutz der 
Ortskräfte zu sichern. Aber keine der Regierun-
gen war ja bereit, die aufzunehmen, also weder 
Usbekistan noch Tadschikistan noch Pakistan 
waren bereit, die Flüchtlinge längerfristig aufzu-
nehmen. Es gab immer Verhandlungen, wie viel 
Tage die Personen in dem Land bleiben durften. 
Es gab da sehr, sehr lange Verhandlungen zum 
Beispiel mit Doha. Als dann die Charterflüge von 
Kabul nach Doha und dann von Doha nach 
Deutschland waren, da hieß es, die dürften nur 
maximal zehn Tage vor Ort sein. Dann mussten 
eben die Kräfte vor Ort des AA oder auch der 
Bundespolizei verstärkt werden. Tadschikistan 
und Usbekistan haben sich komplett geweigert, 
Personen aufzunehmen, weil sie eben befürchte-
ten, dass dadurch wahrscheinlich die Beziehun-
gen zu Afghanistan kompromittiert würden. - 
Aber das ist eine politische Frage, die muss die 

Bundesregierung entscheiden, wo die unterge-
bracht werden. Unsere Aufgabe ist es, das umzu-
setzen, und dann machen wir das. 

Markus Frohnmaier (AfD): Darf ich Sie fragen: 
Wurde zu diesem Zeitpunkt, ich sage jetzt mal, 
nach vorne geschaut und überlegt, dass es viel-
leicht auch danach eine Form von Zusammen-
arbeit geben könnte? Ich will damit ansprechen, 
dass wir heute die Situation haben, dass Orts-
kräfte wieder gesucht werden. Hat man damals 
darüber nachgedacht, dass die Verbringung von 
vielen Tausenden Ortskräften aus Afghanistan 
nach Deutschland dazu führen kann, dass es 
dann eben auch dazu kommt, dass in Afghanis-
tan wieder Ortskräfte gesucht werden? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau, wir haben ja auch 
wieder eingestellt. Wir haben aktuell wieder Per-
sonen eingestellt für die laufenden Operationen, 
die wir durchführen. 

Also, ich meine, das ist - - Jetzt kommen wir ins 
Ökonomische rein. Dass es einen Braindrain gibt 
aus Afghanistan durch die Evakuierung, das ist 
klar. Es haben viele Leute, also Ärzte, Kranken-
schwestern, Pfleger, ein Großteil der Elite, das 
Land verlassen über Evakuierungen. Das ist rich-
tig. Und da muss man als Bundesregierung eben 
abwägen zwischen dem Schutz der Person und 
ihrer Rolle im Wiederaufbau. Da hat die Bundes-
regierung eine Entscheidung getroffen, und auch 
andere Staaten haben die Entscheidung getroffen, 
und die setzen wir um. 

Markus Frohnmaier (AfD): Danke. - Dann ein 
anderer Themenkomplex. Herr Dr. Spatz, Ihr 
Kollege Dr. Rohschürmann, auch GIZ, hat neu-
lich im Untersuchungsausschuss dargelegt, dass 
während der Herrschaft von Präsident Ghani eine 
wesentlich größere Sicherheitsgefahr von - Zitat - 
„Kriminalität, Milizen“ und „Warlords“ für na-
tionale Mitarbeiter der GIZ und eben nicht von 
Talibankämpfern oder dem IS ausging. Können 
Sie diese Aussage - für Ihre Zeit der Tätigkeit -, 
die hier von Rohschürmann getroffen worden ist, 
bestätigen? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau, dazu hatte ich ja 
schon geantwortet, dass die - - Also, wenn es rein 
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darum geht, die Sicherheitslage zu bewerten im 
Sinne von Anschlägen oder Kollateralschäden 
durch militärische Handlungen, ist die Sicher-
heitslage jetzt mit den Taliban besser als in den 
letzten 20 Jahren, weil der Hauptaggressor nun 
mal an der Macht sitzt und deswegen keine An-
schläge mehr verübt oder keine Kriegshandlun-
gen mehr durchführt. Deswegen: Die Sicherheits-
lage im engeren Sinne ist jetzt besser als damals, 
auch die Kriminalität ist zurückgegangen, weil 
die Taliban sehr harsch mit Kriminalität umge-
hen. Aber es gibt andere Gefahren für Leib und 
Leben. Das ist die humanitäre Lage oder eben 
auch die Gefahr, ein selbstbestimmtes und wür-
devolles Leben zu führen - insbesondere für 
Frauen und für religiöse Minderheiten -, die eben 
schlecht sind. Aber das hatte ich vorhin genau 
ausgeführt, dass es diese Dimensionen gibt. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Das Fragerecht wechselt zur FDP. Danke schön. 

Peter Heidt (FDP): Herr Dr. Spatz, ich habe mal 
so eine grundsätzliche Frage: Wie haben Sie sich 
denn heute auf den Besuch hier bei uns im Aus-
schuss vorbereitet? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, ich habe mich ge-
fragt: „Welche Fragen könnten Sie stellen?“, und 
darauf habe ich mir Antworten überlegt. Dann 
habe ich natürlich diese öffentlichen Protokolle 
gelesen, die nach jeder Sitzung veröffentlicht 
werden vom Bundestag. 

(Unruhe) 

Genau, das war eigentlich die Haupt- - 

Ich habe ja die ganzen Dokumente, die ganzen 
E-Mails liefern müssen, die ich ja dann auch 
selbst gelesen und geschwärzt habe. Ich war also 
Versuchskaninchen innerhalb meiner Abteilung, 
wie wir diese E-Mails zusammenstellen, und 
habe es dann selber geschwärzt. Von daher habe 
ich ja damals dann diesen ganzen Vorgang ge-
lesen. Und für mich selber habe ich Chronologien 
zusammengeschrieben: Was waren die wichtigs-
ten Ergebnisse oder Ereignisse in Bezug auf OKV 
und auf das Thema Evakuierung? 

Peter Heidt (FDP): Wo haben Sie die Protokolle 
her? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nee, das sind meine Zu-
sammenschriften im Sinne von - - Also, um es 
mal so auszudrücken: Ab Tag eins war mir klar - 
oder ich wurde darauf hingewiesen von dem 
Onkel meiner Frau -, dass ich irgendwann hier 
sitzen würde. Und deswegen habe ich ab Tag 
eins alles dokumentiert, was zu dokumentieren 
war. Das sehen Sie auch an meinen E-Mails, dass 
ich immer sehr, sehr genau dokumentiert habe, 
weil ich wusste, dass es irgendwann hier vor 
einem Untersuchungsausschuss landet. 

Peter Heidt (FDP): Sie haben ja die Protokolle an-
gesprochen vom Ausschuss. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ja, diese öffentlichen, die 
Sie kriegen. Die können Sie runterladen von der 
Homepage. Da gibt es öffentliche - - 

(Unruhe) 

Da gibt es eine - - Nach jeder Sitzung gibt es eine 
zweiseitige Zusammenfassung, die für die Presse 
bestimmt ist. 

Peter Heidt (FDP): Okay. Das meinen Sie. Okay. 

(Heiterkeit) 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau, ja. Die habe ich 
gelesen. Und da kann man ja sehen, oder man 
kann erahnen, welche Fragen gestellt werden.  

Und vielleicht auf den Hinweis: Ich habe zum 
Beispiel nicht mit Herrn Rohschürmann über 
seine Befragung gesprochen. Ich habe auch nicht 
sein Protokoll angefordert oder gelesen, weil 
das - - Wir verhalten uns ja nach Recht und 
Gesetz. Wie gesagt, als GIZ sind wir Bundes-
unternehmen, an Recht und Gesetz gebunden. 
Wir sind da ziemlich integer in solchen Sachen. 

Peter Heidt (FDP): Ist ja alles in Ordnung. Das 
wäre meine nächste Frage gewesen; Sie haben sie 
beantwortet. Sie werden sicherlich Verständnis 
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haben, dass wir natürlich als Untersuchungs-
ausschuss auch entsprechend nachfragen müs-
sen. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. Aber vielleicht 
nur, um den Punkt zu machen: Die Tatsache, 
dass wir wahrscheinlich ähnliche Aussagen 
machen, ist, weil wir einfach in der Zeit täglich, 
20 Stunden pro Tag, miteinander telefoniert, 
geemailt, keine Ahnung, was, haben und da zu 
einer gemeinsamen Haltung zu den meisten Fra-
gen oder allen Fragen eigentlich gekommen sind 
und deswegen ähnlichen Ansichten. Und auch in 
den letzten zwei Jahren haben wir natürlich den 
Gegenstand immer wieder diskutiert, Herr Roh-
schürmann und ich oder Herr S. und ich oder 
auch andere. 

Peter Heidt (FDP): Ja. - Ich will dann noch mal 
was anderes fragen. In MAT A BMZ-3.143 VS-
NfD_Austausch3, Blatt 537 gibt es eine E-Mail 
vom 6. September 21 aus dem BMZ. Dort infor-
miert eine Mitarbeiterin des BMZ den Referats-
leiter von 312 darüber, dass nun klar sei, dass das 
vereinfachte Verfahren für Ortskräfte ab 1. Sep-
tember beendet worden sei. In der E-Mail steht 
dann weiter eine Bitte 

um Entwurf eines Schreibens an 
die Organisationen, in denen wir 
den Organisationen das Ende des 
vereinfachten Verfahrens mittei-
len und gleichzeitig ankündigen, 
dass nun eine individuelle Gefähr-
dungsprüfung erfolgen sollte. Wie 
das Verfahren aussehen wird, wer-
den wir dann zu einem späteren 
Zeitpunkt mitteilen. 

Ich gehe davon aus, dass mit „Organisationen“ 
auch Sie, also die GIZ, gemeint sind. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm. 

Peter Heidt (FDP): Und deshalb habe ich die 
Frage: Wann haben Sie selbst vom Ende dieses 
vereinfachten Ortskräfteverfahrens erfahren, und 
zwar: Wann haben Sie es offiziell erfahren, und 
wann haben Sie es vielleicht inoffiziell schon er-
fahren? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nach meiner Kenntnis - 
das habe ich, glaube ich, auch schon gesagt -: Am 
09.09. wurde uns das verkündet, und die Klärung 
der da genannten Rechtsfrage oder der Fragen hat 
bis zum 5. Oktober gedauert. 

Peter Heidt (FDP): In dem - - 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, da ging es darum, 
dass wir - - Ich kann es dann auch zitieren. Einen 
Augenblick! 

(Der Zeuge blättert in 
seinen Unterlagen) 

Es ging erst mal darum: Wann kriegen wir den 
neuen Fragebogen, der dann relevant war? Und 
dann eben wurde klar, welche Begünstigtengrup-
pen dazugehören. Und deswegen hat es bis zum 
05.10. gedauert, bis wir dann Klarheit hatten, wie 
dieses Verfahren losgehen konnte. 

Peter Heidt (FDP): Können Sie erkennen, wann 
Sie konkret erfahren haben, wie konkret das Ver-
fahren dann ausgestattet werden sollte? Haben 
Sie das irgendwann - -  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, „dass“ am 09.09., 
„wie“ abschließend erst am 05.10. 

Peter Heidt (FDP): Okay. - Ist es nach Ihrer Erfah-
rung häufiger vorgekommen, dass die Organisa-
tionen der Entwicklungszusammenarbeit erst mit 
mehrtägiger Verzögerung durch das AA oder 
BMZ über Verfahrensänderungen oder Vergleich-
bares informiert worden sind? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, die Diskussion zu 
dem Thema war schon im Raum. Also das war 
so: Ursprünglich stand mal ein Ende des Ver-
fahrens am 01.09. im Gespräch. Deswegen: Wir 
wussten, dass es kommen würde, dieser Be-
schluss. Und dann gab es ja immer diese vor-
genannten Fristen: „Bis dahin dürft ihr noch 
liefern“, und: „Bis dahin dürft ihr nicht mehr lie-
fern“, und: „Bis dahin dürft ihr bereinigen“, „Bis 
dahin dürft ihr nicht bereinigen“, usw. usf. Aber 
den Beschluss haben wir in dem Fall drei Tage 
später bekommen. Ich weiß nicht - vielleicht lag 
da ein Wochenende dazwischen. Ich habe keine 
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Ahnung, warum jetzt da drei Tage dazwischen-
lagen. Aber es ist nicht so, dass wir da überrascht 
worden wären über das Ergebnis, sondern es 
wurde uns nur offiziell mitgeteilt; aber wir wuss-
ten, dass es kommen würde. 

Peter Heidt (FDP): War das aber ein Einzelfall, 
dass es so lange gedauert hat, oder ist es öfter 
passiert von AA und BMZ? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, es gab - - Wie ge-
sagt: In der Zeit haben Herr Fischer und ich 
sicher täglich miteinander telefoniert, wir haben 
uns täglich E-Mails geschrieben. Von daher 
würde ich - - Nein, in wenigen Fällen gab es das. 
Das gab es ganz am Anfang mal, dass uns irgend-
ein Protokoll einer Sitzung der Bundesregierung 
etwas später geschickt worden ist. Aber ich 
würde nicht sagen, dass dadurch meine Arbeit 
behindert worden ist, um es mal so auszudrü-
cken, dass dann eventuell bei einzelnen Schrift-
stücken eine Verzögerung drin war, weil die Be-
ziehung und die Arbeitsebene, das Vertrauen 
waren so gut, dass wir einfach alle Informatio-
nen, die wir hatten, zeitnah ausgetauscht hatten. 

Peter Heidt (FDP): Ich beziehe mich jetzt auf 
MAT A BMZ-3.143 VS-NfD_Austausch3, 
Blatt 637. Da geht es um einen Schriftwechsel 
zwischen Ihnen und dem Referatsleiter 312, 
September. Da geht es um diese Road Mission. 
Sie haben das ja schon angedeutet bei einem 
Kollegen hier. Vielleicht können Sie uns noch 
ein bisschen näher die Konzeption der Road 
Mission erklären und wie dann diese Fahrten 
auch stattgefunden haben. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. Ich muss nur wis-
sen, welche Road Mission Sie meinen. Deswegen, 
wenn ich das noch mal sehen dürfte, obwohl es 
NfD ist, dann wäre ich sehr dankbar. 

Peter Heidt (FDP): Sie bekommen es. Kleinen 
Augenblick, bitte. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. Also, der Punkt 
ist: Der Flughafen war zu, die militärische Eva-
kuierung war beendet, und die Frage war: Wie 
bringen wir die Personen raus? Da gab es mehrere 
Wege: Es gab auf der einen Seite die Möglichkeit, 
Personen auf ein Flugzeug zu setzen von Kabul 
nach Islamabad. Das ging für die Personen, die 
Pässe und Visa hatten. Und dann gab es eben für 
die Personen, für die diese Bedingungen nicht ge-
geben waren, die Pläne, sie auf dem Landweg 
rauszubringen, und zwar - - Das ist jetzt noch 
nicht Teil der Tazkira-I-Operation, soweit ich 
weiß, sondern das müsste davor gewesen sein. 

Um zu Ihrer Frage zurückzukommen: Wie läuft 
so was ab? Es wurden Personen identifiziert, die 
in diesen Missionen jeweils alle Voraussetzungen 
erfüllt haben, dass sie ausreisen konnten. Also 
zum Beispiel bei den Tazkira-Operationen: Perso-
nen, die keine Tazkira hatten, konnten dann eben 
nicht berücksichtigt werden, sondern wir hatten 
lange Listen. Wir wussten genau: „Wer hat Pässe, 
wer hat Visa für Pakistan, wer hat Visa für Iran, 
wer hat nur eine Tazkira, wo fehlen vielleicht 
noch einzelne Pässe für Babys?“, und solche Sa-
chen. Das haben wir alles in unserer Datenbank 
getrackt. Das heißt, wir wussten zu jedem Zeit-
punkt, welche Person über welchen Weg nach 
draußen reisen kann. 

Und dann, wenn so eine Mission eben von der 
Bundesregierung geöffnet worden ist - also das 
heißt, die Bundesregierung, AA in der Federfüh-
rung, hat dann eben mit den Nachbarstaaten ver-
handelt und gesagt: „Wir würden gern einen 
Landtransport organisieren nach Pakistan; bitte 
stellt sicher, dass sie dann eben auch über die 
Grenze kommen“ -, dann war es so, dass wir 
Busse bereitgestellt - - Wir haben einen lokalen 
Logistiker vor Ort, der hat Busse bereitgestellt. 

Peter Heidt (FDP): Sie haben die Busse gechartert 
quasi? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau, ja. Mein Team hat 
dann die Personen kontaktiert. Wir haben gesagt, 
zu welchem Zeitpunkt sie an welchem Ort sein 
müssen, wie viel Gepäck sie mitnehmen dürfen, 
dass sie keine hochhackigen Schuhe tragen sol-
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len, dass die Frauen eben Kleidung tragen müs-
sen, die von Taliban akzeptiert wird, um sicher-
zustellen, dass sie dann eben nicht belästigt wer-
den. Wir haben sie über Medikamente aufgeklärt, 
also ein Rundumpaket gemacht, dass sie eben 
dann eine betreute Ausreise hatten. In den 
Bussen hatten wir Personen. Jeder Bus war 
getrackt mit GPS. Wir hatten regelmäßigen 
Funkkontakt mit diesen Bussen. 

Peter Heidt (FDP): Hatten Sie ein Sicherungs-
konzept? 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Stopp, keine weiteren Fragen mehr. Sie sind am 
Ende. Der Zeuge kann noch ausreden. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Das war ein Sicherheits-
konzept. Für jede Reise hatten wir natürlich ein 
Sicherheitskonzept, das genau darin bestand: 
Wie bereiten wir die Personen vor? Wie kontak-
tieren wir sie? Wie bringen wir sie zur Grenze? 
Wie bringen wir sie über die Grenze? - Wir haben 
sichergestellt, dass an der Grenze Personen 
waren, die dann den Übergang fazilitiert haben. 
Mein Team, was in Pakistan war - ich bin ja auch 
für Pakistan zuständig -, hat dann die Personen 
an der Grenze abgeholt, dort wieder in Busse ge-
setzt, dann nach Islamabad gebracht, dort unter-
gebracht in Hotels, solange dann eben dieses 
Visaverfahren gedauert hat, dort medizinisch ver-
sorgt. Also es war ein Rundum-Komplettpaket, 
von Kabul, zum Teil auch Masar-i-Scharif, bis 
nach Islamabad als eine Reise organisiert, mit 
einem sehr, sehr ausgefeilten, von einem RMO 
ausgearbeiteten Sicherheitskonzept, was wirklich 
auf Herz und Nieren bei jedem Einzelfall geprüft 
worden ist. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Vielen Dank. - Das Fragerecht geht zur Kollegin 
Bünger. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Sie haben jetzt von dem sehr aus-
gefeilten Sicherheitskonzept gesprochen. Ich 
würde gern noch mal auf die Gefährdungsein-
schätzung zurückkommen. Haben Sie bei den 
Mitarbeitern, bei den GIZ-Mitarbeitern, die in 
Kabul tätig waren, und bei Mitarbeitern, die in 

anderen Städten oder auf dem Land tätig wa-
ren - - Wie war zahlenmäßig das Verhältnis bei 
diesen Mitarbeitern, und gab es da unterschied-
liche Einschätzungen von Ihrer Seite in Bezug 
auf die Gefährdungsbeurteilung? Weil vorhin 
haben wir über Hazara gesprochen. Jetzt ist 
meine Frage, ob es auch in Bezug auf Land und 
Stadt ein Gefälle gab in Bezug auf die Gefährdung 
und in Bezug auf die dafür vorausgesetzte Tätig-
keit bei der GIZ. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Na, wir müssen hier wie-
der unterscheiden zwischen allgemeiner Gefähr-
dung und Gefährdung aufgrund der Tätigkeit für 
die GIZ. Ich kann keinen Unterschied sehen zwi-
schen Land und Stadt in Bezug auf den engeren 
Sicherheitsbegriff „Tätigkeit für die GIZ“. Auch 
ansonsten, die allgemeine Sicherheitslage: Auch 
da würde ich nicht zwischen Stadt und Land un-
terscheiden wollen, sondern eher: Es gibt Provin-
zen, wo Taliban sind, die etwas härter sind. Es 
gibt andere Provinzen, wo Gouverneure sind, die 
etwas, ja, ich will jetzt nicht sagen, entwicklungs-
freudiger sind - - aber die dort weniger hart sind. 
Aber ich würde eher sagen, es ist von Provinz zu 
Provinz und nicht ein Stadt-Land-Gefälle; wäre 
jetzt meine - - 

Clara Bünger (DIE LINKE): Können Sie da viel-
leicht ein bisschen näher drauf eingehen? Kön-
nen Sie ein Beispiel für eine härtere Provinz 
nennen, oder können sie da einfach ein Beispiel 
nennen? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. - Also, ein Risiko-
feld für uns ist halt immer dann, wenn es auch 
innerhalb der Taliban Konflikte gibt, also zwi-
schen den Fraktionen, also zwischen der Doha-
Fraktion, der Hakkani-Fraktion und der Kanda-
har-Fraktion. Und es gab Provinzen, wo diese 
Machtkämpfe ausgetragen worden sind. Die wa-
ren jetzt nicht immer durch kriegerische Hand-
lungen, aber wo klar war: Da gibt es Spannungen. 

Aktuell macht uns am meisten Sorgen die Pro-
vinz Badakhshan, also rund um Faizabad, wo es 
eben - - Also, das ist aber weit außerhalb des 
Zeitraums jetzt, des Untersuchungszeitraums. Da 
gab es einen Anschlag auf den stellvertretenden 
Polizeigouverneur, und dann gab es auf dessen 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/44 I 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 112 von 140 
 

Beerdigung wiederum einen Anschlag, wo dann 
viele hochrangige Talibanführer getötet worden 
sind. Das sind für uns die klassischen Fälle, wo 
es dann kritisch wird. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Können Sie das viel-
leicht noch auf den Untersuchungszeitraum viel-
leicht so ein bisschen beschränken, also jetzt - - 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, zum Unter-
suchungszeitraum, da waren die Eroberungen - -  

Clara Bünger (DIE LINKE): Nehmen wir mal 
2021 zum Beispiel. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. - Also, bis zum 
30.09.2021 waren die Eroberungen so frisch; da 
gab es noch keine Einschätzungen von uns, wo 
genau, welche Provinzen besonders gefährlich 
sind, welche nicht. Wir gingen ursprünglich eher 
davon aus, dass die paschtunischen Provinzen 
vielleicht gefährlicher sein könnten, was sich, 
glaube ich, im Nachhinein nicht als richtig 
herausgestellt hat, weil Kandahar eine relativ 
ruhige Provinz mittlerweile ist. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Sie haben da aber 
schon eine Unterscheidung gemacht. Also, Sie 
waren da schon sensibel in Bezug auf die unter-
schiedlichen Provinzen und die unterschied-
lichen Gouverneure und die unterschiedliche 
Konfliktlage auch zwischen verschiedenen Tali-
bangruppierungen. Also das haben Sie in Ihre Be-
wertung auch mit einbezogen. Habe ich das rich-
tig verstanden? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. - Aber zum Bei-
spiel die Gouverneure wurden zum Teil ja gar 
nicht bis zum 30.09.20 und 21 besetzt; die wur-
den erst später besetzt. Die wurden dann auch 
noch häufig ausgetauscht, weil eben dann - - 
Ursprünglich wurden die relativ gleichmäßig 
zwischen den drei Fraktionen vergeben. Dann, 
nach und nach, hat sich eben die Kandahar-
Fraktion durchgesetzt. Von daher wurden immer 
mehr von diesen Gouverneursposten von der 
Kandahar-Fraktion besetzt. Also, das war im 
Fluss - noch vieles. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Und vorher haben Sie 
aber trotzdem auch da - - waren Sie sensibel auf 
verschiedene Regionen, unterschiedliche Aus-
prägungen von Gefährdungssituationen? - Das 
können Sie auch mit Ja oder Nein beantworten. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Wir haben, wie gesagt, 
die Landkarten gehabt. Wir wussten ja genau, wo 
die Taliban schon sind und wo sie nicht sind. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Dann hätte ich noch 
eine Frage: Haben Sie Kenntnis von verstorbenen 
Ortskräften? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, wir haben - - Wie 
ich sagte, eine Ortskraft ist bei uns leider einem 
tragischen - - in einer Sprengfalle ums Leben ge-
kommen. Das war im Juli 2021, als eben ein Mili-
tärkonvoi an seinem Haus vorbeigefahren ist und 
er die Haustür aufgemacht hat. Das ist eine ver-
storbene Ortskraft in meiner Zeit. Seitdem ist mir 
für die EZ - und ich kann ja hier nur für die - - 
Nein, ich kann ja nur für die GIZ sprechen. Von 
der GIZ ist mir kein Fall bekannt, wo eine Orts-
kraft ums Leben gekommen ist. 

Es gab - - In den ersten Tagen nach der Macht-
übernahme gab es - - wurden zwei Ortskräfte ge-
schlagen, wobei sich dort nicht ein Bezug zur 
GIZ herstellen lassen konnte. 

Wir hatten zweimal eine Verhaftung, weit jen-
seits des Untersuchungszeitraums, einmal unter 
dem Vorwurf der Spionage, wo wir, wie gesagt, 
mit Ältesten zusammen und den Sicherheits-
garantien sie rausbekommen hatten, und einmal 
unter dem Vorwurf, dass es ein salafistischer 
Aktivist, also dass er ISKP-nah ist, wurde - - gab 
es einen Vorwurf. Auch der konnte ausgeräumt 
werden in Gesprächen. Aber ansonsten ist mir 
nicht bekannt - -  

Clara Bünger (DIE LINKE): Darüber hinaus ist 
Ihnen keine Ortskraft bekannt, - 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nein; also Todesfall kann 
ich ausschließen. 
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Clara Bünger (DIE LINKE): - die entweder im 
Aufnahmeverfahren war oder eine Zusage hatte, 
auch von Deutschland? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, es gab noch einen 
tragischen Fall, auch wieder weit außerhalb des 
Untersuchungszeitraums, dass eine - - die Fami-
lienangehörigen, zwei Familienangehörige - - 
nein, eine Familienangehörige einer Ortskraft in 
Islamabad bei einem Brand ums Leben gekom-
men ist und ein Kind leider schwer entstellt wor-
den ist durch einen Brand. Aber in Afghanistan 
gab es keine Fälle von - - also keine Todesfälle 
und auch keine schweren Verletzungen von GIZ-
Ortskräften und ihrer Mitglieder der Kernfamilie. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Vielen Dank. - Damit geht die nächste Runde los, 
und das Wort hat der Kollege Nürnberger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. - Wir haben nur noch einige abschlie-
ßende Fragen. - Zu diesem sehr bedauerlichen 
Tod Ihres Fahrers der GIZ, der jetzt schon mehr-
mals zur Sprache gekommen ist, gehen wir nach 
einer Unterlage - MAT A GIZ-3.37 - davon aus, 
dass es eine - jedenfalls wird es dort angedeutet - 
Operation der afghanischen Streitkräfte war, eine 
Sprengfalle zu entschärfen, und dabei leider die-
ser Sprengsatz explodiert ist. Entspricht das auch 
Ihrem Kenntnisstand? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Das war das Ergebnis, 
was rausgekommen ist. Also, das war - - Ja, also 
das war das, was wir rausbekommen haben und 
was uns gesagt worden ist. Wir waren nicht da-
bei; deswegen können wir nichts sagen. Aber ja, 
es ist so, dass - - Der uns vorliegende Bericht 
sagte, es wurde versucht, die Sprengfalle zu ent-
schärfen, und dabei ist dann die hochgegangen, 
ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): Gut. - Aber zurück zu 
den Fragen, die ich Ihnen vorhin versucht habe 
im zeitlichen Ablauf zu stellen. Und da waren 
wir ungefähr Mitte Juli 2021 angelangt. Und 
es sollte dann nach unseren Unterlagen am 
17. August 2021 eine weitere Sitzung des 
Vorstands der GIZ geben, wo Sie eine Vorlage 

vorbereitet haben hinsichtlich eines möglichen 
Ernstfalls in Afghanistan. 

Dazu schreibt Ihnen am 27. Juli der Landesdirek-
tor Afghanistan unter MAT A GIZ-3.06, Blatt 551 
bis 557 in einer ausführlichen E-Mail unter ande-
rem Folgendes: 

Noch folgende Frage/Hinweis: 
Willst Du den Entwurf nicht 
schon jetzt mit TSG  

- Thorsten Schäfer-Gümbel - 

teilen? Auch wenn der Entwurf 
nicht 100% fertig ist, ist der „rote 
Faden“ ja jetzt ziemlich klar. Denn 
mit Unterstützung von TSG (zum 
„roten Faden“) könnten wir am 
Freitag wahrscheinlich „offen-
siver“ mit dem BMZ diskutieren. 
Denn ich glaube (und hoffe) im-
mer noch, dass BMZ bis UAL-
Ebene und wir (GIZ) gar nicht so 
weit auseinander sind - wenn 
überhaupt - und man dort ggf. 
auch nur nach konsistenten poli-
tischen und technischen Argu-
menten sucht, um insbesondere 
das BMI ins Boot zu bekommen…. 

Ende des Zitats. - Stimmt Ihre Bewertung des 
Sachverhaltes mit der Bewertung Ihres Kollegen 
überein, und gingen Sie damals davon aus, dass 
Sie im BMZ bis zur Ebene Unterabteilungsleitung 
Unterstützung für Ihre Pläne hatten und dass es 
bei Ebenen darüber - und das ist die implizite 
Schlussfolgerung aus dem Mail - an der Unter-
stützung gemangelt hat? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. - Das waren jetzt 
viele Fragen auf einmal. Ich würde auch gern das 
noch mal sehen, wenn ich darf. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Genau. - Also, erstens diese Vorstandssitzung: 
Dort wurde diese Vorlage nicht behandelt, weil 
sie vorgezogen worden ist. Diese Vorlage, die 
auch mir hier vorliegt, die habe ich am - - Am 
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6. August wurde sie schon vom Vorstand 
entschieden. Und deswegen - - Also, nicht 
17. August, sondern am 6. August gab es dazu 
schon eine Befassung im Vorstand. Es war nur 
Linienvorstand Schäfer-Gümbel; es war nicht der 
Gesamtvorstand, der das entschieden hat oder 
auch - - Es war eine Diskussionsvorlage. Das 
heißt, da musste noch keine Entscheidung getrof-
fen werden, sondern es war eine Diskussion. Da 
wurde er noch mal formell in Kenntnis gesetzt, 
wurden Sachverhalte noch mal in strukturierter 
Form vorgetragen, die ihm aber auch schon davor 
schon bekannt waren. 

Zu Ihren Fragen: Wir haben jetzt nicht die Dis-
kussion mit dem BMZ gestoppt, weil diese Vor-
lage noch in Zirkulation ist, sondern wir haben 
immer mit dem BMZ diskutiert - wie gesagt, täg-
lich und auch häufiger am Tag. 

Es ist richtig, dass - - Zwischen Herrn Fischer 
und Frau Hammerschmidt und mir passte kein 
Blatt, in keiner der Sachfragen - also, zumindest 
zu diesem Thema. Und wir haben immer sehr, 
sehr große Unterstützung gehabt durch Frau 
Hammerschmidt und auch Herrn Fischer natür-
lich in unseren Belangen. Von daher kann das 
nur unterstreichen, was Sie gerade gesagt haben. 

Zum Thema „BMI ins Boot holen“: Ich müsste 
mal schauen. 

(Der Zeuge blättert in den 
ihm zuvor vorgelegten 

Unterlagen) 

Ah ja, genau. - Die Frage war ja: Wie kann man 
AA und BMZ davon überzeugen, dass eben auch 
für uns ein solches Verfahren angewandt wird? 
Und da war es für uns natürlich wichtig, dass wir 
erst mal die BMZ-Hierarchie, also unseren Res-
sortbeauftragten - - dass wir da Konsistenz haben 
in unseren Positionen und dass dann von dort 
aus die Diskussionen geführt werden mit AA und 
BMI zu dem Thema, ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ja, das kann ich insoweit 
nachvollziehen. Aber die Frage war darauf ge-
richtet, ob es auf den Ebenen oberhalb der Unter-
abteilungsleiterebene eben diesen Konsens nicht 

gab und ob Sie dort Widerstand vernommen ha-
ben gegen Ihre Pläne. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, grundsätzlich war 
es so, dass auf der Ebene darüber es nicht immer 
einfach war, in vielen Punkten. Also gerade zu 
kaufmännischen Themen war es nicht einfach, 
und auch zu anderen Positionen war es immer 
einfach - -  

Jörg Nürnberger (SPD): Aber Entschuldigung; 
es geht doch hier nicht um die kaufmännischen 
Positionen, - 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ich weiß. 

Jörg Nürnberger (SPD): - es geht um die ganz spe-
zifische Frage hinsichtlich des Ortskräfteverfah-
rens. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. - Also, wir wuss-
ten, dass wir bis Frau Hammerschmidt die Zu-
stimmung hatten. Es war nicht klar, ob wir sie 
darüber haben würden. Und es wurden ja vorhin 
schon Sachverhalte vorgetragen, dass die Frage 
war: „Zu welchem Zeitpunkt wird so ein Trigger-
beschluss gemacht?“, und dass es da auch eine 
Position gab des Staatssekretärs zu dem Thema. 
Und deswegen haben wir antizipiert, dass es dort 
eine starke Fürsprache von Frau Hammerschmidt 
geben muss, um eine solche Position dann auch, 
die wir haben wollten, zu erreichen, ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): Wenn ich Sie richtig 
verstanden habe, ist diese Sitzung dann am 
6. August durchgeführt worden. Am 11. August 
haben Sie dann Herrn Schäfer-Gümbel berichtet - 
MAT A GIZ-3.07, Blatt 333 bis Blatt 334 -, dass in 
der Staatssekretärsrunde  

am 30. Juli vereinbart worden ist, 
dass die Ortskräfte der deutschen 
bilateralen EZ  

- Entwicklungszusammenarbeit - 

in einem von der Bundesregierung 
noch zu definierenden Ernstfall 
nicht schlechter gestellt werden 
sollen als die Ortskräfte von 
Bundeswehr und BMI. 
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Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm. 

Jörg Nürnberger (SPD): Dies galt jedoch nur für 
den noch nicht näher definierten Ernstfall. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm. 

Jörg Nürnberger (SPD): In der Mail befürchten 
Sie dann auch richtigerweise, dass es nicht mehr 
genügend Zeit gibt, dieses Ernstfallszenario auch 
zu planen. Können Sie uns erläutern, warum es 
so lange gedauert hat, eine Gleichstellung der 
GIZ-Ortskräfte im Ernstfall zu erreichen, der 
dann ja vier Tage später vollendet war? Wo hat 
es gehakt, dass es so lang gedauert hat? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Weil die Bundesregie-
rung erst am 15.08. entschieden hat, ein verein-
fachtes Verfahren einzuführen. Also deswegen - - 
Für uns war bis zum 15.08. nicht klar, dass es - - 
oder wann und unter welchen Bedingungen es 
ein vereinfachtes Verfahren geben würde. Und 
dann, davon abgesehen, gab es natürlich auch 
noch diese logistischen Herausforderungen, die 
ich vorhin schon referiert habe, im Sinne von: 
Wir hatten keine biometrischen Erfassungsgeräte, 
wir hatten keine Möglichkeit, Visa oder Pässe ins 
Ausland zu bringen, was übrigens - eine kleine 
Seitenbemerkung - nach afghanischem Recht ille-
gal gewesen ist, was die Bundeswehr da gemacht 
hat. - Aber egal. 

Und - - Also, deswegen: Es gab auf der einen 
Seite keine Entscheidung zu dem Thema, unter 
welchen Bedingungen und was der Ernstfall sein 
würde, und diese Entscheidungen wurden erst 
zum 15.08. getroffen.  

Und dann war ja die Frage: Mit welchen logisti-
schen Möglichkeiten machen wir dann die Ver-
fahren, die uns noch nicht bekannt sind, also wie 
wir Visa kriegen, wie wir die Aufnahmezusagen 
kriegen, wie wir die Fälle aufbereiten müssen 
usw. usf.? 

Jörg Nürnberger (SPD): Und eine allerletzte und 
abschließende Frage: Welche Lehren wurden in 
der GIZ aus der Entwicklungszusammenarbeit in 
Afghanistan und der Entwicklung dieser Ent-

wicklungszusammenarbeit in dem Unter-
suchungszeitraum gezogen, und welche Maß-
nahmen hat man getroffen, um in der Zukunft 
auf solche Situationen vielleicht besser vorbe-
reitet zu sein, wie sie sich dann am Ende mit der 
Übernahme der Macht in Kabul Mitte August 
2021 ergeben haben? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. - Jetzt muss ich 
fragen: Meinen Sie aus der EZ an sich - weil dann 
wäre es ja eher ein Thema für die Enquete-Kom-
mission, nehme ich an -, oder meinen Sie zu dem 
Thema „Wie gehe ich mit einer Krise um?“, also 
sicherheits- - 

Jörg Nürnberger (SPD): Jetzt habe ich Sie akus-
tisch schlecht verstanden. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Sorry. - Die Frage war: 
Geht es eher um „Welche Lehren ziehen wir für 
die Entwicklungszusammenarbeit an sich, wie 
wir Projekte vor Ort machen?“ - weil das wäre ja 
eher eine Frage für die Enquete-Kommission -, 
oder fragen Sie nach dem Thema „Wie gehen wir 
in Zukunft mit Sicherheitskrisen um?“? 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich würde mich hier auf 
die Sicherheitsthemen und den Umgang mit 
Ortskräften konzentrieren wollen. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Okay. - Also, der 
Punkt - - Ja, ich habe da mal was vorbereitet. 

(Der Zeuge blättert in 
seinen Unterlagen) 

Also, es ist jetzt nicht ganz - - Diese Lernerfah-
rungen, die wir hier haben, sind jetzt nicht ganz 
am 30.09. entstanden, sondern die sind eben spä-
ter zusammengefasst worden. Aber ich denke, die 
groben Züge waren schon am 30.09 zumindest in 
unseren Köpfen dort. 

Also erst mal, was wichtig ist zu betonen: Afgha-
nistan war und ist ein Sonderfall. Und daraus 
lässt sich aus meiner Sicht kein Präzedenzfall für 
zukünftige Krisen herstellen. Es ist dahin gehend 
einmalig, dass eben das 20-jährige Militärengage-
ment gewesen ist, dass wir dort eine relativ enge 
Verknüpfung hatten zwischen Bundeswehr und 
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Entwicklungszusammenarbeit. Deswegen ist es 
immer schwierig, zu sagen: Was genau können 
wir aus Afghanistan für andere Länder, wie Mali 
oder andere Länder, lernen? 

Wichtig ist erst mal, dass - - Wir müssen, glaube 
ich, auch sagen, dass wir in Afghanistan gar nicht 
mal so schlecht aufgestellt waren, weil wir hatten 
dort ein großes RMO, was auch finanziert worden 
ist vom Auswärtigen Amt und vom BMZ. Und 
nur durch dieses große Risk Management Office, 
was wir vor Ort hatten, war es uns überhaupt 
möglich, solche Evakuierungsoperationen in dem 
Ausmaße durchzuführen, wie wir das gemacht 
haben im späteren Rahmen. 

Viele andere Länder hätten eine solche Sicher-
heitsarchitektur nicht oder nicht dem Maße - - 
Also, ja, sie haben sie, aber nicht in dem Maße 
und dem Umfang, wie es Afghanistan hatte und 
bisher auch noch hat. 

Wichtig für uns war immer das Thema, in Sze-
narien zu arbeiten, was wir getan haben - aber 
wir lagen, wie gesagt, ja mit unserem Szenario 
falsch -, aber dass wir auch es angestoßen haben, 
dass alle Länder, die krisenanfällig sind, solche 
Szenarien regelmäßig durchspielen müssen, um 
hoffentlich dann Gefahren zu erkennen. Aber 
auch da muss man sagen: Auch da ist es 
schwierig, weil in vielen Fällen wurden selbst … 
(akustisch unverständlich) Standorte wie die 
Ukraine, wo wir erst nicht damit gerechnet 
hätten, dass es einen Einfall der Russen gibt, von 
heute auf morgen zu einem Krisenland. Oder 
auch andere Länder. In vielen Fällen geht das 
sehr, sehr schnell, sodass ein Land, das bisher 
noch grün war, dann auf einmal auf Rot gesetzt 
wird. Aber der Punkt ist: Zumindest in den 
Fällen, wo man antizipieren könnte, dass ein 
größeres Risiko dort ist, dort werden diese 
Szenarien durchgespielt. 

Was wichtig war: Wir haben halt sehr, sehr viel 
Zeit dafür verwenden müssen, Grundsatzfragen 
zu klären, also rechtliche Fragen, kaufmännische 
Fragen und solche Sachen. Da wurde auch für 
andere Krisen schon sehr, sehr viel Grundlagen-
arbeit geliefert. Wir haben es jetzt gesehen mit 
dem Sudan, wo viele der Fragen, die wir schon 

geklärt hatten, dann einfach eins zu eins ange-
wandt werden konnten. Aber wichtig ist, dass 
man eben strukturiert solche Fragen klärt und 
dann eben auch in Verbindlichkeit über den 
afghanischen Kontext hinaus festschreibt. 

Ein Punkt war, dass man die Evakuierungsfähig-
keit verbessern - - Allerdings sind wir da zu der 
Überzeugung gekommen, dass es sehr, sehr 
schwierig ist, das zu tun, weil in vielen Fällen, 
wie gesagt, unser Einflussbereich, was Visa-
vergabe angeht und was auch immer, sehr, sehr 
begrenzt ist. Von daher ist das relativ schwierig. 
Also da sind wir nicht allein handlungsfähig in 
dem Bereich. 

Genau. - Das Thema Vorratsbeschlüsse, was auch 
schon genannt worden ist: Dass man die trifft.  

Und dann gibt es auch Themen rund um, wie 
man das Team, was in dem Feuer gerade steht, 
also mein Team insbesondere, entlasten kann. 
Das war ein großes Thema, weil Sie können sich 
sicher vorstellen: In so einer Krise prasseln un-
glaublich viele Ereignisse, Anfragen auf uns ein 
von allen Seiten. Und da ist die Frage: Wie kann 
man das Team möglichst so aufstellen, dass sie 
dann mit diesen Anfragen fertigwerden können? 
Wie können Sie sicherstellen, dass man trotzdem 
dann sich um die Ortskräfte kümmern kann? 

Also ein Beispiel, was ich hier noch nennen 
möchte, ist: Wir haben an einem einzigen Tag 
vier parlamentarische Anfragen bekommen, wir 
haben Presseanfragen bekommen. Ich musste 
meinen besten Gruppenleiter abstellen, solche 
Fragen zu beantworten. Man hätte auch über-
legen können: Wäre der nicht sinnvoller ge-
braucht für andere Sachen? Aber da sagen wir: 
Das ist gelebte Demokratie, müssen wir bedienen. 
Aber wir müssen entsprechend natürlich auch 
dann Ressourcen schaffen, um die Bedarfe, die in 
der Krise entstehen, auch abfedern zu können. 

Was wir in dem Fall gemacht haben: Uns wurden 
Personen zur Seite gestellt, also die wurden abge-
ordnet an unser Team. Und es hat sich eine große 
Freiwilligengruppe bereit erklärt, für uns zu ar-
beiten. Es waren bis zu 100 Personen allein, die 
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im Ortskräfteverfahren zum Beispiel Fragen sor-
tiert oder Anfragen sortiert hatten, Telefonate ge-
führt haben usw. usf.  

Wir hatten unser COPE-Team; das ist unsere 
psychosoziale Unterstützung. Hat fast nur noch 
für Afghanistan gearbeitet. Also, wir haben vom 
Haus da Ressourcen bekommen. Und da ist im-
mer die Frage: Wie kann man eben gerade diese 
kritischen Positionen - also das ist dann eben 
meine Position, Landesdirektor, Leiter Sicher-
heitsmanagement - - Wie kann man die entlasten, 
und zwar auch auf einer dauerhaften Basis? 

Und dann kommen wir wieder zu den kaufmän-
nischen Fragen: Wie kann so was auch dann ab-
gerechnet werden? - Das sind dann wieder die 
Punkte. 

Genau. - Ein wichtiger Punkt ist: Wie kann man 
auch Erwartungen erfolgreich managen? Auch 
dazu eine kleine Anekdote: 

Ich glaube, es war am 18. August; bekam ich eine 
E-Mail von einer Juniorfachkraft, die sagte: Herr 
Spatz, ich bin ganz betroffen davon; ich möchte 
Sie bitten, mir folgende zehn Fragen zu beant-
worten. - Nein! Es gibt ein großes Informations-
bedürfnis auch in der Mitarbeiterschaft und auch 
überall anders. Aber die Frage ist - da müssen wir 
hart selektieren -: Wer bekommt Informationen, 
wer bekommt sie nicht? 

Unsere Maßgabe war, politischer Raum zuerst, 
dann kommt die Presse, dann kommen erst die 
eigenen Mitarbeiter, was nicht bequem ist, weil 
man dann zum Teil auch Anfeindungen aus dem 
Haus ausgesetzt ist: Was macht ihr denn da, und 
warum reagiert ihr nicht schneller? Warum kom-
muniziert ihr nicht besser? Aber da muss man 
harte Entscheidungen zur Priorisierung treffen, 
und da haben wir eben diese Priorisierung dann 
getroffen. 

Genau. - Dann noch ein kleiner Punkt: Mein 
Team hat in der Zeit 24/7 gearbeitet. Und da geht 
es auch darum: Wie kann man so etwas kompen-
sieren, dass die Personen dann längere Zeit auch 
auf ein Langzeitkonto einzahlen können, was 
auch immer, weil die wirklich zum Teil am Stock 

gehen? Wir hatten auch zwei Burn-out-Fälle. - 
Also, das sind Punkte einfach, die dann personal-
wirtschaftlich geklärt werden müssen. 

Wie gesagt, es müssen extrem viele Grundsatz-
fragen geklärt werden, wie man mit so einer Krise 
umgeht. Aber das waren die Hauptpunkte, die 
ich jetzt kurz referiert habe. Ich könnte zu jedem 
Einzelpunkt, wenn Sie wollten, noch tiefer aus-
führen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Herr Dr. Spatz, vielen 
Dank. - Ich wäre mit den Fragen für die SPD-
Fraktion damit am Ende. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Vielen Dank. - Und es geht weiter mit dem Kolle-
gen Zippelius. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ich danke Ihnen, 
Herr Vorsitzender. - Herr Dr. Spatz, wir hatten 
uns in der letzten Runde schon intensiver zum 
Thema Hawala unterhalten. Ich hätte da noch 
zwei, drei Nachfragen, und zwar - wir haben da-
rüber gesprochen - die Frage der Legalität, Prü-
fung auch GIZ intern. Meine Frage diesbezüglich: 
Wir haben eine - geben Sie mir eine Sekunde; das 
ist MAT A GIZ-3.88, Blatt 1226 - Bestätigung 
Gruppenleiter Finanzmanagement bezüglich Zu-
lässigkeit. Der haben Sie und der Landesdirektor 
zugestimmt? - Okay. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ja, keine Ahnung. Müs-
sen Sie - - Zeigen Sie es mir. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Gerne. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Weiß ich nicht. - Also, 
ich habe nichts, was aus der Gruppe kommt, wi-
dersprochen, weil die machen solide Arbeit. Und 
wenn Herr S. mir sagt, dass das legal ist, dann 
gibt es für mich keinen Grund, daran zu zweifeln. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Okay. - Sie hatten 
am 25. August - - Am 25. August bat Sie Herr 
Schäfer-Gümbel um Informationen zu Hawala; 
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das ist MAT A GIZ-3.88, Blatt 1355 bis 1357. Er 
hat Sie ja um Informationen gebeten. Wissen Sie, 
wie seine Position zu dem Thema war? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Die Frage für ihn, die im 
Raum stand: Ist das rechtlich möglich, oder ist 
das rechtlich nicht möglich? - Herr Schäfer-
Gümbel hat dazu keine Position. Herr Schäfer-
Gümbel orientiert sich nach Recht und Gesetz. 
Deswegen hat er seine Rechtsabteilung gefragt, er 
hat seinen Finanzbereich gefragt. Herrn Schäfer-
Gümbel war es wichtig, alle Möglichkeiten, die 
möglich waren, um den Ortskräften zu helfen, in 
Anspruch zu nehmen.  

Aber es hätte eine harte Grenze für ihn gegeben - 
aber das müssen Sie ihn selber fragen -: Wenn 
dadurch mein Team in Gefahr gekommen wäre, 
nach § 219 Strafgesetzbuch der Terrorfinanzie-
rung belangt zu werden - - und dadurch - ich 
weiß nicht - straferhöhend ins Kittchen gehen 
muss oder zum Beispiel sanktionsrechtlich nicht 
mehr in die USA einreisen darf, dann wäre da 
eine Grenze gewesen. Und deswegen hatten wir 
ja, wie gesagt, diesen Staatssekretärsbeschluss ge-
holt: damit wir sichergehen, dass unsere Mit-
arbeitenden dafür nicht ins Gefängnis gehen 
müssen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Okay. - Also ich 
frage ganz konkret, weil ich eine Mail von Ihnen 
habe; das ist MAT A GIZ-3.08, Blatt 283. Und 
zwar geht es darum, dass mit Datum vom 5. Sep-
tember 2021 - die Mail bestätigt das - - Also hier 
steht - ich zitiere -: 

… heute Mittag konnte mit Ha-
wala die Überbrückungshilfe an 
930 nationale Mitarbeitende der 
GIZ in Afghanistan ausgezahlt 
werden. 

Zitat Ende. - 5. September 21. Und gleichzeitig 
habe ich hier - ich habe es vorhin schon zitiert - 
die Kommentierung des Auswärtigen Amts, und 
zwar zu dem Thema: 

Zur Zulässigkeit der Hawala-nut-
zung in AFG auch unter straf-
rechtlichen (§§129a, 129b StGB) 

sowie finanzregulatorischen Ge-
sichtspunkten ist die Meinungs-
bildung der Bundesregierung nach 
hiesiger Kenntnis noch nicht abge-
schlossen. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Wann war das? 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Das war vom 
15. Oktober 2021, also über einen Monat später. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ja, genau. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ja, aber Sie sagen 
doch, dass es einerseits legitimiert war, und das 
Auswärtige Amt sagt, „nach hiesiger Kenntnis“ 
wäre es nicht legitimiert gewesen. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Der Punkt ist: Die erste 
Zahlung, die wir geleistet haben, am 05.09., 
wenn Sie das so zitieren: Da war es nach unserer 
Rechtsauffassung gegeben - sowohl der Rechts-
abteilung als auch dem Finanzbereich -, dass es 
legal möglich ist. Deswegen haben wir es getan. 
Sobald uns bekannt geworden ist, dass dort vom 
Auswärtigen Amt und vielleicht von anderen 
Stellen auch Rechtsbedenken geäußert werden, 
müssen wir dem nachgehen. Das haben wir ge-
tan, indem wir dann die Staatssekretärsrunde 
einberufen - oder was heißt - - darauf gedrungen 
haben. 

Also, um es ganz konkret zu machen: Ich habe 
gesagt, ich werde keine einzige Auszahlung mehr 
machen über Hawala, wenn mein Team nicht 
freigestellt wird. Punkt! - Und dann gab es den 
Beschluss der Bundesregierung auf Staatssekre-
tärsebene, dass wir diese Exkulpierung haben. 
Und dann haben wir weitergemacht. 

Aber ja, bis zum 05.09. und darüber hinaus habe 
ich mich auf das Gutachten meiner Rechtsabtei-
lung verlassen - und des Finanzbereichs -, dass es 
rechtlich möglich ist. Wenn dann andere zu an-
deren - - Sobald mir zur Kenntnis kommt, dass 
eine relevante Stelle der Bundesregierung eine 
andere Auffassung vertritt, muss ich diese Auf-
fassung klären, weil sonst uns als GIZ immer vor-
gehalten werden könnte: Eine andere Stelle hat 
doch gesagt, dass es nicht rechtmäßig ist. - Aber 
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unsere Auffassung am Anfang war immer: „Es ist 
rechtmäßig“, was sich auch nachträglich ja bestä-
tigt hat. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Aber jetzt muss 
ich nachfragen. Diese Bedenken, die das Auswär-
tige Amt hier äußert: 15. Oktober 2021. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Und hier steht ja - 
ich zitiere aus der Kommentierung -: 

… ist die Meinungsbildung der 
Bundesregierung nach hiesiger 
Kenntnis noch nicht abgeschlos-
sen. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Also hat dann die 
Bundesregierung die Meinungsbildung vorher ab-
geschlossen und dann wieder aufgemacht? Oder 
wie darf ich das verstehen? Weil wenn - - 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nein. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Aber wie kommt 
dann der Beschluss für Sie zustande, dass Sie - - 
mit Datum vom 5. September, wie es hier steht, 
„mit Hawala die Überbrückungshilfe an 930 na-
tionale Mitarbeitende der GIZ in Afghanistan 
ausgezahlt werden“ - - 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Weil - ich glaube, ich habe 
die Frage schon beantwortet - - Wir als GIZ kamen 
im September zu der Auffassung: Hawala ist recht-
mäßig. - Deswegen haben wir Hawala genutzt und 
haben Hawala ausgezahlt. 

Dann, sobald uns Kenntnis war, dass die Bundes-
regierung Zweifel an unserer Auffassung hegt, 
sind wir verpflichtet, diesem Zweifel nachzu-
gehen und dann einen Beschluss herzustellen, 
dass unsere Auffassung rechtmäßig ist. 

Wir können doch nicht, wenn das AA sagt, es ist 
nicht rechtmäßig, einfach weitermachen mit un-
seren Zahlungen. Das geht doch nicht. Deswegen 
mussten wir erst mal diese Frage klären. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Also dann darf 
ich es so konkretisieren: Sie haben eine Prüfung 
vorgenommen, GIZ-intern, - 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ja. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): - kamen zu der 
Annahme, es ist rechtmäßig, haben dann eine 
Zahlung vorgenommen und haben im Nach-
hinein erfahren, dass es nicht rechtmäßig ist, und 
auch im - - 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nein. Wir haben erfah-
ren, dass es eine Meinung im AA gibt, dass es 
nicht rechtmäßig sei. Wir wollen hier gerne kon-
kret bleiben. Und nachher wurde unsere Rechts-
position als GIZ bestätigt, dass es rechtmäßig ist. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Und dieser Staats-
sekretärsbeschluss, von dem Sie gesprochen ha-
ben: - 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ja. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): - Von welchem 
Datum ist der? Ist der vor dem 5. September 
2021? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nein, natürlich nicht. Der 
ist dann logistischerweise erst - - Wenn wir am 
15.10. erst von der nicht abgeschlossenen Mei-
nungsbildung des AA oder der Bundesregierung 
Kenntnis genommen haben, haben wir danach 
eine Klärung herbeigeführt. Und dann muss kon-
sequenterweise der Beschluss des Staatssekretärs 
nach dem 15.10. sein. - Also, ich verstehe nicht 
ganz, worauf Sie hinaus wollen mit dieser Frage-
stellung. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Es ist okay; Sie 
haben meine Frage beantwortet. Ich danke Ihnen. 

An verschiedenen Stellen - anderes Thema - fin-
den sich in den GIZ-Akten Bezüge darauf, dass 
man sich im Krisenfall mit der Botschaft abstim-
men sollte. Nun sagte Herr van Thiel, der dama-
lige stellvertretende Botschafter, in der Enquete-
Kommission des Deutschen Bundestages, dass 
das Auswärtige Amt nicht mal die Evakuierung 
der deutschen Staatsbürger richtig geplant hatte. 
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Und zwar ist das: Stellungnahme zur öffentlichen 
Anhörung der Enquete-Kommission „Lehren aus 
Afghanistan für das künftige vernetzte Engage-
ment Deutschlands“ vom 19. Juni 23, Kommis-
sionsdrucksache 20(28)26. - Welche Unterstüt-
zung erwartete die GIZ von der deutschen Bot-
schaft? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Zu welchem Zeitpunkt 
genau? 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Der Vorbereitung 
und zum Zeitpunkt der Evakuierung. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Okay. - Also, der Punkt 
ist: Unsere entsandten Mitarbeitenden wurden 
nicht von der Bundesregierung evakuiert, son-
dern zwölf wurden von den Amerikanern eva-
kuiert, und einer wurde von den britischen 
Streitkräften evakuiert. Das heißt, effektiv hatten 
wir keine - - wurde die Evakuierung bei uns, für 
unsere entsandten Mitarbeiter nicht von der 
Bundesregierung vorgenommen, sondern von 
den alliierten Streitkräften. 

Was wir diskutiert hatten, ist, dass zwei Personen 
von uns - namentlich Herr S. und Herr R. - ins 
Kernteam der deutschen Botschaft aufgenommen 
werden sollten. Dazu gab es eine Entscheidung 
von Staatssekretär BMZ und Staatssekretär AA 
zu dem Thema, dass die beiden Personen auf-
genommen werden sollten. Dieser Anordnung - 
Wunsch; keine Ahnung - der beiden Staatssekre-
täre wurde nicht entsprochen durch die deutsche 
Botschaft, sondern die Personen wurden nicht in 
das Kernteam der deutschen Botschaft aufgenom-
men und damit auch nicht unter den Sicherheits-
schirm der deutschen Botschaft genommen, so-
dass ich entschieden habe, dass die beiden Per-
sonen auch bereits, geplant zumindest, am 16.08. 
hätten mit dem Charterflieger ausfliegen sollen, 
was dann nicht mehr geklappt hat. Aber Fakt ist, 
dass die beiden Personen dann nicht aufgenom-
men werden konnten.  

Schwierig war es in Bezug darauf, was mit Mit-
arbeitenden passiert, die nicht deutsche Staats-
bürger - - oder nicht EU-Staatsbürgerschaft haben 
und die keinen Dienstpass hatten. Das war dahin 
gehend wichtig, weil wir hatten einen britischen 

Staatsbürger ohne Dienstpass, der dann eben auf 
einen Flieger gesetzt werden sollte und nicht Teil 
der Evakuierung der Bundesregierung hätte wer-
den können. Und dieser Flieger ist dann nicht ge-
flogen, sodass diese Person dann eben über die 
britischen Streitkräfte rausgekommen ist. 

Aber Fakt ist, dass der Schirm, der uns angekün-
digt wurde, nicht so weit gespannt wurde, wie 
wir es uns gewünscht hätten. Das ist auch ein 
Diskussionspunkt, der dann noch mal aufgenom-
men worden ist im Nachgang: Wer genau wird 
von uns, wird von der deutschen Botschaft ge-
schützt, und wer wird nicht geschützt? 

Genau; das waren so die Punkte. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Welche Abspra-
che zu Krisenplänen gab es mit der Botschaft? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Der Hauptpunkt war die 
Frage - - Also, wir hatten unseren eigenen Krisen-
plan für unsere Mitarbeitenden. Die Frage war 
nur: Können wir diese zwei Personen in den 
Krisenplan der Botschaft aufnehmen? 

Also grundsätzlich sind deutsche Staatsbürger ja 
Teil eines Krisenplans. Wir haben da jetzt in dem 
Falle, bis auf die zwei Personen, die hätten in das 
Kernteam aufgenommen werden sollen, da kei-
nen Vorrang vor anderen deutschen Staatsbür-
gern nach meinem Verständnis des Konsular-
gesetzes. Von daher: Ja, da gibt es einen Krisen-
plan, aber der konnte in der Schnelle nicht um-
gesetzt werden von der deutschen Botschaft vor 
Ort.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Und diese Ab-
sprache zum Krisenplan: Lief das über Vertreter 
des BMZ oder über RMO?  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Dazu gab es eine - - Also 
genau zu der Frage „Wer wird in dieses Kernteam 
aufgenommen und wer nicht?“ gab es auf unter-
schiedlichsten Ebenen Gespräche, also von Herrn 
Rohschürmann über mich, über Herrn Schäfer-
Gümbel und auch zwischen den Staatssekretären 
AA und BMZ. - Genau. 
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Also grundsätzlich ein Thema war ja, über alle 
Ressorts hinweg, dass Entscheidungen der Bun-
desregierung vor Ort zum Teil nicht umgesetzt 
werden konnten. Das hat das BMVg betroffen, 
das hat das AA betroffen, das BMZ betroffen. Ich 
glaube, da sind alle Ressorts - -  

Ein Beispiel: Wir hatten eine Staatssekretärs-
zusage: Wenn ihr zu dem Zeitpunkt mit dem Er-
kennungszeichen an dem Ort seid während der 
militärischen Evakuierung, werden alle Orts-
kräfte, die da sind, reingelassen. - Das hat sich 
nicht realisieren lassen aus verschiedenen Grün-
den.  

Deswegen: Es gab viele Zusagen, die von allen 
Ressorts gemacht worden sind, die in der Krisen-
situation nicht umgesetzt werden konnten aus 
verschiedenen Gründen. - Ich kann das näher 
ausführen, wenn Sie wollen. Aber das ist einfach 
so: In der Krise ist es so, dass manchmal Ent-
scheidungen, die in Berlin getroffen werden, 
unten nicht umgesetzt werden können. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Welche Unterstüt-
zung leistete die Botschaft Kabul während der 
heißen Phase, also nach dem 15. August 2021? 
Welche Unterstützung bekamen Sie aus dem 
Auswärtigen Amt und aus welchem Bereich? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, die deutsche Bot-
schaft war zu dem Zeitpunkt dann geschlossen, 
am 15.08. Also wenn, dann ging es nur noch um 
Support durch das AA. Wir hatten bis auf dieses 
eine Rechtsgutachten, was Sie jetzt gerade läng-
lich zitiert hatten, sehr, sehr großen Support 
durch alle Ressorts, AA, BMZ, BMI und die 
nachgelagerten Behörden, in so gut wie allen 
Fragestellungen.  

Also, ohne die Bundesregierung und ohne die 
Ressorts und insbesondere ohne AA in dem Fall 
hätte es ja auch gar keine Evakuierung gegeben, 
weil AA muss erst die Korridore öffnen, damit 
wir diese Korridore dann bespielen können. BMZ 
hat uns unglaublich geholfen mit dem Thema 
Ortskräfteverfahren, zumindest dann die Listen 
zu konsolidieren, dass diese Personen auf Listen 
gesetzt wurden, dass die Kosten abgerechnet wer-

den konnten, dass wir in vielen Fällen Vereinfa-
chung bekommen haben. Also, engstens hat man 
da sich unterstützt gegenseitig, und zwar durch 
alle Ressorts durch. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): In einer Mail vom 
10. August 2021 schreibt Herr Schäfer-Gümbel - 
und die Mail ging auch an Sie; Zitat -: 

4. Teilung von Standorten mit 
Taliban: Bitte Einschätzung 
und Bewertung der Botschaft 
dazu einholen und auf Arbeits-
ebene im BMZ einspeisen. 
Noch kein Go für Umsetzung! 

Zitat Ende. - Und das ist MAT A GIZ-3.116, Blatt 
152. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Was meint er 
genau damit, und auf wen ging diese Initiative 
zurück? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Kann ich noch mal sehen 
den Kontext aus dem Dokument? 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Irgendwie finde ich es gerade nicht, was Sie zi-
tiert haben, aber - -  

(Der Zeuge liest weiter in 
den ihm zuvor vorgelegten 

Unterlagen) 

Ah, hier; jetzt habe ich es. Entschuldigung; ja, 
genau. - Die Frage zu dem Zeitpunkt war: Wie 
können wir die Sicherheit unser Mitarbeitenden 
bestmöglich gewährleisten? - Es ging um die 
Frage, wenn zum Beispiel Taliban einen Distrikt 
überrennen würden, wo wir Personal oder auch 
Büros haben, ob wir dann aktiv auf die Taliban 
zugehen sollen und sagen: „Da ist unser Büro, ihr 
habt versprochen mit eurer Amnestie“ - in An-
führungsstrichen -, „dass ihr uns nichts tut“, dass 
wir quasi sagen: „Das ist unser Büro; das dürft ihr 
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nicht angreifen“, so ungefähr. Das war die Frage-
stellung. 

Und dann, genau, war halt die Frage - - Und die 
Frage an sich war im Nachhinein unsinnig, weil 
die Taliban eh wussten, wo wir waren. Ich 
meine, die Taliban - was wir dann rausgefunden 
hatten - hatten ja schon die Städte infiltriert 
durch ihre Personen lange vor den faktischen 
Übernahmen, und damit wussten sie natürlich 
sehr, sehr gut, wo unsere Liegenschaften sind.  

Und außerdem muss man ja auch sagen, dass 
Personen, die früher keine Taliban gewesen sind, 
zum 15.08. Taliban geworden sind.  

Also, deswegen: Die Frage ist relativ unsinnig, 
weil die wussten, wo wir sind. Aber wir hatten 
uns damals ganz konkret die Frage gestellt: Müs-
sen wir den Taliban in Kabul oder auch in den 
Provinzen sagen, wo unsere Liegenschaften sind? 

Ich glaube, dass der Hintergrund war: Es gab bei 
einem Angriff oder bei der Einnahme von Herat 
einen Zwischenfall, dass Wachpersonal des UN-
Campus dort umgekommen ist. Auch das: Es war 
kein direkter Angriff auf den Compound der UN, 
aber dass dort dann Wachleute umgekommen 
sind. Und eine solche Situation wollten wir ver-
meiden - dass eben auch bei uns Wachleute um-
kommen könnten. - Genau. 

Und auf wen die Initiative zurückging: Also, ich 
bin relativ sicher, ohne das jetzt beweisen zu 
können, dass - - Die ursprüngliche Idee kam si-
cher vom Risk Management Office vor Ort, weil 
die nur über solche Informationen verfügten. 
Dann ging sie über Herrn Rohschürmann an mich 
und von mir an Herrn Schäfer-Gümbel weiter 
und - - Genau. 

Und wir haben diese Frage aber auch diskutiert 
mit BMZ und, ich nehme an, auch AA, aber - - Ja. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Wissen Sie noch, 
wann die Idee mit dem BMZ in welcher Form 
kommuniziert wurde? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nein, beim besten Willen 
nicht. Aber ich würde sagen, fast im gleichen 

Moment, wie sie mit Herrn Schäfer-Gümbel dis-
kutiert worden ist, weil, wie gesagt, die Bezie-
hung war so eng, dass wir gar nicht mehr unter-
schieden haben, ob wir zuerst ihn oder Herrn 
Fischer zum Beispiel informieren. Das war zeit-
gleich, würde ich sagen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Letzte Frage. Und 
zwar gehe ich auf eine Äußerung von Ihnen zum 
Anfang zurück. Und zwar hatte ich Sie gefragt - - 
Also es ging darum: Wir hatten über das Main-
line-Szenario gesprochen. Ich hatte Sie ganz kon-
kret gefragt: Inwieweit haben Sie direkt Einfluss 
auf die Aussagen des Szenarios genommen? Da 
sagten Sie, keine, oder nicht oder gar nicht.  

Und jetzt gibt es eine Mail vom 22. Juni 2021; das 
ist MAT A GIZ-3.178, Blatt 582. Legen wir Ihnen 
auch gerne vor. Ich würde es nur kurz zitieren: 

Wir hatten gerade dazu eine Dis-
kussion mit der Bereichsleitung 
und Julius Spatz brachte den Vor-
schlag ein, die Szenarien noch 
einmal anders zu fokussieren, so 
dass wir aus dem Worst Case 
Dilemma herauskommen. Er hatte 
dazu ein Beispiel aus einem ande-
ren Kontext heraus zitiert. 

Wir müssen nun dazu bis Montag 
etwas liefern, da es dann eine RS  

- Rücksprache -  

mit Herrn Schäfer Gümbel gibt. 
Julius bietet an die Vorgehens-
weise mit Euch beiden direkt zu 
besprechen und zu bearbeiten. Ich 
nehme ihn deshalb hier schon in 
cc und bitte Euch, sich direkt mit 
ihm in Verbindung zu setzen. 

Also kann man in dem Fall - - Also haben Sie in 
diesem Fall Einfluss auf das Szenario - wie soll 
ich sagen? -, also in die Interpretation des Szena-
rios, schon genommen. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, der Vorfall war mir 
nicht mehr geläufig. - Ja, in dem Falle habe ich 
sicher Einfluss genommen. Allerdings ist es nicht 
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so, dass ich die Bewertung des RMOs dort beein-
flusst habe, sondern es ging mir darum - - In dem 
Fall wird es so gewesen sein, dass mir das Szena-
rio, was mir vorgelegt ist, nicht dazu geeignet 
war, Entscheidungsreife herbeizuführen. Meine 
Aufgabe ist es, Sachverhalte voranzutreiben, da-
mit Entscheidungsreife hergestellt wird. Wenn 
ein Szenario zu schwammig formuliert ist oder 
wenn die Kernaussagen nicht klar sind, die wir 
haben wollen, dann war es meine Aufgabe oder 
ist es meine Aufgabe, dafür zu sorgen, dass für 
einen schnellen Leser sowohl im Vorstand als 
auch in den Ministerien die Kernaussagen klar 
herausgearbeitet werden. Das war wahrscheinlich 
in dem Fall nicht der Fall, und aus diesem 
Grunde habe ich darum gebeten, dass das Szena-
rio noch mal überarbeitet wird. 

Sie haben Herrn Rohschürmann erlebt. Er würde 
sich nicht in seine Szenarien reinreden lassen. Er 
würde eher zurücktreten von seinem Posten, be-
vor er sich in seine Sicherheitseinschätzung rein-
reden lässt. Deswegen: Mir ging es darum: „In 
welcher Form wird das präsentiert? Wie werden 
die Kernaussagen herausgearbeitet?“, nicht da-
rum, dass Aussagen zum Sicherheitskontext an-
ders dargestellt werden.  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ich bedanke mich. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Vielen Dank; Punktlandung. - Bündnis 90/Die 
Grünen. Kollegin Nanni ist dran. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Danke 
schön, Herr Vorsitzender. - Wir fangen noch mal 
an mit dem Themenkomplex, den der Anwalt des 
Zeugen gerade als unsinnig abgetan hat. Auch für 
Sie, Herr Professor Ignor, kann ich das gerne 
noch mal erläutern, warum die Einschätzung zur 
Gefährdung der Ortskräfte so relevant für unseren 
Untersuchungsausschuss ist. 

Die Frage, ob man sich auf die Willensbekun-
dung der Taliban, Ortskräfte der Entwicklungs-
zusammenarbeit nicht anzugreifen, verlassen 
kann oder nicht, hat Einfluss darauf, wie die GIZ 
ihre Perspektive vor Ort gesehen hat. Das haben 
wir schon von mehreren Zeugen hier gehört, 
auch von Ihnen heute, Herr Dr. Spatz: Die GIZ 

war gekommen, um zu bleiben, weil sie davon 
ausging, dass es keine relevante Verschlechte-
rung der Sicherheitslage für die Ortskräfte gibt, 
auch nach Abzug der internationalen Kräfte.  

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Frau Kollegin, bitte - - 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Des-
wegen ist die Frage, warum man sich - -  

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Frau Kollegin, bitte ohne Unterton. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
ich muss das kurz erläutern. Ich will von Herrn 
Professor Ignor nicht noch mal unterbrochen 
werden. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Aber ohne Unterton und sachlich und freund-
lich. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Des-
wegen muss ich erklären, warum es von Relevanz 
ist, - 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Alles gut. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - um 
sicherzustellen, dass meine Frage ohne Interven-
tion des Anwalts des Zeugen beantwortet wird. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Aber wir hatten es heute schon mal. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Und ich wiederhole das, was auch der Vorsit-
zende gesagt hat: Wir fragen sachlich und freund-
lich und ohne jeglichen Unterton. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich frage sehr sachlich und freundlich. Es ist 
22.12 Uhr, und ich fahre fort. - Der Wille wurde 
in Doha formuliert. Jetzt ist trotzdem die Frage: 
Wie überprüfen Sie, Herr Dr. Spatz, ob dieser 
Wille auch in Handeln sich niederschlägt, und 
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zwar nach Abzug der internationalen Kräfte? Und 
dann haben Sie gesagt: Es gab keine Fälle, wo 
Ortskräfte der GIZ betroffen waren von Bedro-
hungen oder Gewalt durch die Taliban. - Und da 
frage ich mich: Wie kommen Sie denn zu dem Er-
gebnis „null“? Also, das ist in den Sozialwissen-
schaften und in allen anderen auch - - muss man 
„null“ auch begründen können. Sie müssen ja 
eine Methode haben, mit der Sie sicherstellen 
wollen, dass, sollte es doch Fälle geben, Sie sie 
auch mitbekommen können. Das heißt: Wie ha-
ben Sie sichergestellt als GIZ, dass Sie Kenntnis 
erlangen, sollte das Handeln anders sein als das, 
was in Doha die Taliban als Willen bekundet ha-
ben? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, der Punkt ist: Wir 
haben ein funktionierendes Risk Management 
Office in Afghanistan. Dieses Risk Management 
Office war eigentlich zu jedem Zeitpunkt, selbst 
während der heißen Phase - - Nicht „eigentlich“, 
sondern es war zu jedem Zeitpunkt, auch in der 
heißen Phase der militärischen Evakuierung, 
komplett handlungsfähig. Es gibt das - - Wir hat-
ten zum Teil rund um den Flughafen eine deut-
lich bessere Lageeinschätzung als die Kräfte, die 
innen im Flughafen waren. Das heißt, wir haben 
ein sehr gutes Netzwerk vor Ort, was genau sol-
chen Fragestellungen nachgeht: Wie ist die Si-
cherheit unserer Mitarbeitenden?  

Der Landesdirektor in der Abteilung von mir und 
auch in der Abteilung von Herrn Schäfer-Gümbel 
hat regelmäßig Staff Calls gemacht - dazu werden 
Sie Unterlagen finden -, wo wir mit den Mitarbei-
tenden gesprochen haben, wo wir uns ihre Anlie-
gen angehört haben, wo wir versucht haben, auf 
sie einzugehen. Wenn Personen zu Schaden ge-
kommen wären, hätten wir es mitbekommen. Die 
Mitarbeiter sprechen untereinander. Wenn dort 
bei ihren Kollegen was geschehen wäre: Dieser 
Fall wäre an uns herangetragen worden, an das 
Risk Management Office. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich bin 
nach wie vor erstaunt über Ihr Vertrauen in die 
Einschätzungen oder in die Aussagen der Tali-
ban, und ich bin damit auch nicht ganz alleine. 
Ich zitiere aus MAT A GIZ-3.37, Blatt 49. Das ist 
eine E-Mail von Andreas Krüger an Sie vom 

1. Juli 21, also Ihr erster Arbeitstag in voller 
neuer Funktion. Und da heißt es ganz zum Ende 
hin: 

Uns ist sicherlich allen bewusst, 
dass zwischen den Worten in 
Doha und der Praxis in den von 
den TLB kontrollierten Gebieten 
eine erhebliche Kluft herrschen 
kann und die regionalen und lo-
kalen Kommandeure der TLB in 
AFG selber nicht unbedingt die 
Vertreter der TLB in Doha als 
weisungsbefugte Autorität an-
erkennen. 

Das ist ja vor dem Abzug der internationalen 
Truppen. Und schon da gibt es Zweifel daran, ob 
zwischen den Worten und den Taten eine hun-
dertprozentige Übersetzung ist. Das hat bei Ihnen 
aber keine Zweifel ausgelöst. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Wir haben zu jedem Zeit-
punkt - - Das werden Sie auch ganz häufig in den 
Akten lesen, dass wir gesagt haben: Wir können 
nicht ausschließen, dass einzelne Kommandeure 
sich über die Weisung der Taliban hinwegsetzen 
werden. Und genau aus diesem Grund haben wir 
die Diskussion aufgenommen, was passiert, wenn 
der Ernstfall eintritt, dass zum Beispiel die Orts-
kräfte doch verfolgt werden, oder wenn es eben 
ein Bürgerkriegsszenario geben wird. Das heißt, 
wir sind natürlich zweigleisig gefahren: Auf der 
einen Seite haben wir gesehen - - Und wir sind in 
den letzten 24 Monaten dort auch - - wurde be-
wiesen, dass unsere Einschätzung richtig war, 
dass eben diese Amnestie und die Sicherheits-
versprechen für uns gelten. Auf der anderen Seite 
haben wir eben durchaus … (akustisch unver-
ständlich), dass, falls das nicht der Fall sein 
sollte, wir dann auch eine Option kriegen, wie 
wir die Personen möglichst schnell aus Afghanis-
tan rausholen können. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wel-
chen Einfluss hatte denn diese unterschiedliche 
Bewertung zwischen Tun und Handeln - oder 
möglichem Handeln - für die Frage, ob die GIZ 
auch nach dem Abzug der internationalen Kräfte 
vor Ort arbeitet? Weil die Einschätzung, dass 
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man auch mit Taliban Entwicklungszusammen-
arbeit machen kann und dann keine erhöhte 
Gefährdung für die Ortskräfte besteht, ist ja ein 
Grundelement dafür, warum man legitimiert hat, 
weiter bleiben zu wollen. Welchen Einfluss hatte 
denn dieser Zweifel, der zum Beispiel von Krü-
ger genannt wurde, den Sie jetzt auch noch mal 
wiederholt haben: „Einzelne Kommandeure kön-
nen das anders sehen“? Welchen Einfluss hatte 
diese Einschätzung auf die grundsätzliche Ent-
scheidung: „Ist EZ vertretbar, ja oder nein?“? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Wie gesagt, erst mal: 
Diese Entscheidung, ob EZ vertretbar ist oder 
nicht, wird von der Bundesregierung getroffen. 
Deswegen hat sie ja auch erst mal die EZ ausge-
setzt zum 16.08., und dann durften wir ja wieder 
implementieren mit einem Vorhaben ab Novem-
ber 2021 und mit den übrigen Vorhaben, bis auf 
zwei Ausnahmen, im März 2022. Das heißt, diese 
Entscheidung wird erst mal von der Bundesregie-
rung getroffen. 

Der zweite Punkt ist: In den letzten Monaten und 
über einem Jahr haben wir gezeigt: Es geht. Man 
kann unter den Taliban implementieren. Das ma-
chen nicht nur wir, das machen auch die UN, das 
machen NROs. Man kann mit den Taliban auch 
in einem sicheren Kontext implementieren. Das 
haben wir jetzt gezeigt, dass es geht.  

Wie gesagt, der Punkt für uns war: Wir konnten 
damals und wir können weiterhin unter den Tali-
ban implementieren. Dennoch brauchen wir ein 
Szenario, ein Ernstfallszenario: Was passiert, 
wenn diese Sicherheitsgarantien zurückgezogen 
werden oder eben andere Worst-Case-Szenarien 
eintreten? Und das haben wir auch bekommen 
von der Bundesregierung. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Dann 
würde ich gerne noch mal zu dem Fall Wafi 
Walim zurückgehen; der wurde ja schon mehr-
fach angesprochen heute. Wir haben in unseren 
Unterlagen - das weiß ich nicht, ob Ihnen das 
vorliegt; das ist MAT A GIZ-3.08_2 - einen 
Lebenslauf von Wafi Walim. Und da ist unter 
anderem aufgeführt, dass er mit seiner Firma 
Vision Supply Inc. aus Kabul für die GIZ Data 
Collection gemacht hat, wie es hier heißt, „for 

Baseline Study for GIZ project Development and 
Employment …“, und zwar von 2014 bis 2021. 

Sie haben vorhin gesagt, er war ja dann auch gar 
nicht mehr Antragsberechtigter, weil er nicht 
mehr unter die Zweijahresfrist fällt. Es gab ja aber 
ein Zeitfenster, wo er als Consultant durchaus 
antragsberechtigt gewesen wäre. Und Sie haben 
auch in Ihrer E-Mail gesagt, dass die Tatsache, 
dass er angeschossen wurde, wahrscheinlich an 
seinem anderen Job lag und nicht an dem GIZ-
Job. War Ihnen das, dieser Lebenslauf von Wafi 
Walim, bekannt? Ist Ihnen bekannt, dass er 
sieben Jahre lang als Consultant für die GIZ 
gearbeitet hat? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Der Lebenslauf war mir 
bekannt. Der Punkt ist - und diese Frage hatte ich 
vorhin schon beantwortet -: Zu dem Zeitpunkt, 
wo er die Gefährdungsanzeige gestellt hat, war er 
nicht antragsberechtigt im Ortskräfteverfahren, 
weil - - 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Dann - - Entschuldigung. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Darf ich bitte ausreden?  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sekunde! 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Doch ich möchte ich 
gern. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Selbstverständlich. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Sie haben jetzt lange ge-
redet. Jetzt darf ich bitte auch ausreden, ja? 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Der Zeuge hat das Wort. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Deswegen: Gerade wenn 
Sie immer wieder auf den gleichen Punkt raus- - 
Da muss ich, glaube ich, meine Worte noch mal 
anders wählen, damit sie bei Ihnen ankommen. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Brau-
chen Sie nicht. Das ist - -  
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Zeuge Dr. Julius Spatz: Doch, das möchte ich 
aber jetzt tun. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Des-
wegen wollte ich Sie ja unterbrechen, weil ich - - 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nein, das möchte ich - - 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Frau Kollegin Nanni. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - weil 
ich diesen Punkt ja genau verstanden habe, Herr 
Spatz. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Stopp! 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Sonst werde ich keine 
Frage beantworten. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Frau Kollegin Nanni, der Zeuge hat jetzt das Wort 
zu seiner Antwort. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Gut. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Lassen Sie ihn bitte ausreden. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wenn 
er meine Zeit - - dann sitzen wir bis Mitternacht 
hier; dann ist das so. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ich glaube, wenn die Be-
fragung so weitergeht, werde ich die Fragen nicht 
beantworten. Ich möchte einen höflichen und 
respektvollen Umgang haben, auch mit den Zeu-
gen. Und wenn das nicht gewährleistet ist, dann 
habe ich ein Thema hier, das ich gern mit dem 
Vorsitzenden besprechen möchte. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Wir stellen das sicher, Herr Dr. Spatz. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Gut. Vielen Dank. - Des-
wegen möchte ich jetzt gerne die Frage beantwor-
ten. Der Punkt ist: Herr Wafi Walim war zu dem 
Zeitpunkt nicht antragsberechtigt, weil das Orts-
kräfteverfahren 2.0, in dem er antragsberechtigt 

wäre als ehemalige Ortskraft, ab dem 01.01.2013 
da nicht einschlägig ist, weil er schon vor dieser 
Zeit evakuiert worden ist über die Menschen-
rechtsliste des Auswärtigen Amtes. Von daher 
war es für uns kein - - Wir konnten diesen Fall 
gar nicht aufnehmen. Wie hätten wir ihn aufneh-
men sollen? Es gab keine Rechtsgrundlage, wie 
wir diesen Fall hätten aufnehmen können. Das 
ist uns zwar erst später klar geworden, aber der 
Punkt war für uns: Wir hätten ihn zu dem Zeit-
punkt auf keine Liste setzen können und vor-
schlagen können für eine Aufnahmezusage für 
Deutschland als GIZ. Das AA kann das auf die 
Menschenrechtsliste - - weil dort Journalisten 
antragsberechtigt waren. Wir konnten es zu dem 
Zeitpunkt mit den damals für uns erbrachten Tä-
tigkeiten als Arbeitnehmender vor 2019 oder vor 
Juli 2019, und als Consultant war er nicht an-
tragsberechtigt im vereinfachten Ortskräfteverfah-
ren. Von daher ist diese Frage nicht relevant für 
uns gewesen. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Genau. - Das haben Sie ja schon mehrfach erklärt; 
das hatte ich auch verstanden, Herr Dr. Spatz 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Gut. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Des-
wegen wollte ich Ihnen die Zeit auch sparen, das 
noch mal zu erklären.  

Meine Frage bezieht sich darauf, dass Sie vorhin 
ausgeführt haben, wenn Ihnen zu einem Vorgang 
noch ein Sachstand kenntlich ist, der zum Bei-
spiel bei der Frage der Gefährdung eine Relevanz 
haben kann, auch wenn Sie nicht abschließend 
entscheiden, dann fühlen Sie sich auch ver-
pflichtet, das mitzuteilen. Jetzt haben Sie mir 
gerade gesagt, dass Sie auch den Lebenslauf von 
Wafi Walim kennen, in dem steht, dass er bis 
August 21 als Consultant für die GIZ gearbeitet 
hat. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Und 
diesen Sachstand haben Sie in der gleichen 
E-Mail, wo es darum ging, diesen Vorfall, wo er 
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verletzt wurde, einzuordnen - - Den haben Sie 
dort nicht genannt. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Verstehe ich nicht, wa-
rum ich nicht - - Was genau habe ich jetzt nicht 
genannt? 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie 
haben - - Also: Uns - deswegen hatte ich die 
MAT-Nummer noch mal gesagt - liegt ein Lebens-
lauf von Wafi Walim vor, aus dem hervorgeht, 
dass er als Consultant tätig war für die GIZ, als 
selbständiger Consultant, - 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ja. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - bis 
August 21. Und Sie haben in einer E-Mail be-
gründet, die auch hier schon zitiert wurde, wa-
rum Sie davon ausgehen, dass es wahrschein-
licher ist, dass er angegriffen wurde, weil er als 
Fixer für Journalisten gearbeitet hat, als dass er 
für die GIZ gearbeitet hat, weil erstens sei das 
schon so lange her, und zweitens sei Fixer das 
viel Gefährlichere.  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Jetzt 
gibt es aber noch einen dritten Informations-
stand, nämlich dass er Consultant war bis 21 
für die GIZ. Das wäre ja in dem Kontext Gefähr-
dungseinschätzung auch eine relevante Informa-
tion gewesen. Ich habe Sie gerade gefragt, ob Sie 
das wissen, ob Sie von diesem Lebenslauf wis-
sen. Sie haben gesagt: Ja. - Jetzt frage ich Sie: 
Warum haben Sie denn diesen Informations-
schnipsel, der ja auch für eine Gesamteinschät-
zung der Gefährdungslage und der Frage: „War 
das jetzt ein Talibananschlag, weil er bei der GIZ 
gearbeitet hat, oder war das jetzt ein Taliban-
anschlag, weil er Fixer war?“ - - 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Das war doch gar nicht 
unser Fall. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - - für 
diese Einschätzung ja relevant gewesen wäre. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Um das jetzt ganz streng 
juristisch zu nehmen - ich bin kein Jurist; aber 
bitte ergänzen Sie mich, wenn ich da falsch-
liege -: Das war nicht ein Fall von uns. Herr Wafi 
Walim war zu dem Zeitpunkt kein Fall. Wir hat-
ten gar keine Möglichkeit, eine offizielle Gefähr-
dungsanzeige abzugeben beim BMZ über diesen 
Fall, weil er nicht einschlägig war für das Verfah-
ren, weil das Verfahren 2.0. - -  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das 
habe ich - - Das wäre auch gar nicht meine -  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Doch. Aber warum soll 
ich - - 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - Er-
wartungshaltung gewesen. Meine Erwartung - - 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ich habe keine Verpflich-
tung gehabt, einen vollständigen Vortrag zu ma-
chen über die Gefährdungslage dieser Person, 
weil da zu dem Zeitpunkt kein Verfahren war, 
um diese Gefährdungsanzeige aufzunehmen. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Die Frage ist beantwortet. - Es geht das Fragerecht 
über zur AfD. Herr Kollege Frohnmaier. 

Markus Frohnmaier (AfD): Vielen Dank. - Herr 
Dr. Spatz, die USA sollen sich im Doha-Abkom-
men verpflichtet haben, den Taliban in Afghanis-
tan eine Übersicht über die deutschen Entwick-
lungshilfeprojekte zu geben. Der Zeuge Helmut 
Fischer hat das hier im Ausschuss gesagt. Ist 
Ihnen das auch bekannt? Hatte die GIZ Kenntnis 
davon? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, ich nehme an, dass 
es in diesem Zusammenhang stehen könnte mit 
dem Thema „Positionsdaten liefern“, was wir ge-
rade schon diskutiert hatten. Aber dieser Vorgang 
ist mir so nicht bekannt, also auch die Aussage 
nicht, nee. 

Markus Frohnmaier (AfD): Okay. - Herr 
Dr. Spatz, wir haben ja von Ihnen heute auch 
noch mal gehört, wie Sie die Situation, insbeson-
dere die Gefährdungslage, der Ortskräfte bewer-
ten. Ich will einfach an der Stelle noch mal hier 
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zitieren, was Herr Dr. Rohschürmann, Ihr Kol-
lege, gesagt hat: 

Mir sind bis heute keine Fälle 
bekannt, in denen eine Ortskraft, 
also belegbar bekannt, in denen 
eine Ortskraft aufgrund ihrer 
Tätigkeit für uns getötet oder zu 
Schaden gekommen wäre.  

Der Henning Plate, Ihr Kollege aus dem BMZ, hat 
gesagt, ihm sei kein Fall einer Ortskraft bekannt, 
die nach abgelehnter Aufnahmezusage Deutsch-
lands in Afghanistan bedroht oder körperlich 
geschädigt worden ist. Das könnte ich jetzt fort-
setzen. Sicherlich bemerkenswert war auch noch 
mal von Hans-Hermann Dube die Äußerung, aus 
seiner Sicht sei quasi das Thema Ortskräfteaus-
reise „ein vorgeschobenes Argument, um uns 
davon zu überzeugen, dass die Leute unbedingt 
rausmüssen.“ 

Mir stellt sich nach heute und auch Ihren Aus-
führungen natürlich die Frage: Wie kamen Sie 
damals denn dann zu der Einschätzung, dass 
diese Ausreisen von Ortskräften notwendig sind? 
Wurde es bei Ihnen dann diskutiert, wenn alle 
festgestellt haben, dass es eigentlich keine Ge-
fährdungslage gibt? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Die Entscheidung wurde 
nicht von uns getroffen. Die Bundesregierung hat 
am 15.08. entschieden, dass alle unsere aktiven 
Ortskräfte eine Aufnahmezusage für Deutschland 
bekommen. 

Markus Frohnmaier (AfD): Danke. - Haben Sie 
dann diese Einschätzungen, die Sie getroffen 
haben und die wir heute auch hier gehört haben, 
der Bundesregierung und anderen Stellen gegen-
über deutlich gemacht? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Der Punkt war - was wir 
ja immer gesagt haben -, dass in der aktuellen 
Lage - - haben wir keine Bedrohung gesehen für 
die Ortskräfte der GIZ. Also, ich will für die an-
deren gar nicht sprechen; nur für unsere Orts-
kräfte haben wir keine Bedrohung gesehen. Aber 
in der heißen Phase am 15.08. konnten wir gar 
nichts ausschließen. Aber das war eine politische 
Entscheidung: Macht man es so, oder macht man 

es so? Da will ich mich gar nicht so - - Das ist 
eine private Einschätzung, die ich, glaube ich, 
hier gar nicht nennen muss, ob das jetzt richtig 
war oder nicht. Sondern die Bundesregierung hat 
entschieden: So ist es. Dann setzen wir es um. 

Markus Frohnmaier (AfD): Okay. - Aber wir kön-
nen festhalten, dass Sie quasi als Vertreter des 
GIZ keine solche Lage empfunden haben. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Aber ich konnte sie auch 
nicht ausschließen. Dieser Nebensatz ist mir 
wichtig. Auch am 15.08. selber habe ich sie nicht 
empfunden, dass eine - - Aber ich konnte es nicht 
ausschließen, weil ich nicht vorhersehen kann, 
ob diese Sicherheitszusagen eben zurückgezogen 
würden oder sich die Kommandeure nicht dran 
halten würden. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Also, konkrete Fragen, keine Mutmaßungen, 
keine Suggestivfragen. 

Markus Frohnmaier (AfD): Gerne, ja. - Herr 
Dr. Spatz, sind Ihnen sogenannte Busoperationen 
bekannt? Ihr Kollege Rohschürmann hat uns da-
von auch berichtet, dass quasi die GIZ in den 
Tagen der militärischen Evakuierungsmission 
gebeten hat, Wege zu finden, um deutsche Orts-
kräfte aller Ressorts in den Flughafen von Kabul 
zu bringen. Können Sie ausschließen, dass es da 
zu einem Zusammenwirken mit Taliban im Rah-
men dieser Busoperationen gekommen ist? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, ja, es gab nicht nur 
die vorhin genannten Busoperationen, sondern 
wir hatten auch auf Bitten von Herrn Staatssekre-
tär Jäger auch eine Busoperation in den Flug-
hafen selber organisiert, nachdem andere Wege 
gescheitert sind, von denen ich auch vorhin 
schon berichtet hatte. Wir haben in einem Bus-
konvoi 22 Ortskräfte, *98 Familienangehörige 
durchgebracht. Das war eine 16-stündige Opera-
tion. Wir hatten vor Ort wieder einen Bus gechar-
tert. Wir hatten Personen unseres RMOs, die die 
Lage überwacht haben zu jedem Zeitpunkt. 

Es gab dann morgens um 4 Uhr eine Interaktion 
mit den amerikanischen Streitkräften, einen 
Lieutenant Colonel, der sich für uns eingesetzt 
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hat, dass eben dann unser Buskonvoi durchge-
wunken worden ist von den Taliban. Wir haben 
in dem Zusammenhang nicht mit den Taliban ge-
sprochen, und - nach meinem Wissen - auch die 
Bundesregierung hat nichts mit den Taliban zu 
der Operation gemacht. Das heißt, wir hatten zu 
dem Zeitpunkt keine Absprachen mit den Tali-
ban, dass dieser Bus durchgekommen wäre. Und 
hätten sich die amerikanischen Streitkräfte nicht 
für uns eingesetzt, wäre diese Operation auch ge-
scheitert, weswegen wir einen sehr, sehr herz-
lichen Dankesbrief auch an die amerikanischen 
Streitkräfte geschrieben haben, weil es wirklich 
außergewöhnlich ist, wie sie uns unterstützt ha-
ben sowohl bei der Evakuierung der Entsandten 
als auch bei den nationalen Kräften. 

Markus Frohnmaier (AfD): Die Busoperationen 
haben also definitiv nicht im Zusammenwirken 
mit Taliban stattgefunden. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, was heißt „Zusam-
menwirken“? Es gab Straßensperren, durch die 
diese Busse mussten. Es gab die letzte Taliban-
kontrolle vor dem Gate des Flughafens. Das heißt, 
die Taliban waren involviert. Es gab natürlich 
auch, als sie dann den - - Die haben sicher auch 
den Bus betreten. Da gab es auch Gespräche zwi-
schen den Ortskräften und den Taliban. Das 
heißt, ein Zusammenwirken wird es gegeben 
haben. 

Markus Frohnmaier (AfD): Sind da Gelder ge-
flossen? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Selbstverständlich nicht. 
Das habe ich schon beantwortet: Wir zahlen 
keine Gelder. Auch in der heißen Phase der Ope-
ration haben wir zu keinem Zeitpunkt Gelder ge-
zahlt. 

Markus Frohnmaier (AfD): Okay. Vielen Dank. - 
Dann hätte ich noch eine Frage. Wir haben fest-
gestellt, dass die Taliban eine Art Rufnummer 
angeboten haben für die Kontaktaufnahme. Ha-
ben Sie davon Gebrauch gemacht? Hat die GIZ 
mit den Taliban aktiv kommuniziert über die 
Rufnummer? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Die Frage hatte ich auch 
schon mal. Nicht über - - Ab Tag eins haben wir 
immer den niederschwelligen Sicherheitsdialog 
mit den Taliban geführt. Da ging es insbesondere, 
wie ich vorhin ausgeführt hatte, um das Thema 
der Ausstellung der Sicherheitsgarantien, der 
schriftlichen, die uns wichtig waren, damit jede 
Ortskraft von uns ein Schreiben in der Hand hat, 
das sie zu jedem Zeitpunkt präsentieren kann. 
Das war ein Schreiben mit einem offiziellen 
Briefkopf der Taliban, einer Unterschrift in der - - 
Wer es in Kabul unterschrieben hat, kann ich 
jetzt nicht genau sagen; aber auf der Ebene der 
Provinzen war es durch den Gouverneur unter-
schrieben. Und dieser Sicherheitsdialog hat ab 
Tag eins stattgefunden. Ich weiß jetzt nicht, ob 
wir diese Rufnummer genutzt haben oder ob wir 
andere Kanäle genutzt haben; kann ich nicht sa-
gen. 

Markus Frohnmaier (AfD): Können Sie abschlie-
ßend vielleicht noch sagen für den Unter-
suchungszeitraum: Was war der größte Fehler in 
der Afghanistan-Politik in dieser Zeit? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Diese Bewertung müssen 
Sie treffen. Das ist nicht meine Bewertung. 

Markus Frohnmaier (AfD): Okay. Man kann es 
probieren. - Vielen Dank. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Dabei können wir es belassen. Danke schön. - 
Das Fragerecht geht über zur FDP. Frau Kollegin 
Jurisch. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Vielen herz-
lichen Dank. - Ich möchte gerne auf die Regie-
rungsverhandlungen zu sprechen kommen, die - 
wann war das? - Ende Juni 2021 noch stattgefun-
den haben. Regierungsverhandlungen finden ja 
immer alle zwei Jahre statt. War das in Afghanis-
tan auch so? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nee, jährlich in Afghanis-
tan. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ah, die waren 
jährlich. Okay, gut. - Da haben Sie ja dran teilge-
nommen. Ist das richtig? 
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Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm.* 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ja. - Das war 
ja zweieinhalb Monate vor der Machtübernahme. 
Und mich würde interessieren - erst einmal eine 
allgemeine Frage -: Können Sie sich noch erin-
nern, wie sich die Zusagen gegenüber dem Vor-
jahr verändert haben? Also, waren das eher mehr 
oder weniger? Wie hat sich da sozusagen die - - 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ich muss zugeben, dass 
ich - - In diesen Verhandlungen war ich eher ein 
Beisitzer. Also, die Vorbereitung und auch die 
Gesprächsführung seitens der GIZ lagen nicht bei 
mir, weil es ja auch noch Teil dieser einmonati-
gen Überlappungsphase war. Ich glaube mich zu 
erinnern, dass die Zusagen konstant geblieben 
sind. Aber diese Frage müsste das BMZ - - Oder 
ich kann es nachschauen, aber ich glaube - - 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ja, ja, gut. 
Okay. - Können Sie einfach mal noch die Stim-
mung beschreiben, wie das da war? Wie haben 
Sie da die afghanische Seite wahrgenommen? 
War das Thema „Abzug der westlichen Trup-
pen“ - - wurde das da besprochen? Könnten Sie 
da einfach mal ein bisschen die Situation für uns 
beschreiben? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, noch mal eine wei-
tere Einschränkung: Zu diesem Zeitpunkt war ich 
auch sehr stark abgelenkt durch dieses vorhin be-
sprochene Thema der Vorbereitung des AAs für 
die Gespräche mit der Doha-Fraktion. Deswegen 
habe ich mich zeitweise auch rausgezogen aus 
den Verhandlungen an sich. Aber die Regierungs-
verhandlungen generell sind sehr, sehr formali-
siert. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ich weiß, ja. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Da wird eher abgehakt. 
Das Protokoll ist im Vorfeld schon geschrieben. 
Da gibt es in dem Sinne keinen richtigen Aus-
tausch. Was an Austausch geschieht, geschieht 
normalerweise vorher. Das ist eher ein Verlesen 
von vorgefertigten Erklärungen. Deswegen: Da 
gab es nicht wirklich inhaltliche Diskussionen. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Gut, das war 
ja schon so ein „elephant in the room“, dass die 
westlichen Truppen abziehen würden. Insofern 
würde mich das schon interessieren, ob das ir-
gendwie auch vielleicht in den Randgesprächen 
oder sonst irgendwie diskutiert wurde oder viel-
leicht auch für die deutsche Delegationsteilneh-
mer ein größeres Thema war. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, ein Thema: Ja. Aber 
nach meinen Erinnerungen: In den Gesprächen 
selber war es, glaube ich, kein großes Thema. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Also, es waren 
eigentlich im Grunde genommen reguläre Regie-
rungsverhandlungen, - 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ja. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): - so wie Sie 
das in den Vorrunden auch erlebt hatten, in den 
Jahren davor, soweit Sie dabei gewesen sind. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. Ja. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay. Gut. - 
Dann kann ich auch daraus schließen, dass Sie 
das auch über Ortskräfte und Verbleib von Orts-
kräften oder solche Dinge - - dass das jetzt auch 
kein Thema war zu dem Zeitpunkt. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nein. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay, gut. - 
Dann würde ich den Punkt gerne abschließen. 

Ich habe jetzt noch zwei kleinere Punkte. Und 
zwar: Sie haben vorher gesagt, dass es innerhalb 
der GIZ Vorratsbeschlüsse gab, um im Fall, dass 
sich die Situation in einzelnen Regionen ver-
schlechtert, schnell reaktionsfähig zu sein. Ist 
Ihnen bekannt, ob es auch seitens des BMZs der-
artige Beschlüsse gab, auch für andere Vorfeld-
organisationen oder für sonst irgendwas, vor 
allem in Bezug auch auf das Ortskräfteverfahren? 
Und wenn nicht, was hätten Sie da vom BMZ ge-
braucht? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Die Frage kann ich nicht 
beantworten. Also, ich meine, es gibt ja immer 
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Ressortrunden, wo solche Diskussionen statt-
finden. Aber formell Vorratsbeschlüsse sind mir 
jetzt einfach nicht bekannt vom BMZ. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Aber Sie ha-
ben ja vorher davon gesprochen, oder? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Meine sind mir bekannt. 
Also meine sind - - 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ja, ja, gut. 
Aber - -  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. Aber, wie gesagt, 
die Frage war ja, ob das BMZ solche gemacht hat.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ja, ja, genau. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Kann ich nicht beantwor-
ten. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Wissen Sie 
nicht. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Das müssen Sie Herrn 
Fischer fragen. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay. - Dann 
habe ich noch eine auch wieder ein bissel andere 
Frage. Sie haben vorher auch gesagt, dass das 
Lagebild vom Risk Management Office in der 
heißen Phase teils besser war als dasjenige von 
denjenigen, die am Flughafen saßen. Das haben 
Sie vorhin so ähnlich gesagt. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ich nehme an, 
dass Sie damit auch das Lagebild von deutschen 
Behörden meinen. Da wäre interessant, woher 
Sie diese Einschätzung beziehen, dass das Lage-
bild des Risk Management Office besser war als 
das von denjenigen, die dort am Flughafen wa-
ren. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. Ganz präzise habe 
ich gesagt, dass das Lagebild draußen, vor dem 
Flughafen, des RMO besser war als das Lagebild 
der Personen drinnen. Das ist mir wichtig, weil 
wir hatten - - Unser RMO, unsere Advisor waren 

direkt im Umfeld des Flughafens, also außerhalb 
der Mauern, während die Behörden innerhalb 
der Mauern waren. Und damit hatten wir ein bes-
seres Lagebild. Deswegen haben wir regelmäßig 
Fotos von den Zufahrtswegen auch an die Res-
sorts geschickt, wie gerade die Lage ist. Unser 
Team hat regelmäßig gesagt, wo gerade Schuss-
wechsel sind usw. usf.  

Das heißt: Außerhalb des Flughafens hatten wir 
ein besseres Lagebild; innen drin hatten wir über-
haupt kein Lagebild. Das war ja genau das Pro-
blem. Wir hatten ja versucht, Leute reinzukrie-
gen, was uns ja dann nur sehr begrenzt gelungen 
ist, und dann gab es keine Möglichkeit mehr, die-
ses Team da einzusetzen. Aber außerhalb hatten 
wir das Lagebild, ja, und haben dann eben auch 
die Bundesregierung mit diesem Lagebild unter-
stützt. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ja. - Dann 
hätte ich noch eine Frage. Uns liegt eine E-Mail 
aus dem BMZ-Länderreferat an Sie vor. Darin 
geht es darum, dass die GIZ den Standort 
Taloqan aufgeben hat. Das ist MAT A GIZ-3.149, 
Blatt 229. Das BMZ hat eben erst einen Tag später 
davon erfahren. Und da heißt es eben: 

Es wäre sehr unschön, wenn wir 
als BMZ erst durch Dritte, z.B. 
aufgrund von Anfragen der Presse, 
über derartige Verlagerungen von 
Personal und Material informiert 
werden. 

Auch möchte ich Sie bitten, uns 
zeitnah … über die weiteren Ein-
zelheiten … zu informieren. 

Und dann weiter heißt es da zum Informations-
fluss: 

Daher die herzliche Bitte, mich 
(im Idealfall unter der Funktions-
adresse RL312@bmz.bund.de) 
umgehend und zu jeder Zeit (auch 
am Wochenende und auch zu 
später oder früher Stunde) über 
derartige Entwicklungen zu infor-
mieren. Das kann auch per 
WhatsApp oder unter meiner 
privaten Rufnummer erfolgen. 
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Also, das war zwischen Ihnen und … 

Zeuge Dr. Julius Spatz: … Herrn Fischer. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Genau, rich-
tig. - Da wäre jetzt meine Frage: Ich nehme an, 
dass Sie eigentlich immer über diese Funktions-
adresse kommuniziert haben. Aber haben Sie 
und Ihre Kollegen auch mal auf Kommunikation 
von SMS oder Whatsapp zurückgegriffen in der 
Kommunikation mit Ihren Counterparts im BMZ 
oder in anderen Ministerien oder auch sonsti-
gen - - oder in Vorfeldorganisationen? Wie war 
da Ihr Kommunikationsverhalten? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, mit dem BMZ habe 
ich telefoniert, und ich habe E-Mails geschrieben, 
telefoniert auf Handy oder Dienstleitungen. Ich 
habe sicher auch mal eine SMS geschrieben im 
Sinne von: Können wir um 15.00 Uhr telefonie-
ren? Aber ich habe über SMS keine relevanten 
Inhalte ausgetauscht mit Herrn Fischer und auch 
nicht mit anderen Personen im BMZ. Whatsapp 
ist verboten. Wir haben kein Whatsapp. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Aber er hat es 
ja hier angeboten mit Whatsapp. Haben Sie das 
angenommen? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ich habe kein Whatsapp. 
Ich habe keine Whatsapp auf meiner - - 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Also, Sie 
haben gar kein Whatsapp. Okay. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Weil es für uns verboten 
ist, mit Whatsapp zu arbeiten. Was wir auch ha-
ben - aber da ist das BMZ nicht eingebunden -: 
Wir haben auch - - MS Teams nutzen wir auch, 
aber eher für die interne Kommunikation. Die lie-
gen Ihnen auch vor, die Protokolle - die, die zu-
mindest dann noch da waren - - Ja, genau. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Wie haben Sie 
denn die Einladung von Herrn Fischer verstan-
den, dass Sie ihn auch per Whatsapp erreichen 
können? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, der Punkt war - - 
Noch mal zu den E-Mails und dem Sachverhalt 

zurück: Der Punkt war, da gab es eine Fehlwahr-
nehmung, dass wir einen Standort geschlossen 
hätten. Wir haben aber keinen Standort geschlos-
sen, sondern wir haben nur Personen - - Wir ha-
ben einen Partial oder Full Lockdown - eines von 
beiden haben wir - -  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Entschuldi-
gung, meine Frage war - - 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Entschuldi-
gung, dass ich Sie unterbreche. Aber meine Frage 
war, wie Sie diese Einladung verstanden haben, 
dass Sie ihn über Whatsapp erreichen können. 
Also, ich frage auf das Medium hin, nicht jetzt 
unbedingt auf den Sachverhalt. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. - Nur der Punkt, 
warum die E-Mail so formuliert war, wie sie for-
muliert war: Ich habe - - Wie gesagt, wir haben 
ein extrem vertrauensvolles Verhältnis gehabt, 
auch sehr, sehr schnell, was ich sehr geschätzt 
habe. Wir haben auch deswegen sehr, sehr häu-
fig, auch am Wochenende und nachts telefoniert, 
also in der heißen Phase. Deswegen war es für 
mich eine freundliche Geste, zu sagen: „Sie dür-
fen mich“ - obwohl ich Referatsleiter bin - „zu 
jeder Tages- und Nachtzeit anrufen.“ 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Oder per 
Whatsapp. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Wie gesagt, Whatsapp 
habe ich nicht. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Haben Sie 
nicht. Okay. Alles klar. - Gut, dann danke ich 
Ihnen. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Vielen Dank. - Dann will ich nur den Hinweis 
geben: Also, da unten findet keine Party statt, 
sondern es ist die Projektionsshow des Deut-
schen Bundestages zur Geschichte des deutschen 
Parlamentarismus. Also, wenn Sie nicht im 
Untersuchungsausschuss sitzen, ist die sehr zu 
empfehlen. 
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(Zuruf) 

- Immer bei Einbruch der Dunkelheit. Genau. 

So. Wir sind jetzt mit der Runde zu Ende. Wir 
würden noch eine kurze Runde machen. Deswe-
gen die Frage, Herr Dr. Spatz: Brauchen Sie eine 
Pause, oder können wir durchziehen? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Wir können durchziehen. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Okay. Gut. - Dann blicke ich zur SPD. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich darf einen ganz 
kurzen Einblick in mein privates Leben geben. 
Meine Frau ist da unten und wartet, diese Projek-
tion anschauend, bis wir fertig werden. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Wie jeder. 

Jörg Nürnberger (SPD): Und diese kurze Runde 
werden wir alle noch gemeinsam durchstehen. 
Und die SPD wird dazu beitragen, dass es sehr 
kurz ist, weil wir haben nämlich keine Fragen 
mehr. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Wunderbar. Sehr gut. Aber jeder Abgeordnete ist 
natürlich frei in dem, was er tut. - Bitte schön, 
die Union. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Danke, Herr Kol-
lege Nürnberger. Ich gebe alles, dass wir schnell 
fertig sind.  

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Wunderbar. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Herr Dr. Spatz, 
wir hatten gerade eben damit abgeschlossen: 
Da ging es um eine Mail Ihrerseits, Mainline-
Szenario, um aus dem „Worst-Case-Dilemma“ 
rauszukommen. Was war mit dem „Worst-Case-
Dilemma“ gemeint? Was meinten Sie damit? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. Das Worst-Case-
Szenario ist ja - - Also, wenn - - Ich habe die - - 
Ich weiß das nicht mehr, was genau dort mir 

vorgelegt worden ist, aber Worst Case war die 
Frage: Wann - -  

(Thomas Röwekamp 
(CDU/CSU): Wir können  

es gern vorlegen!  
Wir legen es vor!) 

- Aber ist da auch die Einschätzung dabei? - Dann 
gerne. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Bitte die MAT-Nummer noch mal nennen. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Natürlich. Das 
ist - ich habe es gleich - MAT A GIZ-3.178, 
Blatt 582. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. Also, der Punkt 
ist hier - - die Frage: Was ist ein Worst-Case-Sze-
nario? Und wenn ein Worst-Case-Szenario heißt, 
dass eben mehr und mehr Distrikte rot sind, dann 
ist das - - Ich kann nicht mehr rekurrieren genau, 
was meine Intervention zu dem Zeitpunkt war. 
Das kann ich nicht - - weiß nicht mehr genau. Ich 
kann nur versuchen, zu rekapitulieren, was es 
sein könnte. Und ich nehme an, dass dort ein 
Worst-Case-Szenario aufgemacht worden ist, was 
nicht korrespondiert mit einer Gefährdungslage 
der Ortskräfte, wo man sagt: Selbst wenn der 
Distrikt rot ist, muss es doch nicht heißen, dass 
unsere Ortskräfte gefährdet sind. Für mich war 
Worst-Case-Szenario immer ein Szenario, wo 
unsere Ortskräfte gefährdet sind, und nicht un-
bedingt, wo eine Territorialkontrolle über einen 
Distrikt wahrgenommen worden ist. Und ich 
nehme an, dass sich das auf diesen Punkt be-
zieht, aber ich kann es nicht mehr rekurrieren, 
genau. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Wissen Sie, was 
Herr Rohschürmann mit dem Begriff „Worst-
Case-Dilemma“ meinte? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nein, weiß ich nicht. 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/44 I 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 134 von 140 
 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Letzte Frage, und 
zwar ist das MAT A GIZ-3.178, Blatt 580 bis 581, 
aus einer Mail, und da sagt Herr Rohschürmann: 

Liebe Beide, 

neuer Ritterkreuzauftrag. 

Wieso bezeichnete er die von Ihnen initiierte 
Neufokussierung als „Ritterkreuzauftrag“? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Dürfte ich mir das jetzt 
vorlegen lassen. Ich habe keine Ahnung, -  

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Ja, klar. Bringen 
wir Ihnen. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: - was genau da gemeint 
ist. Also, Herr Rohschürmann ist Militär. Von 
daher kann es sein, dass er manchmal Begriffe 
nutzt, die ich so nicht nutzen würde, und 
deswegen - - aber - - 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

oder Ex-Militär, nicht dass hier falsche - - So. - Ja, 
genau. Hier steht die Antwort auf die vorherige 
Frage. Danke, dass Sie es mir liefern.  

(Der Zeuge liest weiter in 
den ihm zuvor vorgelegten 

Unterlagen) 

- Genau. Also, die Frage ist: Mir wurde hier ein 
Szenario vorgelegt, was eben aus meiner Sicht 
nicht vollständig war. Und die - - Was genau aus 
meiner Sicht fehlte, um die Kernaussagen heraus-
zuarbeiten, ist genau in diesen Bullet Points ge-
nannt worden: dass wir als Erkenntnisinteresse 
haben: Wie handlungs- und reaktionsfähig ist die 
GIZ in welchen sicherheitspolitischen Lagen? 
Dann geht es darum, dass wir noch mal das gra-
fisch darstellen. Hier geht es um - - habe ich von 
einer „Vier-Felder-Matrix“ gesprochen, dass man 
eben die Kernaussagen klar herausarbeitet, dass 
wir sagen - - den „Grad der Betroffenheit unserer 
Implementierungsgebiete“ herausarbeiten. - Ge-
nau. - Und dann ging es hier auch noch mal um 

das Thema, ob es eben Möglichkeiten gibt, ge-
meinsam, also unter der Talibanherrschaft, zu 
implementieren, als langfristige Option. Also, das 
war der Auftrag, den ich dann ins System gege-
ben habe, das Szenario in dieser Hinsicht zu 
erweitern, ohne, wie gesagt, dass ich auf irgend-
welche sicherheitsrelevanten Aspekte einen Ein-
fluss genommen hätte, dass Herr Rohschürmann 
seine sicherheitspolitische Lage einschränken 
sollte. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Okay. Also, er 
antwortet dann auf Ihre weiterentwickelten Ge-
danken mit „neuer Ritterkreuzauftrag“? Das ist 
seine Antwort halt? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm. Ein interessanter 
Auftrag, der mir grad gegeben ist: Bitte setzt euch 
dran und bearbeitet schnellstmöglich. 

Nicolas Zippelius (CDU/CSU): Danke Ihnen. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Vielen Dank. - Damit geht es weiter mit Bündnis 
90/Die Grünen. Frau Kollegin Nanni. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Danke, 
Herr Vorsitzender. - Herr Dr. Spatz, Sie beraten 
den Vorstand. Seit Juli 21 haben Sie das gemacht. 
Und das ist auch der Hintergrund meiner vielen 
Fragen vorhin und nicht eine konkrete Gefähr-
deraufnahme oder Ausreisesituation für Wafi 
Walim, sondern die Frage, wie Sie den Vorstand 
beraten, zum Beispiel in einer E-Mail vom 5. Sep-
tember 2021, die ich heute schon zitiert habe, 
aber anscheinend noch mal zitieren muss. Das ist 
MAT A GIZ-3.64, Blatt 91. Und da sagen Sie: 

Der Angriff auf Herrn Wafi Walim 
wurde durch eine zweite Quelle 
bestätigt. Heute Morgen rief uns … 
vom SPIEGEL an 

- da fehlt wahrscheinlich der Name - 

und teilte uns mit, dass einer sei-
ner „Fixer“ (= Kontaktmann und 
Organisator vor Ort) angeschossen 
worden sei. Es stellte sich heraus, 
dass es sich dabei um Herrn Wafi 
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Walim handelt. Eine laufende Tä-
tigkeit als Fixer für internationale 
Journalisten ist unseres Erachtens 
mit einem deutlich höheren Risi-
koprofil verbunden als eine Tätig-
keit für die GIZ vor acht Jahren. 
Daher würden wir - im Gegensatz 
zu Frau K… - aus diesem Vorfall 
keinen „neuen Level an Gefähr-
dungsgrad für EZ-Kollegen [sic] in 
Afghanistan“ ableiten. 

Sie beraten den Vorstand, und Sie geben eine 
Einschätzung ab mit dem Hinweis darauf, dass 
sich daraus kein neues Gefährdungslevel für EZ-
Kollegen im Allgemeinen ableiten lässt. Und in 
dieser Beratung des Vorstands lassen Sie aus, 
was Sie wissen - das haben wir ja gerade gesagt -: 
dass Wafi Walim als Consultant auch bis 21 tätig 
war. Deswegen noch mal die Frage: Warum? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ganz einfach. Das war 
ein Leitungsfall, der uns für Monate hin beschäf-
tigt hat. Hier möchte ich jetzt mal eine etwas 
grundsätzlichere Aussage machen zum Thema 
Leitungsfälle. Leitungsfälle, egal ob sie von 
Bundestagsabgeordneten oder von Ressortlei-
tungen an uns herangetragen werden, sind sehr, 
sehr problematisch, weil dort Einzelfälle eine 
Priorität erlangen, die ihnen nach Rechtslage 
nicht zusteht. In diesem Fall ist es ganz beson-
ders. Wie gesagt, er war kein Fall für uns zu dem 
Zeitpunkt, hätte von uns gar nicht bearbeitet wer-
den müssen, hat aber mein Team Stunden und 
Tage gekostet, um solche Anfragen zu beantwor-
ten, sowohl von der Presse als auch von anderen 
Stellen des Hauses. Von daher: Ich stelle einmal 
die ethische Frage generell, ob Leitungsfälle nicht 
in dieser Hinsicht sehr, sehr schwierig zu verant-
worten sind in solchen Krisensituationen, weil 
sie Ressourcen binden, die eigentlich gebraucht 
würden, um Personen zu betreuen, die es zu die-
sem Zeitpunkt dringender bräuchten oder aber 
die rechtmäßigen Anspruch auf diese Betreuung 
hätten - Klammer zu. 

Der Punkt ist die Frage: Wann wusste ich von 
dem CV? Wie gesagt, ich kann nicht mehr sagen, 
wann ich genau diesen CV kannte. Ich weiß nur, 
dass sie mir irgendwann in dem Zeitraum, in 
dem ich mich Herrn Wafi Walim beschäftigt 

habe, vorgelegt worden ist. Ob er zu dem Zeit-
punkt mir schon vorlag: Ich glaube es nicht, aber 
ich kann es nicht ausschließen. Deswegen, wenn 
Sie mir eine E-Mail vorlegen, wo er mir vor die-
sem Zeitpunkt zur Kenntnis gegeben worden ist, 
dann muss ich das eingestehen, aber ich glaube 
nicht, dass Sie mir das Tool vorweisen können. 
Von daher kann ich Ihre Frage auch da nicht ver-
stehen, weil Sie machen mir den Vorwurf, dass 
ich zu dem Zeitpunkt der Beratung diesen CV 
schon kannte. Das müssten Sie mir erst mal be-
weisen, und ich kann es in meiner Erinnerung 
nicht mehr rekurrieren, ob es der Fall war oder 
nicht. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Aber 
Sie haben mal sicherlich irgendeine Form von 
Datenbank anvisiert, um festzustellen - das, was 
Sie hier auch gesagt haben -, dass er vor acht Jah-
ren für die GIZ gearbeitet hat. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Weil ich im SAP-System 
nachschauen kann, wann eine Person bei uns 
ausgeschieden ist. Das kann ich mit einem - - 
Oder das kann nicht ich, sondern mein HR-Team 
kann mit einem Knopfdruck sagen: Wann ist die 
Person eingestellt worden, wie lange war sie für 
uns beschäftigt, in welcher Funktion war sie be-
schäftigt, wann ist sie ausgeschieden? Und aus 
dieser Datenbankabfrage habe ich rausgefunden, 
dass er, ich weiß nicht, ob 2013, 2014, ausge-
schieden ist bei uns. Ich glaube, 2013 war das.  

Deswegen ist es auch umso schwieriger, Verträge 
nachzuvollziehen, weil Verträge, also als Consul-
tant, kann ich eben nicht aus dem System so 
schnell rausziehen. Dann braucht man eine Re-
cherche, die deutlich umfangreicher ist. 

Und noch mal zurück zu Ihrem vorherigen 
Punkt. Die Tatsache, dass eine Consultingfirma 
für uns tätig war innerhalb dieser acht Jahre, 
heißt noch lange nicht, dass er tätig war. Es war 
ganz klar, dass nicht, auch nicht die Eigner von 
Consultingfirmen - - berechtigt sind, im Rahmen 
dieses Ortskräfteverfahrens 2.0 - - sondern wenn 
er persönlich für uns gearbeitet - - Auch das geht 
aus Ihren - wie heißt es? nicht Vorwürfen, wie 
heißt es? - 
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(Der Zeuge wendet sich an 
seinen Rechtsbeistand) 

Vorhaltungen nicht hervor, ob er wirklich per-
sönlich für uns gearbeitet - - in dem Zeitraum 
oder ob nur seine Firma, die er besitzt, tätig war. 
Auch das kann ich Ihnen jetzt nicht sagen, 
sondern nur wenn er selber für uns tätig gewesen 
wäre als Person, dann hätte er nach dem Zeit-
punkt, also nach dem 5. Oktober, wo er schon 
längst evakuiert worden war, für uns arbeiten 
können oder aber aufgrund einer Tatsache, dass 
er eben nach 2013 ausgeschieden ist. - So. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wir 
wissen es aus der Befragung, dass Sie jetzt auch 
mit dem Gewissen nach Hause gehen, Wafi 
Walim hat es selber gemacht. Das wissen wir aus 
meiner Erinnerung zumindest aus der Befragung, 
die wir mit ihm auch hier gemacht haben. Das 
war seine Tätigkeit für die GIZ. 

Ich habe noch mal eine Frage, weil das treibt 
mich wirklich um: wie Sie sicherstellen - wir ha-
ben ja auch mit dem Leiter des Risk Management 
Office gesprochen - - Afghanistan ist ein terri-
torial großes Land. Es gibt viele Provinzen, in 
denen EZ stattgefunden hat oder in denen sich 
ehemalige EZ-Mitarbeiter/-innen auch aufhalten. 
Mich würde ich jetzt wundern, wenn die RMO-
Infrastruktur besser ist als die vom BND, der ja 
auch schon Monate vor Kabul-Fall seine Spei-
chen hochgeklappt hat.  

Deswegen noch mal die Frage, wie Sie sozusagen 
diese Gefährdung ausschließen konnten und 
können, insbesondere - da würde ich Ihnen gern 
noch einen Vorhalt machen - wenn Sie mit Alar-
mierungen von Kolleg/-innen so umgehen, wie 
Sie es mit der Alarmierung der Kollegin K. ge-
macht haben. Und da möchte ich Ihnen jetzt nur 
einen Vorhalt machen, der meiner Meinung nach 
exemplarisch ist. Das ist die MAT A GIZ-3.64, 
Blatt 91 f. vom 5. September 21, eine E-Mail von 
Ihnen an die genannte Kollegin. Da sagen Sie: 

Liebe Frau K…, 

das Afghanistan Team der GIZ 
geht jeder Gefährdungsanzeige 
und jedem Hinweis auf Angriffe 

gegen unsere aktiven und ehe-
maligen Mitarbeitenden sehr ge-
wissenhaft nach. So auch Ihrem 
hier angehängten an mich ge-
richteten Hinweis von gestern, 
18:14 Uhr (und den vier voran-
gegangenen Emails). Da ist es - bei 
allem Respekt für Ihr Engage-
ment - nicht notwendig, dass Sie 
diese Email heute um 12:38 Uhr 
noch einmal direkt an Herrn Schä-
fer-Gümbel schreiben. Jede dieser 
gut gemeinten Hinweise an den 
Vorstand, der von uns täglich 
gebrieft wird, - oder in anderen 
Fällen - an die Presse, Ressortlei-
tungen, MdB, AR-Mitglieder, … 
schafft jede Menge Arbeit für mein 
Team und mich und hält uns da-
von ab, den Kolleg*innen vor Ort 
zu helfen. 

Mit herzlichen Grüßen 

Julius Spatz 

Wie, wenn Sie auf der einen Seite so mit Alar-
mierungen umgegangen sind, dass Sie ohne den 
kompletten Sachstand zu kennen, den Vorstand 
beraten und die Kollegin bitten - - 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Also, wir machen sachliche Fragen und keine 
Unterstellungen, Frau Kollegin. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wie 
haben Sie dann für sich sichergestellt, dass Sie es 
mitbekommen, wenn doch mal Ortskräfte durch 
die Taliban in Probleme geraten? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, um es mal so zu 
sagen: Mein Respekt für den Bundestag sinkt ge-
rade deutlich ab, nicht für den ganzen Bundestag, 
sondern für einzelne Abgeordnete - - sinkt gerade 
wirklich ab, weil ich finde die Befragung weder 
wertschätzend noch auf Erkenntnisinteresse aus-
gerichtet. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Doch. 
Ich möchte es wissen, wie Sie das festgestellt ha-
ben. 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/44 I 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 137 von 140 
 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Ich möchte doch auf 
diese Frage antworten, wenn ich es darf. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Sie dürfen. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, erstens: Sie haben 
Ihre eigene Fragestrategie gerade komplett ad ab-
surdum geführt, weil Sie genau das vorgelesen 
haben, was ich gerade ausgeführt habe: dass Lei-
tungsfälle oder Fälle, in denen Sachen an die 
Presse durchgestochen werden, dazu führen, dass 
Personen Prominenz bekommen und eine Auf-
merksamkeit bekommen, die unangemessen ist, 
weil diese Zeit, die dafür verwendet wird, um 
solche Fälle zu beantworten, besser an anderer 
Stelle - - ausgearbeitet worden sind. 

Dieser spezielle Fall -  Sie haben es vorgelesen - 
ist so: Da gab es vier E-Mails zu dem Thema an 
uns. Es gab eine E-Mail direkt an mich und we-
nige Minuten später - Sie haben es vorgelesen - 
an Herrn Schäfer-Gümbel. Die Frage, ob das not-
wendig ist: Wir haben - und das wusste die Kol-
legin auch aus früheren E-Mails - - Sie wusste, 
dass wir jeder einzelnen Gefährdungsanzeige 
nachgehen. Von daher gibt es keinen Grund, wa-
rum eine Mitarbeiterin diesen Fall noch mal zu 
Herrn Schäfer-Gümbel hochspielen sollte oder 
andere Mitarbeitende der GIZ leider auch an die 
Presse oder an Ressortleitungen geschrieben ha-
ben. Da gibt es - - Teile der Mitarbeiterschaft sind 
halt durch ihr Engagement in Afghanistan ge-
prägt, dass sie eben sich für die Sache einsetzen 
wollen und glauben, dass sie eine gute Sache tun, 
wenn sie möglichst viel Prominenz in den Fall 
bringen. Das ist aber nicht der Fall.  

Wir sind den Vorgängen nachgegangen, und da 
gibt es keinen Grund, warum man darüber Herrn 
Schäfer-Gümbel, die Presse oder Bundestagsabge-
ordnete informieren muss. Das war der einzige 
Punkt, den ich, glaube ich, zwar mit deutlichen, 
aber mit sehr höflichen Worten dargelegt habe. 
Von daher: Ich finde nicht, dass man meine 
Worte im Vergleich zu dem, was Sie mir gerade 
antun - - irgendwie da nicht ordnungsgemäß 
sind. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Aber 
das, was - -  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Und dann zu Ihrer Frage - 
ich bin noch nicht fertig -, noch zu Ihrer Frage: 
Wie wissen wir das? Wir haben, wie ich schon, 
glaube ich, dreimal mittlerweile geantwortet 
habe, ein sehr gut funktionierendes RMO, das - -  
und dem wir jetzt noch Gefährdungsanzeigen 
nachgehen würden. Wenn auch in den Provinzen 
solche Sachen vorkämen, wüssten wir davon. 
Und sie sind nicht vorgekommen, und das 
wurde - - diese Aussage wurde von mehreren 
Zeugen auch schon hier genannt, dass auch ande-
ren - ich glaube, Herr Plate wurde genannt, Herr 
Fischer wurde genannt, und andere wurden ge-
nannt -, dass auch ihnen nichts bekannt ist. Ich 
würde auch der Aussage widersprechen wollen, 
dass unser Lagebild zurzeit schlechter ist als das 
des BND.  

Der BND hatte sicher bis zum 15.08. ein besseres 
Lagebild als wir; aber nach dem 15.08., glaube 
ich, hatten wir das bessere Lagebild, weil wir 
weiter ein funktionierendes RMO haben, was - 
ich kann Ihnen die genaue Zahl nicht sagen - 
aber weit über 100 RMAs, also Risk-Management-
Advisor, in der Fläche hat in den Provinzen, wo 
wir gearbeitet haben, insbesondere Nordprovin-
zen, in Kabul. Wir hatten auch in Herat ein Risk 
Management Office, was wir ja gerade wieder 
rehabilitiert hatten, kurz nachher, weil wir die 
Transporte nach Iran gemacht haben. Also, ich 
glaube, alle Fragen, die Sie jetzt schon zum vier-
ten Mal gestellt haben, sind, glaube ich, schon 
beantwortet. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
So, eine allerletzte sachliche Frage. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
kann so lange fragen, wie ich das brauche, und in 
dem Fall - - 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Nein, das können Sie nicht. 

(Thomas Röwekamp 
(CDU/CSU): Wir haben 

Vereinbarungen!) 
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Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Nee, 
ich habe gesagt, ich habe noch Fragen. Ich habe 
nicht gesagt, da ist nach der dritten Runde 
Schluss. Und der Kollege führt lange aus, und da 
muss ich auch meine Fragen stellen können. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
So, jetzt eine Frage. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die 
Zeugen, die hier auch ausgesagt haben, die aus 
Afghanistan kommen - das möchte ich noch mal 
kurz anmerken -, haben zu genau dieser Frage 
eine ganz eine andere Einschätzung.  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das ist 
mir wichtig noch mal zu betonen. Und ansonsten 
ist für mich wichtig, dass Sie noch mal erklären, 
wie Sie ihre Beratungsfunktion wahrgenommen 
haben. Es geht mir gar nicht um die Einzelfälle 
von oben, von unten, über das ordentliche Ver-
fahren oder über das politische, sondern der Fall 
Wafi Walim wurde ja von der Kollegin K. und ja 
dann auch von Ihnen als Beispiel genommen für: 
Es gibt eine höhere - die Kollegin K. -, oder es 
gibt keine höhere allgemeine Gefährdungslage für 
die EZ-Mitarbeiter/-innen. 

Herr Dr. Spatz, und deswegen noch mal die 
Frage: Wie haben Sie diese Beratungsfunktion 
gegenüber dem Vorstand wahrgenommen, kon-
kret jetzt mit dem Fall Wafi Walim - - daraus zu 
ziehen, dass es keine erhöhte Gefährdungslage 
gibt, wenn Sie nicht mal die relevanten Informa-
tionen vortragen oder - das wäre ja auch legitim 
gewesen - wenn Sie sagen: „Wir wissen nur von 
einer Tätigkeit bis 2013, andere Dinge sind mir 
nicht bekannt“? Dann wäre ja zumindest analy-
tisch der Raum offen geblieben, zu sagen: Viel-
leicht war da noch irgendwas anderes, was ihn 
gefährdet. - Aber Sie haben ja Ihren Vorgesetzten 
beraten mit: Es gibt keine erhöhte Gefährdungs-
lage. - Und da frage ich mich, warum. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Weil - - Ich glaube, dass 
ich die Frage schon viermal beantwortet habe. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Sie müssen die Frage nicht wiederholt beantwor-
ten.  

Zeuge Dr. Julius Spatz: Gut. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Wenn die Frage beantwortet ist in einer vorheri-
gen - - 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Dann ist aus meiner Sicht 
die Frage so beantwortet, wie ich sie hier schon 
viermal beantwortet habe. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Gut. Vielen Dank. - Damit ist die Runde für die 
GRÜNEN vorbei. Hat die AfD noch Fragen? - Herr 
Wundrak. 

Joachim Wundrak (AfD): Ja, danke schön, Herr 
Vorsitzender. - Guten Abend, Herr Dr. Spatz! - 
Bitte helfen Sie mir beim Erkenntnisgewinn. Sie 
haben am 9. September 2021 eine E-Mail von 
Herrn Fischer aus dem BMZ erhalten, in der es 
um die Ausreise von Afghanen über Pakistan 
nach Deutschland ging. Fischer machte darauf 
aufmerksam, dass es gegenüber Pakistan pro-
blematisch sei, einzelne Afghanen in Islamabad 
zurückzulassen, die man deutscherseits nicht in 
Deutschland haben wolle. - Ich beziehe mich auf 
MAT A BMI-3.322 VS-NfD, Blatt 905 und Blatt 
906. Können Sie uns bitte sagen, an welche Per-
sonen Herr Fischer mit der Formulierung „Afgha-
nen, die wir nicht in Deutschland haben möch-
ten“ dachte und weshalb die GIZ diese überhaupt 
zuvor nach Pakistan transportiert hatte? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. - Ich muss es auf-
schreiben, damit ich es nicht vergesse. 

Joachim Wundrak (AfD): Lassen Sie sich Zeit. 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Genau. Okay. Gut. - Also, 
die Frage war ja immer: Am 15.08. wurde ent-
schieden, dass nicht nur unsere Ortskräfte, son-
dern auch viele andere Personen, schutzbedürf-
tige Personen eben eine Aufnahmezusage für 
Deutschland bekommen haben. Diese Entschei-
dung wurde getroffen, ohne dass zu dem Zeit-
punkt es möglich war, Sicherheitsinterviews zum 
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Beispiel zu führen. Und diese Sicherheitsinter-
views mussten ja nachgeholt werden oder auch 
Visumsverfahren. Also, Sicherheitsinterviews 
gab es sowieso nicht; die gibt es ja erst jetzt. Aber 
zum Beispiel auch biometrische Erkennung gab 
es ja nicht, keine Möglichkeit in Kabul; das heißt, 
erst im Rahmen des Visumsverfahrens, das in Pa-
kistan stattgefunden hat, konnte man feststellen, 
ob es nicht einen Treffer gab, einen Sicherheits-
treffer, dass diese Person irgendwie schon mal 
erkennungsdienstlich aufgefallen ist. Und ich 
nehme an, dass Herr Fischer sich genau auf diese 
Personen bezieht, wo dann eben nachträglich 
festgestellt wurde, dass Personen, die eine Auf-
nahmezusage für Deutschland bekommen haben, 
so einen Sicherheitstreffer hatten und deswegen 
auch nicht nach Deutschland einreisen konnten 
und deswegen dann vor Ort hätten zurückbleiben 
können. 

Für unsere Ortskräfte der GIZ kann ich ausschlie-
ßen, dass es einen einzigen Sicherheitstreffer gab. 
Mir ist kein einziger Fall - - Nein, ich kann sie 
ausschließen. Mir ist kein einziger Fall bekannt, 
in dem es einen Sicherheitstreffer bei unseren 
Ortskräften gegeben hat, die eine Aufnahme-
zusage für Deutschland bekommen haben. Für 
andere Personen, die eine Aufnahmezusage be-
kommen haben, kann ich das nicht ausschließen. 

Joachim Wundrak (AfD): Also, Sie können es 
nicht ausschließen? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Für meine, ja; für andere 
kann ich es nicht. 

Joachim Wundrak (AfD): Ja, ja, okay, habe ich 
verstanden. Sie können es nicht ausschließen. - 
Das heißt also, Sie können uns auch nicht sagen, 
wie viele Afghanen, die nach Pakistan befördert 
worden sind von Ihnen, dann anschließend nicht 
nach Deutschland weiter verbracht werden soll-
ten? Was ist mit denen dann geschehen? Können 
Sie darüber eine Aussage machen? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, wir haben ja das 
Visumsverfahren nicht gemacht. Ich kann es 
wahrscheinlich - - Ich könnte es wahrscheinlich 
aus unserer Datenbank sagen für die Personen, 
die wir mit unseren Operationen rübergebracht 

haben. Für die könnte ich wahrscheinlich nach-
vollziehen, ob sie bei uns in den Bus eingestiegen 
sind und dann nachher auch im Flieger nach 
Deutschland gekommen sind. Aber ich kann es 
nicht für die Personen sagen, die sich selbststän-
dig über die Grenze begeben haben. Und weil das 
Visumsverfahren - - Da sind wir gar nicht mit 
drin. Wir kommen nur ins Spiel von der Fahrt 
von Kabul bis Islamabad, Unterbringung und 
dann wieder, sobald sie das Visumsverfahren 
durchlaufen haben, wir sie auf die Flieger setzen. 
Aber wenn jemand durchs Visumsverfahren fällt 
und gar nicht unter unserer Unterstützung war, 
wüssten wir davon nicht. Und deswegen kann 
ich Ihnen keine Aussage treffen, wie viele Perso-
nen dort - -  

Joachim Wundrak (AfD): Wer könnte diese Aus-
sage denn treffen? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Die deutsche Botschaft in 
Pakistan. 

Joachim Wundrak (AfD): Okay, ja. - Und eine 
letzte Frage noch, Herr Dr. Spatz. Der frühere 
GIZ-Mitarbeiter Hans-Hermann Dube, den ich 
sehr schätze, hat hier vor dem Untersuchungs-
ausschuss dargelegt, dass er und offenbar auch 
weitere GIZ-Kollegen nach dem Zusammenbruch 
der Regierung Ghani - und ich zitiere - „sehr 
freundliche Anrufe aus dem Talibanlager“ be-
kam, in der die Bitte an ihn herangetragen wurde, 
nun nicht alle GIZ-Mitarbeiter wegzuholen, da 
man diese im neuen Afghanistan brauchte. Das 
ist im Protokoll der UA-Sitzung vom 22.09.2022, 
Seite 95. - Würde mich interessieren, ob Sie auch 
solche freundlichen Anrufe erhalten haben? 
Wenn ja, wie haben Sie da reagiert? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nein, ich habe keinen 
solchen Anruf erhalten. 

Joachim Wundrak (AfD): Haben Sie von anderen 
Bittanrufen der Taliban bei GIZ-Mitarbeitern ge-
hört, und wie haben die dann gegebenenfalls ge-
antwortet? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Also, ich weiß, dass diese 
Frage - - also, dass die Taliban gegenüber uns den 
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Wunsch geäußert haben, dass wir im Land blei-
ben, ja. Das wurde geäußert, diese Aussage, im 
Rahmen der niederschwelligen Sicherheits-
dialoge, dass sie sich freuen würden, wenn 
Deutschland weitermachen würde, aber nicht 
durch Anrufe, sondern eben - - Das waren meis-
tens dann eben Videocalls, die wir gemacht ha-
ben. Dort wurde das thematisiert. Aber ich habe 
weder an diesen Gesprächen teilgenommen noch 
habe ich so einen Anruf bekommen. 

Joachim Wundrak (AfD): Ich danke für Ihre Mit-
arbeit. Das war‘s. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Frau Kollegin Jurisch. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ich habe noch 
eine ganz kurze Frage. Sie haben vorher gesagt, 
dass Sie ab dem 15. August Ihrer Auffassung 
nach ein besseres Lagebild als der BND gehabt 
haben. Ist Ihnen bekannt, inwiefern der BND sich 
auch auf das Lagebild des RMO abgestützt hat? 
Also, wie ist da das Verhältnis gewesen? Haben 
Sie dazu Erkenntnisse? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nein. Also, ich weiß nur, 
dass wir unsere Lageeinschätzungen regelmäßig 
mit den Ressorts geteilt haben. Und wir haben 
keinen Kontakt zum BND, also ich zumindest 
nicht, gehabt. Und ob dann unsere Lagebilder 
auch dem BND vorgelegt worden sind, kann ich 
nicht beantworten. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Da haben Sie 
keine Erkenntnisse dazu? 

Zeuge Dr. Julius Spatz: Nein. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay, gut. - 
Dann danke ich Ihnen. 

Stellvertretender Vorsitzender Thomas Erndl: 
Vielen Dank. - Damit darf ich feststellen, dass wir 
mit der Runde fertig sind. Die SPD hat keine Fra-
gen mehr. - Die Union hat keine Fragen mehr. 
Bündnis 90/Die Grünen? Habt ihr noch Fragen? - 
Keine Fragen mehr. Danke schön. AfD, habe ich 
vernommen, keine Fragen mehr. FDP auch nicht. 
Linke sind nicht mehr da. Vielen Dank. - Dann 

haben wir es geschafft. Ich stelle fest, dass es 
keine Fragen mehr gibt von den einzelnen Frak-
tionen. 

Damit können wir Ihre Befragung, Herr Dr. Spatz, 
für heute beenden. Im Rechtssinne abgeschlossen 
ist Ihre Vernehmung damit allerdings noch nicht. 
Ihnen wird das Protokoll der Vernehmung über-
sandt, und Sie haben dann zwei Wochen Zeit, 
etwaige Protokollierungsfehler zu monieren oder 
Ihre Aussage gegebenenfalls inhaltlich richtigzu-
stellen oder zu ergänzen. Erst danach beschließt 
der Ausschuss den Abschluss der Vernehmung. 

Ich darf mich ganz herzlich bei Ihnen bedanken, 
wünsche Ihnen und auch Ihrem Rechtsbeistand 
noch einen schönen Tag. 

Wir sind am Ende der Beweisaufnahmesitzung 
angelangt.  

Die nächste öffentliche Beweisaufnahmesitzung 
ist voraussichtlich für den 21. September, 
12.00 Uhr, geplant.  

Ich wünsche allen eine gute Heimreise und einen 
schönen Abend. Vielen Dank. Die Sitzung ist ge-
schlossen. 

(Schluss: 23.03 Uhr) 
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Berichtigungen und Ergänzungen zum vorläufigen stenografischen Protokoll der 
öffentlichen Zeugenvernehmung von Dr. Julius Spatz am 6. Juli 2023 im 1. 
Untersuchungsausschuss der 20. Wahlperiode nach Artikel 44 des Grundgesetzes 

Vorläufiges stenografisches Protokoll Berichtigung / Ergänzung

S. 69, rechte Spalte, oben

„[…] ist es uns gelungen, unterstützt die 
Bundesregierung, 24 nationale Mitarbeitende 
und 68 [sic!] Familienangehörige evakuieren zu 
lassen“.  

[…] ist es uns gelungen, unterstützt durch die 
Bundesregierung, 24 nationale Mitarbeitende 
und 86 Familienangehörige evakuieren zu 
lassen“  

S. 72, linke Spalte, mittig

„[…] dass die EZ weitergehen soll, auch nach 
dem Abzug der Bundesregierung [sic!]“  

„[…] dass die EZ weitergehen soll, auch nach 
dem Abzug der Bundeswehr“  

S. 74, rechte Spalte, unten

„Dann wurden die Sicherheitsinterviews ersetzt 
durch Fragebögen […]“ 

„Dann wurden die Interviews zur Validierung 
der Gefährdungsanzeige ersetzt durch 
Fragebögen […]“ 

S. 81, rechte Spalte, mittig

„Wenn ich sagte, ich brauche in der militärischen 
… (akustisch unverständlich) drei 
Entscheidungen […]“ 

„Wenn ich sagte, ich brauche in der militärischen 
Evakuierung drei Entscheidungen […]“ 

S. 86, rechte Spalte, mittig

„[…] wenn wir überlegen, „Geht das zu InS oder 
in den Gemeinnützigen Bereich?“, dass solange 
die Nicht-BMZler mehrheitlich betroffen sind, es 
dann dem gemeinnützigen Bereich zugeordnet 
werden kann.“ 

„[…] wenn wir überlegen, „Geht das zu InS oder 
in den Gemeinnützigen Bereich?“, dass solange 
die BMZler mehrheitlich betroffen sind, es dann 
dem gemeinnützigen Bereich zugeordnet 
werden kann.“ 

S. 88, rechte Spalte, oben

„Und dann werden Sie von dort, wenn sie das 
Sicherheitsniveau bestehen […]“ 

„Und dann werden Sie von dort, wenn sie das 
Sicherheitsinterview bestehen […]“ 

S. 89, rechte Spalte, oben

„Ich weiß jetzt nicht genau, welche Beträge er 
hatte und wann, aber das war irrelevant.“ 

„Ich weiß jetzt nicht genau, welche Verträge er 
hatte und wann, aber das war irrelevant.“ 

S. 100, linke Spalte, mittig

„Und diese wurden von Herrn B. zusammen mit 
uns – und wir wiederum mit BMZ und 
wahrscheinlich auch AA – bewertet, ob diese 
Reparationsrisiken überwiegen.“ 

„Und diese wurden von Herrn B. zusammen mit 
uns – und wir wiederum mit BMZ und 
wahrscheinlich auch AA – bewertet, ob diese 
Reputationsrisiken überwiegen.“ 
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S. 128, rechte Spalte, unten

„Wir haben in einem Buskonvoi 22 Ortskräfte, 98 
Familienangehörige durchgebracht.“ 

„Wir haben in einem Buskonvoi 22 Ortskräfte, 
inkl. Familienangehörige 98 Personen
durchgebracht.“ 

S. 130, linke Spalte, oben

„Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm.“ „Zeuge Dr. Julius Spatz: Mhm.“ [Zustimmendes 
Nicken]


